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Geschäftsordnungsentwurf 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 


Entwurf einer Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 


A. Problem 

Aufgrund der Änderung der Artikel 39 und 45 c des Grund- 
gesetzes stimmt die geltende Geschäftsordnung mit der Ver- 
fassung nicht mehr überein. Zahlreiche Bestimmungen der 
Geschäftsordnung sind zum Teil überholt, widersprüchlich 
bzw. interpretationsbedürftig. Bei den Anlagen zur Geschäfts- 
ordnung, die ihre Handhabung erschwerten, war bereits bei 
einigen bei ihrer Anfügung beschlossen worden, daß sie nach 
Prüfung ihrer Praktikabilität in den Text der Geschäftsord- 
nung eingefügt werden sollten. Einige Bestimmungen der Ge- 
schäftsordnung enthielten wortwörtlich den Text des Grund- 
gesetzes, wodurch die Anwendung dieser Bestimmungen pro- 
blematisch wurde, vor allem hinsichtlich des § 127 — Abwei- 
chungen von der Geschäftsordnung — . Nicht zuletzt war die 
starre Regelung der Redezeiten in der Geschäftsordnung un- 
praktikabel. 


B. Lösung 

Gesamtreform der Geschäftsordnung, wie sie. bereits in frühe- 
ren Wahlperioden mehrfach verlangt wurdö, unter Berück- 
sichtigung der o. a. Probleme, insbesondere Streichung über- 
flüssiger und Klarstellung umstrittener Bestimmungen bzw. 
Anpassung einiger Bestimmungen an die Neufassung des 
Grundgesetzes. Wegfall einiger Anlagen durch Einbeziehung 
der Regelungen in den Text der Geschäftsordnung. Eliminie- 
rung des Grundgesetztextes aus der Geschäftsordnung — die 
in bezug genommenen Texte des Grundgesetzes werden als 
Fußnote angefügt — . Ermächtigung an den Ältestenrat, für die 
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Aussprache über den Verhandlungsgegenstand den angemes- 
senen Aussprachetyp vorzuschlagen. 


C. Alternativen 

Soweit im Ausschuß zur Lösung bestimmter Fragen mehrere 
erwägenswerte Regelungen vorgeschlagen wurden, hat er Al- 
ternativen unterbreitet, um den Fraktionen die verschiedenen 
Lösungsmöglichkeiten zu verdeutlichen. Dies gilt für die Zahl 
der Berichterstatter, das Zutrittsrecht von Mitgliedern des 
Bundestages zu den Ausschüssen und bei der Abgrenzung der 
Zulässigkeit von mündlichen Fragen. 


D. Kosten 

entfällt 
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Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
in der derzeit geltenden Fassung *) 


I. Wahl des Präsidenten, der Stellvertreter 
und Schriftführer 

' § 1 

Konstituierung 

(1) Der Bundestag wird zu seiner ersten Sitzung 
von dem bisher amtierenden Präsidenten des Bun- 
destages spätestens zum dreißigsten Tage nach der 
Wahl, jedoch nicht vor dem Ende der Wahlperiode 
des vorhergehenden Bundestages einberufen. 

(2) Beim ersten Zusammentreten des Bundesta- 
ges nach einer Neuwahl führt das an Jahren 
älteste oder, wenn es ablehnt, das nächstälteste 
Mitglied des Bundestages den Vorsitz, bis der 
neugewählte Präsident oder einer seiner Stellver- 
treter das Amt übernimmt. 

(3) Der Alterspräsident ernennt vier Mitglieder 
des Bundestages zu vorläufigen Schriftführern. 
Hierauf erfolgt der Namensaufruf der Mitglieder 
des Bundestages. 

(4) Nach Feststellung der Beschlußfähigkeit wird 
die Wahl des Präsidenten, der Stellvertreter und 
der Schriftführer vorgenommen. 


52 

Wahl des Präsidenten und der Stellvertreter 

(1) Der Bundestag wählt mit verdeckten Stimm- 
zetteln in besonderen Wahlhandlungen den Präsi- 
denten und seine Stellvertreter für die Dauer der 
Wahlperiode. 

(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit 
der Mitglieder des Bundestages erhält. Ergibt sich 
im ersten Wahlgang keine Mehrheit, so können für 
einen zweiten Wahlgang neue Bewerber vorge- 
schlagen werden. Ergibt sich auch dann keine 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Bundes- 

*) In der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Mai 
1970 (BGBl. I S. 628), zuletzt geändert durch Beschluß 
vom 19. Juni 1975 — Bekanntmachung vom 24. Juni 
1975 (BGBl. I S. 1848). 


Entwurf des 1. Ausschusses 
für eine Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages 

I. Wahl des Präsidenten, der Stellvertreter 
und Schriftführer 

§1 

Konstituierung 

(1) Der Bundestag wird zu seiner ersten Sitzung 
von dem bisher amtierenden Präsidenten des Bun- 
destages spätestens zum dreißigsten Tage nach der 
Wahl (Artikel 39 des Grundgesetzes) einberufen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

Artikel 39 Abs. 1 und 2 GG 

(1) Der Bundestag wird auf vier Jahre gewählt. 
Seine Wahlperiode endet mit dem Zusammentritt ei- 
nes neuen Bundestages. Die Neuwahl findet frühe- 
stens fünfundvierzig, spätestens siebenundvierzig Mo- 
nate nach Beginn der Wahlperiode statt. Im Falle 
einer Auflösung des Bundestages findet die Neuwahl 
innerhalb von sechzig Tagen statt. 

(2) Der Bundestag tritt spätestens am dreißigsten 
Tage nach der Wahl zusammen. 

§2 

Wahl des Präsidenten und der Stellvertreter 

unverändert 
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Geltende Fassung 

tages, so kommen die beiden Anwärter mit den 
höchsten Stimmenzahlen in die engere Wahl. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los durch die 
Hand des amtierenden Präsidenten. 


§3 

Wahl der Schriftführer 

Der Bundestag beschließt die Zahl der Schriftfüh- 
rer. Sie können gemeinsam auf Grund eines Vor- 
schlages der Fraktionen gewählt werden. Bei der 
Festlegung der Zahl der Schriftführer und ihrer 
Verteilung auf die Fraktionen ist § 12 zu beachten. 


II. Wahl des Bundeskanzlers 

§4 

Wahl des Bundeskanzlers 

(1) Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des 
Bundespräsidenten vom Bundestag ohne Ausspra- 
che gewählt. 

(2) Die Wahl erfolgt mit verdeckten Stimmzet- 
teln. Der Vorgeschlagene ist gewählt, wenn er die 
Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Bundes- 
tages auf sich vereinigt. 

(3) Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, so 
kann der Bundestag binnen vierzehn Tagen nach 
dem Wahlgang mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
einen Bundeskanzler wählen. 

(4) Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht 
zustande, so findet unverzüglich ein neuer Wahl- 
gang statt, in dem gewählt ist, wer die meisten 
Stimmen erhält. 

(5) Die Wahlvorschläge aus der Mitte des Bun- 
destages gemäß den Absätzen 3 und 4 bedürfen der 
Unterstützung eines Viertels der Mitglieder des 
Bundestages. 


Entwurf des 1. Ausschusses 


Artikel 40 Abs. 1 GG 

(1) Der Bundestag wählt seinen Präsidenten, dessen 
Stellvertreter und die Schriftführer. Er gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

Artikel 121 GG 

Mehrheit der Mitglieder des Bundestages und der 
Bundesversammlung im Sinne dieses Grundgesetzes 
ist die Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl. 

§ 3 

Wahl der Schriftführer 

unverändert 


II. Wahl des Bundeskanzlers 

§ 4 

Wahl des Bundeskanzlers 

Die Wahl des Bundeskanzlers (Artikel 63 des 
Grundgesetzes) erfolgt mit verdeckten Stimmzet- 
teln. Wahlvorschläge zu den Wahlgängen gemäß 
Artikel 63 Abs. 3 und 4 des Grundgesetzes sind 
von einem Viertel der Mitglieder des Bundestages 
oder einer Fraktion, die mindestens ein Viertel der 
Mitglieder des Bundestages umfaßt, zu unterzeich- 
nen. 


Artikel 63 GG 

(1) Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des 
Bundespräsidenten vom Bundestag ohne Aussprache 
gewählt. 

(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit 
der Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt. 
Der Gewählte ist vom Bundespräsidenten zu ernen- 
nen. 

(3) Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, so 
kann der Bundestag binnen vierzehn Tagen nach 
dem Wahlgange mit mehr als der Hälfte seiner Mit- 
glieder einen Bundeskanzler wählen. 

(4) Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht 
zustande, so findet unverzüglich ein neuer Wahl- 
gang statt, in dem gewählt ist, wer die meisten Stim- 
men erhält. Vereinigt der Gewählte die Stimmen 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages auf 
sich, so muß der Bundespräsident ihn binnen sieben 
Tagen nach der Wahl ernennen. Erreicht der Ge- 
wählte diese Mehrheit nicht, so hat der Bundespräsi- 
dent binnen sieben Tagen entweder ihn zu ernennen 
oder den Bundestag aufzulösen. 

' Eidesleistung siehe Artikel 64 Abs. 2 GG 
Mehrheit der Mitglieder: Artikel 121 GG, abge- 
druckt bei § 2. 
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III. Präsident, Präsidium und Ältestenrat 

§5 

Präsidium 

Der Präsident und die stellvertretenden Präsiden- 
ten bilden das Präsidium. 

§6 

Ältestenrat 

(1) Der Ältestenrat besteht aus dem Präsidenten, 
seinen Stellvertretern und dreiundzwanzig weiteren 
von den Fraktionen gemäß § 12 zu benennenden 
Mitgliedern. Die Einberufung und Leitung obliegt 
dem Präsidenten. Er muß ihn .einberufen, wenn 
eine Fraktion es verlangt. 

(2) Der Ältestenrat unterstützt den Präsidenten 
bei der Führung der Geschäfte. Er führt eine 
Verständigung zwischen den Fraktionen über die 
Besetzung der Stellen der Ausschußvorsitzenden 
und ihrer Stellvertreter sowie über den Arbeitsplan 
des Bundestages herbei. Dabei soll er für eine 
längere Zeit im Voraus die Termine der Plenarwo- 
chen für die Fachbereiche festlegen. Die vorran- 
gige Behandlung aktueller und eilbedürftiger 
Gegenstände bleibt unberührt. Bei der Wahrneh- 
mung der in diesem Absatz genannten Aufgaben 
ist der Ältestenrat kein Beschlußorgan. 

(3) Der Ältestenrat beschließt über die inneren 
Angelegenheiten des Bundestages, soweit sie nicht 
dem Präsidenten oder dem Präsidium Vorbehalten 
sind. Er stellt den Voranschlag für den Haushalts- 
einzelplan des Bundestages auf. Er verfügt über die 
Verwendung der dem Bundestag vorbehaltenen 
Räume. 


(4) Für die Angelegenheiten der Bibliothek, des 
Archivs und anderer Dokumentationen setzt der 
Ältestenrat einen ständigen Unterausschuß ein, 
dem auch Mitglieder des Bundestages, die nicht 
Mitglied des Ältestenrates sind, angehören können. 

§7 

Aufgaben des Präsidenten 

(1) Der Präsident vertritt den Bundestag und 
regelt seine Geschäfte. Er wahrt die Würde und 
die Rechte des Bundestages, fördert seine Arbeiten, 
leitet die Verhandlungen gerecht und unparteiisch 
und wahrt die Ordnung im Hause. Er hat beratende 
Stimme in allen Ausschüssen. 

(2) Dem Präsidenten steht das Hausrecht und die 
Polizeigewalt in allen der Verwaltung des Bundes- 
tages unterstehenden Gebäuden, Gebäudeteilen 
und Grundstücken zu. Der Präsident erläßt im 
Einvernehmen mit dem Ausschuß für Wahlprüfung, 


Entwurf des 1. Ausschusses 

III. Präsident, Präsidium und Ältestenrat 

§5 

Präsidium 

unverändert 


§ 6 

Ältestenrat 

(1) unverändert 


(2) Der Ältestenrat unterstützt den Präsidenten 
bei der Führung der Geschäfte. Er führt eine 
Verständigung zwischen den Fraktionen über die 
Besetzung der Stellen der Ausschußvorsitzenden und 
ihrer Stellvertreter sowie über den Arbeitsplan des 
Bundestages herbei. Bei der Wahrnehmung der in 
diesem Absatz genannten Aufgaben ist der Älte- 
stenrat kein Besghlußorgan. 


(3) Der Ältestenrat beschließt über die iimeren 
Angelegenheiten des Bundestages, soweit sie nicht 
dem Präsidenten oder dem Präsidium Vorbehalten 
sind. Er verfügt über die Verwendung der dem 
Bundestag vorbehaltenen Räume. Er stellt den Vor- 
anschlag für den Haushaltseinzelplan des Bundes- 
tages auf, von dem der Haushaltsausschuß nur im 
Benehmen mit dem Ältestenrat abweichen kann. 

(4) unverändert 


§ 7 

Aufgaben des Präsidenten 

unverändert 
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Immunität und Geschäftsordnung eine Hausord- 
nung. 

(3) Der Präsident schließt die Verträge, die für 
die Bundestagsverwaltung von erheblicher Bedeu- 
tung sind, im Benehmen mit seinen Stellvertretern 
ab. Ausgaben im Rahmen des Haushaltsplanes 
weist der Präsident an. 

(4) Der Präsident ist die oberste Dienstbehörde 
der Bundestagsbeamten. Er ernennt und stellt die 
Bundestagsbeamten nach den gesetzlichen und all- 
gemeinen Verwaltungs Vorschriften ein und versetzt 
sie in den Ruhestand. Auch die nichtbeamteten 
Bediensteten des Bundestages werden von dem 
Präsidenten eingestellt und entlassen. Maßnahmen 
nach Satz 2 und 3 trifft der Präsident, soweit 
Beamte des höheren Dienstes oder entsprechend 
eingestufte Angestellte betroffen sind, im Beneh- 
men mit den stellvertretenden Präsidenten, soweit 
leitende Beamte (A 16 und höher) oder entspre- 
chend eingestufte Angestellte eingestellt, befördert 
bzw. höhergestuft werden, mit Zustimmung des 
Präsidiums. 

(5) Ist der Präsident verhindert, vertritt ihn einer 
seiner Stellvertreter aus der zweitstärksten Frak- 
tion. 


§8 

Sitzungsvorstand 

(1) In den Sitzungen des Bundestages bilden der 
amtierende Präsident und zwei Schriftführer den 
Sitzungsvorstand. 

(2) Der Präsident bestimmt im Einvernehmen mit 
seinen Stellvertretern die Reihenfolge der Vertre- 
tung. Sind Präsident und Stellvertreter gleichzeitig 
verhindert, so übernimmt der Alterspräsident die 
Leitung. 

(3) Stehen die gewählten Schriftführer für eine 
Sitzung des Bundestages nicht in ausreichender 
Zahl zur Verfügung, so bestellt der amtierende 
Präsident andere Mitglieder des Bundestages als 
Stellvertreter. 

§ 9 

Aufgaben der Schriftführer 

Die Schriftführer unterstützen den Präsidenten. 
Sie haben die Schriftstücke vorzulesen, die Ver- 
handlungen zu beurkunden, die Rednerlisten zu 
führen, die Namen aufzurufen, die Stimmen zu 
sammeln und zu zählen, die Berichtigungen der 
stenographischen Sitzungsberichte zu überwachen 
und andere Angelegenheiten des Bundestages nach 
den Weisungen des Präsidenten zu besorgen. Der 
Präsident verteilt die Geschäfte. 


Entwurf des 1. Ausschusses 


Artikel 40 Abs. 2 GG 

(2) Der Präsident übt das Hausrecht und die Poli- 
zeigewalt im Gebäude des Bundestages aus. Ohne 
seine Genehmigung darf in den Räumen des Bundes- 
tages keine Durchsuchung oder Beschlagnahme statt- 
finden. 

§ 8 

Sitzungsvorstand 

unverändert 


§ 9 

Aufgaben der Schriftführer 

Die Schriftführer unterstützen den Präsidenten. 
Sie haben die Schriftstücke vorzulesen, die Ver- 
handlungen zu beurkunden, die Rednerlisten zu 
führen, die Namen aufzurufen, die Stimmzettel zu 
sammeln und zu zählen, die Berichtigungen der 
Plenarprotokolle zu überwachen und andere Ange- 
legenheiten des Bundestages nach den Weisungen 
des Präsidenten zu besorgen. Der Präsident verteilt 
die Geschäfte. 
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IV. Fraktionen 

§10 

Bildung der Fraktionen 

(1) Die Fraktionen sind Vereinigungen von min- 
destens fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages, die derselben Partei oder solchen 
Parteien angehören, die auf Grund gleichgerichte- 
ter politischer Ziele in keinem Land miteinander 
im Wettbewerb stehen. Schließen sich Mitglieder 
des Bundestages abweichend von Satz 1 zusammen, 
bedarf die Anerkennung als Fraktion der Zustim- 
mung des Bundestages. 

(2) Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, 
die Namen der Vorsitzenden, Mitglieder und Gäste 
sind dem Präsidenten schriftlich mitzuteilen. 

(3) Fraktionen können Gäste aufnehmen, die bei 
der Feststellung der Fraktionsstärke nicht mitzäh- 
len, jedoch bei der Bemessung der Stellenanteile 
(§ 12) zu berücksichtigen sind. 

(4) Mitglieder des Bundestages, die sich zusam- 
menschließen wollen, ohne Fraktionsstärke zu 
erreichen, können als Gruppe anerkannt werden. 
Für sie gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

(5) Technische Arbeitsgemeinschaften zwischen 
Fraktionen können nicht zu einer Änderung der 
Stellenanteile führen, die den einzelnen Fraktionen 
nach ihrer Stärke zustehen. 

§11 

Reihenfolge der Fraktionen 

Nach der Stärke der Fraktionen bestimmt sich 
ihre Reihenfolge. Bei gleicher Fraktionsstärke ent- 
scheidet das Los, das vom Präsidenten in einer 
Sitzung des Bundestages gezogen wird. Erledigte 
Mitgliedersitze werden bis zur Neubesetzung bei 
der Fraktion mitgezählt, die sie bisher innehatte. 

§12 

Stellenanteile der Fraktionen 

Die Zusammensetzung des Ältestenrates und der 
Ausschüsse sowie die Regelung des Vorsitzes in 
den Ausschüssen ist im Verhältnis der Stärke der 
einzelnen Fraktionen vorzunehmen. Derselbe 
Grundsatz wird bei Wahlen, die der Bundestag 
vorzunehmen hat, angewandt. 

Abschnitt V (§§ 13 bis 15) 
entfällt 


Entwurf des 1. Ausschusses 

IV. Fraktionen 

§ 10 

Bildung der Fraktionen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Mitglieder des Bundestages, die sich zusam- 
menschließen wollen, ohne Fraktionsmindeststärke 
zu erreichen, können als Gruppe anerkannt wer- 
den. Für sie gelten die Absätze 2 und 3 entspre- 
chend. 

(5) unverändert 

§ 11 

Reihenfolge der Fraktionen 

unverändert 


§ 12 

Stellenanteile der Fraktionen 

unverändert 
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V/. Pflichten und Rechte der Mitglieder 
des Bundestages 

§16 

Pflichten der Mitglieder des Bundestages 

(1) Die Mitglieder des Bundestages sind ver- 
pflichtet, an den Arbeiten des Bundestages teilzu- 
nehmen. 

(2) An jedem Sitzungstag wird eine Anwesen- 
heitsliste ausgelegt, in die sich die Mitglieder des 
Bundestages einzutragen haben. Die Folgen der 
Nichteintragung und der Nichtbeteiligung an einer 
namentlichen Abstimmung ergeben sich aus dem 
Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder des 
Bundestages. 

§17 

entfällt 

§18 

Urlaub 

Urlaub erteilt der Präsident, bei Anträgen auf 
Urlaub für länger als eine Woche grundsätzlich im 
Benehmen mit dem Ältestenrat. Urlaub auf unbe- 
stimmte Zeit wird nicht erteilt. 

§19 

Beanstandung und Erlöschen der Mitgliedschaft 

Die Ausübung eines beanstandeten Mandats 
eines Mitgliedes des Bundestages regelt sich nach 
den Bestimmungen des Wahlprüfungsgesetzes. 


§20 

Ausweise und Drucksachen 

(1) Jedes Mitglied des Bundestages erhält vom 
Bundestag für die Dauer der Wahlperiode einen 
Ausweis über seine Eigenschaft als Mitglied des 
Bundestages, eine Fahrkarte für alle staatlichen 
Verkehrsmittel und das Amtliche Handbuch des 
Deutschen Bundestages. 

(2) Die Drucksachen gelten als verteilt, wenn 
sie dem Mitglied des Bundestages in sein Fach 
eingelegt sind. 

§21 

Akteneinsicht und -abgabe 

(1) Die Mitglieder des Bundestages sind berech- 
tigt, alle Akten einzusehen, die sich in der Ver- 
wahrung des Bundestages oder eines Ausschusses 
befinden; die Arbeiten des Bundestages oder seiner 
Ausschüsse, ihrer Vorsitzenden oder Berichterstat- 


Entwurf des 1. Ausschusses 

V. Pflichten und Rechte der Mitglieder 
des Bundestages 

§ 13 

Pflichten der Mitglieder des Bundestages 

unverändert 


§ 14 
Urlaub 

Urlaub erteilt der Präsident. Urlaub auf unbe- 
stimmte Zeit wird nicht erteilt. 


§ 15 

Anfechtung und Verlust der Mitgliedschaft 

Die Rechte eines Mitgliedes des Bundestages, 

dessen Mitgliedschaft angefochten ist, regeln sich 
nach den Bestimmungen des Wahlprüfungsgeset- 
zes. Nach diesem Gesetz richtet sich auch der 
Verlust der Mitgliedschaft. 


entfällt 


wird § 123 Abs. 1 zweiter Halbsatz 

§16 

Akteneinsicht und -abgabe 

(1) unverändert 
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ter dürfen dadurch nicht behindert werden. Die 
Einsichtnahme in persönliche Akten und Abrech- 
nungen, die beim Bundestag über seine Mitglieder 
geführt werden, ist nur dem betreffenden Mitglied 
des Bundestages möglich. Wünschen andere Mit- 
glieder des Bundestages etwa als Berichterstatter 
oder Ausschußvorsitzende oder Persönlichkeiten 
außerhalb des Hauses Einsicht in diese Akten, 
dann kann dies nur mit Genehmigung des Präsi- 
denten und des betreffenden Mitgliedes des Bun- 
destages geschehen. Akten des Bundestages, die 
ein Mitglied des Bundestages persönlich betreffen, 
kann es jederzeit einsehen. 

(2) Zum Gebrauch außerhalb des Bundeshauses 
werden Akten nur an die Vorsitzenden oder 
Berichterstatter der Ausschüsse für ihre Arbeiten 
abgegeben. 

(3) Ausnahmen kann der Präsident genehmigen. 

(4) Für Verschlußsachen gelten die Bestimmun- 
gen der Geheimschutz Ordnung des Deutschen Bun- 
destages (§ 21 a) 

§ 21 a 

Geheimschutzordnung 

Der Bundestag beschließt eine Geheimschutzord- 
nung, die Bestandteil dieser Geschäftsordnung ist 
(Anlage 2) . Sie regelt die Behandlung aller Angele- 
genheiten, die durch- besondere Sicherungsmaßnah- 
men gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte 
geschützt werden müssen. 

§22 

Ehrenordnung 

Der Bundestag kann sich eine Ehrenordnung 
geben. 


Entwurf des 1. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) Für Verschlußsachen gelten die Bestimmun- 
gen der Geheimschutzordnung des Deutschen Bun- 
destages (§ 17 ). 

§17 

Geheimschutzordnung 

Der Bundestag beschließt eine Geheimschutzord- 
nung, die Bestandteil dieser Geschäftsordnung ist 
(Anlage 3). Sie regelt die Behandlung aller Angele- 
genheiten, die durch besondere Sicherungsmaßnah- 
men gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte 
geschützt werden müssen. 

§18 

Verhaltensregeln 

Der Bundestag beschließt Verhaltensregeln für 
seine Mitglieder. 


VII. Tagesordnung, Einberufung, Leitung 
der Sitzung und Ordnungsmaßnahmen 

§23 

Sitzungen 

Der Bundestag verhandelt öffentlich. Auf Antrag 
eines Zehntels seiner Mitglieder oder auf Antrag 
der Bundesregierung kann mit Zweidrittelmehrheit 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden, über 
den Antrag wird in nichtöffentlicher Sitzung ent- 
schieden (Artikel 42 Abs. 1 des Grundgesetzes). 


VI. Tagesordnung, Einberufung, Leitung 
der Sitzung und Ordnungsmaßnahmen 

§ 19 

Sitzungen 

Der Bundestag verhandelt öffentlich. Die Öffent- 
lichkeit kann nach Artikel 42 Abs. 1 des Grundgeset- 
zes ausgeschlossen werden. 

Artikel 42 Abs. 1 GG 

(1) Der Bundestag verhandelt öffentlich. Auf An- 
trag eines Zehntels seiner Mitglieder oder auf An- 
trag der Bundesregierung kann mit Zweidrittelmehr- 
heit die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden, über 
den Antrag wird in nichtöffentlicher Sitzung ent- 
schieden. 
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§24 

Tagesordnung 

(1) Termin und Tagesordnung jeder Sitzung des 
Bundestages werden im Ältestenrat vereinbart, es 
sei denn, daß der Bundestag vorher darüber 
beschließt oder der Präsident sie nach § 25 Abs. 1 
selbständig festsetzt. 

(2) Die Tagesordnung wird den Mitgliedern des 
Bundestages, dem Bundesrat und der Bundesregie- 
rung mitgeteilt. Sie gilt, wenn kein Widerspruch 
erfolgt, mit Aufruf des Punktes 1 als festgestellt. 
Nach Eröffnung jeder Plenarsitzung kann vor Ein- 
tritt in die jeweilige Tagesordnung jedes Mitglied 
des Bundestages eine Änderung der Tagesordnung 
beantragen, wenn es diesen Antrag bis spätestens 
18 Uhr des Vortages dem Präsidenten vorgelegt 
hat. Soweit diese Geschäftsordnung nichts anderes 
bestimmt, kann der Bundestag einen Gegenstand 
von der Tagesordnung absetzen . 

(3) Nach Feststellung der Tagesordnung dürfen 
andere Gegenstände beraten werden, sofern nicht 
fünf anwesende Mitglieder widersprechen oder 
diese Geschäftsordnung die Beratung außerhalb der 
Tagesordnung zuläßt. 


(4) Selbständige Anträge nach § 97 müssen auf 
Verlangen der Antragsteller auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung gesetzt und beraten werden, 
in der der entsprechende Fachbereich behandelt 
wird. 


(5) Ist eine Sitzung wegen Beschlußunfähigkeit 
aufgehoben worden, kann der Präsident für densel- 
ben Tag eine neue Sitzung mit derselben Tagesord- 
nung einberufen. Innerhalb dieser Tagesordnung 
kann er den Zeitpunkt für die Wiederholung der 
erfolglosen Abstimmung oder Wahl festlegen oder 
sie mit Zustimmung des Bundestages von der 
Tagesordnung absetzen. 


§25 

Einberufung durch den Präsidenten 

(1) Selbständig setzt der Präsident Termin und 
Tagesordnung fest, wenn der Bundestag ihn dazu 
ermächtigt oder aus einem anderen Grunde als 
dem der Beschlußunfähigkeit nicht entscheiden 
kann. 

(2) Der Präsident ist zur Einberufung des Bundes- 
tages verpflichtet, wenn ein Drittel der Mitglieder 
des Bundestages, der Bundespräsident oder der 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§20 

Tagesordnung 

(1) Termin und Tagesordnung jeder Sitzung des 
Bundestages werden im Ältestenrat vereinbart, es 
sei denn, daß der Bundestag vorher darüber 
beschließt oder der Präsident sie nach § 21 Abs. i 
selbständig festsetzt. 

(2) Die Tagesordnung wird den Mitgliedern des 
Bundestages, dem Bundesrat und der Bundesregie- 
rung mitgeteilt. Sie gilt, wenn kein Widerspruch 
erfolgt, mit Aufruf des Punktes 1 als festgestellt. 
Nach Eröffnung jeder Plenarsitzung kann vor Ein- 
tritt in die jeweilige Tagesordnung jedes Mitglied 
des Bundestages eine Änderung der Tagesordnung 
beantragen, wenn es diesen Antrag bis spätestens 
18 Uhr des Vortages dem Präsidenten vorgelegt 
hat. 


(3) Nach Feststellung der Tagesordnung dürfen 
andere Verhandlungsgegenstände nur beraten wer- 
den, wenn nicht von einer Fraktion oder von 
anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages widersprochen wird oder diese 
Geschäftsordnung die Beratung außerhalb der 
Tagesordnung zuläßt. Der Bundestag kann jederzeit 
einen Verhandlungsgegenstand von der Tagesord- 
nung absetzen, soweit diese Geschäftsordnung 
nichts anderes bestimmt. 

(4) Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages 
müssen auf Verlangen der Antragsteller auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt und 
beraten werden, wenn seit der Verteilung der 
Drucksache (§ 123) mindestens sechs Sitzungswo- 
chen vergangen sind. 

(5) Ist eine Sitzung wegen Beschlußunfähigkeit 
aufgehoben worden, kann der Präsident für densel- 
ben Tag einmal eine weitere Sitzung mit derselben 
Tagesordnung einberufen. Innerhalb dieser Tages- 
ordnung kann er den Zeitpunkt für die Wiederho- 
lung der erfolglosen Abstimmung oder Wahl festle- 
gen oder sie von der Tagesordnung absetzen, es 
sei denn, daß von einer Fraktion oder von anwe- 
senden fünf vom Hundert der Mitglieder des Bun- 
destages widersprochen wird. 

§21 

Einberufung durch den Präsidenten 

unverändert 
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Bundeskanzler es verlangen (Artikel 39 Abs. 3 des 
Grundgesetzes). 

(3) Hat der Präsident in anderen Fällen selbstän- 
dig eine Sitzung anberaumt oder Nachträge zur 
Tagesordnung festgesetzt, so muß er bei Beginn 
der Sitzung die Genehmigung des Bundestages 
einholen. 


§26 

Leitung der Sitzungen 

Der Präsident eröffnet, leitet und schließt die 
Sitzungen, Vor Schluß der Sitzung gibt der Präsi- 
dent nach den Vereinbarungen im Ältestenrat oder 
nach Beschluß des Bundestages den Termin der 
nächsten Sitzung bekannt. 

§27 

Eröffnung der Beratung 

Der Präsident hat über jeden Gegenstand , der 
auf der Tagesordnung steht, die Beratung zu eröff- 
nen, wenn sie nicht unzulässig oder an besondere 
Bedingungen geknüpft ist. 

§28 

Verbindung der Beratung 

Die gemeinsame Beratung gleichartiger oder im 
Sachzusammenhang stehender Gegenstände kann 
jederzeit beschlossen werden. 

§29 

Übergang zur Tagesordnung 

(1) Der Antrag auf Übergang zur Tagesordnung 
kann jederzeit bis zur Abstimmung gestellt werden 
und bedarf keiner Unterstützung. Wird ihm wider- 
sprochen, so ist vor der Abstimmung ein Redner 
für und ein Redner gegen den Antrag zu hören . 
Wird der Antrag abgelehnt, so darf er im Laufe 
derselben Beratung nicht wiederholt werden, über 
Anträge auf Übergang zur Tagesordnung ist vor 
anderen Anträgen abzustimmen. 

(2) über Vorlagen und Anträge der Bundesregie- 
rung oder des Bundesrates darf, auch wenn sie 
einen Gesetzentwurf nicht enthalten, nicht zur 
Tagesordnung übergegangen werden. 

§30 

Vertagung oder Schluß der Beratung 

(1) Ist die Rednerliste erschöpft oder meldet sich 
niemand zum Wort, so erklärt der Präsident die 
Aussprache für geschlossen. 


Entwurf des 1. Ausschusses 


Artikel 39 Abs. 3 GG 

(3) Der Bundestag bestimmt den Schluß und den 
Wiederbeginn seiner Sitzungen. Der Präsident des 
Bundestages kann ihn früher einberufen. Er ist hier- 
zu verpflichtet, wenn ein Drittel der Mitglieder, der 
Bundespräsident oder der Bundeskanzler es verlan- 
gen. 

§22 

Leitung der Sitzungen 

unverändert 


§23 

Eröffnung der Beratung 

Der Präsident hat über jeden Verhandlungsge- 
genstand, der auf der Tagesordnung steht, die 
Beratung zu eröffnen, wenn sie nicht unzulässig 
oder an besondere Bedingungen geknüpft ist. 

§24 

Verbindung der Beratung 

Die gemeinsame Beratung gleichartiger oder im 
Sachzusammenhang stehender Verhandlungsgegen- 
stände kann jederzeit beschlossen werden. 


entfällt 


§25 

Vertagung der Beratung oder Schluß 

der Aussprache 

(1) unverändert 
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(2) Der Bundestag kann die Beratung vertagen 
oder schließen. Der Antrag auf Vertagung oder 
Schluß der Beratung bedarf der Unterstützung von 
soviel anwesenden Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht. Der Schlußan- 
trag geht bei der Abstimmung dem Vertagungsan- 
trag vor, ist aber, wenn es sich um die Beratung 
von Gesetzesvorlagen handelt, erst zulässig, nach- 
dem mindestens ein Mitglied des Bundestages nach 
dem Antragsteller oder Berichterstatter das Wort 
hatte. 

§31 

Vertagung der Sitzung 

Vor Erledigung ' der Tagesordnung kann die Sit- 
zung nur vertagt werden, wenn es der Bundestag 
auf Vorschlag des Präsidenten oder auf Antrag von 
mindestens soviel anwesenden Mitgliedern des 
Bundestages beschließt, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht. 

§32 

Worterteilung und Wortmeldung 

(1) Kein Mitglied des Bundestages darf sprechen, 
wenn ihm der Präsident nicht das Wort erteilt hat. 
Will der Präsident selbst sich als Redner an der 
Beratung beteiligen, so hat er während dieser Zeit 
den Vorsitz abzugeben. Mitglieder des Bundesta- 
ges, die zur Sache sprechen wollen, haben sich in 

'der Regel schriftlich bei dem Schriftführer, der die 
Rednerliste führt, zum Wort zu melden. Zur 
Geschäftsordnung und zur persönlichen Bemerkung 
können’ Wortmeldungen durch Zuruf erfolgen. 

(2) In Immunitätsangelegenheiten soll das betrof- 
fene Mitglied des Bundestages das Wort zur Sache 
im Bundestag nicht erhalten. 


§ 33 

Reihenfolge der Redner 

(1) Der Präsident bestimmt die Reihenfolge der 
Redner. Dabei soll ihn die Sorge für sachgemäße 
Erledigung und zweckmäßige Gestaltung der Bera- 
tung, die Rücksicht auf die verschiedenen Partei- 
richtungen, auf Rede und Gegenrede und auf die 
Stärke der Fraktionen leiten; insbesondere soll 
nach der Rede eines Mitgliedes oder Beauftragten 
der Bundesregierung eine abweichende Meinung zu 
Wort kommen. 

(2) Der Präsident kann zu bestimmten Tagesord- 
nungspunkten den Redner bitten , seine Redezeit 
anzugeben . 

(3) Der erste Redner in der Beratung von Anträ- 
gen soll nicht der Fraktion des Antragstellers 


Entwurf des 1. Ausschusses 

(2) Der Bundestag kann auf Antrag einer Frak- 
tion oder von anwesenden fünf vom Hundert der 
Mitglieder des Bundestages die Beratung vertagen 
oder die Aussprache schließen. Der Antrag auf 
Schluß der Aussprache geht bei der Abstimmung 
dem Antrag auf Vertagung vor, ist aber, wenn es 
sich um die Beratung von Gesetzentwürfen handelt, 
erst zulässig, nachdem mindestens ein Mitglied des 
Bundestages nach dem Antragsteller oder Bericht- 
erstatter das Wort hatte. 

§26 

Vertagung der Sitzung 

Die Sitzung kann nur vertagt werden, wenn es der 
Bundestag auf Vorschlag des Präsidenten oder auf 
Antrag einer Fraktion oder von anwesenden fünf 
vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 

beschließt. 

§27 

Worterteilung und Wortmeldung 

(1) Ein Mitglied des Bundestages darf nur spre- 
chen, wenn ihm der Präsident das Wort erteilt hat. 
Will der Präsident selbst sich als Redner an der 
Aussprache beteiligen, so, hat er während dieser 
Zeit den Vorsitz abzugeben. Mitglieder des Bundes- 
tages, die zur Sache sprechen wollen, haben sich 
in der Regel bei dem Schriftführer, der die Redner- 
liste führt, zum Wort zu melden. Zur Geschäftsord- 
nung und zur Abgabe von Erklärungen können 
Wortmeldungen durch Zuruf erfolgen. 

entfällt 

(2) Für Zwischenfragen an den Redner in der 
Aussprache über einen Verhandlungsgegenstand 
melden sich die Mitglieder des Bundestages über 
die Saalmikrofone zu Wort. Zwischenfragen, die 
kurz und präzise sein müssen, dürfen erst gestellt 
werden, wenn der Redner sie auf eine entspre- 
chende Frage des Präsidenten zuläßt. 

§28 

Reihenfolge der Redner 

(1) unverändert 


entfällt 


(2) Der erste Redner in der Aussprache zu 
Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages soll 
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entnommen werden . Antragsteller und Berichter- 
statter können sowohl zu Beginn wie nach Schluß 
der Beratung das Wort verlangen. Der Berichter- 
statter hat das Recht, jederzeit das Wort zu ergrei- 
fen. 

(4) In den Ausschüssen erfolgt die Worterteilung 
in der Reihenfolge der Wortmeldungen . 

§34 

Zur Geschäftsordnung 

Zur Geschäftsordnung wird das Wort nur nach 
freiem Ermessen des Präsidenten erteilt. Die 
Bemerkungen dürfen sich nur auf den zur Ver- 
handlung stehenden oder unmittelbar vorher ver- 
handelten Gegenstand oder den Geschäftsplan des 
Hauses beziehen. Sie dürfen die Dauer von fünf 
Minuten nicht überschreiten . 


§35 

Persönliche Bemerkungen 

Zur persönlichen Bemerkung wird das Wort erst 
nach Schluß oder Vertagung der Beratung erteilt. 
Der Redner darf nicht zur Sache sprechen, sondern 
nur Äußerungen, die in der Aussprache in bezug 
auf seine Person vorgenommen sind , zurückweisen 
oder eigene Ausführungen richtigstellen. 


§59 

Erklärungen zur Abstimmung 

Nach Schluß der Aussprache kann jedes Mit- 
glied des Bundestages zu allen Abstimmungen, die 
die Beratung eines Gegenstandes abschließen, eine 
kurze mündliche oder schriftliche Erklärung abge- 
ben. Schriftliche Erklärungen sind in den Stenogra- 
phischen Bericht aufzunehmen. 

§ 54 Abs. 4: 

(4) Jedes Mitglied des Bundestages kann vor der 
Abstimmung erklären, daß es nicht an der Abstim- 
mung teilnehme. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

nicht der Fraktion des Antragstellers angehören. 
Antragsteller und Berichterstatter können vor 
Beginn und nach Schluß der Aussprache das Wort 
verlangen. Der Berichterstatter hat das Recht, 
jederzeit das Wort zu ergreifen. 

wird § 59 Abs. 2 

§29 

Zur Geschäftsordnung 

(1) Zu einem Geschäftsordnungsantrag erteilt der. 
Präsident vorrangig das Wort. Der Antrag muß 
sich auf den zur Beratung stehenden Verhand- 
lungsgegenstand oder auf die Tagesordnung bezie- 
hen. 

(2) Der Präsident kann die Worterteilung bei 
Geschäftsordnungsanträgen, denen entsprochen 
werden muß (Verlangen), auf den Antragsteller, 
bei anderen Anträgen auf einen Sprecher jeder 
Fraktion beschränken. 

(3) Meldet sich ein Mitglied des Bundestages zur 
Geschäftsordnung zu Wort, ohne zu einem 
Geschäftsordnungsantrag sprechen oder einen sol- 
chen stellen zu wollen, so erteilt der Präsident das 
Wort nach seinem Ermessen. 

(4) Zur Geschäftsordnung darf der einzelne Red- 
ner nicht länger als fünf Minuten sprechen. 

§30 

Erklärung zur Aussprache 

Zu einer Erklärung zur Aussprache wird das Wort 
nach Schluß, Unterbrechung oder Vertagung der 
Aussprache erteilt. Vorrangig kann der Präsident 
das Wort zur direkten Erwiderung erteilen. Der 
Anlaß ist ihm bei der Wortmeldung mitzuteilen. 
Mit einer Erklärung zur Aussprache dürfen nur 
Äußerungen, die sich in der Aussprache auf die 
eigene Person bezogen haben, zurückgewiesen 
oder eigene Ausführungen richtiggestellt werden; 
sie darf die Dauer von fünf Minuten nicht über- 
schreiten. 

§31 

Erklärung zur Abstimmung 

(1) Nach Schluß der Aussprache kann jedes Mit- 
glied des Bundestages zur abschließenden Abstim- 
mung eine mündliche Erklärung, die die Dauer von 
fünf Minuten nicht überschreiten darf, oder eine 
kurze schriftliche Erklärung abgeben, die im Ple- 
narprotokoll aufzunehmen ist. 


(2) Jedes Mitglied des Bundestages kann vor der 
Abstimmung erklären, daß es nicht an der Abstim- 
mung teilnehme. 
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§36 

Abgabe von Erklärungen 

Zu einer tatsächlichen oder persönlichen Erklä- 
rung kann der Präsident außerhalb der Tagesord- 
nung das Wort erteilen. Die Erklärung ist ihm auf 
Verlangen vorher schriftlich mitzuteilen. 


§ 37 

Die Rede 

(1) Die Redner sprechen grundsätzlich in freiem 
Vortrag. Sie können hierbei Aufzeichnungen 
benutzen. Im Wortlaut vorbereitete Reden sollen 
eine Ausnahme sein; sie dürfen nur verlesen wer- 
den, wenn sie beim Präsidenten mit Angabe von 
Gründen angemeldet worden sind und der Präsi- 
dent in die Verlesung einwilligt. 

(2) Der Präsident hat den Redner zu mahnen, 
wenn dieser ohne seine Einwilligung eine im 
Wortlaut vorbereitete Rede vorliest. Nach einer 
weiteren Mahnung soll er ihm das Wort entziehen. 

§38 

Platz des Redners 

Die Redner sprechen von den dafür bestimmten 
Saalmikrofonen oder vom Rednerpult aus. 


Entwurf des ^Ausschusses 

§32 

Erklärung außerhalb der Tagesordnung 

Zu einer tatsächlichen oder persönlichen Erklärung 
außerhalb der Tagesordnung kann der Präsident 
das Wort vor Eintritt in die Tagesordnung, nach 
Schluß, Unterbrechung oder Vertagung einer Aus- 
sprache erteilen. Die Erklärung ist ihm vorher 
schriftlich mitzuteilen; sie darf die Dauer von fünf 
Minuten nicht überschreiten. 

§33 

Die Rede 

Die Redner sprechen grundsätzlich in freiem 
Vortrag. Sie können hierbei Aufzeichnungen 
benutzen. 


entfällt 


§34 

Platz des Redners 

unverändert 


§39 

Rededauer 

(1) Die Zeitdauer für die Aussprache über einen 
Gegenstand wird — in der Regel nach Vorschlag 
des Ältestenrates — vom Bundestag festgesetzt. Sie 
kann während der Beratung eines Gegenstandes 
geändert werden. 

(2) Der einzelne Redner soll nicht länger als 
fünfzehn Minuten sprechen. Jede Fraktion kann für 
einen ihrer Redner fünfundvierzig Minuten Rede- 
zeit beanspruchen . Der Präsident kann die Redezeit 
auf Antrag verlängern. Er soll sie verlängern, 
wenn dieser Antrag von einer Fraktion gestellt 
wird oder wenn der Gegenstand oder Verlauf der 
Aussprache dies nahelegt. Dabei soll er die Grund- 
sätze des § 33 Abs. 1 Satz 2 beachten . 


(3) Spricht ein Mitglied des Bundestages über die 
Redezeit hinaus, so kann ihm der Präsident nach 
einmaliger Mahnung das Wort entziehen. Ist einem 
Redner das Wort entzogen, so darf er es in 
derselben Aussprache zum selben Gegenstand 
nicht wieder erhalten . 


§35 

Rededauer 

(1) Die Gestaltung und Dauer der Aussprache über 
einen Verhandlungsgegenstand wird auf Vorschlag 
des Ältestenrates vom Bundestag festgelegt. 
Kommt es im Ältestenrat nicht zu einer Vereinba- 
rung gemäß Satz 1, darf der einzelne Redner in der 
Aussprache nicht länger als 15 Minuten sprechen. 
Auf Verlangen einer Fraktion kann einer ihrer 
Redner eine Redezeit von 45 Minuten in Anspruch 
nehmen; der Präsident kann diese Redezeit verlän- 
gern, wenn der Verhandlungsgegenstand oder der 
Verlauf der Aussprache dies nahelegt. Er muß die 
Redezeiten jeweils verlängern, wenn dies von 
einer Fraktion verlangt wird, die nach einer Rede 
eines Mitgliedes oder Beauftragten der Bundesre- 
gierung oder des Bundesrates von mehr als 20 
Minuten eine abweichende Meinung vortragen las- 
sen will. 

(2) Spricht ein Mitglied des Bundestages über die 
festgelegte Redezeit hinaus, so entzieht ihm der 
Präsident nach einmaliger Mahnung das Wort. 
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§40 

Sach- und Ordnungsruf 

Der Präsident kann Redner, die vom Verhand- 
lungsgegenstand abschweifen f zur Sache verwei- 
sen. Er kann Mitglieder des Bundestages, wenn sie 
die Ordnung verletzen, mit Nennung des Namens 
zur Ordnung rufen. Der Ordnungsruf und der 
Anlaß hierzu dürfen von den nachfolgenden Red- 
nern nicht behandelt werden, 

§41 

Wortentziehung 

Ist ein Redner während einer Rede dreimal zur 
Sache oder dreimal zur Ordnung gerufen und beim 
zweiten Male auf die Folgen eines dritten Rufes 
zur Sache oder zur Ordnung hingewiesen worden, 
so muß ihm der Präsident das Wort entziehen und 
darf es ihm in derselben Aussprache zum selben 
Gegenstand nicht wieder erteilen. 

§42 

Ausschluß von Mitgliedern des Bundestages 

(1) Wegen gröblicher Verletzung der Ordnung 
kann der Präsident ein Mitglied des Bundestages, 
auch ohne daß ein Ordnungsruf ergangen ist, für 
die Dauer der Sitzung aus dem Saal verweisen. Bis 
zum Schluß der Sitzung muß der Präsident 
bekanntgeben, für wieviel Sitzungstage der Betrof- 
fene ausgeschlossen wird. Ein Mitglied des Bundes- 
tages kann bis zu dreißig Sitzungstage ausge- 
schlossen werden. 

(2) Der Betroffene hat den Sitzungssaal unver- 
züglich zu verlassen. Kommt er der Aufforderung 
nicht nach, wird er vom Präsidenten darauf hinge- 
wiesen, daß er sich durch sein Verhalten eine 
Verlängerung des Ausschlusses zuzieht. 

(3) Der Betroffene darf während der Dauer seines 
Ausschlusses auch nicht an Ausschußsitzungen 
teilnehmen. 

(4) Versucht der Betroffene, widerrechtlich an 
den Sitzungen des Bundestages oder seiner Aus- 
schüsse teilzunehmen, findet Absatz 2 Satz 2 ent- 
sprechend Anwendung. 

(5) Der Betroffene gilt als nicht beurlaubt. Er 
darf sich nicht in die Anwesenheitsliste eintragen. 

§43 

Einspruch gegen den Ordnungsruf oder Ausschluß 

Gegen den Ordnungsruf oder den Ausschluß 
kann der Betroffene bis zum nächsten Plenarsit- 
zungstag schriftlich begründeten Einspruch einle- 
gen. Der Einspruch ist auf die Tagesordnung 
dieser Sitzung zu setzen. Der Bundestag entschei- 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§36 

Sach- und Ordnungsruf 

Der Präsident kann den Redner, der vom Ver- 
handlungsgegenstand abschweift, zur Sache ver- 
weisen. Er kann Mitglieder des Bundestages, wenn 
sie die Ordnung verletzen, mit Nennung des 
Namens zur Ordnung rufen. Der Ordnungsruf und 
der Anlaß hierzu dürfen von den nachfolgenden 
Rednern nicht behandelt werden. 

§37 

Wortentziehung 

Ist ein Redner während einer Rede dreimal zur 
Sache oder dreimal zur Ordnung gerufen und beim 
zweiten Male auf die Folgen eines dritten Rufes 
zur Sache oder zur Ordnung hingewiesen worden, 
so muß ihm der Präsident das Wort entziehen und 
darf es ihm in derselben Aussprache zum selben 
Verhandlungsgegenstand nicht wieder erteilen. 

§38 

Ausschluß von Mitgliedern des Bundestages 

unverändert 


§39 

Einspruch gegen den Ordnungsruf oder Ausschluß 

unverändert 
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det ohne Aussprache. Der Einspruch hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

§44 

Unterbrechnung der Sitzung 

Wenn im Bundestag störende Unruhe entsteht, 
die den Fortgang der Verhandlungen in Frage 
stellt, kann der Präsident die Sitzung auf 
bestimmte Zeit unterbrechen oder aufheben. Kann 
er sich kein Gehör verschaffen, so verläßt er den 
Präsidentenstuhl; die Sitzung wird dadurch unter- 
brochen. Zur Fortsetzung der Sitzung beruft der 
Präsident ein. 

§45 

Weitere Ordnungsmaßnahmen 

(1) Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglieder des 
Bundestages sind, und Zuhörer unterstehen der 
Ordnungsgewalt des Präsidenten. 

(2) Wer auf den Tribünen Beifall oder Mißbilli- 
gung äußert oder Ordnung und Anstand verletzt, 
kann auf Anordnung des Präsidenten sofort ent- 
fernt werden. Der Präsident kann die Tribüne 
wegen störender Unruhe räumen lassen. 

§46 

Herbeirufung eines Bundesministers 

Jedes Mitglied des Bundestages kann die Herbei- 
rufung eines Mitgliedes der Bundesregierung bean- 
tragen. Der Antrag bedarf der Unterstützung von 
soviel anwesenden Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht, über den 
Antrag entscheidet der Bundestag. 


§47 

Recht auf jederzeitiges Gehör 

Die Mitglieder der Bundesregierung und des 
Bundesrates sowie ihre Beauftragten müssen auf 
ihr Verlangen jederzeit gehört werden. 


§48 

Wiedereröffnung der Aussprache 

(1) Ergreift nach Schluß der Aussprache oder 
nach Ablauf der beschlossenen Redezeit ein Mit- 
glied oder Beauftragter der Bundesregierung oder 


§40 

Unterbrechung der Sitzung 

unverändert * 


§41 

Weitere Ordnungsmaßnahmen 

unverändert 


§42 

Herbeirufung eines Mitgliedes 
der Bundesregierung 

Der Bundestag kann auf Antrag einer Fraktion 
oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mit- 
glieder des Bundestages die Herbeirufung eines 
Mitgliedes der Bundesregierung beschließen. 

Artikel 43 Abs, 1 GG 

(1) Der Bundestag und seine Ausschüsse können 
die Anwesenheit jedes Mitgliedes der Bundesregie- 
rung verlangen. 

§ 43 

Recht auf jederzeitiges Gehör 

unverändert 

Artikel 43 Abs. 2 GG 

(2) Die Mitglieder des Bundesrates und der Bun- 
desregierung sowie ihre Beauftragten haben zu allen 
Sitzungen des Bundestages und seiner Ausschüsse 
Zutritt. Sie müssen jederzeit gehört werden. 

§ 44 

Wiedereröffnung der Aussprache 

(1) Ergreift nach Schluß der Aussprache oder 
nach Ablauf der beschlossenen Redezeit ein Mit- 
glied oder Beauftragter der Bundesregierung oder 
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des Bundesrates zu dem Gegenstand das Wort, so 
ist die Aussprache wieder eröffnet. 

(2) Erhält während der Aussprache ein Mitglied 
oder Beauftragter der Bundesregierung oder des 
Bundesrates zu dem Gegenstand das Wort, so 
haben die Fraktionen, deren Redezeit zu diesem 
Tagesordnungspunkt bereits erschöpft ist, das 
Recht, noch einmal ein Viertel ihrer Redezeit in 
Anspruch zu nehmen. 

(3) Ergreift ein Mitglied oder Beauftragter der 
Bundesregierung oder des Bundesrates das Wort 
außerhalb der Tagesordnung, so wird auf Verlan- 
gen von soviel anwesenden Mitgliedern des Bun- 
destages, wie einer Fraktionsstärke entsprichU die 
Aussprache über seine Ausführungen eröffnet. 
Anträge zur Sache dürfen hierbei nicht gestellt 
werden. 

§49 

Feststellung der Beschlußfähigkeit, 

Folgen der Beschlußunfähigkeit 

(1) Der Bundestag ist beschlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte seiner Mitglieder im Sitzungssaal 
anwesend sind. 

(2) Wird vor Beginn einer Abstimmung die 
Beschlußfähigkeit von mindestens fünf anwesenden 
Mitgliedern des Bundestages bezweifelt und auch 
vom Sitzungsvorstand nicht einmütig bejaht, so ist 
in Verbindung mit der Abstimmung die Beschlußfä- 
higkeit durch Zählung der Stimmen (§56) festzustel- 
len. Der Präsident kann die Abstimmung auf kurze 
Zeit aussetzen. 

(3) Nach Feststellung der Beschlußunfähigkeit 
hebt der Präsident die Sitzung sofort auf, § 24 
Abs. 5 findet Anwendung. Ein Verlangen auf 
namentliche Abstimmung bleibt dabei in Kraft. 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen 
bei der Feststellung der Beschlußfähigkeit mit. 

§ 50 
entfällt 

§ 51 
entfällt 

§52 

Fragestellung 

Der Präsident stellt die Fragen so, daß sie sich 
mit „Ja" oder „Nein" beantworten lassen. Sie sind 
in der Regel so zu fassen, daß gefragt wird, ob die 
Zustimmung erteilt wird oder nicht. Über die 
Fassung kann das Wort zur Geschäftsordnung ver- 
langt werden. Bei Widerspruch gegen die vorge- 
schlagene Fassung entscheidet der Bundestag. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

des Bundesrates zu dem Verhandlungsgegenstand 
das Wort, so ist die Aussprache wieder eröffnet. 

(2) Erhält während der Aussprache ein Mitglied 
oder Beauftragter der Bundesregierung oder des 
Bundesrates zu dem Verhandlungsgegenstand das 
Wort, so haben die Fraktionen, deren Redezeit zu 
diesem Tagesordnungspunkt bereits erschöpft ist, 
das Recht, noch einmal ein Viertel ihrer Redezeit 
in Anspruch zu nehmen. 

(3) Ergreift ein Mitglied oder Beauftragter der 
Bundesregierung oder des Bundesrates das Wort 
außerhalb der Tagesordnung, so wird auf Verlan- 
gen einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom 
Hundert der Mitglieder des Bundestages die Aus- 
sprache über seine Ausführungen eröffnet, in der 
Sachanträge nicht gestellt werden dürfen. 

§ 45 

Feststellung der Beschlußfähigkeit, 

Folgen der Beschlußunfähigkeit 

(1) unverändert 


(2) Wird vor Beginn einer Abstimmung die 
Beschlußfähigkeit von einer Fraktion oder von 
anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder 
des Bundestages bezweifelt und auch vom Sit- 
zungsvorstand nicht einmütig bejaht, so ist in 
Verbindung mit der Abstimmung die Beschlußfä- 
higkeit durch Zählung der Stimmen (§ 51 ) festzu- 
stellen. Der Präsident kann die Abstimmung auf 
kurze Zeit aussetzen. 

(3) Nach Feststellung der Beschlußunfähigkeit 
hebt der Präsident die Sitzung sofort auf. § 20 
Abs. 5 findet Anwendung. Ein Verlangen auf 
namentliche Abstimmung bleibt dabei in Kraft. 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen 
bei der Feststellung der Beschlußfähigkeit mit. 


§ 46 

Fragestellung 

unverändert 
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Teilung der Frage 

Jedes Mitglied des Bundestages kann die Teilung 
der Frage beantragen. Ist die Zulässigkeit der 
Teilung zweifelhaft, so entscheidet bei Anträgen 
der Antragsteller, sonst der Bundestag. Unmittelbar 
vor der Abstimmung ist die Frage auf Verlangen 
vorzulesen. 

§54 

Abstimmungsregeln 

(1) Abgestimmt wird durch Handzeichen oder 
durch Aufstehen oder Sitzenbleiben. Bei der Schluß- 
abstimmung über Gesetzentwürfe (§ 88) erfolgt die 
Abstimmung durch Aufstehen oder Sitzenbleiben. 

(2) Soweit nicht das Grundgesetz, ein Bundesge- 
setz oder diese Geschäftsordnung andere Vorschrif- 
ten enthalten, entscheidet die einfache Mehrheit. 
Stimmengleichheit verneint die Frage. 

(3) Wird durch das Grundgesetz, ein Bundesge- 
setz oder diese Geschäftsordnung für einen 
Beschluß oder eine Wahl eine bestimmte Mehrheit 
vorgeschrieben, stellt der Präsident ausdrücklich 
fest, daß die Zustimmung der erforderlichen Mehr- 
heit vorliegt. 

(4) Jedes Mitglied des Bundestages kann vor der 
Abstimmung erklären, daß es nicht an der Abstim- 
mung teilnehme . 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§ 47 

Teilung der Frage 

Jedes Mitglied des Bundestages kann die Teilung 
der Frage beantragen. Ist die Zulässigkeit der 
Teilung zweifelhaft, so entscheidet bei Anträgen 
von Mitgliedern des Bundestages der Antragsteller, 
sonst der Bundestag. Unmittelbar vor der Abstim- 
mung ist die Frage auf Verlangen vorzulesen. 

§ 48 

Abstimmungsregeln 

(1) Abgestimmt wird durch Handzeichen oder 
durch Aufstehen oder Sitzenbleiben. Bei der Schluß- 
abstimmung über Gesetzentwürfe (§ 86) erfolgt die 
Abstimmung durch Auf stehen oder Sitzenbleiben. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


wird § 31 Abs. 2 


Artikel 42 Abs. 2 GG 

(2) Zu einem Beschlüsse des Bundestages ist die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich, so- 
weit dieses Grundgesetz nichts anderes bestimmt. 
Für die* vom Bundestage vorzunehmenden Wahlen 
kann die Geschäftsordnung Ausnahmen zulassen. 
Mehrheit der Mitglieder: Artikel 121 GG, abge- 
druckt bei § 2 

Bestimmungen des Grundgesetzes: 

Gebietsänderung der Länder: Artikel 29 Abs. 7 
Ausschluß der Öffentlichkeit: Artikel 42 Abs. 1 — 
siehe auch § 22 GO 

Anklage des Bundespräsidenten: Artikel 61 Abs. 1 — 
siehe Anhang . . . 

Wahl des Bundeskanzlers: Artikel 63 Abs. 2 bis 4 — 
siehe auch § 4 GO 

Mißtrauensvotum: Artikel 67 Abs. 1 — • siehe auch 
§ 97 GO 

Wahl eines neuen Bundeskanzlers: Artikel 68 Abs, 1 
— siehe auch § 98 GO 

Zurückweisung des Bundesratseinspruches: Artikel 77 
Abs. 4 — siehe auch § 91 GO 
Grundgesetzänderung: Artikel 79 Abs. 2 
Anwendung von Rechtsvorschriften im Spannungs- 
fall: Artikel 80 a Abs. 1 und 3 

Errichtung bundeseigener Mittel- und Unterbehörden: 
Artikel 87 Abs. 3 

Feststellung des Verteidigungsfalles: Artikel 115 a 
Abs. 1 

Gesetzliche Bestimmungen: 

§ 5 Abs. 1 des Richterwahlgesetzes vom 25. August 
1950 (BGBl. S. 368), zuletzt geändert durch Gesetz 
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vom 30. Juli 1968 (BGBl. I S. 873) 

§ 6 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Februar 1971 (BGBl. I S. 105) 

§§ 13 und 15 Abs. 4 des Gesetzes über den Wehrbe- 
auftragten des Bundestages vom 26. Juni 1957 
(BGBl. I S. 652), zuletzt geändert durch Artikel 153 
des Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469) — 

Bestimmungen der Geschäftsordnung; 

Wahl des Bundestagspräsidenten und der Stellver- 
treter: § 2 Abs. 2 

Abweichungen von der Geschäftsordnung: § 126 

§ 54 a § 49 

Wahlen mit verdeckten Stimmzetteln Wahlen mit verdeckten Stimmzetteln 


(1) Soweit in einem Bundesgesetz oder in die- 
ser Geschäftsordnung Wahlen durch den Bun- 
destag mit verdeckten (amtlichen) Stimmzetteln 
vorgeschrieben sind, findet die Wahl geheim statt. 
Die Stimmzettel dürfen erst vor Betreten der Wahl- 
zelle (bei Namensaufruf) ausgehändigt werden. Die 
zur Gewährleistung einer geheimen Wahl aufzu- 
stellenden Wahlzellen sind bei der Stimmabgabe 
zu benutzen. Die gekennzeichneten Stimmzettel 
sind in einem Wahlumschlag in die dafür vorgese- 
henen Wahlurnen zu legen. 

(2) § 52 Abs. 6 Buchstabe a der Bundeswahlord- 
nung gilt entsprechend. 


§ 55 

Verfahren bei der Auswahl des Sitzes 
einer Bundesbehörde 

(1) Ist in einem Gesetzentwurf über den Sitz 
einer Bundesbehörde zu entscheiden, so erfolgt die 
Auswahl, wenn mehr als zwei Vorschläge für den 
Sitz der Behörde gemacht werden, vor der Schluß- 
abstimmung über das Gesetz. 

(2) Der Bundestag wählt mit Namensstimmzet- 
teln, auf die der jeweils gewünschte Ort zu schrei- 
ben ist. Gewählt ist der Ort, der die Mehrheit der 
Stimmen erhält. Ergibt sich keine solche Mehrheit, 
werden in einem zweiten Wahlgang die beiden 
Orte zur Wahl gestellt, die im ersten Wahl gang 
die höchste Stimmenzahl erhalten haben. Gewählt 
ist dann der Ort, der die Mehrheit der Stimmen 
erhält. 

(3) Diese Bestimmung ist entsprechend anzuwen- 
den, wenn die Auswahl des Sitzes einer Bundesbe- 
hörde bei der Beratung eines Antrages, der keinen 
Gesetzentwurf enthält , vorgenommen wird. 


(1) unverändert 


(2) § 52 Abs. 6 Buchstabe d der Bundeswahlord- 
nung gilt entsprechend. 

§ 52 Abs. 6 Buchstabe d der Bundeswahlordnung: 

(6) Der Wahlvorstand hat einen Wähler zurückzu- 
weisen, der 

d) seinen Stimmzettel außerhalb der Wahlzelle ge- 
kennzeichnet oder in den Wahlumschlaq gelegt 
hat oder 

§ 50 

Verfahren bei der Auswahl des Sitzes 
einer Bundesbehörde 

(1) Ist in einem Gesetzentwurf über den Sitz 
einer Bundesbehörde zu entscheiden, so erfolgt die 
Auswahl, wenn mehr als zwei Vorschläge für den 
Sitz der Behörde gemacht werden, vor der Schluß- 
abstimmung. 

(2) unverändert 


(3) Diese Bestimmung ist entsprechend anzuwen- 
den, wenn die Auswahl des Sitzes einer Bundesbe- 
hörde bei der Beratung eines Antrages vorgenom- 
men wird. 
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(4) In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn es 
sich um die Bestimmung von Zuständigkeiten und 
ähnliche Entscheidungen handelt und wenn mehr 
als zwei voneinander abweichende Anträge gestellt 
werden. 

§ 56 

Zählung der Stimmen 

(1) Ist der Sitzungsvorstand über das Ergebnis 
der Abstimmung nicht einig, so wird die Gegen- 
probe gemacht. Bleibt er auch nach ihr uneinig, so 
werden die Stimmen gezählt. Auf Anordnung des 
Sitzungsvorstandes erfolgt die Zählung gemäß 
Absatz 2. 

(2) Nachdem die Mitglieder des Bundestages auf 
Aufforderung des Präsidenten den Sitzungssaal 
verlassen haben, werden die Türen bis auf drei 
Abstimmungstüren geschlossen. An jeder dieser 
Türen stellen sich zwei Schriftführer auf. Auf ein 
Zeichen des Präsidenten betreten die Mitglieder 
des Bundestages durch die mit „Ja", „Nein" oder 
„Enthaltung" bezeichnete Tür wieder den Sitzungs- 
saal und werden von den Schriftführern laut 
gezählt. Zur Beendigung der Zählung gibt der 
Präsident ein Zeichen. Mitglieder des Bundestages, 
die später eintreten, werden nicht mitgezählt. Der 
Präsident und die diensttuenden Schriftführer 
geben ihre Stimme öffentlich ab. Der Präsident 
verkündet das Ergebnis. 

§ 57 

Namentliche Abstimmung 

Namentliche Abstimmung kann bis zur Eröffnung 
der Abstimmung verlangt werden. Sie findet statt , 
wenn das Verlangen von mindestens soviel Mit- 
gliedern des Bundestages unterstützt wird , wie 
einer Fraktionsstärke entspricht . Schriftführer sam- 
meln in Urnen die Abstimmungskarten, die den 
Namen des Abstimmenden und die Erklärung „Ja" 
oder „Nein" oder „Enthalte mich" tragen. Nach 
beendeter Einsammlung erklärt der Präsident die 
Abstimmung für geschlossen. Die Schriftführer zäh- 
len die Stimmen. Der Präsident verkündet das 
Ergebnis. 

§ 58 

Unzulässigkeit der namentlichen Abstimmung 

Namentliche Abstimmung ist unzulässig über 

a) Stärke des Ausschusses, 

b) Abkürzung der Fristen, 

c) Sitzungszeit und Tagesordnung, 

d) Vertagung der Sitzung, 

e) Vertagung oder Schluß der Beratung, 

f) Teilung der Frage, 

g) Überweisung an einen Ausschuß. 


Entwurf des 1. Ausschusses 
(4) unverändert 


§ 51 

Zählung der Stimmen 

unverändert 


§ 52 

Namentliche Abstimmung 

Namentliche Abstimmung kann bis zur Eröffnung 
der Abstimmung von einer Fraktion oder von 
anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages verlangt werden. Schriftführer sam- 
meln in Urnen die Abstimmungskarten, die den 
Namen des Abstimmenden und die Erklärung „Ja" 
oder „Nein" oder „Enthalte mich" tragen. Nach 
beendeter Einsammlung erklärt der Präsident die 
Abstimmung für geschlossen. Die Schriftführer zäh- 
len die Stimmen. Der Präsident verkündet das 
Ergebnis. 

§ 53 

Unzulässigkeit der namentlichen Abstimmung 

Namentliche Abstimmung ist unzulässig über 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) Vertagung der Beratung oder Schluß der Aus- 
sprache, 

f) unverändert 

g) unverändert 
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§ 59 

Erklärung zur Abstimmung 


VIII . Ausschüsse 
§ 50 

Aufgaben der Ausschüsse 

§ 61 

Ständige Ausschüsse und Sonderausschüsse 

Zur Vorbereitung der Verhandlungen setzt der 
Bundestag ständige Ausschüsse ein. Für einzelne 
Angelegenheiten kann er Sonderausschüsse einset- 
zen. 


§ 62 
entfällt 

§ 63 

Untersuchungsausschüsse 

(1) Der Bundestag muß auf Verlangen eines 
Viertels seiner Mitglieder ohne vorherige Überwei- 
sung des Antrages an einen anderen Ausschuß 
einen Untersuchungsausschuß einsetzen. Der An- 
trag muß das Beweisthema bezeichnen. 

(2) Für die Verhandlungen sowie für die Befug- 
nisse des Vorsitzenden des Untersuchungsaus- 
schusses gelten Artikel 44 des Grundgesetzes , die 
Bestimmungen dieser Geschäftsordnung sowie 
etwaige besondere Bestimmungen für das Verfah- 
ren von Untersuchungsausschüssen. 


§ 59 wird § 31 Abs. 1 


VII. Ausschüsse 

§ 60 wird §§62 und 63 

§ 54 

Ständige Ausschüsse und Sonderausschüsse 

tu Zur Vorbereitung der Verhandlungen setzt 
der Bundestag ständige Ausschüsse ein. Für ein- 
zelne Angelegenheiten kann er Sonderausschüsse 
einsetzen. 

(2) Soweit das Grundgesetz oder Bundesgesetze 
die Einsetzung von Ausschüssen vorschreiben oder 
zulassen, richtet sich die Einsetzung und das Ver- 
fahren nach den Bestimmungen dieser Geschäfts- 
ordnung, es sei denn, daß im Grundgesetz, in den 
Bundesgesetzen oder in besonderen Geschäftsord- 
nungen etwas anders geregelt ist. 

Untersuchungsausschüsse, Artikel 44 GG; Wahlprü- 
fungsausschuß, Artikel 41 GG und Wahlprüfungsge- 
setz vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 166), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung 
des Bundeswahlgesetzes vom 24. Juni 1975 (BGBl. I 
S. 1593); Richterwahlausschuß, Artikel 95 Abs. 2 GG 
und Richterwahlgesetz vom 25. August 1950 (BGBl. 
S. 368), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juli 
1968 (BGBL I S. 873); 

Wahlmännerausschuß, Artikel 94 Abs. 1 Satz 2 GG, 
Gesetz über das Bundesverfassungsgericht i. d. Fas- 
sung vom 3. Februar 1971 (BGBL I S. 105), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz vom 20. März 1979 (BGBL I S. 
357); Vermittlungsausschuß, Artikel 77 GG und Ge- 
schäftsordnung des Vermittlungsausschusses vom 
19. April 1951 (BGBL II S. 103), zuletzt geändert laut 
Bekanntmachung vom 11. Februar 1970 (BGBL I 
S. 184) 


entfällt 
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§ 64 

Wahlprüfungsausschuß 

(1) Der Bundestag setzt einen Wahlprüfung saus- 
schuß zur Vorbereitung der Entscheidung über 
Wahleinsprüche ein . 

(2) Die Rechte und das Verfahren regelt das 
Wahlprüfungsgesetz. 

§ 65 

Wahl der Mitglieder für den Richterwahlausschuß 

Die Wahl der durch den Bundestag zu bestellen- 
den Mitglieder und deren Stellvertreter im Richter - 
Wahlausschuß (Artikel 95 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes) erfolgt gemäß § 5 des Richterwahlgesetzes. 

§ 66 

Wahlmännerausschuß 

(1) Für die Wahl der vom Bundestag zu wählen- 
den Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts nach 
Artikel 94 Abs. 1 des Grundgesetzes in Verbindung 
mit §6 des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht sind vom Bundestag Wahlmänner für den 
Wahlmännerausschuß zu wählen. 

(2) Der Wahlmännerausschuß wählt die Bundes- 
verfassungsrichter nach Maßgabe des § 6 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht. 

§ 67 

Vermittlungsausschuß 

(1) Zur Ausführung des Artikels 77 des Grundge- 
setzes ist ein Vermittlungsausschuß einzusetzen , 
der aus Mitgliedern des Bundestages und Mitglie- 
dern des Bundesrates besteht. Die Mitglieder des 
Bundestages sind vom Bundestag zu wählen. . 

(2) Das Verfahren dieses Ausschusses regelt eine 
Geschäftsordnung , die vom Bundestag beschlossen 
wird und der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

entfällt 


entfällt 


entfällt 


entfällt 


§ 55 

Einsetzung von Unterausschüssen 

(1) Zur Vorbereitung seiner Arbeiten kann 
jeder Ausschuß aus seiner Mitte Unterausschüsse 
mit bestimmten Aufträgen einsetzen, es sei denn, 
daß ein Viertel seiner Mitglieder widerspricht. In 
Ausnahmefällen können die Fraktionen auch Mit- 
glieder des Bundestages benennen, die nicht dem 
Ausschuß angehören. 

(2) Bei der Bestimmung des Vorsitzenden des 
Unterausschusses soll der Ausschuß sich nach dem 
Stärkeverhältnis der einzelnen Fraktionen richten 
(§ 12). Der Ausschuß kann den Unterausschuß 
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§ 74 a 

Enquete-Kommission 

(1) Zur Vorbereitung von Entscheidungen über 
umfangreiche und bedeutsame Sachkomplexe kann 
der Bundestag eine Enquete-Kommission einsetzen. 
Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder ist er 
dazu verpflichtet. Der Antrag muß den Auftrag der 
Kommission bezeichnen. 

(2) Die Mitglieder der Kommission werden im 
Einvernehmen der Fraktionen benannt und vom 
Präsidenten berufen. Kann ein Einvernehmen nicht 
hergestellt werden, so benennen die Fraktionen die 
Mitglieder im Verhältnis ihrer Stärke. Die Mitglie- 
derzahl der Kommission soll, mit Ausnahme der in 
Absatz 3 genannten Vertreter der Fraktionen, neun 
nicht überschreiten. 

(3) Jede Fraktion kann einen Vertreter, auf 
Beschluß des Bundestages auch mehrere in die 
Kommission entsenden. 


§ 68 ' 

Mitgliederzahl der Ausschüsse 

(1) Das System für eine dem § 12 entsprechende 
Zusammensetzung der Ausschüsse und die Zahl 
der Mitglieder bestimmt der Bundestag. 

(2) Die Fraktionen benennen die Ausschußmit- 
glieder und deren Stellvertreter. 

(3) Der Präsident gibt die erstmalig benannten 
Mitglieder und die späteren Änderungen dem Bun- 
destag bekannt. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

jederzeit auflösen. Der Unterausschuß hat seinen 
Bericht dem Ausschuß vorzulegen. 

(3) In einem Unterausschuß muß jede Fraktion, 
die im Ausschuß vertreten ist, auf ihr Verlangen 
mindestens mit einem Mitglied vertreten sein. Im 
übrigen sind die Grundsätze des § 12 zu berück- 
sichtigen. 

(4) Ist ein Gegenstand mehreren Ausschüssen 
zur Beratung überwiesen worden, können die 
beteiligten Ausschüsse einen gemeinsamen Unter- 
ausschuß bilden. Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 fin- 
den entsprechende Anwendung. Die Anzahl der 
von mitbeteiligten Ausschüssen zu benennenden 
Mitglieder darf die Anzahl der vom federführenden 
Ausschuß benannten Mitglieder nicht übersteigen. 

§ 56 

Enquete-Kommission 

(1) unverändert 


(2) Die Mitglieder der Kommission werden im 
Einvernehmen der Fraktionen benannt und vom 
Präsidenten berufen. Kann ein Einvernehmen nicht 
hergestellt werden, so benennen die Fraktionen die 
Mitglieder im Verhältnis ihrer Stärke. Die Mitglie- 
derzahl der Kommission soll, mit Ausnahme der in 
Absatz 3 genannten Mitglieder der Fraktionen, 
neun nicht übersteigen. 

(3) Jede Fraktion kann ein Mitglied, auf 
Beschluß des Bundestages auch mehrere Mitglie- 
der, in die Kommission entsenden. 

(4) Die Enquete-Kommission hat ihren Bericht 
bis zum Ende der Wahlperiode vorzulegen. Sofern 
ein abschließender Bericht nicht erstattet werden 
kann, ist ein Zwischenbericht vorzulegen, auf des- 
sen Grundlage der Bundestag entscheidet, ob die 
Enquete-Kommission ihre Arbeit fortsetzen oder 
einstellen soll. 

§ 57 

Mitgliederzahl der Ausschüsse 

unverändert 
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§ 69 

Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Die Ausschüsse bestimmen ihre Vorsitzenden 
und deren Stellvertreter nach den Vereinbarungen 
im Ältestenrat. Dem Bundestag ist hiervon Kennt- 
nis zu geben. 


(2) Dem Vorsitzenden obliegt die Vorbereitung 
und Leitung der Ausschußsitzungen nach Maßgabe 
der im § 60 bestimmten Aufgaben der Ausschüsse . 

§ 33 Abs. 4: 

(4) In den Ausschüssen erfolgt die Worterteilung 
in der Reihenfolge der Wortmeldungen. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§ 58 

Bestimmung des Vorsitzenden und seines 
Stellvertreters 

Die Ausschüsse bestimmen ihre Vorsitzenden 
und deren Stellvertreter nach den Vereinbarungen 
im Ältestenrat. 

§ 59 

Rechte und Pflichten des Vorsitzenden 

(i) Dem Vorsitzenden obliegt die Vorbereitung. 
Einberufung und Leitung der Ausschußsitzungen 

sowie die Durchführung der Ausschußbeschlüsse. 


(2) Der Vorsitzende erteilt das Wort in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen unter Berücksich- 
tigung des Grundsatzes des § 28 Abs. 1 Satz 2. 

(3) Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglieder des 
Bundestages sind, und Zuhörer unterstehen wäh- 
rend der Sitzung der Ordnungsgewalt des Vorsit- 
zenden. 

(4) Ist der ordnungsgemäße Ablauf einer Sitzung 
nicht mehr gewährleistet, kann der Vorsitzende die 
Sitzung unterbrechen oder im Einvernehmen mit 
den Fraktionen im Ausschuß beenden. 

§ 60 

Einberufung der Ausschußsitzungen 

(1) Der Vorsitzende kann im Rahmen der vom 
Ältestenrat festgelegten Tagungsmöglichkeiten für 
Ausschüsse (Zeitplan) Ausschußsitzungen selbstän- 
dig einberufen, es sei denn, daß der Ausschuß im 
Einzelfall etwas anderes beschließt. 

(2) Der Vorsitzende ist zur Einberufung zum 
nächstmöglichen Termin innerhalb des Zeitplanes 
verpflichtet, wenn es eine Fraktion im Ausschuß 
oder mindestens ein Drittel der Mitglieder des 
Ausschusses unter Angabe der Tagesordnung ver- 
langt. 

(3) Zur Einberufung einer Sitzung außerhalb des 
Zeitplanes oder außerhalb des ständigen Sitzungs- 
ortes des Bundestages ist der Vorsitzende nur 
berechtigt, wenn außer dem Vorliegen eines ent- 
sprechenden Verlangens einer Fraktion oder von 
fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 
oder eines einstimmigen Beschlusses des Aus- 
schusses die Genehmigung des Präsidenten erteilt 
worden ist. 


§ 61 

Tagesordnung der Ausschüsse 

(1) Termin und Tagesordnung werden vom Vor- 
sitzenden festgesetzt, es sei denn, daß der Aus- 
schuß vorher darüber beschließt. 
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§ 72 

Bekanntgabe der Aussschußsitzungen 

Ort, Zeit und Tagesordnung jeder Ausschußsit- 
zung sind den beteiligten Ministerien und dem 
Bundesrat mitzuteilen . 

§ 60 

Aufgaben der Ausschüsse 

(1) Die Ausschüsse sind Organe des Bundestages. 
Ihre Zusammensetzung regelt sich nach dein Stär- 
keverhältnis der Fraktionen. Die Zahl der Mitglie- 
der der einzelnen Ausschüsse bestimmt der Bun- 
destag . 

(2) Die Ausschüsse sind zu baldiger Erledigung 
der ihnen überwiesenen Aufgaben verpflichtet. Als 
vorbereitende Beschlußorgane des Bundestages 
haben die Ausschüsse die Pflicht, dem Bundestag 
bestimmte Beschlüsse zu empfehlen, die sich nur 
auf die ihnen überwiesenen Vorlagen und Anträge 
oder mit diesen in unmittelbarem Sachzusammen- 
hang stehenden Fragen beziehen dürfen. Sie kön- 
nen jedoch andere Fragen aus ihrem Geschäftsbe- 
reich beraten. Weitergehende Rechte, die einzelnen 
Ausschüssen in dieser Geschäftsordnung oder 
durch Beschluß des Bundestages übertragen sind, 
bleiben unberührt. 

(3) Antragsteller aus der Mitte des Hauses kön- 
nen sechs Monate nach Überweisung des von 
ihnen eingebrachten Antrages verlangen, daß der 
Ausschuß durch den Vorsitzenden oder Berichter- 
statter dem Bundestag einen Bericht über den 
Stand der Beratungen erstattet. Der Bericht ist auf 
Verlangen der Antragsteller auf die Tagesordnung 
des Bundestages zu setzen. 


(5) Für die Berichterstattung durch den federfüh- 
renden Ausschuß an den Bundestag gilt § 74. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

(2) Der Ausschuß kann die Tagesordnung ändern, 
erweitern jedoch nur, wenn nicht eine Fraktion im 
Ausschuß widerspricht. 


(3) Die Tagesordnung jeder Ausschußsitzung ist 
mit Angabe des Ortes, des Termins und, soweit 
vereinbart, der Dauer der Sitzung den beteiligten 
Bundesministerien und dem Bundesrat mitzuteilen. 

§ 62 

Aufgaben der Ausschüsse 

entfällt 


(1) Die Ausschüsse sind zu baldiger Erledigung 
der ihnen überwiesenen Aufgaben verpflichtet. Als 
vorbereitende Beschlußorgane des Bundestages 
haben sie die Pflicht, dem .Bundestag bestimmte 
Beschlüsse zu empfehlen, die sich nur auf die 
ihnen überwiesenen Vorlagen oder mit diesen in 
unmittelbarem Sachzusammenhang stehenden Fra- 
gen beziehen dürfen. Sie können sich jedoch mit 
anderen Fragen aus ihrem Geschäftsbereich befas- 
sen. Weitergehende Rechte, die einzelnen Aus- 
schüssen durch Grundgesetz, Bundesgesetz, in die- 
ser Geschäftsordnung oder durch Beschluß des 
Bundestages übertragen sind, bleiben unberührt. 

(2) Zehn Sitzungswochen nach Überweisung 
einer Vorlage kann von einer Fraktion oder von 
fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 
verlangt werden, daß der Ausschuß durch den 
Vorsitzenden oder Berichterstatter dem Bundestag 
einen Bericht über den Stand der Beratungen 
erstattet. Wenn sie es verlangen, ist der Bericht 
auf die Tagesordnung des Bundestages zu setzen. 

§ 63 

Federführender Ausschuß 

(i) Die Berichterstattung an den Bundestag 
gemäß § 66 kann nur durch den federführenden 
Ausschuß erfolgen. 


(4) Werden Vorlagen oder Anträge vom Bundes- (2) Werden Vorlagen an mehrere Ausschüsse 
tag an mehrere Ausschüsse überwiesen, so ist ein überwiesen (§ 80), sollen die beteiligten Aus- 

Ausschuß als federführend zu bestimmen. Mitbera- schüsse mit dem federführenden Ausschuß eine 

tende Ausschüsse haben dem federführenden Aus- angemessene Frist zur Übermittlung ihrer Stellung- 

schuß ihre Stellungnahme innerhalb einer ange- nähme vereinbaren. Werden nicht innerhalb der 

messenen Frist zu übermitteln. Kommt zwischen vereinbarten Frist dem federführenden Ausschuß 

dem federführenden und einem mitberatenden Aus- die Stellungnahmen vorgelegt, oder kommt eine 

schuß keine Vereinbarung über die Frist zustande, Vereinbarung über eine Frist nicht zustande, kann 

kann der federführende Ausschuß dem Bundestag der federführende Ausschuß dem Bundestag 

Bericht erstatten, auch wenn ihm keine Stellung- Bericht erstatten, frühestens jedoch in der vierten, 

nähme des mitberatenden Ausschusses vorliegt, auf die Überweisung folgenden Sitzungswoche. 
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jedoch frühestens in der vierten, auf die Überwei- 
sung folgenden Sitzungswoche. 


§ 70 

Berichterstatter 

Die Ausschüsse können für bestimmte Beratungs- 
gegenstände einen oder mehrere Berichterstatter 
wählen. In den ständigen Ausschüssen benennt der 
Vorsitzende, vorbehaltlich der Entscheidung des 
Ausschusses, die Berichterstatter für die einzelnen 
Beratungsgegenstände. 


§ 74 

Berichterstattung 

(1) Ausschußberichte an den Bundestag über 
Gesetzentwürfe und Grundsatz fragen erheblichen 
Umfangs sind in der Regel schriftlich zu erstatten. 
Im übrigen erfolgt mündliche Berichterstattung. 


§ 64 

Verhandlungsgegenstände 

(1) Verhandlungsgegenstände sind die dem Aus- 
schuß überwiesenen Vorlagen und Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Ausschusses (§ 62 Abs. 1 
Satz 3) 

(2) Sind dem Ausschuß mehrere Vorlagen zum 
selben Gegenstand überwiesen, beschließt der Aus- 
schuß, welche Vorlage als Verhandlungsgegen- 
stand für seine Beschlußempfehlung an den Bun- 
destag dienen soll. Andere Vorlagen zum selben 
Gegenstand können, auch wenn sie bei der Bera- 
tung nicht oder nur teilweise berücksichtigt wur- 
den, für erledigt erklärt werden. Wird der Erledigt- 
erklärung von einer Fraktion im Ausschuß wi- 
dersprochen, muß über die Vorlagen abgestimmt 
werden. Die Beschlußempfehlung, die Vorlagen für 
erledigt zu erklären oder abzulehnen, ist dem 
Bundestag vorzulegen. 

§ 65 

Berichterstatterbenennung 

unverändert 


oder Alternative a) 

Vorbehaltlich der Entscheidung des Ausschusses 
benennt der Vorsitzende einen Berichterstatter für 
jeden Verhandlungsgegenstand. Wird die Bericht- 
erstattung über umfangreiche Vorlagen aufgeteilt, 
können sich die Berichterstatter nur zum Gegen- 
stand ihrer Berichterstattung auf § 28 Abs. 2 beru- 
fen. 

oder Alternative b) 

Vorbehaltlich der Entscheidung des Ausschusses 
benennt der Vorsitzende einen Berichterstatter für 
jeden Verhandlungsgegenstand. Wird die Bericht- 
erstattung über umfangreiche Vorlagen aufgeteilt, 
können sich die Berichterstatter nur zum Gegen- 
stand ihrer Berichterstattung auf § 28 Abs. 2 beru- 
fen. Der Ausschuß kann beschließen, daß auch die 
Berichterstatter der Fraktionen im Ausschuß unter 
dem Bericht des Ausschusses aufgeführt werden. 

§ 66 

Berichterstattung 

(1) Ausschußberichte an den Bundestag über 
Vorlagen sind in der Regel schriftlich zu erstatten. 

Sie können mündlich ergänzt werden. 
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(2) Die Berichte müssen die Ansichten und den 
Antrag des federführenden Ausschusses sowie die 
Stellungnahme der Minderheit und der beteiligten 
Ausschüsse enthalten. Wenn kommunale Spitzen- 
verbände im Rahmen des § 73 Abs. 3 a Stellung 
genommen haben, müssen, sofern Informationssit- 
zungen gemäß § 73 Abs. 3 stattgefunden haben, 
sollen die dargelegten Ansichten in ihren wesentli- 
chen Punkten im Bericht wiedergegeben werden. 

(3) Beteiligte Ausschüsse können keine Anträge 
an den Bundestag stellen. 

(4) Der Bundestag kann neben mündlicher 
Berichterstattung einen schriftlichen Bericht eines 
Ausschusses verlangen und hierzu den Gegenstand 
zurückverweisen. 

siehe hierzu auch § 71 


§ 73 

Durchführung der Ausschußsitzungen 

(1) Die Ausschüsse können jederzeit die Anwe- 
senheit jedes Mitgliedes der Bundesregierung ver- 
langen, auch zum Zwecke ihrer Anhörung in einer 
öffentlichen Sitzung. 

siehe hierzu auch § 46 


(2) Die Beratungen der Ausschüsse sind grund- 
sätzlich nicht öffentlich. Der Ausschuß kann 
beschließen, daß die Öffentlichkeit zugelassen 
wird. Die Öffentlichkeit einer Sitzung ist herge- 
stellt, wenn der Presse und sonstigen Zuhörern im 
Rahmen der Raumverhältnisse der Zutritt gestattet 
wird. 


(7) An den nichtöffentlichen Ausschußsitzungen 
können Mitglieder des Bundestages, die dem Aus- 


Entwurf des 1. Ausschusses 

(2) Die Berichte müssen die Beschlußempfehlung 
des federführenden Ausschusses mit Begründung 
sowie die Ansicht der Minderheit und die Stellung- 
nahmen der beteiligten Ausschüsse enthalten. 
Wenn kommunale Spitzenverbände im Rahmen des 
§ 69 Abs. 6 Stellung genommen haben, müssen, 
sofern Informationssitzungen nach § 70 Abs. 1 statt- 
gefunden haben, sollen die dargelegten Auffassun- 
gen in ihren wesentlichen Punkten im Bericht 
wiedergegeben werden. 

entfällt 


entfällt 


§ 67 

Beschlußfähigkeit im Ausschuß 

Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn die Mehr- 
heit der Mitglieder anwesend ist. Er gilt solange 
als beschlußfähig, wie nicht vor einer Abstimmung 
von einem Mitglied verlangt wird, die Beschlußfä- 
higkeit durch Auszählen festzustellen. Der Vorsit- 
zende kann die Abstimmung, vor der die Feststel- 
lung der Beschlußfähigkeit verlangt wurde, auf 
bestimmte Zeit verschieben und, wenn kein Wider- 
spruch erfolgt, die Aussprache fortsetzen oder 
einen anderen Tagesordnungspunkt aufrufen. Ist 
nach Feststellung der Beschlußunfähigkeit die Sit- 
zung auf bestimmte Zeit unterbrochen worden und 
nach Wiedereröffnung die Beschlußfähigkeit noch 
nicht gegeben, gilt Satz 3. 

§ 68 

Herbelnifung eines Mitgliedes der 

Bundesregierung zu den Ausschußsitzungen 

Das Recht des Ausschusses, die Anwesenheit 
eines Mitgliedes der Bundesregierung zu verlan- 
gen, gilt auch, wenn es in einer öffentlichen 
Sitzung gehört werden soll. Uber einen entspre- 
chenden Antrag ist in nichtöffentlicher Sitzung zu 
entscheiden. 

§ 69 

Nichtöffentliche Ausschußsitzungen 

(1) Die Beratungen der Ausschüsse sind grund- 
sätzlich nicht öffentlich. Der Ausschuß kann 
beschließen, daß für einen bestimmten Verhand- 
lungsgegenstand oder Teile desselben die Öffent- 
lichkeit zugelassen wird. Die Öffentlichkeit einer 
Sitzung ist hergestellt, wenn der Presse und sonsti- 
gen Zuhörern im Rahmen der Raumverhältnisse der 
Zutritt gestattet wird. 

(2) unverändert 
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schuß nicht angehören, als Zuhörer teilnehmen. 
Ausnahmen kann der Bundestag beschließen. 


(8) Berät ein Ausschuß, dessen Verhandlungen 
nicht vertraulich sind, über Anträge von Mitglie- 
dern des Bundestages, so kann ein Antragsteller, 
der nicht Mitglied des Ausschusses ist, mit bera- 
tender Stimme teilnehmen. In besonderen Fällen 
kann der Ausschuß auch andere Mitglieder des 
Bundestages zu seinen Verhandlungen mit beraten- 
der Stimme hinzuziehen oder zulassen. 

§ 97 Abs. 2: 

(2) Berät ein Ausschuß, dessen Verhandlungen 
nicht vertraulich sind, Anträge von Mitgliedern 
des Bundestages, so ist den Erstunterzeichnern zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte nach § 73 Abs . 8 oder 
10 die Tagesordnung zu übermitteln. 


Entwurf des 1. Ausschusses 


oder Alternative a) 

(2) An den nichtöffentlichen Ausschußsitzungen 
können Mitglieder des Bundestages, die dem Aus- 
schuß nicht angehören, als Zuhörer teilnehmen, es 
sei denn, daß der Bundestag bei der Einsetzung der 
Ausschüsse beschließt, das Zutrittsrecht für ein- 
zelne Ausschüsse auf die ordentlichen Mitglieder 
und deren namentlich benannte Stellvertreter zu 
beschränken. Diese Beschränkung kann für die 
Beratung bestimmter Fragen aus dem Geschäftsbe- 
reich dieser Ausschüsse erfolgen. In diesen Fällen 
kann einer der Antragsteller, wenn er nicht Mit- 
glied des Anschusses ist, ausschließlich zum 
Zwecke der Begründung der Vorlage an der Aus- 
schußsitzung teilnehmen. 

(bei Annahme Streichung des Absatzes 7) 

oder Alternative b) 

(2) An den nichtöffentlichen Ausschußsitzungen 
können Mitglieder des Bundestages, die dem Aus- 
schuß nicht angehören, als Zuhörer teilnehmen. 

(3) Auf Empfehlung des Ausschusses für Wahl- 
prüfung, Immunität und Geschäftsführung kann der 
Bundestag für Personen, die nicht Mitglieder des 
Bundestages sind, eine über den Einzelfall hinaus- 
gehende Regelung des Rechts auf Teilnahme an 
Ausschußsitzungen beschließen. Im übrigen ent- 
scheidet der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung über den Einzelfall, es sei 
denn, daß auf Antrag eines Viertels der Mitglieder 
dieses Ausschusses der Bundestag um Entschei- 
dung ersucht wird. 

(4) Berät ein Ausschuß, dessen Verhandlungen 
nicht vertraulich sind, Vorlagen von Mitgliedern 
des Bundestages, so ist dem Erstunterzeichner, 
wenn er nicht Mitglied des Ausschusses ist, die 
Tagesordnung zuzuleiten. Er kann insoweit mit 
beratender Stimme an der Sitzung teilnehmen oder 
sich von einem der anderen Antragsteller vertreten 
lassen. In besonderen Fällen kann der Ausschuß 
auch andere Mitglieder des Bundestages zu seinen 
Verhandlungen mit beratender Stimme hinzuziehen 
oder zulassen. 


(5) Vorbehaltlich gesetzlicher Beschränkungen 
des Zutrittsrechts haben die Fraktions Vorsitzenden 
beratende Stimme in allen Ausschüssen und Son- 
derausschüssen (§ 54). Sie können ein Mitglied 
ihrer Fraktion beauftragen, sie zu vertreten. 
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§ 73: 

(3 a) Berät der Ausschuß einen ihm überwiese- 
nen Gegenstand, durch den wesentliche Belange 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden berührt 
werden, soll den auf Bundesebene bestehenden 
kommunalen Spitzenverbänden vor Beschlußfas- 
sung im Ausschuß Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben werden. Dies gilt insbesondere bei Ent- 
würfen von Gesetzen, die ganz oder teilweise von 
den Gemeinden oder Gemeindeverbänden auszu- 
führen sind, deren öffentliche Finanzen unmittelbar 
betreffen oder auf ihre Verwaltungsorganisation 
einwirken. Von der Bestimmung des Satzes 1 kann 
bei Regierungsvorlagen abgesehen werden, wenn 
aus der Begründung der Vorlagen die Auffassun- 
gen der kommunalen Spitzenverbände ersichtlich 
sind. Die Rechte des Ausschusses aus Absatz 3 
bleiben unberührt. 

(10) Bei Ausschußsitzungen, in denen die Teil- 
nahme auf die ordentlichen Mitglieder und deren 
Stellvertreter beschränkt ist, kann einer der 
Antragsteller, wenn er nicht Mitglied des Aus- 
schusses ist, ausschließlich zum Zweck der Begrün- 
dung des Antrages an der Sitzung teilnehmen. 

(9) Für die Beratung einer VS der Geheimhal- 
tungsgrade VS-VERTRAULICH und höher gelten 
die Bestimmungen der Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages. 


(3) Zur Information über einen Gegenstand sei- 
ner Beratung kann ein Ausschuß öffentliche Anhö- 
rungen von Sachverständigen, Interessenvertretern 
und anderen Auskunftspersonen vornehmen. Bei 
überwiesenen Vorlagen oder Anträgen ist der 
federführende Ausschuß auf Verlangen eines Vier- 
tels seiner Mitglieder dazu verpflichtet; bei nicht 
überwiesenen Gegenständen im Rahmen des § 60 
Abs. 2 Satz 3 erfolgt eine Anhörung auf Beschluß 
des Ausschusses. Die Beschlußfassung ist nur 
zulässig, wenn ein entsprechender Antrag auf der 
Tagesordnung des Ausschusses steht. 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 


(6) Berät der Ausschuß eine ihm überwiesene 
Vorlage, durch die wesentliche Belange von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden berührt wer- 
den, soll den auf Bundesebene bestehenden kom- 
munalen Spitzenverbänden vor Beschlußfassung im 
Ausschuß Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
werden. Dies gilt insbesondere bei Entwürfen von 
Gesetzen, die ganz oder teilweise von den Gemein- 
den oder Gemeindeverbänden auszuführen sind, 
deren öffentliche Finanzen unmittelbar betreffen 
oder auf ihre Verwaltungsorganisation einwirken. 
Von der Bestimmung des Satzes 1 kann bei Regie- 
rungsvorlagen abgesehen werden, wenn aus der 
Begründung der Vorlagen die Auffassungen der 
kommunalen Spitzenverbände ersichtlich sind. Die 
Rechte des Ausschusses aus § 70 Abs. 1 bleiben 
unberührt. 

(7) Ist bei Ausschußsitzungen die Teilnahme auf 
die ordentlichen Mitglieder und deren namentlich 
benannte Stellvertreter beschränkt, kann einer der 
Antragsteller, wenn er nicht Mitglied des Aus- 
schusses ist, ausschließlich zum Zwecke der 
Begründung der Vorlage teilnehmen. 

(8) unverändert 


(9) Beraten mehrere Ausschüsse in gemeinsamer 
Sitzung über denselben Verhandlungsgegenstand, 
erfolgt die Abstimmung nach Ausschüssen 
getrennt. 

§ 70 

öffentliche Anhörungssitzungen 

(») Zur Information über einen Gegenstand sei- 
ner Beratung kann ein Ausschuß öffentliche Anhö- 
rungen von Sachverständigen, Interessenvertretern 
und anderen Auskunftspersonen vornehmen. Bei 
überwiesenen Vorlagen ist der federführende Aus- 
schuß auf Verlangen eines Viertels seiner Mitglie- 
der dazu verpflichtet; bei nicht überwiesenen Ver- 
handlungsgegenständen im Rahmen des § 62 Abs. 1 
Satz 3 erfolgt eine Anhörung auf Beschluß des 
Ausschusses. Die Beschlußfassung ist nur zulässig, 
wenn ein entsprechender Antrag auf der Tagesord- 
nung des Ausschusses steht. 

(2) Wird gemäß Absatz 1 die Durchführung einer 
Anhörung von einer Minderheit der Mitglieder des 
Ausschusses verlangt, müssen die von ihr benann- 
ten Auskunftspersonen gehört werden. Beschließt 
der Ausschuß eine Begrenzung der Anzahl der 
anzuhörenden Personen, kann von der Minderheit 
nur der ihrem Stärkeverhältnis im Ausschuß ent- 
sprechende Anteil an der Gesamtzahl der anzuhö- 
renden Auskunftspersonen benannt werden. 

(3) Der mitberatende Ausschuß kann beschließen, 
im Einvernehmen mit dem federführenden Aus- 
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(4) Der Ausschuß kann in eine allgemeine Aus- 
sprache mit den Auskunftspersonen eintreten, 
soweit dies zur Klärung des Sachverhalts erforder- 
lich ist. Hierbei ist die Redezeit zu begrenzen. Der 
Ausschuß kann einzelne seiner Mitglieder beauf- 
tragen, die Anhörung durchzuführen; dabei ist jede 
im Ausschuß vertretene Fraktion zu berücksichti- 
gen. 

(5) Zur Vorbereitung einer öffentlichen Anhörung 
übermittelt der Ausschuß den geladenen Auskunfts- 
personen die jeweilige Fragestellung und fordert 
sie zur Einreichung einer schriftlichen Stellung- 
nahme auf. 

(6) Ersatz von Auslagen an Sachverständige und 
Auskunftspersonen erfolgt nur auf Grund von 
Ladungen durch Beschluß des Ausschusses mit 
vorheriger Zustimmung des Präsidenten. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

schuß eine Anhörung durchzuiühren, soweit der 
federführende Ausschuß von der Möglichkeit des 
Absatzes 1 keinen Gebrauch macht oder seine An- 
hörung auf Teilfragen der Vorlage, die nur seinen 
Geschäftsbereich betreffen, beschränkt. Dem feder- 
führenden Ausschuß sind Ort und Termin sowie der 
zu hörende Personenkreis mitzuteilen. Mitglieder 
des federführenden Ausschusses haben während der 
Anhörung Fragerecht; dieses kann im Einvernehmen 
mit dem federführenden Ausschuß auf einzelne Mit- 
glieder desselben beschränkt werden. 

(4)unverändert 


(5) Zur Vorbereitung einer öffentlichen Anhö- 
rung soll der Ausschuß den Auskunftspersonen die 
jeweilige Fragestellung übermitteln. Er kann sie 
um Einreichung einer schriftlichen Stellungnahme 

bitten. 

(6) unverändert 


(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten auch für Anhörun- 
gen in nichtöffentlicher Sitzung. 


§ 71 

Antragstellung im Ausschuß, 

Schluß der Aussprache 

(1) Antragsberechtigt sind nur stimmberechtigte 
Mitglieder des Ausschusses. Ein schriftlicher 
Antrag eines nicht anwesenden Mitgliedes des 
Ausschusses darf nur zur Abstimmung gestellt 
werden, wenn ein anwesendes stimmberechtigtes 
Mitglied ihn übernimmt. 

(2) Ein Antrag auf Schluß der Aussprache darf 
frühestens zur Abstimmung gestellt werden, wenn 
jede Fraktion Gelegenheit hatte, zur Sache zu 
sprechen und von der jeweiligen Fraktionsauffas- 
sung abweichende Meinungen vorgetragen werden 
konnten. 


§ 72 

Abstimmung außerhalb einer Sitzung 

Der Ausschuß kann den Vorsitzenden einstimmig 
ermächtigen, außerhalb der Sitzungswochen über 
bestimmte Fragen in besonderen Eilfällen eine 
schriftliche Abstimmung durchführen zu lassen. 
Macht der Ausschuß von dieser Möglichkeit 
Gebrauch, hat der Vorsitzende den Mitgliedern des 
Ausschusses den Entwurf einer Beschlußempfeh- 
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§ 73 a 

Ausschußprotokolle 

(1) über jede Ausschußsitzung ist ein Proto- 
koll anzufertigen, das der Schriftform bedarf; wird 
ein Kurzprotokoll gefertigt, muß es mindestens alle 
Anträge und die Beschlüsse des Ausschusses ent- 
halten. 


(2) Protokolle über nichtöffentliche Sitzungen 
der Ausschüsse (§73 Abs. 2 Satz 1) sind grundsätz- 
lich keine Verschlußsachen im Sinne der Geheim- 
schutzordnung (vgl. § 2 Abs. 5 GSO). Soweit sie der 
Öffentlichkeit nicht ohne weiteres zugänglich sein 
sollen, sind sie vom Ausschuß mit einem entspre- 
chenden Vermerk zu versehen? die Einzelheiten 
werden in den nach Absatz 3 zu erlassenden Richt- 
linien geregelt. Protokolle von öffentlichen Sitzun- 
gen (§73 Abs. 3) dürfen diesen Vermerk nicht 
tragen. 

(3) Für die Behandlung der Protokolle erläßt der 
Präsident im Benehmen mit dem Präsidium beson- 
dere Richtlinien. 

§ 71 

Beschlußfähigkeit und Gesdiältsordnug 

Für die Beratung und Beschlußfassung in den 
Ausschüssen gelten die Grundsätze dieser 
Geschäftsordnung, soweit nichts anderes bestimmt 
ist. 


IX. Vorlagen, Anträge, Große, Kleine und 

Mündliche Anfragen, Ersuchen, Petitionen 
und Ausschußberichte 

§75 

Einbringung 

(1) Vorlagen erfolgen in schriftlicher Form an 
den Bundestag durch die Bundesregierung und den 
Bundesrat (§§ 76 ff.). 

(2) Anträge können, mit Ausnahme des Antrages 
nach § 103, nur von Mitgliedern des Bundestages 
eingebracht werden (§§ 76 ff.). 


Entwurf des 1. Ausschusses 

lung zuzuleiten, über die innerhalb einer bestimm- 
ten Frist in entsprechender Anwendung des § 46 
Satz 1 abgestimmt werden kann. Eine schriftliche 
Abstimmung entfällt, wenn eine Sitzung des Aus- 
schusses aufgrund der Bestimmungen des § 60 
Abs. 2 oder 3 stattfindet. 

§ 73 

Ausschußprotokolle 

(1) über jede Ausschußsitzung ist ein Protokoll 
anzufertigen,* das der Schriftform bedarf. Es muß 
mindestens alle Anträge und die Beschlüsse des 
Ausschusses enthalten. Stenografische Aufnahmen 
von Ausschußsitzungen bedürfen der Genehmigung 
des Präsidenten. 

(2) Protokolle über nichtöffentliche Sitzungen 
der Ausschüsse (§ 69 Abs. 1 Satz 1) sind grundsätz- 
lich keine Verschlußsachen im Sinne der Geheim- 
schutzordnung (vgl. § 2 Abs. 5 GSO). Soweit sie der 
Öffentlichkeit nicht ohne weiteres zugänglich sein 
sollen, sind sie vom Ausschuß mit einem entspre- 
chenden Vermerk zu versehen; die Einzelheiten 
werden in den nach Absatz 3 zu erlassenden Richt- 
linien geregelt. Protokolle von öffentlichen Sitzun- 
gen (§ 70 Abs. 1) dürfen diesen Vermerk nicht 
tragen. 

(3) unverändert 


§ 74 

Anwendbarkeit der Bestimmungen 

der Geschäftsordnung 

Soweit die Verfahrensregeln für die Ausschüsse 
nichts anderes bestimmen, gelten für Ausschüsse und 
Enquete-Kommissionen die übrigen Bestimmungen 
der Geschäftsordnung, mit Ausnahme des § 126, ent- 
sprechend. 


Vlll. Vorlagen und ihre Behandlung 


§ 75 

Vorlagen 

(1) Folgende Vorlagen können als Verhandlungs- 
gegenstand auf die Tagesordnung des Bundestages 
(selbständige Vorlagen) gesetzt werden: 

a) Gesetzentwürfe x ), 


!) § 76 GO 
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(3) Große Anfragen an die Bundesregierung sind 
von mindestens soviel Mitgliedern des Bundestages 
zu unterzeichnen, wie einer Fraktionsstärke ent- 
spricht (§§ 105 bis 109). 

(4) Kleine Anfragen an die Bundesregierung 
sind von mindestens soviel Mitgliedern des Bun- 
destages zu unterzeichnen, wie einer Fraktions- 
stärke entspricht (§ 110). 

(5) Mündliche Anfragen können von jedem 
Abgeordneten in der Fragestunde vorgebracht wer- 
den (§111). 

(6) Ersuchen in Immunitätsangelegenheiten sind 
von dem Präsidenten unmittelbar an den zuständi- 
gen Ausschuß weiterzuleiten (§ 114). 

(7) Petitionen gemäß Artikel 17 des Grundgeset- 
zes können von jedem Staatsbürger eingebracht 
werden (§§ 112 und 113). 


Entwurf des 1. Ausschusses 

b) Beschlußempfehlungen des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsaus- 
schuß) 2 ), 

c) Anträge auf Zurückweisung von Einsprüchen 
des Bundesrates 3 ) r 

d) Anträge 4 ), 

e) Berichte und Materialien zur Unterrichtung des 
Bundestages (Unterrichtungen) 5 ), 

f) Große Anfragen an die Bundesregierung und 
deren Beantwortung 6 ) r 

g) Wahl Vorschläge, soweit sie als Drucksachen ver- 
teilt worden sind 7 ), 

h) Beschlußempfehlungen und Berichte in Wahl- 
prüfungs-, Immunitäts- und Geschäftsordnungs- 
angelegenheiten 8 ), 

i) Beschlußempfehlungen und Berichte über Peti- 
tionen *), 

j) Beschlußempfehlungen und Berichte des Rechts- 
ausschusses über Streitsachen vor dem Bundes- 
verfassungsgericht 10 ), 

k) Beschlußempfehlungen und Berichte von Unter- 
suchungsausschüssen, 

l) Zwischenberichte der Ausschüsse u ), 

m) Rechtsverordnungen, soweit sie aufgrund ge- 
setzlicher Grundlagen dem Bundestag zuzuleiten 
sind u ). 

(2) Vorlagen zu Verhandlungsgegenständen (un- 
selbständige Vorlagen) sind: 

a) Beschlußempfehlungen und Berichte der Aus- 
schüsse 13 ), 

b) Änderungsanträge 14 ), 

c) Entschließungsanträge zu Gesetzentwürfen, Un- 
terrichtungen, Regierungserklärungen, Große 
Anfragen, EG-Vorlagen, Stabilitätsvorlagen und 
Rechts Verordnungen 15 ). 

(3) Als Vorlagen im Sinne des § 76 gelten auch 
Kleine Anfragen; sie können nicht als Verhand- 
lungsgegenstand auf die Tagesordnung gesetzt 
werden 16 ). 


2 ) § 90 GO 

3 ) § 91 GO 

4 ) §§ 39, 56, 89, 97 Abs. 1, Anlage 5 GO 

5 ) §§ 77, 93 GO 

6 ) §§ 100, 101 GO 

7 ) § 4 GO, § 3 Abs. 2 des Wahlprüfungsgesetzes 

8 ) §§ 107, 128 GO, § 11 des Wahlprüfungsgesetzes 

9 ) § 112 GO 

10 ) § 77 BVerfGG 
u ) § 62 Abs. 2 GO 

12 ) §§ 94, 92 GO 

13 ) § 66 GO 

14 ) §§ 82 Abs. 1, 85 Abs. 1 GO 
1B ) §§ 88, 93, 94, 92 GO 

16 ) § 104 GO 
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§ 97 

Selbständige Anträge von Mitgliedern des 
Bundestages 

(1) Selbständige Anträge von Mitgliedern des 
Bundestages müssen von mindestens soviel Mit- 
gliedern des Bundestages unterschrieben sein , wie 
einer Fraktionsstärke entspricht , und die Eingangs- 
formel tragen „ Der Bundestag wolle beschließen" ; 
soweit sie einen Gesetzentwurf enthalten , müssen 
sie , im übrigen können sie mit einer kurzen 
Begründung versehen werden. 


(2) Berät ein Ausschuß, dessen Verhandlungen 
nicht vertraulich sind, Anträge von Mitgliedern 
des Bundestages, so ist den Erstunterzeichnern zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte nach § 73 Abs. 8 oder 
10 die Tagesordnung zu übermitteln. 

§ 76 

Behandlung 

(1) Alle Vorlagen der Bundesregierung und des 
Bundesrates , die Anträge von Mitgliedern des Bun- 
destages sowie Große und Kleine Anfragen und Aus- 
schußberichte werden gedruckt und an die Mitglie- 
der des Bundestages, des Bundesrates und die 
Bundesministerien verteilt. 


(2) Regierungsvorlagen , die keiner Beschlußfas- 
sung bedürfen ( Denkschriften , Nachweisungen und 
anderes), kann der Präsident, ohne sie auf die 
Tagesordnung zu setzen, mit Zustimmung des Bun- 
destages einem Ausschuß überweisen. 

§ 77 

Beratungen 

(1) Gesetzentwürfe sowie der Entwurf des Haus- 
haltsgesetzes und des Haushaltsplans werden in 
drei Beratungen, Verträge mit auswärtigen Staaten 
und ähnliche Verträge, welche die politischen 
Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen 
(Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes), grundsätz- 
lich in zwei Beratungen und nur auf Beschluß des 
Bundestages in drei Beratungen, alle anderen Vor- 
lagen und Anträge in der Regel in einer Beratung 
erledigt. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§ 76 

Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages 

(1) Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages 
(§ 75) müssen von einer Fraktion oder von fünf 
vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 
unterzeichnet sein, es sei denn, daß die Geschäfts- 
ordnung etwas anderes vorschreibt oder zuläßt. 

(2) Gesetzentwürfe müssen, Anträge können mit 
einer kurzen Begründung versehen werden. 


wird § 69 Abs. 4 


§ 77 

Behandlung der Vorlagen 

(1) Vorlagen werden gedruckt und an die Mit- 
glieder des Bundestages, des Bundesrates und an 
die Bundesministerien verteilt. 

(2) Bei Vorlagen gemäß § 75 Abs. 1 Buchstabe e, 
die der Unterrichtung des Bundestages dienen (Be- 
richte, Denkschriften, Programme, Gutachten, Nach- 
weisungen und ähnliches), kann der Präsident im 
Benehmen mit dem Ältestenrat ganz oder teilweise 
von der Drucklegung und Verteilung absehen. In 
diesen Fällen wird der Eingang dieser Vorlagen und 
im Benehmen mit dem Ältestenrat die Art ihrer 
Behandlung als amtliche Mitteilung durch den Prä- 
sidenten bekanntgegeben. Sie werden als Übersicht 
in einer Drucksache zusammengestellt, in der auch 
anzugeben ist, in welchen Räumen des Bundestages 
die Vorlagen eingesehen werden können. 


wird § 80 Abs. 3 


§ 78 

Beratungen 

(1) Gesetzentwürfe werden in drei Beratungen, 
Verträge mit auswärtigen Staaten und ähnliche 
Verträge, welche die politischen Beziehungen des 
Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung beziehen (Artikel 59 Abs. 2 
des Grundgesetzes), grundsätzlich in zwei Beratun- 
gen und nur auf Beschluß des Bundestages in drei 
Beratungen, alle anderen Vorlagen grundsätzlich in 
einer Beratung behandelt. 
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§ 99 

Beratung von Anträgen 

(1) Anträge, die keinen Gesetzentwurf enthalten, 
werden sofort oder ohne Beratung an einen Aus- 
schuß überwiesen. 

(2) Auch wenn Anträge nicht verteilt sind oder 
nicht auf der Tagesordnung stehen, kann darüber 
abgestimmt werden, wenn nicht fünf Mitglieder des 
Bundestages widersprechen. 

§ 77: 

(3) Werden Vorlagen oder Anträge gemäß 
Absatz 1 in zwei Beratungen behandelt, so finden 
für die Schlußberatung neben den Bestimmungen 
für die zweite Beratung (§§ 80 bis 83 und 84 Abs. 3) 
die Bestimmungen über Wiederholung der Abstim- 
mung und Schlußabstimmung (§§ 87 und 88) ent- 
sprechende Anwendung. 


(2) Die Beratungen beginnen im allgemeinen 
frühestens am dritten Tage nach Verteilung der 
Drucksache. Abweichungen hiervon bedürfen, 
wenn Einspruch erhoben wird, einer Zweidrittel- 
mehrheit. 


§ 78 . 

Erste Beratung von Gesetzentwürfen 

In der ersten Beratung findet eine allgemeine 
Aussprache nur statt, wenn sie vom Ältestenrat 
empfohlen oder bis zum Aufruf des betreffenden 
Punktes der Tagesordnung von mindestens soviel 
Mitgliedern des Bundestages verlangt wird, wie 
einer Fraktionsstärke entspricht. In der Aussprache 
werden nur die Grundsätze der Vorlagen bespro- 
chen. Änderungsanträge sind in der ersten Bera- 
tung unzulässig. 

§ 79 

Überweisung an einen Ausschuß 

(1) Am Schluß der ersten Beratung kann der 
Gesetzentwurf einem Ausschuß überwiesen wer- 
den. Er kann nur in besonderen Fällen gleichzeitig 
mehreren Ausschüssen überwiesen werden, wobei 
der federführende Ausschuß zu bestimmen ist. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

(2) Anträge können ohne Aussprache einem 
Ausschuß überwiesen werden. Auch wenn sie 
nicht verteilt sind, kann über sie abgestimmt wer- 
den, es sei denn, daß von einer Fraktion oder von 
anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages widersprochen wird. Im übrigen gel- 
ten für Anträge sinngemäß die Vorschriften über 
die Beratung von Gesetzentwürfen. 


(3) Werden Vorlagen gemäß Absatz 1 in zwei 
Beratungen behandelt, so finden für die Schlußbe- 
ratung neben den Bestimmungen für die zweite 
Beratung (§§ 81, 82 und 83 Abs. 3) die Bestimmung 
über die Schlußabstimmung (§ 86) entsprechende 
Anwendung. 

(4) Werden Vorlagen in einer Beratung behan- 
delt, findet für Änderungsanträge § 82 Abs. 1 Satz 2 
Anwendung. 

(5) Soweit die Geschäftsordnung nichts anderes 
vorschreibt oder zuläßt, beginnen die Beratungen 
der Vorlagen frühestens am dritten Tage nach 
Verteilung der Drucksachen (§ 123). 


Artikel 59 Abs. 2 GG 

(2) Verträge, welche die politischen Beziehungen 
des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung beziehen, bedürfen der Zustim- 
mung oder der Mitwirkung der jeweils für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes. Für Verwaltungsabkom- 
men gelten die Vorschriften über die Bundesverwal- 
tung entsprechend. 

§ 79 

Erste Beratung von Gesetzentwürfen 

In der ersten Beratung findet eine allgemeine 
Aussprache nur statt, wenn es vom Ältestenrat 
empfohlen oder bis zum Aufruf des betreffenden 
Punktes der Tagesordnung von einer Fraktion oder 
von anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder 
des Bundestages verlangt wird. In der Aussprache 
werden nur die Grundsätze der Vorlagen bespro- 
chen. Sachanträge dürfen nicht gestellt werden. 

§ 80 

Überweisung an einen Ausschuß 

(1) Am Schluß der ersten Beratung wird der 
Gesetzentwurf vorbehaltlich einer abweichenden 
Entscheidung gemäß Absatz 2 einem Ausschuß 
überwiesen; er kann nur in besonderen Fällen 
gleichzeitig mehreren Ausschüssen überwiesen 
werden, wobei der federführende Ausschuß zu 
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(2) ln der ersten Beratung findet keine andere 
Abstimmung statt . 


§ 80 

Zweite Beratung von Gesetzentwürfen 

(1) Die zweite Beratung beginnt im allgemeinen 
am zweiten Tage nach Schluß der ersten und, wenn 
Ausschußberatungen vorausgegangen sind, frühe- 
stens am zweiten Tage nach Verteilung des Aus- 
schußberichts. Sie wird mit einer allgemeinen Aus- 
sprache eröffnet, wenn diese von soviel Mitgliedern 
des Bundestages verlangt wird, wie einer Fraktions- 
stärke entspricht. 


(2) Die Einzelberatung wird der Reihenfolge 
nach über jede selbständige Bestimmung und 
zuletzt über Einleitung und Überschrift eröffnet 
und geschlossen. Nach Schluß jeder Einzelberatung 
wir d ab gestimmt. 

(3) Auf Beschluß des Bundestages kann die Rei- 
henfolge geändert, die Beratung über mehrere Ein- 
zelbestimmungen verbunden oder über Teile einer 
Einzelbestimmung oder über verschiedene Ände- 
rungsanträge zu demselben Gegenstand getrennt 
werden. 

§ 83 

Abstimmung in der zweiten Beratung 

Über mehrere oder alle Teile eines Gesetzent- 
wurfs kann gemeinsam abgestimmt werden, über 
Verträge mit auswärtigen Staaten und ähnliche 
Verträge gemäß Artikel 59 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes wird im ganzen abgestimmt. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

bestimmen ist. Weitere Ausschüsse können sich im 
Benehmen mit dem federführenden Ausschuß an 
der Beratung bestimmter Fragen der Vorlage gut- 
achtlich beteiligen. 

(2) Auf Antrag einer Fraktion oder von fünf vom 
Hundert der Mitglieder des Bundestages kann der 
Bundestag mit einer Zweidrittelmehrheit der anwe- 
senden Mitglieder beschließen, ohne Ausschuß- 
überweisung in die zweite Beratung einzutreten. 
Für den Antrag gilt die Frist des § 20 Abs. 2 
Satz 3. Bei Finanzvorlagen soll vor Eintritt in die 
zweite Beratung dem Haushaltsausschuß Gelegen- 
heit gegeben werden, die Vorlage gemäß § 96 
Abs. 4 zu prüfen. Die Fristenregelung des § 96 
Abs. 8 Satz 2 findet keine Anwendung. 

(3) Vorlagen gemäß § 75 Abs. 1 Buchstabe e kann 
der Präsident, ohne sie auf die Tagesordnung zu 
setzen, nach Vereinbarung im Ältestenrat einem 
Ausschuß überweisen. 

§ 81 

Zweite Beratung von Gesetzentwürfen 

(1) Die zweite Beratung wird mit einer allgemei- 
nen Aussprache eröffnet, wenn sie vom Ältestenrat 
empfohlen oder von einer Fraktion oder von anwe- 
senden fünf vom Hundert der Mitglieder des Bun- 
destages verlangt wird. Sie beginnt am zweiten 
Tage nach Verteilung der Beschlußempfehlung und 
des Ausschußberichts, früher nur, wenn es auf 
Antrag einer Fraktion oder von fünf vom Hundert 
der Mitglieder des Bundestages eine Zweidrittel- 
mehrheit der anwesenden Mitglieder des Bundesta- 
ges oder bei für dringlich erklärten Gesetzentwür- 
fen der Bundesregierung (Artikel 81 des Grundge- 
setzes) die Mehrheit der Mitglieder des Bundestages 
beschließt. Für den Antrag gilt die Frist des § 20 
Abs. 2 Satz 3. 

(2) über jede selbständige Bestimmung wird der 
Reihenfolge nach und zuletzt über Einleitung und 
Überschrift die Aussprache eröffnet und geschlos- 
sen. Nach Schluß der Aussprache über jede Einzel- 
bestimmung wird abgestimmt. 

(3) Auf Beschluß des Bundestages kann die Rei- 
henfolge geändert, die Aussprache über mehrere 
Einzelbestimmungen verbunden oder über Teile 
einer Einzelbstimmung oder über verschiedene 
Änderungsanträge zu demselben Gegenstand ge- 
trennt werden. 


(4) über mehrere oder alle Teile eines Gesetz- 
entwurfs kann gemeinsam ab gestimmt werden, 
über Verträge mit auswärtigen Staaten und ähnli- 
che Verträge gemäß Artikel 59 Abs. 2 des Grundge- 
setzes wird im ganzen abgestimmt. 


Artikel 59 Abs. 2 GG abgedruckt bei § 78 
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§ 81 

Änderungsanträge zur zweiten Beratung 

(1) Änderungen zu Gesetzentwürfen können 
beantragt werden, solange die Beratung des Gegen- 
standes, auf den sie sich beziehen, noch nicht 
abgeschlossen ist. Die Anträge müssen schriftlich 
abgefaßt und sollen mit einer kurzen Erläuterung 
des Inhalts versehen sein , soweit sich dieser nicht 
ohne weiteres aus dem Antrag selbst ergibt. 

(2) Änderungsanträge bedürfen keiner Unter- 
stützung; sie werden verlesen, wenn sie noch nicht 
verteilt sind. 

(3) Zu Verträgen mit auswärtigen Staaten und 
ähnlichen Verträgen, welche die politischen Bezie- 
hungen des Bundes regeln oder sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung beziehen (Arti- 
kel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes), sind Änderungs- 
anträge nicht zulässig. 

§ 82 

Zurückverweisung an einen Ausschuß 

Solange nicht die letzte Einzelabstimmung erle- 
digt ist, kann die ganz oder teilweise Zurückver- 
weisung an einen Ausschuß erfolgen. Die Zurück- 
verweisung kann auch an einen anderen Ausschuß 
erfolgen. Ebenso können bereits erledigte Teile 
überwiesen werden. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§ 82 

Änderungsanträge und Zurückverweisuiig in 
zweiter Beratung 

(1) Änderungen zu Gesetzentwürfen in zweiter 
Beratung können beantragt werden, solange die 
Beratung des Gegenstandes, auf den sie sich bezie- 
hen, noch nicht abgeschlossen ist. Die Anträge 
müssen von mindestens einem Mitglied des Bun- 
destages unterzeichnet sein und können mit einer 
kurzen Begründung versehen werden; wenn sie 
noch nicht verteilt sind, werden sie verlesen. 


unverändert 


(3) Solange nicht die letzte Einzelabstimmung 
erledigt ist, kann die Vorlage ganz oder teilweise 
an einen Ausschuß zurückverwiesen werden. Die 
Zurückverweisung kann auch an einen anderen 
Ausschuß erfolgen; auch bereits beratene Teile 
können überwiesen werden. 


Artikel 59 Abs. 2 GG abgedruckt bei § 78 


§83 § 83 wird § 81 Abs. 4 

Abstimmung in der zweiten Beratung 


§ 84 

Zusammenstellung der Änderungen 

(1) Wurden in der zweiten Beratung Änderun- 
gen beschlossen, so läßt sie der Präsident neben 
dem Gesetzentwurf zusammenstellen. 

(2) Die Beschlüsse der zweiten bilden die Grund- 
lage der dritten Beratung. 

(3) Sind in der zweiten Beratung alle Teile eines 
Gesetzentwurfs abgelehnt worden, so unterbleibt 
jede weitere Beratung und Abstimmung. 

§ 85 

Dritte Beratung von Gesetzentwürfen 

Die dritte Beratung erfolgt, 

a) wenn in zweiter Beratung Änderungen be- 
schlossen sind, am zweiten Tage nach Vertei- 
lung der Drucksache mit den beschlossenen 


§ 83 

Zusammenstellung der Änderungen 

(1) Wurden in der zweiten Beratung Änderun- 
gen beschlossen, so läßt sie der Präsident zusam- 
menstellen. 

(2) unverändert 

(3) Sind in der zweiten Beratung alle Teile eines 
Gesetzentwurfs abgelehnt worden, so ist die Vor- 
lage abgelehnt und jede weitere Beratung unter- 
bleibt. 

§ 84 

Dritte Beratung von Gesetzentwürfen 

Die dritte Beratung erfolgt, 

a) wenn in zweiter Beratung keine Änderungen 
beschlossen worden sind, anschließend, 
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Änderungen, früher nur, wenn nicht zehn anwe- 
sende Mitglieder des Bundestages widerspre- 
chen (§93 Abs . 1), oder 

b) wenn keine Änderungen beschlossen sind, nach 
Abschluß der zweiten Beratung. 


Sie beginnt mit einer allgemeinen Aussprache nur 
dann, wenn diese von soviel anwesenden Mitglie- 
dern des Bundestages , wie einer Fraktionsstärke 
entspricht , verlangt wird. Eine Einzelberatung fin- 
det nur über diejenigen Bestimmungen statt, zu 
denen in dritter Beratung Änderungsanträge 
gestellt werden. 

§ 86 

Änderungsanträge zur dritten Beratung 

Änderungsanträge bedürfen der Unterstützung 
von soviel Mitgliedern des Bundestages, wie einer 
Fraktionsstärke entspricht. 


§ 87 

Wiederholung der Abstimmung 

Sind in der abschließenden Beratung Änderungs- 
anträge angenommen worden, ehe sie verteilt 
waren, so muß, wenn es von soviel Mitgliedern 
des Bundestages verlangt wird, wie einer Frak- 
tionsstärke entspricht, vor der Schlußabstimmung 
nochmals über die nun vorliegende Drucksache 
abgestimmt werden. Eine Aussprache findet nicht 
statt. 


Entwurf des 1. Ausschusses 


b) wenn Änderungen beschlossen sind, am zwei- 
ten Tage nach Verteilung der Drucksachen mit 
den beschlossenen- Änderungen, früher nur, 
wenn es auf Antrag einer Fraktion oder von 
fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundesta- 
ges eine Zweidrittelmehrheit der anwesenden 
Mitglieder des Bundestages oder bei für dring- 
lich erklärten Gesetzentwürfen der Bundesre- 
gierung (Artikel 81 des Grundgesetzes) die 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages 
beschließt. Für den Antrag gilt die Frist des 
§ 20 Abs. 2 Satz 3. 

Sie beginnt mit einer allgemeinen Aussprache nur 
dann, wenn in zweiter Beratung keine allgemeine 
Aussprache stattgefunden hat und sie vom Älte- 
stenrat empfohlen oder von anwesenden fünf vom 
Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt 
wird. 

§85 

Änderungsanträge und Zurückverweisung 
in dritter Beratung 

(1) Änderungsanträge zu Gesetzentwürfen in 
dritter Beratung müssen von einer Fraktion oder 
von fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundes- 
tages unterzeichnet sein und können mit einer 
kurzen Begründung versehen werden. Sie dürfen 
sich nur auf diejenigen Bestimmungen beziehen, zu 
denen in zweiter Beratung Änderungen beschlos- 
sen wurden. Die Einzelberatung ist auf diese Be- 
stimmungen beschränkt. 

(2) Vor der Schlußabstimmung kann die Vorlage 
ganz oder teilweise an einen Ausschuß zurückver- 
wiesen werden. Die Zurückverweisung kann auch 
an einen anderen Ausschuß erfolgen. Schlägt der 
Ausschuß Änderungen gegenüber den Beschlüssen 
des Bundestages in zweiter Beratung vor, wird die 
Beschlußempfehlung erneut in zweiter Beratung 
behandelt. 

entfällt 
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§ 88 

Schlußabstimmung 

Am Schluß der dritten Beratung wird über die 
Annahme oder Ablehnung des Gesetzentwurfs 
abgestimmt. Sind die Beschlüsse der zweiten Bera- 
tung unverändert geblieben, so folgt die Schlußab- 
stimmung unmittelbar. Wurden Änderungen vorge- 
nommen, so muß die Schlußabstimmung auf Ver- 
langen von soviel Mitgliedern des Bundestages, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht, ausgesetzt 
werden, bis die Beschlüsse zusammengestellt und 
verteilt sind. Uber Verträge mit auswärtigen Staa- 
ten und ähnliche Verträge findet keine besondere 
Schluß abstimmung statt. 

§ 88 a 

Verfahren zu Artikel 113 des Grundgesetzes 

(1) Macht die Bundesregierung von Artikel 113 
Abs. 1 Satz 3 des Grundgesetzes Gebrauch, so ist 
die Beschlußfassung auszusetzen. Der Gesetzent- 
wurf darf frühestens nach Eingang der Stellung- 
nahme der Bundesregierung oder sechs Wochen 
nach Zugang des Verlangens der Bundesregierung 
beim Bundestagspräsidenten auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. 

(2) Verlangt die Bundesregierung nach Artikel 
113 Abs, 2 des Grundgesetzes, daß der Bundestag 
erneut Beschluß faßt, gilt der Gesetzentwurf als an 
den federführenden Ausschuß und an den Haus- 
haltsausschuß zurückverwiesen. 

(3) Ist das beschlossene Gesetz dem Bundesrat 
gemäß § 123 bereits zu geleitet worden, hat der 
Präsident den Bundesrat von dem Verlangen der 
Bundesregierung in Kenntnis zu setzen. In diesem 
Falle gilt die Zuleitung als nicht erfolgt. 


§ 89 

Entschließungsanträge 

Entschließungsanträge müssen von mindestens 
soviel Mitgliedern des Bundestages unterstützt 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§ 86 

Schlußabstimmung 

Nach Schluß der dritten Beratung wird über den 
Gesetzentwurf abgestimmt. Sind die Beschlüsse der 
zweiten Beratung unverändert geblieben, so folgt 
die Schlußabstimmung unmittelbar. Wurden Ände- 
rungen vorgenommen, so muß die Schlüßabstim- 
mung auf Verlangen einer Fraktion oder von 
anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages ausgesetzt werden, bis die Beschlüsse 
zusammengestellt und verteilt sind, über Verträge 
mit auswärtigen Staaten und ähnliche Verträge 
findet keine besondere Schlußabstimmung «statt. 


§ 87 

Verfahren zu Artikel 113 des Grundgesetzes 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ist das beschlossene Gesetz dem Bundesrat 
gemäß § 122 bereits zugeleitet worden, hat der 
Präsident den Bundesrat von dem Verlangen der 
Bundesregierung in Kenntnis zu setzen. In diesem 
Falle gilt die Zuleitung als nicht erfolgt. 


Artikel 113 Abs. 1 und 2 GG 

(1) Gesetze, welche die von der Bundesregierung 
vorgeschlagenen Ausgaben des Haushaltsplanes er- 
höhen oder neue Ausgaben in sich schließen oder 
für die Zukunft mit sich bringen, bedürfen der Zu- 
stimmung der Bundesregierung. Das gleiche gilt für 
Gesetze, die Einnahmeminderungen in sich schlie- 
ßen oder für die Zukunft mit sich bringen. Die Bun- 
desregierung kann verlangen, daß der Bundestag 
die Beschlußfassung über solche Gesetze aussetzt. In 
diesem Fall hat die Bundesregierung innerhalb von 
sechs Wochen dem Bundestag eine Stellungnahme 
zuzuleiten. 

(2) Die Bundesregierung kann innerhalb von vier 
Wochen, nachdem der Bundestag das Gesetz be- 
schlossen hat, verlangen, daß der Bundestag erneut 
Beschluß faßt. 

§ 88 

Behandlung von Entschließungsanträgen 

(1) Uber Entschließungsanträge (§ 75 Abs. 2 
Buchstabe c) wird nach der Schlußabstimmung 
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werden , wie einer Fraktionsstärke entspricht, über 
Entschließungsanträge zu Gesetzentwürfen und 
Gesetzen, mit denen die Zustimmung zu Verträgen 
gemäß Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes erteilt 
werden soll, wird in der Regel nach der Schlußab- 
stimmung abgestimmt, über Entschließungen zu 
Teilen des Haushaltsplans kann die Abstimmung 
während der dritten Beratung erfolgen. 


§ 90 

Einberufung des Vermittlungsausschusses 

(1) Ist zu einem vom Bundestag verabschiedeten 
Gesetz die Zustimmung des Bundesrates erforder- 
lich, so kann * der Bundestag die Einberufung des 
Vermittlungsausschusses verlangen, wenn ihn die 
Haltung des Bundesrates dazu veranlaßt (Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes). 

(2) Der Antrag bedarf einer Unterstützung von 
soviel Mitgliedern des Bundestages, wie einer 
Fraktionsstärke entspricht. 


§ 91 

Beratung von Vorschlägen des Vermittlungs- 
ausschusses 

In Fällen des Artikels 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsauschuß) regelt sich das Verfahren 
nach der Geschäftsordnung des Vermittlungsaus- 
schusses. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

über den Verhandlungsgegenstand oder, wenn 
keine Schlußabstimmung möglich ist, nach Schluß 
der Aussprache abgestimmt, über Entschließungs- 
anträge zu Teilen des Haushaltsplanes kann die 
Abstimmung während der dritten Beratung erfol- 
gen. 

(2) Entschließungsanträge können einem Aus- 
schuß nur überwiesen werden, wenn die Antrag- 
steller nicht widersprechen. Der Bundestag kann 
jedoch beschließen, die Abstimmung auf den näch- 
sten Sitzungstag zu verschieben. 

§ 89 

Einberufung des Vermittlungsausschusses 

Auf Antrag einer Fraktion oder von fünf vom 
Hundert der Mitglieder des Bundestages kann der 
Bundestag beschließen, zu Gesetzen, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedürfen, die Einberu- 
fung des Vermittlungsausschusses zu verlangen 
(Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes, § 75 Abs. 1 
Buchstabe d). 


Artikel 77 Abs. 2 Satz 4 GG 

Ist zu einem Gesetze, die Zustimmung des Bundes- 
rates erforderlich, so können auch der Bundestag und 
die Bundesregierung die Einberufung verlangen. 

§ 90 

Beratung von Beschliißempfehlungen 
des Vermittlungsausschusses 

Sieht der Einigungsvorschlag des Vermittlungs- 
ausschusses eine Änderung des vom Bundestag 
beschlossenen Gesetzes vor, gilt für die Behand- 
lung des Einigungsvorschlages im Bundestag § 10 
der Geschäftsordnung des Vermittlungsausschus- 
ses. 


§ 10 Geschäftsordnung des Vermittlungsausschusses 
§ 10 

Verfahren im Bundestag 

(1) Ein Einigungsvorschlag auf Änderung oder Auf- 
hebung des vom Bundestag beschlossenen Gesetzes 
ist alsbald auf die Tagesordnung des Bundestages zu 
setzen. Ein vom Ausschuß bestimmtes Mitglied be- 
richtet im Bundestag und im Bundesrat. 

(2) Der Bundestag stimmt nur über den Einigungs- 
vorschlag ab. Zu dem Vorschlag können vor der Ab- 
stimmung Erklärungen abgegeben werden. Ein ande- 
rer Antrag zur Sache ist nicht zulässig. 

(3) Sieht der Einigungsvorschlag mehrere Ände- 
rungen des Gesetzesbeschlusses vor, so ist in ihm 
zu bestimmen, ob und inwieweit im Bundestag über 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. Erfolgt 
eine Einzelabstimmung über mehrere Änderungen, so 
ist eine Schlußabstimmung über den Einigungsvor- 
schlag im ganzen erforderlich. 
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§ 92 

Einspruch des Bundesrates 

über den Einspruch des Bundesrates stimmt der 
Bundestag nach Artikel 77 Abs. 4 des Grundgeset- 
zes ohne Aussprache ab. Vor der Abstimmung 
können lediglich Erklärungen abgegeben werden. 
Die Abstimmung erfolgt durch Zählung der Stim- 
men gemäß § 56, wenn nicht namentliche Abstim- 
mung verlangt wird (§57). 


§ 96 a 

Zollvorlagen 

Vorlagen der Bundesregierung auf Änderung des 
Zolltarifs gemäß § 77 Abs . 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (BGBL I S. 737) werden, wenn 
sie von der Bundesregierung als dringlich 
bezeichnet sind, vom Präsidenten des Bundestages 
unmittelbar dem zuständigen Ausschuß überwie- 
sen. Der zuständige Ausschuß hat sie innerhalb 
von zwei Wochen nach Eingang beim Ausschuß zu 
beraten. Der Bericht des Ausschusses ist auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung des Bundesta- 
ges zu setzen. Wenn der Ausschuß seine Beratun- 
gen nicht innerhalb der Frist von zwei Wochen 
abschließt, ist die Vorlage ohne Ausschußbericht 
zur Beschlußfassung auf die Tagesordnung der 
nächsten Sitzung des Bundestages zu setzen, 
bisher auch Anlage 7 

§ 93 

Kürzung der Fristen 

(1) Die Fristen zwischen der ersten und zweiten 
Beratung können bei Feststellung der Tagesord- 
nung verkürzt oder aufgehoben werden, andere 
Fristen nur, wenn nicht zehn anwesende Mitglieder 
des Bundestages widersprechen. 

(2) Drei Beratungen eines Gesetzentwurfs können 
nur dang, am selben Tag auf die Tagesordnung ge- 
setzt werden, wenn nicht fünf anwesende Mitglieder 
des Bundestages widersprechen. 

bisher Anlage 6 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§ 91 

Einspruch des Bundesrates 

Uber den Antrag einer Fraktion oder von fünf 
vom Hundert der Mitglieder des Bundestages auf 
Zurückweisung eines Einspruchs des Bundesrates 
gegen ein vom Bundestag beschlossenes Gesetz 
(Artikel 77 Abs. 4 des Grundgesetzes) wird ohne 
Begründung und Aussprache abgestimmt. Vor der 
Abstimmung können lediglich Erklärungen abgege- 
ben werden. Uber den Antrag wird durch Zählung 
der Stimmen gemäß § 51 abgestimmt, wenn nicht 
namentliche Abstimmung verlangt wird (§ 52). 

Artikel 77 Abs. 4 GG 

(4) Wird der Einspruch mit der Mehrheit der Stim- 
men des Bundesrates beschlossen, so kann er durch 
Beschluß der Mehrheit der Mitglieder des Bundes- 
tages zurückgewiesen werden. Hat der Bundesrat 
den Einspruch mit einer Mehrheit • von mindestens 
zwei Dritteln seiner Stimmen beschlossen, so bedarf 
die Zurückweisung durch den Bundestag einer Mehr- 
heit von zwei Dritteln, mindestens der Mehr- 
heit der Mitglieder des Bundestages. 

§ 92 

Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen der Bundesregierung, die 
der Zustimmung des Bundestages bedürfen oder 
deren Aufhebung der Bundestag innerhalb einer 
bestimmten Frist verlangen kann, überweist der 
Präsident im Benehmen mit dem Ältestenrat unmit- 
telbar an die zuständigen Ausschüsse. Dabei hat er 
eine Frist zu bestimmen, innerhalb der der feder- 
führende Ausschuß dem Bundestag einen Bericht 
vorzulegen hat. Der Bericht des Ausschusses ist 
auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 
Bundestages zu setzen. Legt der Ausschuß diesen 
Bericht nicht rechtzeitig vor, ist die Vorlage auch 
ohne Ausschußbericht zur Beschlußfassung auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung des Bundesta- 
ges zu setzen. 


entfällt 


§ 93 

EG- Vorlagen 

EG- Vorlagen gemäß Artikel 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen zur Gründung der EWG und EURA- 
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§ 94 

Haushaltsvorlagen 

(1) Haushaltsvorlagen sind der Entwurf des 
Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans, Ände- 
rungsvorlagen zu diesen Entwürfen (Ergänzungs- 
vorlagen), Vorlagen zur Änderung des Haushalts- 
gesetzes und des Haushaltsplans (Nachtragshaus- 
haltsvorlagen) sowie sonstige den Haushalt betref- 
fende Vorlagen. Eine Abstimmung über Haus- 
haltsvorlagen erfolgt erst nach Vorberatung in 
einem Ausschuß. Haushaltsvorlagen werden grund- 
sätzlich dem Haushaltsausschuß überwiesen ; so- 
weit es sich nicht um den Entwurf des Haushalts- 
gesetzes und des Haushaltsplans handelt, erfolgt 
die Überweisung in der Regel unmittelbar durch 
den Präsidenten. 


(2) Die zweite Beratung des Entwurfs des Haus- 
haltsgesetzes und des Haushaltsplans darf frühe- 
stens sechs Wochen, die abschließende Beratung 
von Nachtragshaushaltsvorlagen oder Ergänzungs- 
vorlagen frühestens drei Wochen nach Zuleitung 
erfolgen, es sei denn, die Stellungnahme des Bun- 
desrates geht vor Ablauf der in Artikel 110 Abs. 3 
des Grundgesetzes vorgesehenen Frist ein. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

TOM überweist der Präsident im Benehmen mit 
dem Ältestenrat an die zuständigen Ausschüsse. 
Ihre Titel werden in eine Sammelübersicht aufge- 
nommen, die als Bundestagsdrucksache verteilt 
wird und aus der ersichtlich ist, welchen Aus- 
schüssen die Vorlagen überwiesen wurden. Eine 
EG-Vorlage wird nur dann als Bundestagsdrucksa- 
che verteilt, wenn der federführende Ausschuß 
dem Bundestag einen über die Kenntnisnahme 
hinausgehenden Beschluß empfiehlt. 

§ 94 

Stabilitätsvorlagen 

Vorlagen der Bundesregierung gemäß § 8 Abs. 1 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (Stabilitätsvorlagen) 
werden vom Präsidenten unmittelbar dem Haushalts- 
ausschuß überwiesen. Der Haushaltsausschuß hat 
die Vorlage spätestens innerhalb der auf den Ein- 
gang der Stellungnahme des Bundesrates folgenden 
Sitzungswoche zu beraten. Der Bericht des Haus- 
haltsausschusses ist spätestens einen Tag vor 
Ablauf von vier Wochen nach Eingang der Vor- 
lage beim Bundestag auf die Tagesordnung zu 
setzen. Hat der Haushaltsausschuß bis zu diesem 
Zeitpunkt keine Beschlußempfehlung vorgelegt, ist 
die Vorlage ohne Ausschußbericht auf die Tages- 
ordnung der nächsten Sitzung des Bundestages zu 
setzen. Änderungsanträge zu Stabilitätsvorlagen 
dürfen nur auf eine Kürzung der Ausgaben gerich- 
tet sein (§ 42 der Bundeshaushaltsordnung). 

§95 

Haushaltsvorlagen 

(1) Haushaltsvorlagen sind der Entwurf des 
Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans, Ände- 
rungsvorlagen zu diesen Entwürfen (Ergänzungs- 
vorlagen), Vorlagen zur Änderung des Haushalts- 
gesetzes und des Haushaltsplans (Nachtragshaus- 
haltsvorlagen) sowie sonstige den Haushalt betref- 
fende Vorlagen, Alle Haushaltsvorlagen sind dem 
Haushaltsausschuß zu überweisen; auf ihr Verlan- 
gen sind die Fachausschüsse gutachtlich zu hören. 
Der Haushaltsausschuß soll die Stellungnahmen der 
beteiligten Ausschüsse wiedergeben. Ergänzungs- 
vorlagen werden grundsätzlich ohne erste Beratung 
durch den Präsidenten überwiesen. Nachtragshaus- 
haltsvorlagen können auf Vorschlag des Ältesten- 
rates durch den Präsidenten ohne erste Beratung 
überwiesen und in einer Beratung abschließend 
behandelt werden. 

(2) Die zweite Beratung des Entwurfs des Haus- 
haltsgesetzes und des Haushaltsplans darf frühe- 
stens sechs Wochen, die abschließende Beratung 
von Nachtragshaushaltsvorlagen frühestens drei 
Wochen nach Zuleitung erfolgen, es sei denn, die 
Stellungnahme des Bundesrates geht vor Ablauf 
der in Artikel 110 Abs. 3 des Grundgesetzes vorge- 
sehenen Frist ein. 
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(3) Nachtragshaushaltsvorlagen hat der Haus- 
haltsausschuß spätestens innerhalb der auf den 
Eingang der Stellungnahme des Bundesrates fol- 
genden Sitzungs woche zu beraten. Der Bericht des 
Ausschusses ist auf die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung des Bundestages zu setzen. Hat der Aus- 
schuß seine Beratungen nicht innerhalb der Frist 
abgeschlossen, ist die Vorlage ohne Ausschußbe- 
richt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
des Bundestages zu setzen. 


§ 95 
entfällt 

§ 96 

Finanzvorlagen 

(1) Finanzvorlagen sind alle Vorlagen, Gesetz- 
entwürfe und sonstige Anträge sowie Entschlie- 
ßungsanträge und Anträge zu Großen Anfragen, die 
wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung oder ihres 
finanziellen Umfangs geeignet sind, auf die öffent- 
lichen Finanzen des Bundes oder der Länder erheb- 
lich einzuwirken und die nicht Haushaltsvorlagen 
im Sinne des § 94 sind. Bei Zweifeln über den 
Charakter der Vorlagen entscheidet der Bundestag 
nach Anhörung der Haushaltsausschusses. 

(2) Finanzvorlagen werden, soweit sie einen 
Gesetzentwurf enthalten, nach der ersten Beratung, 
im übrigen vom Präsidenten unmittelbar dem 
Haushaltsausschuß und dem Fachausschuß über- 
wiesen. Werden Gesetzentwürfe duch die Annahme 
eines Änderungsantrags im Ausschuß zu Finanz- 
vorlagen, hat der Ausschuß den Präsidenten hier- 
von in Kenntnis zu setzen. Dieser überweist die 
vom Ausschuß beschlossene Fassung dem Haus- 
haltsausschuß; die Überweisung kann mit einer 
Fristsetzung verbunden sein. 

(3) Finanzvorlagen aus der Mitte des Hauses, 
die einen Gesetzentwurf enthalten, müssen in der 
Begründung (§ 97 ) die finanziellen Auswirkungen 
darlegen. Der Präsident gibt der Bundesregierung 
Gelegenheit, innerhalb von vier Wochen zu den 
finanziellen Auswirkungen Stellung zu nehmen. 
Der Bericht des Haushaltsausschusses darf erst 
nach Eingang der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung oder nach vier Wochen auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

(3) Für die abschließende Beratung von Nach- 
tragshaushaltsvorlagen findet neben den Bestim- 
mungen für die zweite Beratung (§§ 81, 82) die 
Bestimmung über die Schlußabstimmung (§ 86) ent- 
sprechende Anwendung. 

(4) unverändert 


Artikel 110 Abs. 3 GG 

(3) Die Gesetzesvorlage nach Absatz 2 Satz 1 so- 
wie Vorlagen zur Änderung des Haushaltsgesetzes 
und des Haushaltsplanes werden gleichzeitig mit der 
Zuleitung an den Bundesrat beim Bundestag einge- 
bracht; der Bundesrat ist berechtigt, innerhalb von 
sechs Wochen, bei Änderungsvorlagen innerhalb von 
drei Wochen, zu den Vorlagen Stellung zu nehmen. 


§ 96 

Finanzvorlagen 

(1) Finanzvorlagen sind alle Vorlagen, die 
wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung oder ihres 
finanziellen Umfangs geeignet sind, auf die öffent- 
lichen Finanzen des Bundes oder der Länder erheb- 
lich einzuwirken und die nicht Haushaltsvorlagen 
im Sinne des § 95 sind. Bei Zweifeln über den 
Charakter der Vorlagen entscheidet der Bundestag 
nach Anhörung des Haushalts ausschusses. 


(2) Finanzvorlagen werden nach der ersten 
Beratung dem Haushaltsausschuß und dem Fach- 
ausschuß überwiesen. Werden Gesetzentwürfe 
durch die Annahme eines Änderungsantrags im 
Ausschuß zu Finanzvorlagen, hat der Ausschuß 
den Präsidenten hiervon in Kenntnis zu setzen. 
Dieser überweist die vom Ausschuß beschlossene 
Fassung dem Haushalts ausschuß; die Überweisung 
kann mit einer Fristsetzung verbunden sein. 


(3) Finanzvorlagen von Mitgliedern des Bundes- 
tages müssen in der Begründung die finanziellen 
Auswirkungen darlegen. Der Präsident gibt der 
Bundesregierung Gelegenheit, innerhalb von vier 
Wochen zu den Auswirkungen auf die öffentlichen 
Finanzen des Bundes und der Länder Stellung zu 
nehmen. Der Bericht des Haushaltsausschusses darf 
erst nach Eingang der Stellungnahme der Bundes- 
regierung oder nach vier Wochen auf die Tages- 
ordnung gesetzt werden. 
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(4) Finanzvorlagen aus der Mitte des Hauses, 
die keinen Gesetzentwurf enthalten, sollen neben 
einer Begründung eine schriftliche Darlegung über 
die finanziellen Auswirkungen enthalten. 

(5) Der Haushaltsausschuß prüft jede Finanzvor- 
lage auf ihre Vereinbarkeit mit dem laufenden 
Haushalt und künftigen Haushalten. Ergibt die 
Prüfung des Haushaltsausschusses, daß die Vorlage 
Auswirkungen auf den laufenden Haushalt hat, 
legt er zugleich mit dem Bericht an den Bundestag 
einen Vorschlag zur Deckung der Mindereinnah- 
men oder Mehrausgaben vor ; hat sie Auswirkun- 
gen auf die künftigen Haushalte, äußert sich der 
Ausschuß in seinem Bericht zu den Möglichkeiten 
künftiger Deckung. Soweit die Bundesregierung zu 
der Vorlage Stellung genommen hat, äußert sich 
der Haushaltsausschuß in seinem Bericht zu dieser 
Stellungnahme. Kann der Haushaltsausschuß einen 
Deckungs vor schlag nicht machen, wird die Vorlage 
dem Bundestag vorgelegt, der nach Begründung 
durch einen Antragsteller lediglich über die Mög- 
lichkeit einer Deckung berät und beschließt. Ein 
Deckungsvorschlag aus der Mitte des Hauses, der 
vom Bundestag angenommen wird, gilt zugleich als 
an den Haushaltsausschuß verwiesen, der zu ihm 
Stellung nimmt und die Finanzvorlage sodann dem 
Bundestag zu abschließender Behandlung vorlegt. 
Wird bei der Beratung der Deckungsmöglichkeit 
ein Deckungsvorschlag vom Bundestag nicht ange- 
nommen, gilt die Finanzvorlage als erledigt. 


(6) Ergibt der Bericht des Haushaltsausschusses, 
daß Mitglieder oder Beauftragte der Bundesregie- 
rung Bedenken gegen die finanziellen Auswirkun- 
gen der Vorlage, der Beschlüsse des federführen- 
den Ausschusses oder des Deckungsvorschlages 
erheben, gibt der Präsident der Bundesregierung 
Gelegenheit zur Stellungnahme, soweit diese nicht 
bereits vorliegt. In diesem Fall kann der Bericht 
erst nach Eingang der Stellungnahme oder nach 
vier Wochen auf die Tagesordnung gesetzt werden. 
Hat die Bundesregierung Stellung genommen, .soll 
der Haushaltsausschuß sich zu dieser Stellung- 
nahme dem Bundestag gegenüber äußern. 

(7) Werden in der zweiten Beratung Änderun- 
gen mit finanziellen Auswirkungen von grundsätz- 
licher Bedeutung oder erheblichem finanziellen 
Umfangs beschlossen, erfolgt die dritte Beratung — 
nach vorheriger Beratung im Haushaltsausschuß — 
erst in der zweiten Woche nach der Beschlußfas- 
sung, 


Entwurf des 1. Ausschusses 

entfällt 


(4) Soweit die Finanzvorlage auf die öffentlichen 
Finanzen des Bundes einwirkt, prüft der Haushalts- 
ausschuß ihre Vereinbarkeit mit dem laufenden 
Haushalt und künftigen Haushalten. Ergibt die 
Prüfung des Haushaltsausschusses, daß die Vorlage 
Auswirkungen auf den laufenden Haushalt hat, 
legt er zugleich mit dem Bericht an den Bundestag 
einen Vorschlag zur Deckung der Mindereinnah- 
men oder Mehrausgaben vor-, hat sie Auswirkun- 
gen auf die künftigen Haushalte, äußert sich der 
Haushaltsausschuß in seinem Bericht zu den Mög- 
lichkeiten künftiger Deckung. Hat die Bundesregie- 
rung zu der Vorlage Stellung genommen, äußert 
sich der Haushaltsausschuß in seinem Bericht zu 
dieser Stellungnahme. Kann der Haushaltsausschuß 
keinen Deckungsvorschlag machen, wird die Vor- 
lage dem Bundestag vorgelegt, der nach Begrün- 
dung durch einen Antragsteller lediglich über die 
Möglichkeit einer Deckung berät und beschließt. 
Wird die Möglichkeit zur Deckung auch vom 
Bundestag verneint, gilt die Vorlage als erledigt. 


(5) Soweit die Finanzvorlage auf die öffentli- 
chen Finanzen der Länder einwirkt, teilt der Haus- 
haltsausschuß in seinem Bericht Art und Umfang 
der Einwirkungen mit. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) Berichte des Haushaltsausschusses, die einen 
Deckungsvorschlag enthalten, können ohne Einhal- 
tung der für die zweite Beratung von Gesetzent- 
würfen vorgeschriebenen Frist (§81 Abs. 1 Satz 2) 
beraten werden. Für Berichte, die keinen Dek- 
kungsvorschlag enthalten, kann die für die zweite 
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§ 96 a 

Zollvorlagen 

§ 97 

Selbständige Anträge von Mitgliedern 
des Bundestages 

§ 98 

Anträge nach Artikel 67 des Grundgesetzes 

(1) Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das 
Mißtrauen nur dadurch aussprechen, daß er mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt 
und den Bundespräsidenten ersucht, den Bundes- 
kanzler zu entlassen. 

(2) Der Antrag hierzu bedarf der Unterstützung 
von einem Viertel der Mitglieder des Bundestages 
und kann nur in der Weise gestellt werden, daß 
dem Bundestag ein namentlich benannter Kandidat 
als Nachfolger zur Wahl vorgeschlagen wird. 
Anträge, die diesen Voraussetzungen nicht entspre- 
chen, dürfen nicht auf die Tagesordnung gesetzt 
werden. 

(3) Ein Nachfolger ist, auch wenn mehrere 
Wahlvorschläge gemacht sind, in einem Wahlgang 
mit verdeckten Stimmzetteln (§ 54 a) zu wählen. Er 
ist nur dann gewählt, wenn er die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages auf sich 
vereinigt. 

(4) Zwischen dem Antrag und der Wahl müssen 
achtundvierzig Stunden liegen. 


§ 99 

Beratung von Anträgen 

§ 103 

Vertrauensantrag des Bundeskanzlers 

(1) über den Antrag des Bundeskanzlers nach 
Artikel 68 des Grundgesetzes, ihm das Vertrauen 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 

Beratung vorgeschriebene Frist weder verkürzt 
noch aufgehoben werden, es sei denn, daß der 
Bundestag beschließt, gemäß § 80 Abs. 2 zu verfah- 
ren. 


§ 96 a wird § 92 


§ 97 wird § 76 


§ 97 

Mißtrauensantrag gegen den Bundeskanzler 

(1) Der Bundestag kann auf Antrag gemäß Arti- 
kel 67 Abs. 1 des Grundgesetzes dem Bundeskanz- 
ler das Mißtrauen aussprechen. Der Antrag ist von 
einem Viertel der Mitglieder des Bundestages oder 
einer Fraktion, die mindestens ein Viertel der 
Mitglieder des Bundestages umfaßt, zu unterzeich- 
nen und in der Weise zu stellen, daß dem Bundes- 
tag ein namentlich benannter Kandidat als Nach- 
folger zur Wahl vorgeschlagen wird. Anträge, die 
diesen Voraussetzungen nicht entsprechen, dürfen 
nicht auf die Tagesordnung gesetzt werden. 


(2) Ein Nachfolger ist, auch wenn mehrere 
Wahlvorschläge gemacht sind, in einem Wahlgang 
mit verdeckten Stimmzetteln (§ 49) zu wählen. Er 
ist nur dann gewählt, wenn er die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages auf sich 
vereinigt. 

(3) Für den Zeitpunkt der Wahl gilt Artikel 67 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

A r t i k e 1 67 GG 

(1) Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das 
Mißtrauen nur dadurch aussprechen, daß er mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt 
und den Bundespräsidenten ersucht, den Bundes- 
kanzler zu entlassen. Der Bundespräsident muß dem 
Ersuchen entsprechen und den Gewählten ernennen. 

(2) Zwischen dem Antrag und der Wahl müssen 
achtundvierzig Stunden liegen. 


§ 99 wird § 78 Abs. 2 


§ 98 

Vertrauensantrag des Bundeskanzlers 

(1) Der Bundeskanzler kann gemäß Artikel 68 
des Grundgesetzes beantragen, ihm das Vertrauen 
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auszusp'rechen, kann erst nach achtundvierzig Stun- 
den abgestimmt werden. 

(2) Findet der Antrag nicht die Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, dann 
kann der Bundestag binnen einundzwanzig Tagen 
auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder des 
Bundestages gemäß § 98 Abs . 3 einen anderen Bun- 
deskanzler wählen. 


§ 100 

Änderungsanträge 

Änderungsanträge zu Anträgen, die keinen 
Gesetzentwuri enthalten, müssen von soviel Mit- 
gliedern des Bundestages unterstützt werden, wie 
einer Fraktionsstärke entspricht. Ein zurückgezoge- 
ner Antrag kann unter gleichen Voraussetzungen 
wiederaulgenommen werden. Im übrigen gelten 
lür Anträge sinngemäß die Vorschriften für Geset- 
zesvorlagen. 

§ 101 

Vorlagen der Bundesregierung und 
des Bundesrates 

Vorlagen der Bundesregierung und des Bundes- 
rates, die keinen Gesetzentwurf enthalten, sind 
grundsätzlich wie Anträge zu behandeln. 

§ 102 

Dringliche Gesetzesvorlagen der Bundesregie- 
rung nach Artikel 81 des Grundgesetzes 

(1) Gesetzesvorlagen der Bundesregierung, die 
im Rahmen des Artikels 81 des Grundgesetzes von 
der Bundesregierung als dringlich bezeichnet oder 
nach Erklärung des Gesetzgebungsnotstamdes dem 
Bundestag erneut vorgelegt sind, müssen auf Ver- 
langen der Bundesregierung auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung gesetzt werden. Absetzen von 
der Tagesordnung ist nur einmal möglich. 

(2) Die Gesetzesvorlage gilt auch dann als abge- 
lehnt, wenn zweimal in der zweiten oder dritten 
Beratung bei einer Einzel- oder Schlußabstimmung 
wegen Beschlußunfähigkeit ergebnislos abgestimmt 
worden ist. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

auszusprechen; für den Zeitpunkt der Abstimmung 
über den Antrag gilt Artikel 68 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. 

(2) Findet der Antrag nicht die Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, dann 
kann der Bundestag binnen einundzwanzig Tagen 
auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder des 
Bundestages gemäß § 97 Abs. 2 einen anderen Bun- 
deskanzler wählen. 


Artikel 68 GG 

(1) Findet ein Antrag des Bundeskanzlers, ihm das 
Vertrauen auszusprechen, nicht die Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, so kann 
der Bundespräsident auf Vorschlag des Bundeskanz- 
lers binnen einundzwanzig Tagen den Bundestag auf- 
lösen. Das Recht zur Auflösung erlischt, sobald der 
Bundestag mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen 
anderen Bundeskanzler wählt. 

(2) Zwischen dem Anträge und der Abstimmung 
müssen achtundvierzig Stunden liegen. 

„Mehrheit der Mitglieder": Artikel 121 GG, abge- 
druckt bei § 2 

entfällt 

infolge Neufassung des § 75 


entfällt 

infolge Neufassung des § 75 


§ 99 

Dringliche Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
nach Artikel 81 des Grundgesetzes 

(1) Gesetzentwürfe der Bundesregierung, die im 
Rahmen des Artikels 81 des Grundgesetzes von der 
Bundesregierung als dringlich bezeichnet oder 
nach Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes dem 
Bundestag erneut vorgelegt sind, müssen auf Ver- 
langen der Bundesregierung auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung gesetzt werden. Absetzen von 
der Tagesordnung ist nur einmal möglich. 

(2) Der Gesetzentwurf gilt auch dann als abge- 
lehnt, wenn zweimal in der zweiten oder dritten 
Beratung bei einer Einzel- oder Schlußabstimmung 
wegen Beschlußunfähigkeit ergebnislos abgestimmt 
worden ist. 
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§ 103 

Vertrauensantrag des Bundeskanzlers 

§ 104 

Anträge auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses 

Anträge auf Einsetzung eines Untersuchungsaus- 
schusses nach Artikel 44 des Grundgesetzes kön- 
nen nur beraten werden, wenn sie auf die Tages- 
ordnung gesetzt sind. 

§ 105 

Große Anfragen 

Große Anfragen an die Bundesregierung sind 
dem Präsidenten schriftlich einzureichen. Sie müs- 
sen kurz und bestimmt gefaßt und von so vielen 
Mitgliedern des Bundestages unterzeichnet sein, 
wie einer Fraktionsstärke entspricht ; sie sind 
schriftlich zu begründen. 

§ 106 

Beantwortung und Beratung von Großen Anfragen 

Der Präsident teilt der Bundesregierung die 
Große Anfrage mit und fordert schriftlich zur 
Erklärung auf, ob und wann sie antworten werde. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

Artikel 81 GG (Gesetzgebungsnotstand) 

(1) Wird im Falle des Artikels 68 der Bundestag 
nicht aufgelöst, so kann der Bundespräsident auf 
Antrag , der Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates für eine Gesetzesvorlage den Gesetz- 
gebungsnotstand erklären, wenn der Bundestag sie 
ablehnt, obwohl die Bundesregierung sie als dring- 
lich bezeichnet hat. Das gleiche gilt, wenn eine Ge- 
setzesvorlage abgelehnt worden ist, obwohl der Bun- 
deskanzler mit ihr den Antrag des Artikels 68 ver- 
bunden hatte. 

(2) Lehnt der Bundestag die Gesetzesvorlage nach 
Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes erneut ab 
oder nimmt er sie in einer für die Bundesregierung 
als unannehmbar bezeichneten Fassung an, so gilt 
das Gesetz als zustande gekommen, soweit der Bun- 
desrat ihm zustimmt. Das gleiche gilt, wenn die Vor- 
lage vom Bundestage nicht innerhalb von vier Wo- 
chen nach der erneuten Einbringung verabschiedet 
wird. 

(3) Während der Amtszeit eines Bundeskanzlers 
kann auch jede andere vom Bundestage abgelehnte 
Gesetzesvorlage innerhalb einer Frist von sechs Mo- 
naten nach der ersten Erklärung des Gesetzgebungs- 
notstandes gemäß Absatz 1 und 2 verabschiedet wer- 
den. Nach Ablauf der Frist ist während der Amtszeit 
des gleichen Bundeskanzlers eine weitere Erklärung 
des Gesetzgebungsnotstandes unzulässig. 

(4) Das Grundgesetz darf durch ein Gesetz, das 
nach Absatz 2 zustande kommt, weder geändert 
noch ganz oder teilweise außer Kraft oder außer 
Anwendung gesetzt werden. 


§ 103 wird § 9« 


entfällt 

infolge Neufassung des § 75 


§ ioo 

Große Anfragen 

Große Anfragen an die Bundesregierung (§ 75 
Abs. 1 Buchstabe f) sind dem Präsidenten einzurei- 
chen; sie müssen bestimmt gefaßt sein und können 
mit einer kurzen Begründung versehen werden. 
Wird in der Begründung auf andere Materialien 
verwiesen, findet § 77 Abs. 2 entsprechende 
Anwendung. 

§ 101 

Beantwortung und Beratung von Großen Anfragen 

Der Präsident teil der Bundesregierung die Große 
Anfrage mit und fordert zur Erklärung auf, ob und 
wann sie antworten werde. Nach Eingang der 
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Nach Eingang der schriftlichen Beantwortung wird 
die Große Anfrage auf die Tagesordnung gesetzt. 
Die Beratung muß erfolgen, wenn mindestens 
soviel Mitglieder des Bundestages es verlangen , 
wie einer Fraktionsstärke entspricht. 

§ 107 

Anträge zu Großen Anfragen 

Wird bei der Beratung ein Antrag gestellt , so 
muß er von soviel anwesenden Mitgliedern des 
Bundestages unterstützt werden wie einer Frak- 
tionsstärke entspricht ; eine kurze schriftliche 
Begründung ist zulässig. Zu seiner Prüfung kann 
dieser Antrag einem Ausschuß überwiesen oder 
die Abstimmung auf den nächsten Sitzungstag 
verschoben werden. 

§ 108 

Ablehnung der Beantwortung 

Lehnt die Bundesregierung überhaupt oder für 
die nächsten drei Wochen die Beantwortung der 
Großen Anfrage ab, so kann der Bundestag die 
Große Anfrage zur Beratung auf die Tagesordnung 
setzen. Die Beratung muß erfolgen, wenn minde- 
stens soviel Mitglieder des Bundestages es ver- 
langen, wie einer Fraktionsstärke entspricht. Vor 
der Beratung kann einer der Anfragenden das 
Wort zu einer zusätzlichen mündlichen Begrün- 
dung erhalten. 

§ 109 

Beschränkung der Beratung über Große Anfragen 

Gehen Große Anfragen' so zahlreich ein, daß sie 
die ordnungsgemäße Erledigung der Geschäfte 
gefährden, so kann der Bundestag zeitweilig die 
Beratungen darüber auf einen bestimmten wöchent- 
lichen Sitzungstag beschränken. Auch in diesem 
Falle kann der Bundestag die Beratung über ein- 
zelne Große Anfragen an einem anderen Sitzungs- 
tag beschließen. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

Antwort wird die Große Anfrage auf die Tagesord- 
nung gesetzt. Die Beratung muß erfolgen, wenn sie 

von einer Fraktion oder von fünf vom Hundert der 
Mitglieder des Bundestages verlangt wird. 

entfällt 

infolge Neufassung des § 88 


§ 102 

Ablehnung der Beantwortung 

der Großen Anfragen 

Lehnt die Bundesregierung überhaupt oder für 
die nächsten drei Wochen die Beantwortung der 
Großen Anfrage ab, so kann der Bundestag die 
Große Anfrage zur Beratung auf die Tagesordnung 
setzen. Sie muß erfolgen, wenn sie von einer Frak- 
tion oder von fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages verlangt wird. Vor der Ansprache kann 
einer der Anfragenden das Wort zu einer zusätz- 
lichen mündlichen Begründung erhalten. 

§ 103 

Beschränkung der Beratung über Große Anfragen 

unverändert 


§ no 

Kleine Anfragen 

(1) Soviel Mitglieder des Bundestages , wie einer 
Fraktionsstärke entspricht, können von der Bun- 
desregierung Auskunft über bestimmt bezeichnete 
Bereiche in Kleinen Anfragen verlangen. Die Fra- 
gen sind dem Präsidenten schriftlich einzureichen; 
sie können kurz begründet werden. 


(2) Der Präsident teilt der Bundesregierung die 
Fragen mit und fordert sie auf, die Fragen schrift- 
lich zu beantworten. Sind die Fragesteller mit der 
Beantwortung nicht zufrieden oder erfolgt keine 


§ 104 

Kleine Anfragen 

(1) In Kleinen Anfragen (§75 Abs. 3) kann von 
der Bundesregierung Auskunft über bestimmt 
bezeichnete Bereiche verlangt werden, für die die 
Bundesregierung unmittelbar oder mittelbar die 
Verantwortung trägt. Die Fragen sind dem Präsi- 
denten einzureichen; sie dürfen keine Wertungen 
enthalten. Eine kurze Begründung kann angefügt 
werden. 

(2) Der Präsident fordert die Bundesregierung 
auf, die Fragen innerhalb von vierzehn Tagen 
schriftlich zu beantworten; er kann diese Frist im 
Benehmen mit dem Fragesteller verlängern. 
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Beantwortung innerhalb von vierzehn Tagen , so 
können die Fragesteller ihre Fragen als Mündliche 
Anfragen nach den Richtlinien für die Fragestunde 
(§111) oder als Große Anfragen (§106) an die 
Bundesregierung richten. 

§ 111 

Fragestunde 

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, 
kurze Mündliche Anfragen an die Bundesregierung 
zu richten. Das Verfahren wird in den Richtlinien 
für die Fragestunde geregelt (Anlage 3). 


§ 112 und § 113 
siehe unter Abschnitt IX 

§ 114 

Immunitätsangelegenheiten 

(1) Ersuchen in Immunitätsangelegenheiten sind 
vom Präsidenten unmittelbar an den Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
weiterzuleiten. 

(2) Dieser hat Grundsätze über die Behandlung 
von Ersuchen auf Aufhebung der Immunität von 
Mitgliedern des Bundestages aufzustellen und diese 
Grundsätze zum Ausgangspunkt seiner in Einzelfäl- 
len zu erarbeitenden Anträge an den Bundestag zu 
machen. 


Entwurf des 1. Ausschusses 


§ 105 

Fragen einzelner Mitglieder 
des Bundestages 

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, 
kurze Einzelfragen zur mündlichen oder schriftli- 
chen Beantwortung an die Bundesregierung zu 
richten. Das Nähere wird in Richtlinien geregelt 
(Anlage 4). 

§ 106 

Aktuelle Stunde 

Für die Aussprache über ein bestimmt bezeich- 
netes Thema von allgemeinem aktuellen Interesse 
in Kurzbeiträgen von fünf Minuten (Aktuelle Stun- 
de) gelten, soweit diese Geschäftsordnung nichts 
anderes vorschreibt, die Richtlinien (Anlage 5). 

§ 107 

Immunitätsangelegenheiten 

(1) unverändert 


(2) Dieser hat Grundsätze über die Behandlung 
von Ersuchen auf Aufhebung der Immunität von 
Mitgliedern des Bundestages aufzustellen und diese 
Grundsätze zum Ausgangspunkt seiner in Einzel- 
fällen zur erarbeitenden Beschlußempfehlungen an 
den Bundestag zu machen. 


A r t i k e 1 46 GG 

(1) Ein Abgeordneter darf zu keiner Zeit wegen 
seiner Abstimmung oder wegen einer Äußerung, die 
er im Bundestag oder in einem seiner Ausschüsse 
getan hat, gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder 
sonst außerhalb des Bundestages zur Verantwortung 
gezogen werden. Dies gilt nicht für verleumderische 
Beleidigungen. 

(2) Wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung 
darf ein Abgeordneter nur mit Genehmigung des 
Bundestages zur Verantwortung gezogen oder ver- 
haftet werden, es sei denn, daß er bei Begehung 
der Tat oder im Laufe des folgenden Tages festge- 
nommen wird. 

(3) Die Genehmigung des Bundestages ist ferner 
bei jeder anderen Beschränkung der persönlichen 
Freiheit eines Abgeordneten oder zur Einleitung 
eines Verfahrens gegen einen Abgeordneten gemäß 
Artikel 18 erforderlich. 

(4) Jedes Strafverfahren und jedes Verfahren ge- 
mäß Artikel 18 gegen einen Abgeordneten, jede Haft 
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und jede sonstige Beschränkung seiner persönlichen 
Freiheit sind auf Verlangen des Bundestages auszu- 
setzen. 

Grundsätze in Immunitätsangelegenheiten und Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 16. März 
1973 siehe Anlage 6. 


§ U2 

Petitionen 

(1) Die Registrierung aller Petitionen erfolgt 
durch das zuständige Büro des Bundestages . Der 
Präsident überweist die Petitionen dem Petitions- 
ausschuß oder den zuständigen Fachausschüssen. 
Der Petitionsausschuß unterrichtet sich laufend 
über die Erledigung der den Fachausschüssen über- 
wiesenen Petitionen. Petitionen können nachträg- 
lich an einen anderen Ausschuß überwiesen wer- 
den. 

(2) Mitglieder des Bundestages, die eine Petition 
überreichen, sind auf ihr Verlangen zur Ausschuß- 
verhandlung mit beratender Stimme zuzuziehen. 


IX. Behandlung von Petitionen 
§ 108 

Zuständigkeit des Petitionsausschusses 

(1) Dem gemäß Artikel 45 c des Grundgesetzes 
vom Bundestag zu bestellenden Petitionsausschuß 
obliegt die Behandlung der nach Artikel 17 des 
Grundgesetzes an den Bundestag gerichteten Bitten 
und Beschwerden. 

(2) Soweit sich aus dem Gesetz über die Befug- 
nisse des Petitionsausschusses des Deutschen Bun- 
destages nichts anderes ergibt, werden die Petitio- 
nen gemäß den nachfolgenden Bestimmungen 
behandelt. 

§ 109 

Überweisung der Petitionen 

(1) Der Präsident überweist die Petitionen an 
den Petitionsausschuß. Dieser überweist Petitionen 
zur laufenden Gesetzgebung an die zuständigen 
Fachausschüsse. 


(2) Mitglieder des Bundestages, die eine Petition 
überreichen, sind auf ihr Verlangen zu den Aus- 
schußverhandlungen mit beratender Stimme zuzu- 
ziehen. 


§ HO 

Rechte des Petitionsausschusses 

(1) Der Petitionsausschuß hat Grundsätze über 
die Behandlung von Bitten und Beschwerden aufzu- 
stellen und diese zum Ausgangspunkt seiner Ent- 
scheidung im Einzelfall zu machen. 

(2) Soweit Ersuchen um Aktenvorlage, Auskunft 
oder Zutritt zu Einrichtungen unmittelbar an 
Behörden des Bundes, bundesunmittelbare Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts gerichtet werden, ist das zuständige Mit- 
glied der Bundesregierung zu verständigen. 

(3) Von der Anhörung des Petenten, Zeugen 
oder Sachverständigen ist das zuständige Mitglied 
der Bundesregierung rechtzeitig zu unterrichten. 
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5 ^3 

Ausschußberichte über Petitionen 

(1) Ausschußberichte über Petitionen werden 
dem Bundestag mindestens einmal im Monat in 
einer Sammelübersicht vorgelegt. Darüber hinaus 
erstattet der Petitionsausschuß dem Plenum viertel- 
jährlich einen mündlichen Bericht über seine 
Tätigkeit . 

(2) Die Berichte der Ausschüsse über Petitionen 
müssen mit einem Antrag schließen , der in der 
Regel lautet: 

a) die Petitionen der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung , zur Erwägung, als Material oder zur 
Kenntnisnahme zu überweisen, 

b) sie durch Beschluß über einen anderen Gegen- 
stand für erledigt zu erklären, 

c) die Petition durch die Erklärung der Bundesre- 
gierung als erledigt anzusehen, 

d) über sie zur Tagesordnung überzugehen, 

e) sie als ungeeignet zur Beratung im Bundestag 
zu erklären. 

(3) die Übersichten werden gedruckt verteilt und 
auf die Tagesordnung gesetzt, beraten aber nur, 
wenn es beschlossen wird. 

(4) Den Einsendern wird die Art der Erledigung 
ihrer Petition durch den Präsidenten oder einen 
Beauftragten mitgeteilt. Diese Mitteilung soll mög- 
lichst mit Gründen versehen sein. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

§ 111 

Übertragung von Befugnissen auf 
einzelne Mitglieder des Petitionsausschusses 

Die Übertragung von Befugnissen nach dem 
Gesetz nach Artikel 45 c des Grundgesetzes auf 
eines oder mehrere seiner Mitglieder muß der 
Petitionsausschuß im Einzelfall beschließen. Inhalt 
und Umfang der Übertragung sind im Beschluß zu 
bestimmen. 

§ 112 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Petitionsausschusses 

(1) Der Bericht über die vom Petitionsausschuß 
behandelten Petitionen wird mit einer Beschluß- 
empfehlung dem Bundestag in einer Sammelüber- 
sicht vorgelegt. Der Bericht soll monatlich vorge- 
legt werden. Darüber hinaus erstattet der Petitions- 
ausschuß dem Bundestag jährlich einen schriftli- 
chen Bericht über seine Tätigkeit. 

(2) Die Berichte werden gedruckt, verteilt und 
innerhalb von drei Sitzungswochen nach der Ver- 
teilung auf die Tagesordnung gesetzt; sie können 
vom Berichterstatter mündlich ergänzt werden. 
Eine Aussprache findet jedoch nur statt, wenn 
diese von einer Fraktion oder von anwesenden 
fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 
verlangt wird. 

(3) Den Einsendern wird die Art der Erledigung 
ihrer Petition mitgeteilt. Diese Mitteilung soll mit 
Gründen versehen sein. 


X. Auskunft der Bundesregierung über die 
Ausführung von Bundestagsbeschlüssen 

§ 115 entfällt 

Auskunftserteilung durch die 
Bundesregierung 

(1) Die Bundesregierung gibt dem Bundestag 
über die Ausführung seiner Beschlüsse schriftlich 
Auskunft. Ist die Ausführung der Beschlüsse in 
angemessener Frist nicht möglich, dann erstattet 
die Bundesregierung einen Zwischenbericht. 

(2) Der Bundestag kann die Auskunft binnen 
einer von ihm zu bestimmenden Frist verlangen. 
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§ H6 

Bemerkungen zur Auskunft der 
Bundesregierung 

(1) Binnen zwei Wochen nach der Verteilung der 
Drucksachen kann beanstandet werden, daß die 
Auskunft unvollständig ist oder bestimmt bezeich- 
nte Beschlüsse nicht erledigt seien. 

(2) Die Bemerkungen teilt der Präsident zur 
schriftlichen Beantwortung der Bundesregierung 
mit 

(3) Die Antworten werden den Unterzeichnern 
der Bemerkungen bekanntgegeben. Sie werden auf 
die Tagesordnung gesetzt, wenn es soviel Mitglie- 
der des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht, binnen einer Woche, nachdem die Ant- 
wort bekanntgegeben ist, schriftlich verlangen. Ant- 
wortet die Bundesregierung nicht binnen vier 
Wochen, so können soviel Mitglieder des Bundes- 
tages, wie einer Fraktionsstärke entspricht, inner- 
halb einer weiteren Woche schriftlich verlangen, 
daß die Bemerkungen auf die Tagesordnung kom- 
men. Bei ihrer Beratung können Anträge zur Sache 
gestellt werden. 


X a. Der Wehrbeauftragte des Bundestages 

§ H6a 

Wahl des Wehrbeauftragten 

Die Wahl des Wehrbeauftragten erfolgt mit ver- 
deckten Stimmzetteln. 


§ 116b 

Berichte des Wehrbeauftragten 

(1) Berichte des Wehrbeauftragten kann der Prä- 
sident, ohne sie auf die Tagesordnung zu setzen, 
mit Zustimmung des Bundestages dem Verteidi- 
gungsausschuß überweisen. 

(2) Der Verteidigungsausschuß hat dem Bundes- 
tag Bericht zu erstatten. 

§ 116 c 

Beratung von Berichten des Wehrbeauftragten 

(1) Der Wehrbeauftragte hat bei der Beratung 
der von ihm vorgelegten Berichte das Wort zu 
ergreifen, wenn ein Mitglied des Bundestages es 
verlangt und das Verlangen die Zustimmung von 
soviel anwesenden Mitgliedern des Bundestages 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 

entfällt 


X. Der Wehrbeauftragte des Bundestages 
§ 113 

Wahl des Wehrbeauftragten 

unverändert 

A r t i k e 1 45 b GG 

Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfsorgan 
des Bundestages bei der Ausübung der parlamenta- 
rischen Kontrolle wird ein Wehrbeauftragter des 
Bundestages berufen. Das Nähere regelt ein Bundes- 
gesetz. 

§ 114 

Berichte des Wehrbeauftragten 

(1.) Die Berichte des Wehrbeauftragten überweist 
der Präsident dem Verteidigungsausschuß, es sei 

denn, daß eine Fraktion oder fünf vom Hundert der 
Mitglieder des Bundestages verlangt, ihn auf die 
Tagesordnung zu setzen. 

(2) unverändert 

§ 115 

Beratung der Berichte des 
W ehrbeauftragten 

(1) Der Präsident erteilt dem .Wehrbeauftragten 
in der Aussprache über die von ihm vorgelegten 
Berichte das Wort, wenn es von einer Fraktion 
oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mit- 
glieder des Bundestages verlangt worden ist. 
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findet, wie einer Fraktionsstärke entspricht. Das- 
selbe gilt, wenn er zur Beratung eines sonstigen 
Punktes der Tagesordnung gemäß Absatz 2 herbei- 
gerufen wird. 

(2) Jedes Mitglied des Bundestages kann die 
Herbeirufung des Wehrbeauftragten zu den Sitzun- 
gen des Bundestages verlangen. Dem Verlangen ist 
zu entsprechen, wenn soviel anwesende Mitglieder 
des Bundestages zustimmen, wie einer Fraktions- 
stärke entspricht. 


XI. Beurkundung und Vollzug der Beschlüsse 
des Bundestages 

§ 117 

Sitzungsbericht 

(1) über jede Sitzung wird ein stenographischer 
Bericht angefertigt. 

(2) Die Sitzungsberichte werden an die Abgeord- 
neten verteilt. 

(3) Alle andereren Aufnahmen der Verhandlun- 
gen des Bundestages, z. B. Tonbandaufnahmen, 
sind nach Weisung des Präsidiums in einem 
Archiv niederzulegen. 

§ 118 

Prüfung der Niederschrift durch den Redner 

Jeder Redner erhält eine Niederschrift seiner 
Rede, die nach Prüfung innerhalb der festgesetzten 
Frist zurückzugeben ist. Erfolgt keine fristgerechte 
Rückgabe, dann wird die Niederschrift in Druck 
gegeben. Niederschriften von Reden dürfen vor 
ihrer Prüfung durch den Redner einem anderen als 
dem Präsidenten nur mit Zustimmung des Redners 
zur Einsicht überlassen werden. 


§ U9 

Berichtigung der Niederschrift 

(1) Die Berichtigung darf den Sinn der Rede oder 
ihrer einzelnen Teile nicht ändern. Wird die 
Berichtigung beanstandet, und keine Verständi- 
gung mit dem Redner erzielt, so ist die Entschei- 
dung des amtierenden Präsidenten einzuholen. 


(2) Der Präsident kann alle Beweismittel heran- 
ziehen. 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 


(2) Die Herbeirufung des Wehrbeauftragten zu 
den Sitzungen des Bundestages kann von einer 
Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hundert 
der Mitglieder des Bundestages verlangt werden; 
Absatz 1 findet entsprechende Anwendung. 


XI. Beurkundung und Vollzug der Beschlüsse 
des Bundestages 

§ 116 

Plenarprotokolle 

(1) über jede Sitzung wird ein Stenographischer 
Bericht (Plenarprotokoll) angefertigt. 

(2) Die Plenarprotokolle werden an die Mitglie- 
der des Bundestages verteilt. 

(3) Alle anderen Aufnahmen der Verhandlungen 
des Bundestages, z. B. Tonbandaufnahmen, sind im 
Parlamentsarchiv niederzulegen. 

§ 117 

Prüfung der Niederschrift 
durch den Redner 

Jeder Redner erhält die Niederschrift seiner 
Rede zur Prüfung. Die Niederschrift ist innerhalb 
von zwei Stunden an den Stenographischen Dienst 

zurückzugeben. Erfolgt keine fristgerechte Rückga- 
be, so wird die Niederschrift in Druck gegeben. 
Niederschriften von Reden dürfen vor ihrer Prü- 
fung durch den Redner einem anderen als dem 
Präsidenten nur mit Zustimmung des Redners zur 
Einsicht überlassen werden. 

§ 118 

Berichtigung der Niederschrift 

(1) Durch Korrekturen, die der Redner an der 
Niederschrift vornimmt, darf der Sinn der Rede 
oder ihrer einzelnen Teile nicht geändert werden. 
Ergeben sich hinsichtlich der Zulässigkeit einer 
Korrektur Zweifel und wird keine Verständigung 
zwischen dem Redner und dem Leiter des Steno- 
graphischen Dienstes erzielt, so ist die Entschei- 
dung des amtierenden Präsidenten einzuholen. 

(2) unverändert 
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§ 120 

Niederschrift von Zwischenrufen 

(1) Ein Zwischenruf, der im stenographischen 
Bericht festgestellt worden ist, bleibt Bestandteil 
des stenographischen. Berichts, es sei denn, daß mit 
Zustimmung des Präsidenten und der Beteiligten 
eine Streichung erfolgt. 

(2) Ist der Zwischenruf dem Präsidenten entgan- 
gen, dann kann der Präsident ihn auch noch in der 
nächsten Sitzung erwähnen und gegebenenfalls 
rügen. 

§ 121 

Beurkundung der Beschlüsse 

Der Präsident vollzieht die Protokollierung der 
Beschlüsse mit den diensttuenden Schriftführern. 
Das Protokoll wird an die Mitglieder des Bundesta- 
ges verteilt und gilt als genehmigt, wenn bis zu 
dem auf die Verteilung folgenden Sitzungstag kein 
Widerspruch erhoben wird. 

§ 122 

Einspruch gegen das Protokoll 

Wird das Protokoll beanstandet und der Ein- 
spruch nicht durch die Erklärung der Schriftführer 
behoben, so befragt der Präsident den Bundestag. 
Wird der Einspruch für begründet erachtet, so ist 
die neue Fassung der beanstandeten Stelle dem 
nächsten Sitzungsprotokoll beizufügen. 

§ 123 

Übersendung beschlossener Gesetze 

(1) Der Präsident des Bundestages übersendet 
das beschlossene Gesetz unverzüglich dem Bundes- 
rat (Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes). 

(2) Je einen Abdruck des Gesetzesbeschlusses 
übersendet der Präsident an den Bundeskanzler 
und an den federführenden Minister und teilt dabei 
mit, wann die Zuleitung des beschlossenen Geset- 
zes an den Bundesrat nach Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes erfolgt ist. 

(3) Werden vor Übersendung nach Absatz 1 in 
der vom Bundestag in der Schlußabstimmung ange- 
nommenen Fassung des Gesetzes Druckfehler oder 
andere offenbare Unrichtigkeiten festgestellt, kann 
der Präsident im Einvernehmen mit dem federfüh- 
renden Ausschuß eine Berichtigung veranlassen. 
Ist das Gesetz gemäß Absatz 1 bereits übersandt-, 
macht der Präsident nach Einwilligung des feder- 
führenden Ausschusses den Präsidenten des Bun- 
desrates auf die Druckfehler oder andere offenba- 
re Unrichtigkeiten mit der Bitte aufmerksam, sie 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu berichti- 
gen. Von dieser Bitte ist dem Bundeskanzler und 
dem federführenden Minister Mitteilung zu 
machen. 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 

§ H9 

Niederschrift von Zwischenrufen 

(1) Ein Zwischenruf, der in die Niederschrift auf- 
genommen worden ist, wird Bestandteil des Plenar- 
protokolls, es sei denn, daß mit Zustimmung des 
Präsidenten und der Beteiligten eine Streichung 
erfolgt. 

(2) Ein Zwischenruf, der dem Präsidenten ent- 
gangen ist, kann auch noch in der nächsten 
Sitzung gerügt werden. 

§ 120 

Beurkundung der Beschlüsse 

unverändert 


§ 121 

Einspruch gegen das Protokoll 

unverändert 


§ 122 

Übersendung beschlossener Gesetze 

unverändert 


Artikel 77 Abs. 1 GG 

(1) Die Bundesgesetze werden vom Bundestage be- 
schlossen. Sie sind nach ihrer Annahme durch den 
Präsidenten des Bundestages unverzüglich dem Bun- 
desrate zuzuleiten. 
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§ 124 

Fristenberechnung 

(1) Bei Fristen wird der Tag der Verteilung der 
Drucksache nicht eingerechnet. 


§20 Abs. 2: 

(2) Die Drucksachen gelten als verteilt, wenn sie 
dem Mitglied des Bundestages in sein Fach einge- 
legt sind. 

§ 124: 

(2) Die Fristen gelten auch dann als gewahrt, 
wenn infolge technischer Schwierigkeiten oder aus 
zufälligen Gründen einzelne Mitglieder des Bun- 
destages eine Drucksache erst nach der allgemei- 
nen Verteilung erhalten. 

§ 125 

Wahrung der Frist 

Bei Berechnung einer Frist, innerhalb der eine 
Erklärung gegenüber dem Bundestag abzugeben 
oder eine Leistung zu bewirken ist, wird der Tag, 
an dem die Erklärung oder Leistung erfolgt, nicht 
mitgerechnet. Ist danach die Erklärung oder Lei- 
stung an einem Sonntag oder einem am Sitz des 
Bundestages gesetzlich* anerkannten Feiertag zu 
bewirken, so tritt an dessen Stelle der nächstfol- 
gende Werktag. Die Erklärung oder Leistung ist 
während der üblichen Dienststunden, spätestens 
aber um 18 Uhr zu bewirken. 

§ 126 

Unerledigte Gegenstände 

Am Ende der Wahlperiode oder im Falle der 
Auflösung des Bundestages gelten alle Vorlagen, 
Anträge und Anfragen als erledigt. Dies gilt nicht 
für Petitionen und für Vorlagen, die keiner 
Beschlußfassung bedürfen. 


XII. Abweichungen und Auslegung dieser 
Geschäftsordnung 

§ 127 

Abweichungen von dieser Geschäftsordnung 

Abweichungen von den Vorschriften dieser 
Geschäftsordnung können im einzelnen Fall mit 
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder des 
Bundestages beschlossen werden, wenn die Bestim- 
mungen des Grundgesetzes dem nicht entgegenste- 
hen. 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 

§ 123 

Fristenberechnung 

(1) Bei Fristen wird der Tag der Verteilung der 
Drucksache nicht eingerechnet; sie gelten als ver- 
teilt, wenn sie den Mitgliedern des Bundestages in 
ihre Fächer gelegt worden sind. 


(2) unverändert 


§ 124 

Wahrung der Frist 

Bei Berechnung einer Frist, innerhalb der eine 
Erklärung gegenüber dem Bundestag abzugeben 
oder eine Leistung zu bewirken ist, wird der Tag, 
an dem die Erklärung oder Leistung erfolgt, nicht 
mitgerechnet. Ist danach die Erklärung oder Lei- 
stung an einem Sonnabend, Sonntag oder einem am 
Sitz des Bundestages gesetzlich anerkannten Feier- 
tag zu bewirken, so tritt an dessen Stelle der 
nächstfolgende Werktag. Die Erklärung oder Lei- 
stung ist während der üblichen Dienststunden, 
spätestens aber um 18 Uhr, zu bewirken. 

§ 125 

Unerledigte Gegenstände 

Am Ende der Wahlperiode des Bundestages gel- 
ten alle Vorlagen als erledigt. Dies gilt nicht für 
Petitionen und für Vorlagen, die keiner Beschluß- 
fassung bedürfen. 


XII. Abweichungen und Ausleguhg dieser 
Geschäftsordnung 

§ 126 

Abweichungen von dieser Geschäftsordnung 

unverändert 
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§ 128 

Auslegung dieser Geschäftsordnung im Einzel fall 

Während einer Sitzung auftauchende Zweifel 
über die Auslegung dieser Geschäftsordnung ent- 
scheidet der Präsident. 

§ 129 

Grundsätzliche Auslegung dieser 
Geschäftsordnung 

Eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinaus- 
gehende Auslegung einer Vorschrift dieser 
Geschäftsordnung . kann nur der Bundestag nach 
Prüfung durch den Ausschuß für Wahlprüfung , 
Immunität und Geschäftsordnung beschließen , 


§ 130 

Rechte des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung kann Fragen, die sich auf die 
Geschäftsführung des Bundestages und der Aus- 
schüsse sowie auf die Würde des Hauses beziehen, 
erörtern und dem Bundestag oder dem Präsidenten 
darüber Vorschläge machen. 


XIII. Bundestagsvertretung zwischen zwei 
Wahlperioden 

§ 131 

Fortführung der Geschäfte des Bundestages 

(1) Das Präsidium führt bis zum Zusammentreten 
eines neuen Bundestages seine Geschäfte fort. 

(2) Die Rechte des Ständigen Ausschusses sowie 
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
und des Ausschusses für Verteidigung zwischen 
zwei Wahlperioden richten sich nach den Bestim- 
mungen der Artikel 45 und 45 a des Grundgesetzes. 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 

§ 127 

Auslegung dieser Geschäftsordnung 

(1) Während einer Sitzung des Bundestages auf- 
tretende Zweifel über die Auslegung dieser 
Geschäftsordnung entscheidet der Präsident für den 

Einzelfall. Im übrigen obliegt die Auslegung dieser 
Geschäftsordnung dem Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung; auf Verlangen 
des Präsidenten, eines Viertels seiner Mitglieder, 
eines Ausschusses oder einer Fraktion oder von 
fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 
ist sie dem Bundestag zur Entscheidung vorzule- 
gen. 

(2) Wird ein entsprechendes Verlangen gemäß 
Absatz 1 Satz 2 nicht vorgebracht, entscheidet der 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung, in welcher Form seine Ausle- 
gung bekannt zu machen ist. 

§ 128 

Rechte des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung kann Fragen aus seinem 
Geschäftsbereich beraten und dem Bundestag Emp- 
fehlungen unterbreiten (§ 75 Abs. 1 Buchstabe h). 


XIII. Bundestagsvertretung zwischen zwei 
Wahlperioden 

entfällt 


Bonn, den 28. November 1979 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Schulte (Unna) 

Vorsitzender 
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Entwurf des 1. Ausschusses 


Anlage 1 


Anlage 1 


Verhaltensregeln für Mitglieder Verhaltensregeln für Mitglieder 

des Deutschen Bundestages des Deutschen Bundestages 

j unverändert 

1. Jedes Mitglied des Bundestages hat seinen 
Beruf einschließlich der Personen, Firmen, * 

Institutionen oder Vereinigungen, für die es 
beruflich tätig ist, genau anzugeben. 

Das gleiche gilt für eine entgeltliche Tätigkeit 
als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, 

Verwaltungsrates oder sonstigen Organs einer 
Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in 
einer anderen Rechtsform betriebenen Unter- 
nehmens oder als Treuhänder. Angehörige 
beratender Berufe haben die Art der Beratung 
anzugeben. 

Diese Angaben werden im Amtlichen Handbuch 
des Deutschen Bundestages veröffentlicht. 

2. Dem Präsidium ist jede vergütete Nebentätig- 
keit anzuzeigen. 

3. Anzeigepflichtig sind auch Verträge mit Ver- 
bänden, Firmen, Organisationen oder Einzel- 
personen und Personenvereinigungen über die 
Beratung, Vertretung oder ähnliche Tätigkei- 
ten. 

Dies gilt nicht für Mitglieder des Bundestages, 
die zu Nummer 1 einen beratenden Beruf 
angegeben haben, im Rahmen der üblichen 
Tätigkeit dieses beratenden Berufes. 

Entgeltliche Tätigkeiten für Verbände und 
Organisationen, die gegenüber dem Bundestag 
oder der Bundesregierung tätig sind, werden 
veröffentlicht. 

4. Einnahmen aus Gutachten, aus publizistischer 
und Vortragstätigkeit sind anzeigepflichtig, 
wenn sie die nach Nummer 9 festgesetzten 
Beträge übersteigen. 

5. Jedes Mitglied des Bundestages hat über alle 
Spenden, die ihm als Kandidat für eine Bun- 
destagswahl oder als Mitglied des. Bundestages 
für seine politische Tätigkeit zur Verfügung 
gestellt werden, gesondert Rechnung zu füh- 
ren. 

Spenden, die im Einzelfall die nach Nummer 9 
festgesetzten Höchstbeträge übersteigen, hat es 
dem Präsidium anzuzeigen. 

6. Für Mitglieder des Bundestages, die in Rechts- 
streitigkeiten für oder gegen die Bundesrepu- 
blik auftreten wollen, werden besondere Richt- 
linien erlassen. 

7. Hinweise auf die Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag in beruflichen oder geschäftlichen 
Angelegenheiten sind zu unterlassen. 

8. Jedes Mitglied des Bundestages, das beruflich 
oder auf Honorarbasis mit einem Gegenstand 
beschäftigt ist, der in einem Ausschuß des 
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Bundestages zur Beratung ansteht, hat als Mit- 
glied dieses Ausschusses vor der Beratung 
seine Interessenverknüpfung offenzulegen, so- 
weit sie nicht aus den Angaben nach Nummer 
1 ersichtlich ist. 

9. Umfang und Grenzen der Anmeldepflicht 
gemäß Nummern 2 bis 5 werden jährlich vom 
Ältestenrat auf Vorschlag des Präsidiums fest- 
gelegt. 

10. In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Bundes- 
tages verpflichtet, durch Rückfragen beim Prä- 
sidenten bzw. beim Präsidium sich über die 
Auslegung der Bestimmungen zu vergewis- 
sern. 


II. 

Bei Beanstandungen in bezug auf diese Verhal- 
tensregeln hat das Präsidium (das betroffene Mit- 
glied des Bundestages anzuhören. Hält das Präsi- 
dium einen Vorwurf möglicherweise für berechtigt, 
so benachrichtigt es die Fraktion, der das betrof- 
fene Mitglied des Bundestages angehört, mit der 
Bitte um Stellungnahme. Einstimmig getroffene 
Feststellungen des Präsidiums können veröffent- 
licht werden. 

(Vom Bundestag beschlossen am 21. September 1972, Be- 
kanntmachung vom 19. Oktober 1972 — BGBl. I S. 2065) 
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Registrierung von Verbänden und deren Vertreter 

Der Präsident des Bundestages führt eine öffent- 
liche Liste, in der alle Verbände, die Interessen 
gegenüber dem Bundestag oder der Bundesregie- 
rung vertreten, eingetragen werden. 

Eine Anhörung ihrer Vertreter findet nur statt, 
wenn sie sich in diese Liste eingetragen haben und 
dabei folgende Angaben gemacht haben: 

Name und Sitz dqs Verbandes 

Zusammensetzung von Vorstand und Ge- 
schäftsführung 

Interessenbereich des Verbandes 
Mitgliederzahl 

Namen der Verbandsvertreter sowie 

Anschrift der Geschäftsstelle am Sitz von Bun- 
destag und Bundesregierung. 

Hausausweise für Interessenvertreter werden nur 
ausgestellt, wenn die Angaben nach Absatz 2 
gemacht wurden. 

Die Eintragung in die Liste begründet keinen 
Anspruch auf Anhörung oder Ausstellung eines 
Hausausweises. 

Die Liste ist vom Präsidenten jährlich im Bun- 
desanzeiger zu veröffentlichen. 

(Vom Bundestag beschlossen am 21. September 1972, Be- 
kanntmachung vom 19. Oktober 1972 — BGBl. I S. 2065) 


Entwurf des 1. Ausschusses 
Anlage 2 

Registrierung von Verbänden und deren Vertreter 

unverändert 
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Anlage 2 


Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages 

§1 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Geheimschutzordnung gilt für Ver- 
schlußsachen (VS), die innerhalb des Bundestages 
entstehen oder dem Bundestag, seinen Ausschüssen 
oder Mitgliedern des Bundestages zugeleitet wur- 
den. Die für die Ausschüsse geltenden Vorschriften 
finden Anwendung auf andere Gremien, die vom 
Bundestag bzw. den Ausschüssen eingesetzt sind 
oder auf gesetzlicher Grundlage beruhen. 

(2) VS sind Angelegenheiten aller Art, die durch 
besondere Sicherheitsmaßnahmen gegen die Kennt- 
nis durch Unbefugte geschützt werden müssen. 

(3) VS können alle Formen der Darstellung von 
Kenntnissen und Erkenntnissen sein. Zwischenmate- 
rial (z. B. Vorentwürfe, Aufzeichnungen auf Tonträ- 
ger, Stenogramme, Kohlepapier, Schablonen, Fehl- 
drucke, u. U. auch Löschpapier) ist wie eine VS zu 
behandeln. 

§2 

G eheimhal tungsgrade 

(1) VS werden je nach dem Schutz, dessen sie 
bedürfen, in folgende Geheimhaltungsgrade einge- 
stuft: 

STRENG GEHEIM Abkürzung: str. geh. 

GEHEIM Abkürzung: geh. 

VS-VERTRAULICH Abkürzung: VS-Vertr. 

VS-NUR FÜR DEN 

DIENSTGEBRAUCH Abkürzung: VS-NfD 

(2) Als STRENG GEHEIM eingestuft werden VS, 
deren Kenntnis durch Unbefugte den Bestand der 
Bundesrepublik oder eines ihrer Länder gefährden 
würde. 

(3) Als GEHEIM eingestuft werden VS, deren 
Kenntnis durch Unbefugte die Sicherheit der Bun- 
desrepublik oder eines ihrer Länder gefährden, 
ihren Interessen oder ihrem Ansehen schweren 
Schaden zufügen oder für einen fremden Staat von 
großem Vorteil sein würde. 

(4) Als VS-VERTRAULICH eingestuft werden 
VS, deren Kenntnis durch Unbefugte den Interes- 
sen oder dem Ansehen der Bundesrepublik oder 
eines ihrer Länder abträglich oder für einen frem- 
den Staat von Vorteil sein könnte. 

(5) VS, die nicht unter die Geheimhaltungsgrade 
STRENG GEHEIM, GEHEIM oder VS-VERTRAU- 
LICH fallen, aber nicht für die Öffentlichkeit 
bestimmt sind, erhalten den Geheimhaltungsgrad 


Anlage 3 

Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages 
§ 1 

Anwendungsbereich 

unverändert 


§ 2 

G eheimhal tungsgrade 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) VS, die nicht unter die Geheimhaltungsgrade 
STRENG GEHEIM, GEHEIM oder VS-VERTRAU- 
LICH fallen, aber nicht für die Öffentlichkeit 
bestimmt sind, erhalten den Geheimhaltungsgrad 
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VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH. Protokolle 
über nichtöffentliche Sitzungen der Ausschüsse 
($ 73 Abs. 2 Satz 1 GO-BT) sind grundsätzlich keine 
Verschlußsachen im Sinne der Geheimschutzord- 
nung des Bundestages (5 73 a GO-BT). 

(6) Die Kennzeichnung von VS erfolgt unter 
entsprechender Anwendung der Verschlußsachen- 
anweisung für die Bundesbehörden. 

§3 

Wahl und Änderung der Geheimhaltungsgrade 

(1) Von Geheimeinstufungen ist nur der unbe- 
dingt notwendige Gebrauch zu machen. VS sind 
nicht höher einzustufen, als es ihr Inhalt erfordert. 

(2) Den Geheimhaltungsgrad der VS bestimmt 
die herausgebende Stelle. Sie teilt die Änderung 
oder Aufhebung des Geheimhaltungsgrades einer 
VS dem Empfänger schriftlich mit. 

(3) Herausgebende Stelle im Sinne des Absatzes 
2 sind bei VS, die innerhalb des Bundestages 
entstehen, 

a) Der Präsident, 

b) die Vorsitzenden der Ausschüsse, 

c) weitere vom Präsidenten ermächtigte Stellen. 

§4 

Kenntnis und Weitergabe einer VS 

(1) über den Inhalt einer VS des Geheimhal- 
tungsgrades VS-VERTRAULICH und höher darf 
nicht umfassender und früher unterrichtet werden, 
als dies aus Gründen der parlamentarischen Arbeit 
unerläßlich ist. 

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 darf ein Mitglied 
des Bundestages, dem eine VS des Geheimhal- 
tungsgrades VS-VERTRAULICH und höher zugäng- 
lich gemacht worden ist, andere Mitglieder des 
Bundestages davon in Kenntnis setzen. 

(3) Fraktionsangestellten und Mitarbeitern von 
Mitgliedern des Bundestages dürfen VS des 
Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und hö- 
her in diesem Rahmen nur zugänglich gemacht 
werden, wenn sie vom .Präsidenten zum Umgang 
mit VS ermächtigt und zur Geheimhaltung förmlich 
verpflichtet sind. 

(4) Anderen Personen dürfen VS des Geheimhal- 
tungsgrades VS-VERTRAULICH und höher nur mit 
Zustimmung der herausgebenden Stelle zugänglich 
gemacht werden, wenn sie zum Umgang mit VS 
ermächtigt und zur Geheimhaltung förmlich ver- 
pflichtet sind. 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 

VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH. Proto- 
kolle über nichtöffentliche Sitzungen der Aus- 
schüsse (§ 69 Abs. 1 Satz 1 GO-BT) sind grundsätz- 
lich keine Verschlußsachen im Sinne der Geheim- 
schutzordnung des Bundestages (§ 73 GO-BT). 

(6) unverändert 


§ 3 

Wahl und Änderung der Geheimhaltungsgrade 

unverändert 


§ 4 

Kenntnis und Weitergabe einer VS 

unverändert 
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§5 

Ferngespräche über VS 

Uber Angelegenheiten des Geheimhaltungsgra- 
des VS-VERTRAULICH oder höher dürfen Fernge- 
spräche nur in außergewöhnlichen und dringenden 
Fällen geführt werden. In diesen Fällen sind die 
Gespräche so vorsichtig zu führen, daß der Sach- 
verhalt Dritten nicht verständlich wird. Ist der 
Gesprächspartner nicht mit Sicherheit festzustellen, 
so ist ein Kontrollanruf erforderlich. 

§6 

Herstellung von Duplikaten 

Der Empfänger von VS der Geheimhaltungsgrade 
VS-VERTRAULICH und höher darf weitere Exem- 
plare (Abschriften, Abdrucke, Ablichtungen und 
dergleichen) sowie Auszüge nur von der Geheimre- 
gistratur hersteilen lassen; für VS des Geheimhal- 
tungsgrades STRENG GEHEIM ist außerdem die 
Zustimmung der herausgebenden Stelle erforder- 
lich. Sie sind wie die Original-VS zu behandeln. 

§7 

Behandlung von VS in Ausschüssen 

(1) Die Ausschüsse können für einen Beratungs- 
gegenstand oder für Teile desselben einen Geheim- 
haltungsgrad beschließen ($ 73 Abs. 9 GO-BT). 
Wird über VS der Geheimhaltungsgrade VS- 
VERTRAULICH und höher beraten, führt der Vor- 
sitzende die entsprechende Beschlußfassung unver- 
züglich in derselben Sitzung herbei und stellt vor 
Beginn der Beratungen fest, daß sich keine unbe- 
fugten Personen im Sitzungssaal aufhalten. 

(2) Bei Beratungen über STRENG GEHEIM- oder 
GEHEIM-Angelegenheiten dürfen nur die Beschlüs- 
se protokolliert werden. Der Ausschuß kann 
beschließen, daß die Beratungen dem Inhalt nach 
festgehalten werden; in diesem Fall hat er über 
Auflage und Verteilung der Protokolle zu beschlie- 
ßen. 

(3) Bei Beratungen über VS-VERTRAULICH- 
Angelegenheiten kann ein Protokoll angefertigt 
werden; Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt 
entsprechend. Der Ausschuß kann jedoch beschlie- 
ßen, daß nur die Beschlüsse festgehalten werden. 

(4) Werden VS des Geheimhaltungsgrades VS- 
VERTRAULICH oder höher einem Ausschuß zuge- 
leitet, dürfen sie nur in der Sitzung und längstens 
für deren Dauer ausgegeben werden. Bei Unterbre- 
chung der Sitzung kann die Rückgabe unterblei- 
ben, wenn die Überwachung des Sitzungsraumes 
durch die Hausinspektion sichergestellt ist. Der 
Ausschuß Vorsitzende kann bestimmen, daß VS der 
Geheimhaltungsgrade GEHEIM und VS-VERTRAU- 
LICH an die Berichterstatter des Ausschusses und 
in besonderen Fällen anderen Mitgliedern des Aus- 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 
§ 5 

Ferngespräche über VS 

unverändert 


§ 6 

Herstellung von Duplikaten 

unverändert 


§ 7 

Behandlung von VS in Ausschüssen 

(1) Die Ausschüsse können für einen Beratungsge- 
genstand oder für Teile desselben einen Geheim- 
haltungsgrad beschließen (§ 69 Abs. 8 GO-BT). 
Wird über VS der Geheimhaltungsgrade VS- 
VERTRAULICH und höher beraten, führt der Vor- 
sitzende die entsprechende Beschlußfassung unver- 
züglich in derselben Sitzung herbei und stellt vor 
Beginn der Beratungen fest, daß sich keine unbe- 
fugten Personen im Sitzungsaal aufhalten. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf des 1. Ausschusses 


Schusses bis zum Abschluß der Ausschußberatun- 
gen über den Beratungsgegenstand, auf den sich 
die VS bezieht, ausgegeben und in den dafür 
zulässigen VS-Behältnissen aufbewahrt werden. 

(5) Für VS des Geheimhaltungsgrades VS- (5) unverändert 
VERTRAULICH kann der Ausschuß in Fällen des 

Absatzes 4 anders beschließen. 

(6) VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAU- (6) unverändert 
LICH und GEHEIM können, sofern sie im Aus- 
schuß entstanden sind, mit Genehmigung des Aus- 
schußvorsitzenden nach Registrierung in der 
Geheimregistratur in den dafür vorgesehenen VS- 

Behältnissen des Ausschusses zeitweilig aufbewahrt 
werden. Sie sind an die Geheimregistratur zurück- 
zugeben, sobald sie im Ausschuß nicht mehr benö- 
tigt werden. 

(7) Stellt sich erst im Laufe oder am Schluß der (7) unverändert 
Beratungen heraus, daß die Beratungen als VS- 

VERTRAULICH oder höher zu bewerten sind, kann 
der Ausschuß die erforderlichen Sicherheitsmaß- 
nahmen nachträglich beschließen. 


§8 § 8 
Registrierung und Verwaltung von VS Registrierung und Verwaltung von VS 

(1) Werden VS der Geheimhaltungsgrade VS- unverändert 

VERTRAULICH oder höher dem Bundestag, seinen 

Ausschüssen oder Mitgliedern des Bundestages 
zugeleitet, sind sie, soweit sie nicht über die 
Geheimregistratur geleitet worden sind, grundsätz- 
lich dieser zur Registrierung und Verwaltung zuzu- 
leiten. 

(2) Im Bundestag entstehende VS der Geheimhal- 
tungsgrade VS- VERTRAULICH und höher sind 
grundsätzlich ebenfalls der Geheimregistratur zur 
Registrierung und Verwaltung zuzuleiten. 

(3) Der Empfang von VS des Geheimhaltungsgra- 
des VS -VERTRAULICH oder höher ist schriftlich 
zu bestätigen. 

(4) VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAU- 
LICH und höher sind in der Geheimregistratur oder 
den hierfür vom Präsidenten bestimmten Räumen 
aufzubewahren. 

(5) VS des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR 
DEN DIENSTGEBRAUCH sind unter Verschluß 
aufzubewahren; dieses ist nicht notwendig, wenn 
sie in Räumen aufbewahrt werden, zu denen Außen- 
stehende keinen Zugang haben. 


§9 

Vernichtung von VS 


§ 9 

Vernichtung von VS 


VS einschließlich des im Bundestag entstehenden unverändert 

Zwischenmaterials sind, wenn sie nicht mehr benö- 
tigt werden, der Geheimregistratur zuzuleiten. 

Soweit die VS nicht aufzubewahren sind, werden 
sie durch die Geheimregistratur vernichtet. 
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§ 10 

Weiterleitung von VS 

(1) VS der Geheimhaltungsgrade STRENG 
GEHEIM und GEHEIM sind bei Beförderung inner- 
halb des Hauses grundsätzlich über die Geheimre- 
gistratur zu leiten. Sie dürfen nur durch entspre- 
chend ermächtigte Personen weitergeleitet werden. 

Ist aus dringendem Grund eine Von-Hand-zu-Hand- 
Übergabe erfolgt, ist die Geheimregistratur nach- 
träglich in Kenntnis zu setzen. 

(2) VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAU- 
LICH können unter Benachrichtigung der Geheim- 
registratur von Hand zu Hand an zum Empfang 
berechtigte Personen weitergegeben werden. 

(3) Die Versendung von VS der Geheimhaltungs- 
grade VS- VERTRAULICH und höher wird von der 
Geheimregistratur nach den Bestimmungen der 
Verschlußsachenanweisung für die Bundesbehör- 
den vorgenommen. 

§11 § 11 
Mitnahme von VS Mitnahme von VS 

(1) Die Mitnahme von VS der Geheimhaltung«- unverändert 

grade STRENG GEHEIM und GEHEIM aus den der 
Verwaltung des Bundestages unterstehenden Räu- 
men ist unzulässig. Der Präsident kann die Mit- 
nahme zulassen, wenn unabweisbare Gründe dies 
erfordern. Er legt gleichzeitig fest, wie die VS zu 
befördern sind. . 

(2) Bei der Mitnahme von VS der Geheimhal- 
tungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher ist für 
die ununterbrochene sichere Aufbewahrung zu sor- 
gen. Steht für VS der Geheimhaltungsgrade 
STRENG GEHEIM oder GEHEIM kein Stahlschrank 
mit Kombinations- und Sicherheitsschloß zur Ver- 
fügung, muß der Inhaber die VS ständig bei sich 
führen. Die Zurücklassung in Kraftwagen, die Ver- 
wahrung in Hotelsafes oder auf Bahnhöfen und 
dergleichen ist unzulässig. Bei Aufenthalten im 
Ausland ist die VS nach Möglichkeit bei den 
deutschen Vertretungen aufzubewahren. 

(3) In der Öffentlichkeit dürfen VS der Geheim- 
haltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher nicht 
gelesen und erörtert werden. 


§ 10 

Weiterleitung von VS 

J 

unverändert 


§ 12 § 12 
Mitteilungspflicht Mitteilungspflicht 

Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder unverändert 

Vorfall, der auf Anbahnungsversuche fremder 
Nachrichtendienste oder darauf schließen läßt, daß 
Unbefugte Kenntnis vom Inhalt von VS erhalten 
haben, sowie der Verlust von VS der Geheimhal- 
tungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher oder 
der Verlust von Sicherheitsschlüsseln ist unverzüg- 
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lieh dem Präsidenten oder dem Geheimschutzbeauf- 
tragten der Verwaltung des Deutschen Bundestages 
mitzuteilen. 


§ 13 

Ausführungsbestimmungen 

Der Präsident ist ermächtigt, Ausführungsbestim- 
mungen zu erlassen. 

(Vom Bundestag beschlossen am 10. April 1975 f Bekannt- 
machung vom 14. April 1975 — BGBl. I S. 992) 


§ 13 

Ausführungsbestimmungen 

unverändert 


64 



Deutscher Bundestag — • 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3460 


Geltende Fassung 

Anlage 3 


Richtlinien für die Fragestunde 


I. Das Fragerecht 

11. In jeder Sitzungs woche werden bis zu drei 
Fragestunden durchgeführt; die Fragestunde 
darf sechzig Minuten nicht überschreiten. 

1. Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, 
in den Fragestunden einer Sitzungswoche bis 
zu zwei mündliche Fragen an die Bundesregie- 
rung zu richten. 

Die Fragen müssen kurz gefaßt sein und eine 
kurze Beantwortung ermöglichen. Sie dürfen 
keine Feststellungen oder Wertungen enthalten. 
Jede Frage darf in zwei Unterfragen unterteilt 
sein. 


12. Die Fragen werden nach den Geschäftsberei- 
chen der Bundesregierung zusammengestellt. 

Der Präsident bestimmt, in welcher Reihen- 
folge die Geschäftsbereiche aufgerufen wer- 
den. 

2. Zulässig sind Einzelfragen aus den Bereichen, 
für die die Bundesregierung unmittelbar oder 
mittelbar verantwortlich ist. 

Fragen, die einen Tagesordnungspunkt der lau- 
fenden Sitzungswoche betreffen, sind in dieser 
Woche unzulässig. Das gilt nicht, wenn für 
den Tagesordnungspunkt auf Begründung und 
Aussprache verzichtet wird . 

15. Fragen von offenbar lokaler Bedeutung kann 
der Präsident auf den Weg der schriftlichen 
Beantwortung verweisen. Nummern 19 und 20 
finden Anwendung. 

3. Der Fragesteller ist berechtigt, wenn die Frage 
mündlich beantwortet wird, bis zu zwei 
Zusatzfragen zu stellen. Auch Zusatzfragen 
müssen kurz gefaßt sein, eine kurze Beantwor- 


Entwurf des 1. Ausschusses 
Anlage 4 


Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzel! ragen 


I. Fragerecht 

1. In jeder Sitzungswoche werden Fragestunden 

mit einer Gesamtdauer von höchstens 180 
Minuten durchgeführt. 

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, 
für die Fragestunden einer Sitzungswoche bis 
zu zwei Fragen zur mündlichen Beantwortung 
an die Bundesregierung zu richten, 
unverändert 


oder Alternative a) 

Die Fragen müssen kurz und sachlich gefaßt 
sein und eine entsprechende Beantwortung 
ermöglichen. Jede Frage darf in zwei Unterfra- 
gen unterteilt sein. 

oder Alternative b) 

Die Fragen müssen kurz gefaßt sein und eine 
kurze Beantwortung ermöglichen. Sie dürfen 
keine unsachlichen Unterstellungen und Wer- 
tungen enthalten. Jede Frage darf in zwei Un- 
terfragen unterteilt sein. 

Die Fragen werden nach den Geschäftsberei- 
chen der Bundesregierung in einer Drucksache 
zusammengestellt. 

Der Präsident bestimmt, in welcher Reihen- 
folge die Geschäftsbereiche aufgerufen wer- 
den. 

2. Zulässig sind Einzelfragen aus den Bereichen, 
für die die Bundesregierung unmittelbar oder 
mittelbar verantwortlich ist. 

Fragen, die einen Tagesordnungspunkt der lau- 
fenden Sitzungswoche betreffen, werden 
schriftlich beantwortet. 


Fragen von offenbar lokaler Bedeutung werden 
vom Präsidenten zur schriftlichen Beantwor- 
tung der Bundesregierung übermittelt. Num- 
mern 15 und 16 finden Anwendung. 

3. Der Fragesteller ist berechtigt, bis zu zwei 
Zusatzfragen zu stellen, wenn die Frage münd- 
lich beantwortet wird. Für Zusatzfragen gilt 
Nummer 1 Abs. 3 Satz . . . *) entsprechend. 


*) Wegen der Alternative Verweisung noch offen. 
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tung ermöglichen und dürfen keine Feststel- 
lungen oder Wertungen enthalten . 

4. Der Präsident soll weitere Zusatzfragen durch 
andere Mitglieder des Bundestages zulassen, 
soweit dadurch die ordnungsgemäße Abwick- 
lung der Fragestunde nicht gefährdet wird. 

5. Zusatzfragen, die nicht in einem unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen, 
sind unzulässig. 


II. Die Einreichung der Fragen 

6. Die Fragen sind dem Präsidenten (Parlaments- 
sekretariat) in dreifacher Ausfertigung einzu- 
reichen. 

7. Fragen, die den Nummern 1 und 2 nicht 
entsprechen , gibt der Präsident zurück. Sie 
werden in die Liste der Fragen zur Frage- 
stunde erst aufgenommen, wenn der Präsident 
sie für zulässig erklärt hat. 

8. Ist der zuständige Bundesminister oder sein 
Vertreter nicht anwesend, so kann der Frage- 
steller verlangen, daß seine Fragen zu Beginn 
der Fragestunde aufgerufen werden, in der der 
Bundesminister oder sein Vertreter anwesend 
ist; sein Fragerecht darf hierdurch nicht einge- 
schränkt werden. 

9. Fragen müssen so rechtzeitig eingereicht wer- 
den, daß sie der Bundesregierung drei Tage 
vor der Fragestunde, in der sie beantwortet 
werden sollen, zugestellt werden können, spä-' 
testens jedoch bis Freitag 1 1 Uhr. 

10. Der Präsident kann ausnahmsweise Fragen von 
offensichtlich dringendem öffentlichen Inter- 
esse (dringliche Anfragen) für die Fragestunde 
zulassen, wenn sie spätestens am vorhergehen- 
den Tage bis 12 Uhr mittags eingereicht wer- 
den. Nummer 1 bleibt unberührt. 

Dringliche Fragen werden zu Beginn der Fra- 
gestunde aufgerufen. Liegen zum selben Fra- 
genkreis bereits Fragen vor, werden sie eben- 
falls vorgezogen und haben Vorrang vor der 
dringlichen Frage. 


III. Durchführung der Fragestunde 

13. Der Präsident ruft die Nummer der Frage und 
den Namen des anfragenden Mitglieds des 
Bundestages auf. 

Fragen dürfen nur beantwortet werden, wenn 
das anf rag ende Mitglied des Bundestages 
anwesend ist. Ist der Fragesteller nicht anwe- 
send, wird die Frage von der Bundesregierung 
schriftlich beantwortet. 


Entwurf des 1. Ausschusses 


4. unverändert 


5. Zusatzfragen, die nicht in einem unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen, 

weist der Präsident zurück. 


II. Die Einreichung der Fragen 

6. unverändert 


7. Fragen werden erst in die Drucksache zur 
Fragestunde aufgenommen, wenn sie der Num- 
mer 1 Abs. 3 und Nummer 2 Abs. 1 entspre- 
chen. 

8. unverändert 


9. Fragen sollen möglichst frühzeitig, sie müssen 
bis spätestens Freitag, 11.00 Uhr, vor der 
Sitzungswoche eingereicht werden. 


10. Der Präsident kann ausnahmsweise Fragen von 
offensichtlich dringendem öffentlichen Inter- 
esse (dringliche Fragen) für die Fragestunde 
zulassen, wenn sie spätestens am vorhergehen- 
den Tage bis 12 Uhr mittags eingereicht wer- 
den. Nummer 1 Abs. 2 und 3 findet Anwen- 
dung. 

Dringliche Fragen werden zu Beginn der Fra- 
gestunde aufgerufen. Liegen zum selben Fra- 
genkreis bereits Fragen vor, werden sie eben- 
falls vorgezogen. 


III. Durchführung der Fragestunde 

11. Der Präsident ruft die Nummer der Frage und 
den Namen des Fragestellers auf. 

Fragen dürfen nur beantwortet werden, wenn 
der Fragesteller anwesend ist. Ist der Frage- 
steller nicht anwesend, wird die Frage von 
der Bundesregierung schriftlich beantwortet. 

oder Alternative a) 

Ist der Fragsteller nicht anwesend, wird seine 
Frage nur dann schriftlich beantwortet, wenn 
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14. Fragen, die in den Fragestunden einer Woche 
aus Zeitmangel nicht beantwortet werden, 
beantwortet die Bundesregierung schriftlich, 
sofern der Fragesteller nicht vor Schluß der 
letzten Fragestunde einer Woche gegenüber 
dem Sitzungsvorstand seine Fragen zurück- 
zieht. Die schriftlichen Antworten sind in den 
Sitzungsbericht aufzunehmen. 


IV. Schriftliche Fragen 

16. Jeder Fragesteller kann für jede Sitzungswo- 
che bis zu zwei Fragen an die Bundesregierung 
richten, die schriftlich beantwortet werden. 

17. Fragen, die der Nummer 1 Abs. 2 und Num - 
mer 2 nicht entsprechen, gibt der Präsident 
zurück. 

18. Die Fragen müssen spätestens am Freitag vor 
der Sitzungswoche bis 11 Uhr eingereicht wer- 
den. 

19. Geht die schriftliche Antwort der Bundesregie- 
rung nicht bis spätestens Donnerstag der Sit- 
zungswoche, 15 Uhr, beim Präsidenten ein, so 
kann der Fragesteller verlangen, daß seine 
Frage in der nächsten Fragestunde mündlich 
beantwortet wird. Die Nummer 1 und 14 finden 
insoweit keine Anwendung. 

20. Die eingegangenen Antworten einer Woche wer- 
den zusammengefaßt in einer Drucksache ver- 
öffentlicht. 


Entwurf des 1. Ausschusses 

er bis zum Beginn der Fragestunde beim Parla- 
mentssekretariat um schriftliche Beantwortung 
gebeten hat. 

oder Alternative b) 

Ist der Fragesteller nicht anwesend, können zu 
der Antwort der Bundesregierung keine 
Zusatzfragen gestellt werden. 

12. Fragen, die in den Fragestunden einer Woche 
aus Zeitmangel nicht beantwortet werden, 
beantwortet die Bundesregierung schriftlich, 
sofern der Fragesteller nicht vor Schluß der 
letzten Fragestunde einer Woche gegenüber 
dem Sitzungsvorstand seine Fragen zurück- 
zieht. Die schriftlichen Antworten werden in 
den Anhang zum Plenarprotokoll aufgenom- 
men. 

IV. Schriftliche Fragen 

13. Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, 
in jedem Monat bis zu vier Fragen zur schriftli- 
chen Beantwortung an die Bundesregierung zu 
richten. Für die Zulässigkeit der Fragen gilt 
die Nummer 1 Abs. 3 Satz . . ♦ *) entsprechend. 

entfällt 


14. Die Fragen werden von der Bundesregierung 
binnen einer Woche nach Eingang beim Bun- 
deskanzleramt beantwortet. 

Die während einer Woche eingegangenen Ant- 
worten werden in der folgenden Woche 
zusammen mit den Fragen in einer Drucksache 
veröffentlicht. 

15. Ist die Antwort nicht innerhalb der Wochen- 
frist beim Präsidenten (Parlamentssekretariat) 
eingegangen, kann der Fragesteller verlangen, 
daß seine Frage in der ersten Fragestunde der 
Sitzungswoche, die auf den Fristablauf folgt, 
zur mündlichen Beantwortung aufgerufen wird. 
Das Verlangen ist bis spätestens liühr des 
Vortages der Fragestunde beim Präsidenten 
(Parlamentssekretariat) geltend zu machen. 

Ist die Frage inzwischen schriftlich beantwor- 
tet, kann der Fragesteller nur fragen, warum 
die Antwort nicht innerhalb der Wochenfrist 
gegeben wurde. 

16. Fragen aufgrund der Nummer 15 werden auf 
sonstige mündliche Fragen für diese Sitzungs- 
woche nicht angerechnet. Sie werden zu 
Beginn der Fragestunde aufgerufen. Nummer 
10 Abs. 2 Satz 2 findet Anwendung. 

Zu einer Frage aufgrund der Nummer 15 kann 
nur der Fragesteller Zusatzfragen stellen. 


,*) Wegen der Alternative Verweisung noch offen. 
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Anlage 4 


Vorläuiige Bestimmungen über Aussprachen 

zu Fragen von allgemeinem aktuellen Interesse 

1 . Aussprache auf Antrag 

(1) Über eine bestimmt bezeichnete Frage von 
allgemeinem aktuellen Interesse können soviel Mit- 
glieder des Bundestages, wie einer Fraktionsstärke 
entspricht, eine Aussprache beantragen. Der 
Antrag ist schriftlich beim Präsidenten einzurei- 
chen. 

(2) Der Präsident setzt die Aussprache auf die 
Tagesordnung, wenn im Ältestenrat Einvernehmen 
darüber erzielt wird ; ist dies nicht der Fall, unter- 
breitet er den Antrag dem Bundestag zu Beginn der 
nächsten Sitzung. § 76 Abs. 1 und § 77 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages fin- 
den keine Anwendung. 

2. Aussprache auf Verlangen 

Zu der Antwort der Bundesregierung auf eine 
mündliche Anfrage von allgemeinem aktuellen In- 
teresse findet eine Aussprache statt, wenn unmittel- 
bar nach Schluß der Fragestunde mindestens so 
viele Mitglieder des Bundestages es verlangen, wie 
einer Fraktionsstärke entspricht. 


4. Beschränkung der Aussprache 

(1) In einer Sitzung des Bundestages wird nur 
eine Aussprache durchführt. 

(2) Ist eine Aussprache nach Nummer 1 auf die 
Tagesordnung gesetzt worden, kann eine Aus- 
sprache nach Nummer 2 für diese Sitzung nicht 
verlangt werden. 

(3) Ist in einer Sitzung ein Verlangen nach 
Nummer 2 gestellt worden, sind weitere Verlangen 
unzulässig. 


3. Dauer und Redeordnung der Aussprache 

(1) Die Dauer der Aussprache ist auf eine 
Stunde beschränkt. Die von Mitgliedern oder 
Beauftragten der Bundesregierung oder des Bun- 
desrates in Anspruch genommene Redezeit bleibt 
unberücksichtigt. Überschreitet die von Mitglie- 
dern und Beauftragten der Bundesregierung sowie 
des Bundesrates in Anspruch genommene Redezeit 
dreißig Minuten, so verlängert sich die Dauer der 
Aussprache ebenfalls um dreißig Minuten. 


Entwurf des 1. Ausschusses 
Anlage 4 


Bestimmungen über Aussprachen zu Themen 
von allgemeinem aktuellen Interesse 

I* Voraussetzungen der Aktuellen Stunde 

1. Eine Aktuelle Stunde (§ 106) findet statt, wenn 
sie 

a) im Ältestenrat vereinbart wurde, 

b) von einer Fraktion oder von anwesenden 
fünf vom Hundert der Mitglieder des Bun- 
destages zu der Antwort der Bundesregie- 
rung auf eine mündliche Anfrage oder 

c) unabhängig von einer für die Fragestunde 
eingereichten Frage von einer Fraktion oder 
von fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages verlangt wird. 

2. a) Die Aussprache nach I. 1. b) muß unmittel- 

bar nach Schluß der Fragestunde verlangt 
und durchgeführt werden. 

b) Das Verlangen auf eine Aussprache [I. 
1. c)] ist dem Präsidenten unter Angabe 
des Themas bis spätestens 12.00 Uhr des 
Vortages vorzulegen. Ist die Tagesordnung 
bereits verteilt, wird ihre Ergänzung durch 
den Präsidenten mitgeteilt. § 20 Abs. 2 findet 
Anwendung. 

11« Rangfolge der Aussprache 

1. An einem Sitzungstag des Bundestages wird nur 
eine Aussprache durchgeführt. 

2. b) Das Verlangen auf eine Aussprache [I. 
1. a)J, kann eine weitere Aussprache für diesen 
Sitzungstag nicht verlangt werden. 

a) Die Aussprache nach I. 1. b) muß unmittel- 
die Fragestunde eingereichten Frage verlangt 
wird [I. 1. c)J, wird auf den nachfolgenden 
Sitzungstag vertagt, wenn für einen Sitzungstag 
eine Aussprache zu der Antwort der Bundesre- 
gierung auf eine mündliche Anfrage [I. 1. b)] 
verlangt wird. Die vertagte Aussprache geht 
dann den anderen Möglichkeiten zur Ausspra- 
che vor. 

III. Dauer und Redeordnung der Aussprache 

1. Die Dauer der Aussprache ist auf eine Stunde 
beschränkt. Die von Mitgliedern oder Beauf- 
tragten der Bundesregierung oder des Bundesra- 
tes in Anspruch genommene Redezeit bleibt 
unberücksichtigt. Überschreitet die von Mitglie- 
dern und Beauftragten der Bundesregierung so- 
wie des Bundesrates in Anspruch genommene 
Redezeit dreißig Minuten, so verlängert sich die 
Dauer der Aussprache ebenfalls um dreißig Mi- 
nuten. 
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Ergreift ein Mitglied der Bundesregierung, des 
Bundesrates oder einer ihrer Beauftragten nach 
Ablauf der vorgeschriebenen Dauer der Aus- 
sprache oder in der Aussprache so spät das 
Wort, daß eine Erwiderung von fünf Minuten 
nicht mehr möglich ist, so erhält auf Verlangen 
einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom 
Hundert der Mitglieder des Bundestages erneut 
je ein Sprecher der Fraktionen das Wort. Bei 
einer Aussprache auf Verlangen erhält als 
erster Redner eines der Mitglieder des Bundes- 
tages das Wort, die die Aussprache verlangt 
haben [I. 1. b) und c)]. 

Der einzelne Redner darf nicht länger als fünf 
Minuten sprechen. Spricht ein Mitglied der 
Bundesregierung, des Bundesrates oder einer 
ihrer Beauftragten länger als zehn Minuten, so 
kann die Fraktion, die eine abweichende Mei- 
nung vortragen will, für einen ihrer Redner das 
Wort zu einer Erwiderung von gleicher Dauer 
verlangen. Diese Redezeiten werden unbescha- 
det der Verlängerungsregel in III. 1. Satz 3 
nicht auf die Dauer der Aussprache angerech- 
net. 

(3) Für die Reihenfolge der Worterteilung gilt §33 3. Für die Reihenfolge der Worterteilung gilt §28 

Abs. 1 der Geschäftsordnung des Deutschen Bun- der Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta- 
destages mit der Maßgabe, daß als erster Redner ges mit der Maßgabe, daß die Aussprache von 

eines der Mitglieder des Bundestages das Wort er- einem der Mitglieder eröffnet wird, die die 

hält, die die Aussprache beantragt oder verlangt Aussprache verlangt haben, 

haben. 

(4) Anträge zur Sache können nicht gestellt wer- 4. Anträge zur Sache können nicht gestellt wer- 
den. den. 

(Vom Bundestag beschlossen am 27. Januar 1965. Num- 
mer 3 Abs. 2 durch Beschluß vom 27. März 1968, Num- 
mer 2 durch Beschluß vom 27. März 1969, Nummer 3 
Abs. 1 durch Beschluß vom 18. Juni 1969 sowie Nummer 1 
Abs. 1 durch Beschluß vom 6. Mai 1970 geändert.) 


(2) Der einzelne Redner darf nicht länger als 2. 
fünf Minuten sprechen. 


69 



Drucksache 8/3460 


Deutscher Bundestag — - 8. Wahlperiode 


Geltende Fassung 


Anlage 5 


Entwurf des 1. A u s s c h u s s e s 


Handhabung der Zwischenfragen entfällt 

in den Plenarsitzungen siehe § 27 A bs. 2 

1. Wenn ein Mitglied des Bundestages über das 
Mikrofon eine Zwischenfrage an den Redner 
zu stellen wünscht, tritt er an das nächstgele- 
gene Mikrofon und hebt, gegen den Präsiden- 
ten gewandt, eine Hand. 

2. Der Präsident unterbricht — unter Umständen 
aufmerksam gemacht durch einen der Schrift- 
führer, wenn er die Meldung übersehen sollte 
— den Redner, sobald dieser den Satz beendet 
hat. 

3. Der Präsident unterbricht den Redner mit den 
Worten: „Herr Abgeordneter, gestatten Sie 
eine Frage?" 

4. Der Redner antwortet, falls er die Frage zulas- 
sen will: „Bitte, Herr Präsident", falls er ableh- 
nen will: „Herr Präsident, ich bedauere". 

5. Die Formel „Ich bedauere" schließt die Stel- 
lung von Fragen aus. Der Fragesteller hat sich 
ohne Bemerkung wieder auf seinen Platz zu 
begeben. 

6. Die Antwort: „Bitte, Herr Präsident" ist 
zugleich die Worterteilung an den Fragesteller 
am Mikrofon, der seine Frage mit der Formel 
einleiten muß: „Herr Abgeordneter, ich 
erlaube mir folgende Frage". 

7. Die Frage ist möglichst kurz und präzis zu formu- 
lieren. Der Redner antwortet ohne weitere 
Aufforderung des Präsidenten und fährt auch 
ohne weitere Zwischenbemerkung des Präsi- 
denten in seiner Rede fort. 

Der Redner hat das Recht, die Beantwortung 
der gestellten Frage abzulehnen. 

8. Bleibt der Fragesteller nach der Antwort am 
Mikrofon stehen und hebt erneut die Hand, so 
bedeutet das, daß er eine Zusatzfrage zu stel- 
len wünscht. Er tut dies mit den Worten: 

„Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zusatz- 
frage?" Der Redner antwortet entweder: „Bit- 
te" oder: „Ich bedauere". 

Falls der Redner die Zusatzfrage gestattet, 
kann in derselben Form und im gleichen 
Zusammenhang noch eine zweite und letzte 
Zusatzfrage gestellt werden. 

Der Präsident darf im gleichen Zusammenhang 
nicht mehr als zwei Zusatzfragen zulassen, selbst 
dann nicht, wenn der Redner bereit wäre, 
seinerseits weitere Fragen zu beantworten. 

Diese Regelung schließt nicht aus, daß der 
Fragesteller an den Redner im Verlauf seiner 
weiteren Ausführungen erneut Fragen stellt. 

9. Die Stellung einer Frage ist erst gestattet, 
nachdem der Präsident die Aussprache zu 
einem Gegenstand der Tagesordnung eröffnet 
hat. Vorher und nachdem der Präsident die 
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Aussprache formell für geschlossen erklärt hat, 
sind Fragen nicht zulässig. 

10. Diese Regelung gilt auch für Mitglieder der 
Bundesregierung oder deren Stellvertreter , 
wenn sie im Rahmen der Aussprache sprechen. 

(Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat vom 26. Januar 
1955) 


8/3460 
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Anlage 6 

Behandlung von Vorlagen gemäß Artikel 2 und 3 entfällt 

des Gesetzes zu den Verträgen zur Gründung der siehe § 93 _ EG-Vorlagen 
EWG und EURATOM 

In Abweichung von der Geschäftsordnung wird 
folgendes Verfahren festgelegt: 

1. Vorlagen der Bundesregierung zur Unterrich- 
tung des Bundestages gemäß Artikel 2 des 
Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Europäischen Atomgemein- 
schaft vom 27. Juli 1957 (BGBL II S.753) wer- 
den, 

a) soweit es sich um Vorlagen gemäß Artikel 
2 Satz 1 (laufende Unterrichtung) handelt, 
unmittelbar durch den Präsidenten im 
Benehmen mit dem Ältestenrat an die 
zuständigen Ausschüsse überwiesen. Der 
federführende Ausschuß kann dem Bundes- 
tag Bericht erstatten. Das gleiche gilt, wenn 
mündliche Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung im Ausschuß erfolgt ist. Auf 
Verlangen des Bundestages muß der feder- 
führende Ausschuß Bericht erstatten ; 

b) soweit es sich um Vorlagen gemäß Artikel 
2 Satz 2 (Unterrichtung vor Beschlußfas- 
sung des Rates) handelt, unmittelbar durch 
den Präsidenten im Benehmen mit dem 
Ältestenrat an die zuständigen Ausschüsse 
überwiesen. Der federführende Ausschuß 
hat dem Bundestag einen Bericht zu erstat- 
ten. Der Präsident wird ermächtigt, die 
Frist für die Vorlage des Berichts zu 
bestimmen. 

1 a. Erfährt eine Ratsvorlage nach ihrer Behand- 
lung im Bundestag eine wesentliche Änderung, 
so können der federführende Ausschuß und die 
mitbeteiligten Ausschüsse sich erneut mit der 
Vorlage befassen. Der federführende Ausschuß 
kann dem Bundestag einen erneuten Bericht 
(zweiter Bericht) erstatten. 

2. Dringende Zollvorlagen der Bundesregierung 
nach Artikel 3 des Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft werden nach 
§ 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages behandelt. Der Präsident wird 
ermächtigt, die in § 96 a der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages gesetzten Fristen 
zu verkürzen. 

(Vom Bundestag beschlossen am 25. Juni 1959; Nummer 
1 a eingefügt durch Beschluß vom 30. Juni 1965) 
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Entwurf des 1, Ausschusses 


Anlage 7 

Behandlung von Rechts Verordnungen gemäß § 21 entfällt 

Abs. 6 und § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes *) sowie siehe § 92 _ Rechtsverordnungen 
gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 

Für die Behandlung von Rechtsverordnungen 
gemäß § 21 Abs . 6 und § 11 Abs. 5 des Zollgeset- 
zes 1 ) sowie gemäß §21 Abs. 2 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes wird folgendes Verfahren festge- 
legt: 

Rechtsverordnungen der Bundesregierung auf 
Grund von § 21 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 5 sowie § 11 
Abs. 3 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (BGBl. I 
S.131) 1 ) und auf Grund des Außenwirtschaftsge- 
setzes vom 28. April 1961 (BGBl. I S. 481)*) über- 
weist der Präsident im Benehmen mit dem Älte- 
stenrat dem Außenhandelsausschuß s ) und soweit 
erforderlich weiteren Ausschüssen. Der Außenhan- 
delsausschuß 3 ) hat dem Bundestag rechtzeitig vor 
Ablauf der Dreimonatsfrist 4 ] Bericht zu erstatten. 

Eine Abstimmung findet nur statt , wenn der Aus- 
schuß empfiehlt, von dem Recht des Bundestages 
gemäß § 21 Abs. 2 Satz 3 des Außenwirtschaftsge- 
setzes oder gemäß § 11 Abs. 5 Satz 3 des Zollgeset- 
zes Gebrauch zu machen. Das gleiche gilt, wenn 
bei Aufruf des Tagesordnungspunktes ein entspre- 
chender Antrag aus der Mitte des Hauses vorliegt. 

Er bedarf der Unterschrift von mindestens soviel 
Mitgliedern, wie einer Fraktionsstärke entspricht. 

Für Änderungsanträge gilt § 100 der Geschäftsord- 
nung. 

(Vom Bundestag beschlossen am 23. Februar 1962) 


*) Gemäß der Neufassung des Zollgesetzes vom 18. Mai 
1970 (BGBl. I S. 529), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 18. März 1976 (BGBl. I S. 701), sind 
das Zitat lr § 21 Abs. 6" durch das Zitat „§ 21 Abs. 7“, 
das Zitat „§ 21 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 5 " durch das 
Zitat „§ 21 Abs. 2 Nr. 4 und 5 und Abs. 6" und 
das Zitat „§ 77 Abs. 5" durch das Zitat „§ 77 Abs. 7" zu 
ersetzen. 

*) Zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 1976 
(BGBl. I S. 1608) 

3 ) Jetzt Ausschuß für Wirtschaft 

4 ) Jetzt Viermonatsfrist 
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Anlage 8 


Grundsätze in Immunitätsangelegenheiten und in 
Fällen der Genehmigung gemäß § 50 Abs. 3 StPO 
und § 382 Abs. 3 ZPO sowie bei Ermächtigungen 
gemäß § 90 b Abs. 2, § 194 Abs. 4 StGB 


A. Grundsätze in Immunitätsangelegenheiten 


1. Antragsberechtigung 

Berechtigt zur Stellung eines Antrages auf Aufhe- 
bung der Immunität sind 

a) die Staatsanwaltschaften, Gerichte, Ehren- und 
Berufsgerichte öffentlich-rechtlichen Charakters 
sowie berufsständische Einrichtungen, die kraft 
Gesetzes Standesaufsicht ausüben, 

b) im Privatklageverfahren' das Gericht, bevor es 
nach § 383 StPO das Hauptverfahren eröffnet, 

c) der Gläubiger im Vollstreckungsverfahren, 
soweit das Gericht nicht auch ohne dessen 
Antrag tätig werden kann, 

d) der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung. 


Entwurf des 1. Ausschusses 
Anlage 6 


Grundsätze in Immunitätsangelegenheiten und in 
Fällen der Genehmigung gemäß § 50 Abs. 3 StPO 
und § 382 Abs. 3 ZPO sowie bei Ermächtigungen ge- 
mäß § 90 b Abs. 2, § 194 Abs. 4 StGB 


unverändert 


2. Mitteilung an den Präsidenten des Bundestages 
und Einreichen der Anträge 

a) Hat der Bundestag für die Dauer einer Wahlpe- 
riode die Durchführung von Ermittlungsverfah- 
ren gegen Mitglieder des Bundestages wegen 
Straftaten genehmigt, so ist vor der Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens dem Präsidenten 
des Bundestages und, soweit, nicht Gründe der 
Wahrheitsfindung entgegenstehen, dem betrof- 
fenen Mitglied des Bundestages Mitteilung zu 
machen; unterbleibt eine Mitteilung an das 
Mitglied des Bundestages, so ist der Präsident 
auch hiervon unter Angabe der Gründe zu 
unterrichten. Das Recht des Bundestages, die 
Aussetzung des Verfahrens zu verlangen (Arti- 
kel 46 Abs. 4 des Grundgesetzes), bleibt unbe- 
rührt. 

b) Die Staatsanwaltschaften und Gerichte richten 
ihre Anträge an den Präsidenten des Bundesta- 
ges auf dem Dienstweg über den Bundesmini- 
ster der Justiz, der sie mit der Bitte vorlegt, 
eine Entscheidung herbeizuführen, ob die 
Genehmigung zur Strafverfolgung oder Be- 
schränkung der persönlichen Freiheit eines Mit- 
gliedes des Bundestages oder der sonst beab- 
sichtigten Maßnahme erteilt wird. 

c) 'Der Gläubiger (Nummer 1 Buchstabe c) kann 
seinen Antrag unmittelbar an den Bundestag 
richten. 


74 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3460 


Geltende Fassung Entwurf des 1. Ausschusses 

3. Stellung der betroffenen Mitglieder des Bundes- 
tages 

In Immunitätsangelegenheiten soll das betroffene 
Mitglied des Bundestages im Bundestag das Wort 
zur Sache nicht erhalten; von ihm gestellte 
Anträge auf Aufhebung seiner Immunität bleiben 
unberücksichtigt. 


4. Beweiswürdigung 

Der Bundestag darf nicht in eine Beweis Würdigung 
eintreten. 

Das Immunitätsrecht bezweckt, die Funktionsfähig- 
keit und das Ansehen des Bundestages sicherzu- 
stellen. Die Entscheidung über die Aufrechterhal- 
tung oder Aufhebung der Immunität ist eine politi- 
sche Entscheidung und darf ihrem Wesen nach 
kein Eingriff in ein schwebendes Verfahren sein, 
bei dem es um die Feststellung von Recht oder 
Unrecht, Schuld oder Nichtschuld geht. Der Kern 
der erwähnten politischen Entscheidung beruht auf 
einer Interessenabwägung zwischen den Belangen 
des Parlaments und den Belangen der anderen 
hoheitlichen Gewalten. Es darf somit nicht in eine 
Be weis Würdigung hinsichtlich der Erfüllung eines 
Unrechttatbestandes eingetreten werden. 


5. Beleidigungen politischen Charakters 

Beleidigungen politischen Charakters sollen in der 
Regel nicht zur Aufhebung der Immunität führen. 

Die Staatsanwaltschaft darf zur Vorbereitung einer 
Entscheidung darüber, ob ein Antrag auf Entschei- 
dung über die Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens gestellt werden soll, dem 
Mitglied des Bundestages die Anschuldigung mit- 
teilen und ihm anheimstellen, hierzu Stellung zu 
nehmen. Feststellungen der Staatsanwaltschaft 
über die Persönlichkeit des Anzeigeerstatters 
sowie über andere für die Beurteilung der Ernst- 
haftigkeit einer Anzeige wichtige Umstände bedeu- 
ten kein „zur Verantwortung ziehen" im Sinne des 
Artikels 46 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Artikel 46 Abs. 1 des Grundgesetzes bestimmt, daß 
ein Mitglied des Bundestages wegen einer Abstim- 
mung oder einer Äußerung, die es im Bundestage 
oder in einem seiner Ausschüsse getan hat, 
gerichtlich oder dienstlich nicht zur Verantwortung 
gezogen werden kann, mit Ausnahme bei verleum- 
derischen Beleidigungen (Indemnität). Das bedeutet 
aber, daß es z. B. wegen einfacher Beleidigung, die 
im Parlament erfolgt ist, nicht strafrechtlich ver- 
folgt werden kann. Hieraus wird der Grundsatz 
hergeleitet, daß bei einfachen Beleidigungen, die 
außerhalb des Bundestages vorgekommen sind, 
auch die Immunität nicht aufgehoben werden soll, 
soweit die Beleidigung politischen Charakters ist 
und keine Verleumdung darstellt. Als „außerhalb 
des Bundestages" gilt auch eine beleidigende 
Äußerung, die ein Mitglied des Bundestages als 
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Zeuge vor einem Untersuchungsausschuß getan 
hat, da das Mitglied des Bundestages hier jedem 
anderen Staatsbürger, der als Zeuge vernommen 
wird, gleichgestellt ist. 


6. Festnahme eines Mitgliedes des Bundestages 
bei Begehung der Tat 

Bei Festnahme eines Mitgliedes des Bundestages bei 
Begehung der Tat oder im Laufe des folgenden Ta- 
ges bedarf die Durchführung des Strafverfahrens 
oder eine Verhaftung, soweit isie bis spätestens „im 
Laufe des folgenden Tages 11 erfolgt, keiner Geneh- 
migung (Artikel 46 Abs. 2 des Grundgesetzes). 

Eine erneute Vorführung oder Verhaftung nach vor- 
heriger Freilassung und Verstreichen des der Tat 
folgenden Tages bedarf dann wieder der Genehmi- 
gung des Bundestages; denn hierin liegt eine Be- 
schränkung der persönlichen Freiheit (Artikel 46 
Abs. 2 des Grundgesetzes), die in keinem Zusam- 
menhang mit der Festnahme „auf frischer Tat 11 steht. 


7. Verhaftung eines Mitgliedes des Bundestages 

a) Die für die Dauer einer Wahlperiode erteilte 
Genehmigung zur Durchführung von Ermitt- 
lungsverfahren gegen Mitglieder des Bundesta- 
ges wegen Straftaten sowie die Genehmigung 
zur Erhebung der öffentlichen Klage wegen 
einer Straftat umfaßt nicht zugleich auch die 
Genehmigung zur Verhaftung (Artikel 46 Abs. 2 
des Grundgesetzes) oder zwangsweisen Vorfüh- 
rung. 

b) Unter Verhaftung (Artikel 46 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes) ist nur die Untersuchungshaft zu ver- 
stehen; die Verhaftung zur Strafvollstreckung 
bedarf wieder einer besonderen Genehmigung. 

c) Die Genehmigung zur Verhaftung schließt die 
Genehmigung zur zwangsweisen Vorführung 
ein. 

d) Die Genehmigung zur zwangsweisen Vorfüh- 
rung schließt nicht die Genehmigung zur Ver- 
haftung ein. 


8. Vollstreckung von Freiheitsstrafen oder von 
Erzwingungshaft (§§ 96, 97 OWiG) 

Die Genehmigung zur Erhebung der öffentlichen 
Klage wegen einer Straftat berechtigt nicht zur 
Vollstreckung einer Freiheitsstrafe. 

Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer 
Erzwingungshaft (§§ 96, 97 OWiG) bedürfen der 
Genehmigung des Bundestages. Zur Vereinfachung 
des Geschäftsganges ist der Ausschuß für Wahl- 
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung beauf- 
tragt, eine Vorentscheidung über die Genehmigung 
der Vollstreckung zu treffen, bei Freiheitsstrafen 
jedoch nur, soweit nicht auf eine höhere Freiheits- 
strafe als drei Monate erkannt ist oder bei einer 


Entwurf des 1. Ausschusses 
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Gesamtstrafenbildung (§§ 53, 55 StGB, § 460 StPO) 
keine der erkannten Einzelstrafen drei Monate 
übersteigt. 


9. Disziplinarverfahren 

Die Aufhebung der Immunität zur Durchführung 
eines Disziplinarverfahrens gilt nicht zur Durchfüh- 
rung eines Strafverfahrens durch die Staatsanwalt- 
schaft wegen des gleichen Sachverhalts. Umge- 
kehrt gilt die Aufhebung der Immunität zur Durch- 
führung eines Strafverfahrens nicht für die Durch- 
führung eines Disziplinarverfahrens. 

Die Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen 
bedarf keiner erneuten Genehmigung des Bundes- 
tages. 


10. Ehren- und Berufsgerichtsverfahren 

Verfahren vor Ehren- und Berufsgerichten, die 
öffentlich-rechtlichen Charakter haben, können nur 
nach Aufhebung der Immunität durchgeführt wer- 
den. 


11. Verfahren bei Verkehrsdelikten 

Bei Verkehrsdelikten soll die Genehmigung grund- 
sätzlich erteilt werden. Zur Vereinfachung des 
Geschäftsganges ist der Ausschuß für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung beauftragt, 
bei nllen Fällen von Verkehrsdelikten eine Vorent- 
scheidung zu treffen. 


12. Verfahren bei Bagatellsachen 

Bei Anträgen, die nach Auffassung des Ausschus- 
ses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung eine Bagatellsache zum Gegenstand haben, 
ist der Ausschuß beauftragt, eine Vorentscheidung 
(Nummer 13) zu treffen. 


13. Vereinfachtes Verfahren (Vorentscheidungen) 

Hat der Ausschuß auf Grund der ihm erteilten 
Ermächtigung (Nummern 8, 11, 12, B. und C.) eine 
Vorentscheidung getroffen, wird diese dem Bundes- 
tag durch den Präsidenten schriftlich mitgeteilt, 
ohne auf die Tagesordnung gesetzt zu werden. Sie 
gilt als Entscheidung des Bundestages, wenn nicht 
innerhalb von sieben Tagen nach Mitteilung 
Widerspruch erhoben wird. 


14. Genehmigungspflicht in besonderen Fällen 

Die Genehmigung des Bundestages ist erforderlich: 

a) Zur Vollstreckung von Ordnungshaft zur 
Erzwingung einer Unterlassung oder Duldung 
(§ 890 ZPO). 

Wird in einem Urteil oder einer einstweiligen 
Verfügung, gerichtet auf eine Unterlassung 
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oder Duldung, für den Fall der Zuwiderhandlung 
eine Strafe angedroht, so stellt die Androhung 
die Festsetzung einer Norm dar. Die Prüfung, 
ob diese Norm, die den Schuldner zur künftigen 
Erfüllung der Unterlassungspflicht ' anhalten 
soll, verletzt ist, bedeutet daher ein „zur Ver- 
antwortung ziehen" im Sinne des Artikels 46 
Abs. 2 des Grundgesetzes wegen Verletzung 
„einer mit Strafe bedrohten Handlung". Dabei 
ist es unerheblich, ob in dem Verfahren Ord- 
nungshaft oder -geld angestrebt wird. 

b) Zur Vollstreckung der Haft zur Erzwingung der 
eidesstattlichen Versicherung des Schuldners 
(§901 ZPO). 

Da lediglich die Vollstreckung des Haftbefehls 
eine Beschränkung der persönlichen Freiheit im 
Sinne des Artikels 46 Abs.2 des Grundgesetzes 
ist und daher der Genehmigung des Bundesta- 
ges bedarf, steht der Ausschuß für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung auf dem 
Standpunkt, daß die Durchführung des Verfah- 
rens zur Erzwingung der eidesstattlichen Versi- 
cherung gegen ein Mitglied des Bundestages als 
Schuldner und auch die Anordnung der Haft 
durch das Gericht zur Erzwingung der Leistung 
der eidesstattlichen Versicherung noch kein 
„zur Verantwortung ziehen" bedeuten und 
daher keiner Genehmigung des Bundestages 
bedürfen, 

c) Zur Vollstreckung der Ordnungshaft oder zur 
zwangsweisen Vorführung wegen Ausbleibens 
als Zeuge (§51 StPO und § 380 ZPO). 

d) Zur Vollstreckung der Ordnungshaft oder der 
Haft wegen grundloser Zeugnisverweigerung 
(§70 StPO und §390 ZPO). 

e) Zur Vollstreckung der Zwangshaft zur Erwir- 
kung unvertretbarer Handlungen (§ 888 ZPO). 

f) Zur Vollstreckung der Haft oder sonstigen Frei- 
heitsbeschränkung zur Vollziehung des persön- 
lichen Sicherheitsarrestes (§ 933 ZPO). 

g) Zur Vollstreckung der Ordnungshaft wegen 
Ungebühr (§ 178 GVG). 

h) Zur zwangsweisen Vorführung des Schuldners , 

oder Gemeinschuldners und zur Vollstreckung 

der Haft im Konkursverfahren (§§101 und 106 
KO). 

i) Zur einstweiligen Unterbringung in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt (§ 126 a StPO). 

j) Zu freiheitsentziehenden Maßregeln der Besse- 
rung und Sicherung (§§ 61 ff. StGB). 

k) Zur zwangsweisen Vorführung (§§ 134, 230, 236, 

329 und 387 StPO). 

l) Zur Verhaftung auf Grund Haftbefehls nach 
§§ 114, 125, 230, 236 oder 329 StPO. 
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15. Schutzmaßnahmen nach dem Bundes-Seuchen- 
gesetz 

Schutzmaßnahmen nach dem Bundes-Seuchengesetz 
haben notstandsähnlichen Charakter. Maßnahmen 
nach §§34 ff. des Bundes-Seuchengesetzes bedürfen 
daher, gleichgültig, ob sie zum Schutz gegen das 
Mitglied des Bundestages oder zum Schutz des 

Mitgliedes des Bundestages gegen andere notwen- . 

dig werden, nicht der Aufhebung der Immunität. 

Die zuständigen Behörden sind jedoch verpflichtet, 
den Präsidenten des Bundestages unverzüglich 
über die gegen ein Mitglied des Bundestages ange- 
ordneten Maßnahmen zu unterrichten. Der Aus- 
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung ist berechtigt, zu prüfen oder prüfen zu 
lassen, ob es sich um nach dem Bundes-Seuchenge- 
setz gerechtfertigte Maßnahmen handelt. Hält er 
sie nicht oder nicht mehr für erforderlich, so kann 
der Ausschuß im Wege der Vorentscheidung die 
Aussetzung der angeordneten Maßnahmen verlan- 
gen. 

Kann der Ausschuß innerhalb von zwei Tagen 
nach Eingang einer Mitteilung der zuständigen 
Behörden nicht zusammentreten, so hat der Präsi- 
dent des Bundestages insoweit die Rechte des 
Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung. Er hat den Ausschuß unverzüg- 
lich über seine Entscheidung in Kenntnis zu setzen. 


16. Anhängige Strafverfahren 

Bei Übernahme des Abgeordnetenmandats anhän- 
gige Strafverfahren sowie jede angeordnete Haft, 
Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder sonstige 
Beschränkung der persönlichen Freiheit (vgl. Num- 
mer 14) sind von Amts wegen auszusetzen. 

Soll ein Verfahren fortgesetzt werden, so ist vorher 
eine Entscheidung des Bundestages einzuholen, 
soweit nicht bereits die Genehmigung zur Durch- 
führung von Ermittlungsverfahren wegen einer 
Straftat erteilt ist. 


17. Behandlung von Amnestiefällen 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung ist ermächtigt, in allen Fällen, in 
denen eine gerichtliche Strafverfolgung gegen ein 
Mitglied des Bundestages infolge einer bereits 
ausgesprochenen Amnestie nicht zur Durchführung 
kommen würde, die gerichtliche Einstellung des 
Verfahrens auf Grund der Amnestie dadurch zu 
ermöglichen, daß er in solchen Fällen erklärt, der 
Bundestag werde gegen die Anwendung des Straf- 
freiheitsgesetzes keine Einwendungen erheben. Sol- 
che Fälle bedürfen nicht der Vorlage an das 
Plenum des Bundestages. 
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B. Ermächtigung zur Strafverfolgung nach § 90 b 
Abs. 2, § 194 Abs. 4 StGB 

Die Ermächtigung zur Strafverfolgung nach § 90 b 
Abs. 2 StGB — verfassungsfeindliche Verunglimp- 
fung des Bundestages — sowie nach § 194 Abs. 4 
StGB — Beleidigung des Bundestages — kann im 
Wege der Vorentscheidung gemäß Nummer 13 der 
Grundsätze in Immunitätsangelegenheiten erteilt 
werden. Die Staatsanwaltschaften richten ihre 
Anträge nach Maßgabe der Richtlinien für das 
Strafverfahren und das Bußgeldverfahren an den 
Bundesminister der Justiz, der sie mit der Bitte 
vorlegt, eine Entscheidung herbeizuführen, ob die 
Ermächtigung zur Strafverfolgung nach § 90 b 
Abs. 2 oder § 194 Abs. 4 StGB erteilt wird. 


C. Genehmigung zur Zeugenvernehmung nach § 50 
Abs. 3 StPO und § 382 Abs. 3 ZPO 

Die Genehmigung zu einer Abweichung von § 50 
Abs. 1 StPO und § 382 Abs. 2 ZPO, wonach die 
Mitglieder des Bundestages am Sitz der Versamm- 
lung zu vernehmen sind, kann im Wege der 
Vorentscheidung gemäß Nummer 13 der Grund- 
sätze in Immunitätsangelegenheiten erteilt werden. 
Die Staatsanwaltschaften und Gerichte richten ihre 
Anträge unmittelbar an den Präsidenten des Bun- 
destages. Einer Genehmigung bedarf es nicht, wenn 
der Termin zur Vernehmung außerhalb der Sit- 
zungswochen des Bundestages liegt. 

(Beschlossen in der 23. Sitzung des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung am 5. Mai 
1976) 


Beschluß 

des Deutschen Bundestages vom 16. März 1973 
betr. Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Bundestages 

1. Der Deutsche Bundestag genehmigt bis zum unverändert 

Ablauf dieser Wahlperiode die Durchführung 
von Ermittlungsverfahren gegen Mitglieder des 
Bundestages wegen Straftaten, es sei denn, daß 
es sich um Beleidigungen (§§ 185, 186, 187 a 
Abs. 1 StGB) politischen Charakters handelt. 

[Vor Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ist 
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages, 
und, soweit nicht Gründe der Wahrheitsfindung 
entgegenstehen, dem betroffenen Mitglied des 
Bundestages Mitteilung zu machen; unterbleibt 
eine Mitteilung an das Mitglied des Bundesta- 
ges, so ist der Präsident auch hiervon unter 
Angabe der Gründe zu unterrichten. Das Recht 
des Deutschen Bundestages, die Aussetzung des 
Verfahrens zu verlangen (Artikel 46 Abs. 4 GG), 
bleibt unberührt.] 
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2. Diese Genehmigung umfaßt nicht 

a) die Erhebung der öffentlichen Klage wegen 
einer Straftat und den Antrag auf Erlaß 
eines Strafbefehls oder einer Strafverfügung, 

b) im Verfahren nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten den Hinweis des Ge- 
richts, daß über die Tat auch auf Grund 
eines Strafgesetzes entschieden werden kann 
(§ 81 Abs. 1 Satz 2 OWiG), 

c) freiheitsentziehende und freiheitsbeschrän- 
kende Maßnahmen im Ermittlungsverfahren. 

3. Zur Vereinfachung des Geschäftsganges wird der 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung beauftragt, bei Verkehrsdelikten 
eine Vorentscheidung über die Genehmigung in 
den Fällen der Nummer 2 zu treffen. 

Dasselbe gilt für Straftaten, die nach Auffas- 
sung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immu- 
nität und Geschäftsordnung als Bagatellangele- 
genheiten zu betrachten sind. 

Die Ermächtigung zur Strafverfolgung gemäß 
§ 197 Satz 2 StGB bei Beleidigungen des Deut- 
schen Bundestages kann im Wege der Vorent- 
scheidung erteilt werden. 

4. Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder 
einer Erzwingungshaft (§§ 96, 97 OWiG) bedür- 
fen der Genehmigung des Deutschen Bundesta- 
ges. Zur Vereinfachung des Geschäftsganges 
wird der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung beauftragt, eine Vorent- 
scheidung über die Genehmigung der Vollstrek- 
kung zu treffen, bei Freiheitsstrafen nur, soweit 
nicht auf eine höhere Freiheitsstrafe als drei 
Monate erkannt ist oder bei einer Gesamtstra- 
fenbildung (§§74, 79 StGB, § 460 StPO) keine 
der erkannten Einzelstrafen drei Monate über- 
steigt. 

5. Bei Vorentscheidungen werden die Beschlüsse 
des Ausschusses dem Bundestag durch den 
Präsidenten schriftlich mitgeteilt, ohne auf die 
Tagesordnung gesetzt zu werden. Sie gelten als 
Entscheidung des Deutschen Bundestages, wenn 
nicht innerhalb von sieben Tagen nach Mittei- 
lung schriftlich beim Präsidenten Widerspruch 
erhoben wird. 
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A. Vorbemerkungen 

Die mit dieser Drucksache vorgelegten Vorschläge 
zur Neufassung der Geschäftsordnung haben z. T. 
eine lange Vorgeschichte. Schon in früheren Wahl- 
perioden wurde vom Geschäftsordnungsausschuß 
betont, die Geschäftsordnung müsse einer grundle- 
genden Reform Unterzogen werden. 

Nach teilweiser Vorberatung in vom jeweiligen 
Präsidenten eingesetzten Kommissionen zur Reform 
der Geschäftsordnung wurde die Geschäftsordnung 
in den vorangegangenen drei Wahlperioden in 
einigen Teilen erheblich reformiert. 

Die in die Reform gesetzten Erwartungen, z. B. 
lebhaftere Gestaltung der Plenardebatte, konnten 
jedoch nur teilweise erfüllt werden. Andererseits 
war die Geschäftsordnung durch vielfache Ände- 
rung einzelner oder Einfügung neuer bzw. Strei- 
chung überflüssig gewordener Bestimmungen teil- 
weise so unübersichtlich geworden, daß der 
Geschäfteordnungsausschuß mehrfach zum Aus- 
druck brachte, eine gesamte Reform der Geschäfts- 
ordnung sei unerläßlich (s. Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung auf Drucksache V/4373 S. 16). 

Ohne vorzuschlagen, die Geschäftsordnung zu 
ändern, mußte der Geschäftsordnungsausschuß 
immer häufiger einzelne Geschäftsordnungsbestim- 
mungen interpretieren oder auch — wenn keine 
einschlägigen Geschäftsordnungsbestimmungen vor-, 
handen waren — ohne Bezug auf einzelne Pa- 
ragraphen der Geschäftsordnung versuchen, die 
Verfahrensstreitigkeiten zu schlichten. Wegen der 
Eilbedürftigkeit der Entscheidungen des Geschäfts- 
ordnungsausschusses wurde vielfach der von der 
Geschäftsordnung vorgeschriebene Weg der Bestä- 
tigung der Entscheidung des Geschäftsordnungs- 
ausschusses durch das Plenum nicht gegangen, 
sondern der Präsident gebeten, den am Streit Betei- 
ligten die Interpretation bzw. die Entscheidung des 
Geschäftsordnungsausschusses mitzuteilen. In eini- 
gen Fällen wurde dies mit der Bitte verbunden, die 
Entscheidung des Ausschusses noch einem größe- 
ren Kreis von Mitgliedern des Bundestages zukom- 
men zu lassen, da man in der Entscheidung eine 
präjudizierende Wirkung sah. 

Die Beschlüsse des Geschäftsordnungsausschusses 
wurden damit Verfahrensrecht außerhalb der 
Geschäftsordnung. Diese Praxis ist aber nach Auf- 
fassung des Ausschusses auf Dauer nicht vertret- 
bar, weil die Beschlüsse einerseits der Diskontinui- 
tät unterliegen und andererseits erschweren, daß 
allen Abgeordneten und der interessierten Öffent- 
lichkeit die tatsächlichen Verfahrensnormen be- 
kanntwerden. 

Nicht zuletzt von dieser Sorge hat sich der 
Geschäftsordnungsausschuß bereits in der vorigen 


Wahlperiode leiten lassen, als er überprüfte, wie 
die Geschäftsordnung umgestaltet werden müßte. 

Für die im Geschäftsordnungsausschuß einmütig 
mehrfach bekundete Notwendigkeit zur Reform der 
Geschäftsordnung können folgende Gründe ange- 
führt werden: 

1. a) Änderung des Grundgesetze (Artikel 39 und 

45 c GG), 

b) Streichung des Grundgesetztextes in den 
Bestimmungen der Geschäftsordnung, 

2. a) Streichung überholter Bestimmungen (teil- 

weise wegen des Wegfalls der Geschäfts- 
grundlage — z. B. Bezug auf Fachbereiche) 
und 

b) Zusammenfassung zusammengehöriger Be- 
stimmungen, 

3. Straffung der zweiten und dritten Beratung, 

4. Ermöglichung einer flexibleren Regelung der 
Redezeit, 

5. Beseitigung widerspruchsvoller Begriffsbestim- 
mungen, 

6. Übernahme der Interpretationsbeschlüsse des 
Geschäftsordnungsausschusses in die Geschäfts- 
ordnung. 

7. Einfügung für erforderlich erachteter Regelun- 
gen für die Ausschüsse, 

8. Einbeziehung bisheriger Anlagen in den Text 
der Geschäftsordnung, 

9. Neudur chnumerierung der Paragraphenfolge 
wegen Wegfalls der a)-b)-c) -Paragraphen und 
bisheriger Leerparagraphen, ferner wegen wei- 
terer Streichungen und Zusammenfassung von 
Bestimmungen der Geschäftsordnung bzw. ihrer 
besseren Einordnung sowie Einfügung neuer 
Geschäftsordnungsbestimmungen. 


B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Die bei den jeweiligen Bestimmungen in Klammern 
gesetzten Paragraphen beziehen sich auf die gel- 
tende Fassung der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages. 

Abschnitt I — Wahl des Präsidenten, der Stellver- 
treter und Schriftführer 

§ 1 — Konstituierung 

Durch Gesetz vom 23. August 1976 wurde Artikel 39 
Abs. 1 und 2 GG neu gefaßt. 


82 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3460 


Die Änderung des § 1 bringt eine Anpassung an 
diese Neufassung. 

§ 2 — Wahl des Präsidenten und der Stellvertreter 
§3 — Wahl der Schriftführer 
bleiben unverändert. 


Abschnitt II — Wahl des Bundeskanzlers 
§4 — Wahl des Bundeskanzlers 

Der bisherige § 4 enthielt im wesentlichen den Text 
des Artikels 63 GG. Zur klaren Abgrenzung verfas- 
sungsrechtlicher Vorschriften von satzungsmäßigen 
Bestimmungen schlägt der Geschäftsordnungsaus- 
schuß vor, in § 4 wie auch in weiteren Bestimmun- 
gen die Texte des Grundgesetzes aus der Geschäfts- 
ordnung zu eliminieren und lediglich auf die ent- 
sprechende Vorschrift des Grundgesetzes zu ver- 
weisen. 

§ 4 enthält daher nur noch die Bestimmung, daß 
die Wahl mit verdeckten Stimmzetteln erfolgt 
und die Festlegung des Quorums für Wahlvor- 
schläge zu den Wahlgängen gemäß Artikel 63 
Abs. 3 und 4 GG. Mit der Bestimmung „einer 
Fraktion, die mindestens ein Viertel der Mitglieder 
des Bundestages umfaßt“, soll erreicht werden, daß 
eine Fraktion, die mindestens ein Viertel der Mit- 
glieder des Bundestages umfaßt, nicht gezwungen 
wird, den Vorschlag von allen ihren Mitgliedern un- 
terzeichnen zu lassen. In diesem Fall soll die Unter- 
schrift des Fraktionsvorsitzenden oder des von der 
Fraktion als vertretungsberechtigt gewählten Abge- 
ordneten ausreichen. 


Abschnitt III — Präsident, Präsidium und Ältestenrat 
§ 5 — Präsidium 

wurde unverändert übernommen. 

§ 6 — Ältestenrat , 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 wurde unverändert übernommen. 

Zu Absatz 2 

Entsprechend dem Vorschlag des Geschäftsord- 
nungsausschusses der 7. Wahlperiode empfiehlt der 
Ausschuß, die Bezugnahme auf Fachbereiche zu 
streichen, da sich die Durchführung von Plenarwo- 
chen nach Fachbereichen in der Praxis nicht 
durchsetzen konnte. 

Zu Absatz 3 

Der bisherige Satz 2 wurde Satz 3 unter Anfügung 
einer Konsultationspflicht. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hatte zunächst 
vorgesehen vorzuschlagen, daß der Haushaltsaus- 


schuß nur im Einvernehmen mit dem Ältestenrat 
von dessen Voranschlag für den Haushaltseinzel- 
plan des Bundestages abweichen dürfe. Obwohl der 
Geschäftsordnungsausschuß der Auffassung ist, 
eine derartige Bindung mit Einigungszwang würde 
keinen verfassungsrechtlichen bzw. gesetzlichen 
Vorschriften widersprechen, hat er sich bei einer 
erneuten Beratung dafür entschieden zu empfehlen, 
daß der Haushaltsausschuß nur im Benehmen mit 
dem Ältestenrat Abweichungen von dessen Votum 
vornehmen darf. Obwohl „Benehmen" lediglich 
eine Konsultationspflicht beinhaltet, geht der 
Geschäftsordnungsausschuß davon aus, daß sie 
ausreicht, eine Übereinstimmung zwischen beiden 
Gremien des Parlaments zu erreichen. 

§ 7 — Aufgaben des Präsidenten 

§ 8 — Sitzungsvorstand 

§ 9 — Aufgaben der Schriftführer 

wurden unverändert übernommen bzw. redaktionell 
geändert. 


Abschnitt IV — Fraktionen 

§10 — Bildung der Fraktionen 
Zu Absätzen 1 bis 3 and 5 

Die Absätze 1 bis 3 und 5 wurden unverändert 
übernommen. 

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 mußte das Wort „Fraktionsstärke" 
durch das Wort „Fraktionsmindeststärke" ersetzt 
werden. 

§ 11 — Reihenfolge der Fraktionen 
§ 12 — Stellenanteile der Fraktionen 
wurden unverändert übernommen. 


Abschnitt V — Pflichten und Rechte der Mitglieder 
des Bundestages 

§ 13 — Pflichten der Mitglieder des Bundestages 
wurde unverändert übernommen. 

§ 14 — Urlaub (§ 18) 

Der Ausschuß empfiehlt hier, die bisherige Ver- 
pflichtung für den Präsidenten, bei Anträgen auf 
Urlaub für länger als eine Woche das Benehmen 
mit dem Ältestenrat herzustellen, zu streichen. 
Diese Regelung hat sich als nicht praktikabel 
erwiesen. Der Ausschuß geht jedoch davon aus, 
daß der Präsident in Zweifelsfällen den Ältestenrat 
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konsultiert. Außerdem hält es der Ausschuß für 
erforderlich, daß über die Verwaltung des Bundes- 
tages den Fraktionen Mitteilung über genehmigte 
Urlaubsanträge gemacht wird. 

§15 — Anfechtung und Verlust der Mitgliedschaft 

(§ 19 ) 

In § 15 wurde lediglich eine redaktionelle Anpas- 
sung an das Wahlprüfungsgesetz vorgenommen. 

Zum bisherigen § 20 — Ausweise und Drucksachen 

Da die Berechtigung zur Freifahrt auf allen Ver- 
kehrsmitteln der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost in § 16 des Gesetzes zur 
Neuregelung der Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages verankert ist und es 
für die Ausgabe des Amtlichen Handbuches keiner 
ausdrücklichen Regelung in der Geschäftsordnung 
bedarf, empfiehlt der Ausschuß die ersatzlose 
Streichung des Absatzes 1 . 

Der bisherige Absatz 2, wonach die Drucksachen als 
verteilt gelten, wenn sie dem Mitglied des Bundes- 
tages in sein Fach gelegt sind, wird sinnvoller- 
weise in die Regelung des § 123 aufgenommen, der 
die Fristenregelung beinhaltet. 

§ 16 — Akteneinsicht und -abgabe (§21) 

§ 17 — Geheimschutzordnung (§21 a) 
wurden unverändert übernommen. 

§ 18 — Verhaltensregeln (§ 22) 

§18 soll in Anpassung an die vom Bundestag 
beschlossenen Verhaltensregeln folgenden Wort- 
laut erhalten: 

„Der Bundestag beschließt Verhaltensregeln für 
seine Mitglieder." 

Diese Fassung läßt offen, ob die Verhaltensregeln 
durch Gesetz oder durch Satzungsrecht festgelegt 
werden. 


Abschnitt VI — Tagesordnung, Einberufung, Lei- 
tung der Sitzung und Ordnungs- 
maßnahmen 

§ 19 — Sitzungen (§ 23) 

Wie in § 4 enthält die Neufassung des § 19 ledig- 
lich noch einen Bezug auf die Bestimmung des 
Artikels 42 Abs. 1 GG. Der Text des Grundgesetzes 
selbst wurde soweit wie möglich eliminiert. 

§ 20 — Tagesordnung (§ 24) 

Zu Absätzen 1 und 2 

In Absatz 1 und 2 wurden die Bezugsbestimmungen 
geändert, redaktionelle Anpassungen vorgenommen 


und in Absatz 2 der Satz 4 gestrichen (Erläuterung 
s. zu Absatz 3). 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wurde das bisherige Quorum — fünf 
anwesende Mitglieder — der generellen Neurege- 
lung in § 76 Abs. 1 angepaßt. 

Bereits in früheren Wahlperioden hat der Geschäfts- 
ordnungsausschuß versucht, die Zahl der ver- 
schiedenen Quoren zu reduzieren. Durch die jetzt 
vorgeschlagene Empfehlung zur Reform dieser 
Geschäftsordnung soll die Zahl der verschiedenen 
Quoren weiter verringert werden, da davon ausge- 
gangen wird, daß entweder der einzelne Abgeordnete 
besondere Statusrechte in Anspruch nehmen kann 
oder aber — bei Wahrnehmung von Rechten in 
Gemeinschaft — diese an die Fraktionsmindest- 
stärke gebunden sein soll. Ein neuer Satz 2 soll 
karsteilen, daß, soweit die Geschäftsordnung nichts 
anderes bestimmt, ein Gegenstand jederzeit von 
der Tagesordnung abgesetzt werden kann, da es 
für die Absetzung keines Vertrauensschutzes 
bedarf. 

Zu Absatz 4 

Durch die Neuregelung in § 75 mußte der Begriff 
„selbständige Anträge nach §97" durch die Worte 
„Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages" 
ersetzt werden. Da die bisherige Regelung noch auf 
den Fachbereich Bezug nahm, mußte auch insoweit 
eine Änderung vorgenommen werden. Der Aus- 
schuß hält ein Verlangen von Antragstellern auf 
Aufsetzung der Vorlage auf die Tagesordnung der 
nächsten Sitzung dann für gerechtfertigt, wenn seit 
der Verteilung der Drucksache mindestens sechs 
Sitzungswochen vergangen sind. Diese Zahl der 
Sitzungswoche wird zeitmäßig etwa der in der 5. 
Wahlperiode vorgeschlagenen Regelung bezüglich 
der Fachbereichswochen entsprechen. 

Zu Absatz 5 

In Satz 1 wird zunächst klargestellt, daß nach 
Feststellung der Beschlußunfähigkeit der Präsident 
nur einmal für denselben Tag eine weitere Sitzung 
einberufen darf. Daraus folgt, daß für weitere 
Sitzungen am selben Tag zuvor eine Beratung im 
Ältestenrat erforderlich ist. Bei der ausschließlich 
vom Präsidenten einzuberufenden weiteren Sitzung 
am selben Tag soll er den Zeitpunkt für die 
Wiederholung der erfolglosen Abstimmung oder 
Wahl festlegen oder sie von der Tagesordnung 
absetzen können, es sei denn, daß eine Fraktion 
oder anwesende fünf vom Hundert der Mitglieder 
des Bundestages der Absetzung widerspricht. In 
der geltenden Fassung ist die Absetzung von der 
Zustimmung des Bundestages abhängig. Das bedeu- 
tet jedoch, daß eine beschlußfähige Mehrheit vor- 
handen ist, ein Erfordernis, das nach zuvor festge- 
stellter Beschlußunfähigkeit wohl nicht immer 
unterstellt werden kann. 

§ 21 — Einberufung durch den Präsidenten (§ 25) 

Die Bestimmungen des § 21 empfiehlt der Ausschuß 
zur unveränderten Übernahme, weist jedoch darauf 
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hin, daß nach seiner Auffassung der Präsident im 
Falle des Absatzes 2 verpflichtet ist, den Grund 
des Einberufungsbegehrens den Mitgliedern des 
Bundestages mitzuteilen. 

§ 22 — Leitung der Sitzungen (§ 26 ) 
unverändert 

§ 23 — Eröffnung der Beratung (§ 27) 

§ 24 — Verbindung der Beratung (§ 28) 
wurden lediglich redaktionell geändert. 

Zum bisherigen § 29 — Übergang zur Tagesord- 
nung 

Mit dem Antrag auf Übergang zur Tagesordnung 
soll eine Frage ohne jede weitere Behandlung ihre 
Erledigung finden. Die Möglichkeiten eines Über- 
gangs zur Tagesordnung sind bereits durch frühere 
Änderungen der Geschäftsordnung weitestgehend 
eingeschränkt worden. Von der noch vorhandenen 
Möglichkeit ist in der Praxis kaum Gebrauch 
gemacht worden, weshalb der Geschäftsordnungs- 
ausschuß unter Hinweis auf andere Verfahrensmög- 
lichkeiten empfiehlt, diese Bestimmung ersatzlos 
zu streichen. 

§25 — Vertagung der Beratung oder Schluß der 
Aussprache (§ 30) 

§ 26 — - Vertagung der Sitzung (§ 31) 

Diese Bestimmungen wurden lediglich redaktionell 
geändert. 

§ 27 — Worterteilung und Wortmeldung (§ 32) 

Zu Absatz 1 

Außer einer redaktionellen Änderung schlägt der 
Geschäftsordnungsausschuß vor, daß zur Geschäfts- 
ordnung und zur Abgabe, von Erklärungen die 
Wortmeldungen durch Zuruf erfolgen können. 

Absatz 2 des bisherigen § 32 konnte gestrichen 
werden, da es einmal nur einem nobile officium 
entspricht, in eigener Sache nicht das Wort zu 
begehren, andererseits in Nummer 3 der Grund- 
sätze in Immunitätsangelegenheiten (Anlage 6) ein 
entsprechender Hinweis enthalten ist. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 ersetzt die bisherige Anlage 5 „Handha- 
bung der Zwischenfragen in den Plenarsitzungen". 
Der Geschäftsordnungsausschuß hält es für ange- 
bracht, darauf hinzuweisen, daß der amtierende 
Präsident häufige Zwischenfragen bei der Redezeit 
angemessen berücksichtigen soll. 

§ 28 — Reihenfolge der Redner (§ 33) 

Zu Absatz 1 

Der Ausschuß empfiehlt, Absatz 1 unverändert zu 
belassen, den bisherigen Absatz 2, wonach der 


Präsident den Redner bitten kann, zu bestimmten 
Tagesordnungspunkten seine Redezeit anzugeben* 
zu streichen. Dieser Streichungsvorschlag erfolgt 
unter Hinweis auf die vorgeschlagene Neugestal- 
tung der Aussprache (§ 35 — Rededauer). 

Zu Absatz 2 

Während der bisherige Absatz 3 als neuer Absatz 
2 lediglich redaktionell geändert wurde, schlägt 
der Ausschuß vor, den bisherigen Absatz 4, 
wonach in den Ausschüssen die Worterteilung in 
der Reihe der Wortmeldung erfolgt, hier zu strei- 
chen und in § 59 Abs. 2 aufzunehmen. 


§ 29 — Zur Geschäftsordnung (§ 34) 

Zu Absatz 1 

Die geltende Fassung (§ 34) der Geschäftsordnung 
bestimmt, daß das Wort zur Geschäftsordnung nur 
nach freiem Ermessen des Präsidenten erteilt wird. 
Diese Bestimmung hat bereits in früheren Wahlpe- 
rioden zu Interpretationsschwierigkeiten geführt, 
weshalb der Geschäftsordnungsausschuß ersucht 
wurde, insbesondere die Worte „freies Ermessen" 
im Zusammenhang mit der Worterteilung zu erläu- 
tern. Nach langwierigen Debatten hat der 
Geschäftsordnungsausschuß zu Beginn der 7. Wahl- 
periode von einer Änderung der Geschäftsordnung 
abgesehen und vorgeschlagen, die Vorstellungen 
bei der Reform der Geschäftsordnung einzubringen. 

Die Vorstellungen des Geschäftsordnungsausschus- 
ses gehen zunächst dahin, zu unterscheiden zwi- 
schen einer Worterteilung zu einem Geschäftsord- 
nungsantrag und der Worterteilung zur Geschäfts- 
ordnung. Aus dem Sinn und Zweck eines Antra- 
ges zur Geschäftsordnung folgt, daß die Wortertei- 
lung zur Stellung und Begründung eines entspre- 
chenden Antrages so zeitig erfolgen muß, daß bei 
Annahme dieses Antrages seine Zielvorstellung 
nicht ins Leere geht. Der Geschäftsordnungsaus- 
schuß hat sich aus diesem Grunde lange mit der 
Frage befaßt, ob die Begriffe „unverzüglich" bzw. 
„sofort" in diesem Zusammenhang angebracht 
wären. Der Begriff „unverzüglich", der vom 
Geschäftsordnungsausschuß der 7. Wahlperiode 
vorgeschlagen worden war, wurde wieder fallenge- 
lassen, da er nach der Legaldefinition des Bürgerli- 
chen Gesetzbuches bedeutet „ohne schuldhaftes 
Zögern" (§ 121 Abs. 1 BGB). Eine Übertragung die- 
ser Interpretation auf das parlamentarische Verfah- 
ren hielt der Geschäftsordnungsausschuß für nicht 
unbedenklich. Die Ersetzung dieses Begriffes durch 
den Begriff „sofort" hielt der Ausschuß ebenfalls 
für problematisch, da der Präsident aus verfas- 
sungs- und anderen geschäftsordnungsmäßigen 
Gründen nicht in der Lage oder berechtigt ist, das 
Wort „sofort" zu einem Geschäftsordnungsantrag 
zu erteilen. Aus diesem Grunde hat der Ausschuß 
sich für das Wort „vorrangig" entschieden, um 
damit zum Ausdruck zu bringen, daß das Mitglied 
des Bundestages, das sich zur Stellung eines 
Geschäftsordnungsantrages zu Wort gemeldet hat, 
allen anderen Rednern, die sich zu Wort gemeldet 
haben, bei der Worterteilung vorgeht, der Redner, 
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der gerade spricht, jedoch in seiner Rede nicht 
unterbrochen werden darf. 

Aus dem Wesen des Geschäftsordnungsantrages 
folgt nach Auffassung des Ausschusses ferner, daß 
die Wortmeldung zur Stellung eines Geschäftsord- 
nungsantrages auch der Wortmeldung eines Rede- 
privilegierten, z. B. eines Bundesministers oder Mit- 
gliedes des Bundesrates bzw. deren Beauftragten, 
vor geht. 

Durch die Neufassung des Satzes 2 wird konkret 
festgelegt, daß sich der Antrag zur Geschäftsord- 
nung auf den zur Beratung stehenden Verhand- 
lungsgegenstand oder auf die Tagesordnung bezie- 
hen muß. Welche Geschäftsordnungsanträge die 
Geschäftsordnung ausdrücklich zuläßt, ergibt sich 
aus der Erläuterung zu Absatz 2. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 unterscheidet zwischen einem Geschäfts- 
ordnungsantrag, über den abgestimmt werden 
muß, und Geschäftsordnungsanträgen, denen nach 
der Geschäftsordnung zu entsprechen ist. Zur 
ersten Kategorie gehören Anträge auf 


und 

Durchführung einer Aktuellen Stunde, unabhän- 
gig von einer eingereichten Frage, 

l) Herbeirufung des Wehrbeauftragten, 

m) Vorlage der Auslegung der Geschäftsordnung 
durch den Geschäftsordnungsausschuß, 

n) erneute Worterteilung für je einen Sprecher 
einer Fraktion in der Aktuellen Stunde. 

Kann über einen Geschäftsordnungsantrag abge- 
stimmt werden, ergibt sich aus der Tatsache, daß 
er zur Disposition des Parlaments steht, die Folge, 
daß eine Aussprache stattfinden muß, umgekehrt, 
daß eine Aussprache überflüssig ist, wenn ein 
Verlangen vorgebracht wird, dem nach der 
Geschäftsordnung zu entsprechen ist. 

Aufgrund der Neufestlegung der Antragsberechti- 
gung und der dargelegten Unterscheidung zwi- 
schen echten Anträgen und einem Verlangen hält 
es der Geschäftsordnungsausschuß für überflüssig, 
auf die Unterstützung eines Antrages bzw. eines 
Verlangens abzustellen. Soweit deshalb bisher das 
einzelne Mitglied berechtigt war, einen Antrag zu 
stellen bzw. ein Verlangen vorzubringen, diese 
aber rechtlich relevant erst dann wurden, wenn sie 
von mindestens soviel Mitgliedern des Bundestages 
unterstützt wurden, wie der Fraktionsmindeststärke 
entsprach, ist statt dessen die Fraktion oder anwe- 
sende fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundes- 
tages gesetzt worden. 

Zu Absatz 4 

Wie bereits nach der geltenden Geschäftsordnung 
dürfen die Ausführungen des einzelnen Redners 
zur Geschäftsordnung nicht länger als fünf Minu- 
ten dauern. Spricht der Redner länger, ist der 
Präsident gehalten, ihm das Wort nach einmaliger 
Mahnung zu entziehen (s. § 35 Abs. 2). 

§ 30 — Erklärung zur Aussprache (§ 35) 

§ 31 — Erklärung zur Abstimmung (§§ 59, 54 Abs. 4) 

§ 32 — Erklärung außerhalb der Tagesordnung (§ 36) 

Die genannten Paragraphen regeln das Recht des 
einzelnen Mitgliedes des Bundestages, Erklärungen 
abzugeben. Da diese Regelungen sich bisher an 
verschiedenen Stellen der Geschäftsordnung befan- 
den, schlägt der Ausschuß vor, sie hier in sinnvol- 
ler Reihenfolge nacheinander ^anzufügen. 

Während im bisherigen § 35 die persönlichen 
Bemerkungen geregelt waren, enthielt der bishe- 
rige § 36 eine Regelung über die Abgabe von 
tatsächlichen oder persönlichen Erklärungen. Die 
Anwendbarkeit dieser Bestimmung stieß in der 
Praxis häufig auf Schwierigkeiten, weil beide Tat- 
bestände nicht klar voneinander unterschieden 
werden konnten. Während persönliche Bemerkun- 
gen zur Aussprache entweder Äußerungen über die 
eigene Person zurückweisen oder eigene Ausfüh- 
rungen richtigstellen sollen, gab es für Erklärungen 
nach § 36 dem Wortlaut nach keine inhaltlichen 
oder zeitlichen Beschränkungen. 


a) Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundesregie- 
rung, 

b) Vertagung der Beratung oder Schluß der Aus- 
sprache, 

c) Vertagung der Sitzung, 

d) Verkürzung der Frist zwischen erster und 
zweiter Beratung, 

e) Verkürzung der Frist zwischen Verteilung der 
Beschlußempfehlung und der zweiten Beratung, 

f) Verkürzung der Frist zwischen zweiter und 
dritter Beratung. 

Zur zweiten Kategorie (Verlangen) gehören Anträ- 
ge auf: 

a) Aufsetzung der Vorlage auf die Tagesordnung, 

b) Aussprache über Ausführungen eines Mitglieds 
der Bundesregierung oder des Bundesrates, 

c) Bericht über den Stand der Ausschußberatun- 
gen einer Vorlage, 

d) namentliche Abstimmung, 

e) allgemeine Aussprache in der ersten, in der 
zweiten und in der dritten Beratung, 

f) Aussetzung der Schluß abstimmung, 

g) Beratung der Beantwortung der Großen Anfra- 
ge, 

h) Beratung der Großen Anfrage bei Ablehnung 
der Beantwortung durch die Bundesregierung, 

i) Auf Setzung der Berichte des Wehrbeauftragten 
auf die Tagesordnung, 

j) Wortergreifung des Wehrbeauftragten bei der 
Beratung seiner Berichte, 

k) Aussprache zu der Antwort der Bundesregie- 
rung auf eine mündliche Anfrage von allgemei- 
nem aktuellen Interesse 
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Um eine bessere Differenzierung zwischen den 
bisherigen Voraussetzungen zur Abgabe einer 
Erklärung zu ermöglichen, soll bereits in der Über- 
schrift jeweils zum Ausdruck gebracht werden, daß 
es sich im Falle des § 30 um eine Erklärung zur 
Aussprache handelt, während in § 32 eine Regelung 
der Erklärung außerhalb der Tagesordnung enthal- 
ten ist. Für die Erklärung zur Aussprache, mit der 
Äußerungen, die sich in der Aussprache auf die 
eigene Person bezogen haben, zurückgewiesen oder 
eigene Ausführungen richtiggestellt werden sollen, 
erteilt der Präsident das Wort nach Schluß, Unter- 
brechung oder Vertagung der Aussprache. Hiermit 
wird ausdrücklich klargestellt, daß die Erklärung 
einen Bezug zur laufenden oder gerade beendeten 
Aussprache haben muß. 

Von diesen drei Möglichkeiten (Schluß, Unterbre- 
chung oder Vertagung) abgesehen, kann der Präsi- 
dent vorrangig das Wort zur direkten Erwiderung 
erteilen, wenn im übrigen die Voraussetzungen 
einer Erklärung zur Aussprache gegeben sind. 
Durch die Einräumung dieser Möglichkeit soll 
vermieden werden, daß Ausführungen, die falsch 
oder mißverständlich waren bzw. einen Angriff auf 
ein Mitglied des Bundestages enthalten haben, erst 
bei Schluß, Unterbrechung oder Vertagung der Aus- 
sprache richtiggestellt bzw. zurückgewiesen wer- 
den und deshalb im Verlauf der Aussprache Veran- 
lassung sein könnten, sich mit ihnen überflüssiger- 
weise zu befassen. Der Geschäftsordnungsausschuß 
geht bei der Einräumung 'dieser Möglichkeit davon 
aus, daß sie geeignet ist, die Debatte zu versachli- 
chen und auch Redner veranlassen könnte, auf 
Angriffe gegen Mitglieder des Hauses zu verzichten, 
weil sie damit rechnen müssen, zu einer direkten 
Erwiderung herauszufordern. 

Da der Vorschlag des Ausschusses eine vorrangige 
Worterteilung ermöglichen soll, kann von Abge- 
ordneten, die von dieser Möglichkeit Gebrauch 
machen wollen, nicht verlangt werden, daß sie ihre 
Erklärung dem Präsidenten vorher schriftlich 
unterbreiten. Um einem Mißbrauch der vom Aus- 
schuß vorgeschlagenen Regelung zu begegnen, hält 
es der Ausschuß jedoch für erforderlich, daß derje- 
nige, der sich zur direkten Erwiderung zu Wort 
meldet, dem Präsidenten den Anlaß seiner Wort- 
meldung mitteilt. 

Wie die übrigen Erklärungen soll die Erklärung 
zur Aussprache die Dauer von fünf Minuten nicht 
überschreiten. 

Die Bestimung des § 31 — Erklärung zur Abstim- 
mung — enthält im wesentlichen die bisherige 
Regelung des § 59 der geltenden Fassung. Der 
Ausschuß hält es jedoch für erforderlich, auch hier 
festzulegen, daß die mündliche Erklärung nicht 
länger als fünf Minuten dauern darf. Die in das 
Plenarprotokoll aufzunehmende schriftliche Erklä- 
rung soll kurz sein, was nach Auffassung des 
Geschäftsordnungsausschusses bedeutet, daß sie 
mündlich vorgetragen die Dauer von fünf Minuten 
nicht überschreiten darf. 

Die bisher in § 54 Abs. 4 eingeräumte Möglichkeit 
zu erklären, man nehme nicht an der Abstimmung 


teil, wurde, da es sich ihrem Wesen nach um eine 
Erklärung zur Abstimmung handelt, in § 31 als 
Absatz 2 aufgenommen. 

§ 32 — regelt, wie aus der Überschrift bereits 
erkennbar, Erklärungen außerhalb der Tagesord- 
nung, d. h., Erklärungen, die keinen Bezug zur 
Aussprache haben. Sie unterliegen inhaltlichen 
Beschränkungen nur insoweit, als sie sich nicht auf 
die Sache, d. h. auf einen Verhandlungsgegenstand 
der Tagesordnung beziehen dürfen. Im übrigen 
ergibt sich aus der Formulierung „tatsächlichen 
oder persönlichen Erklärung", daß sie sowohl 
einen tatsächlichen wie einen persönlichen Bezug 
haben können. 

Die Aufzählung, wann der Präsident das Wort 
erteilen kann, ist im Grunde nur eine Konkretisie- 
rung des Begriffes „außerhalb der Tages Ordnung". 

Da das Mitglied des Bundestages, das eine Erklä- 
rung außerhalb der Tagesordnung abgeben will, 
sich auf den Zeitpunkt der Abgabe vorbereiten 
kann, hält der Geschäftsordnungsausschuß es auch 
weiterhin, um Mißbräuchen vorzubeugen, für erfor- 
derlich, daß es seine Erklärung dem Präsidenten 
vorher schriftlich mitteilt. Auch diese Erklärung 
darf die Dauer von fünf Minuten nicht überschrei- 
ten. 

§ 33 — Die Rede (§ 37) 

Der Ausschuß schlägt vor, vom ursprünglichen § 37 
Abs. 1 nur die ersten beiden Sätze zu übernehmen 
und die restlichen Bestimmungen zu streichen, da 
sie in der Praxis nicht eingehalten werden und 
wohl in Zukunft auch nicht angewendet werden 
können. 

§ 34 — Platz des Redners (§ 38) 

Der Ausschuß empfiehlt hier die unveränderte 
Übernahme der in der 5. Wahlperiode vom Bundes- 
tag beschlossenen Fassung. Dabei geht der Aus- 
schuß davon aus, daß die Vorstellungen aus der 5. 
Wahlperiode noch nicht realisiert worden sind, 
weil sie eine Umgestaltung des Plenarsaales vor- 
aussetzen würden. Der Ausschuß ist jedöch der 
Auffassung, daß diese Vorstellungen erneut zum 
Ausdruck gebracht werden sollen, um bei dem 
Neubau des Plenargebäudes Berücksichtigung zu 
finden. 


§ 35 — Rededauer (§ 39) 

Zu Absatz 1 

Diese Bestimmung, die die Rededauer regelt, ist 
wiederholt Gegenstand eines Versuchs -gewesen, die 
Aussprache im Plenum lebhafter zu gestalten [vgl. 
Drucksachen V/2343, V/2479 (neu)]. 

Das Ergebnis der Beratungen des Geschäftsord- 
nungsausschusses in der vorigen Wahlperiode ging 
auch davon aus, es müsse möglich sein, durch 
konkrete Geschäftsordnungsbestimmungen die 
Aussprache umzugestalten und gleichzeitig eine 
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flexiblere Regelung zu finden. Der Geschäftsord- 
nungsausschuß dieser Wahlperiode ist von einer 
anderen Vorstellung ausgegangen und hat mit 
Schreiben vom 17. Januar 1978 den Fraktionen 
Vorstellungen unterbreitet, wonach die Aussprache 
im Plenum nach bestimmten Typen erfolgen soll, 
die jeweils vom Ältestenrat vorgeschlagen werden 
sollten. Diese sahen folgende Aussprachearten vor: 

a) Regelaussprache 

Jede Fraktion kann für einen Redner 30 
Minuten in Anspruch nehmen. Jeder weitere 
Redner darf nicht länger als 10 Minuten 
sprechen. 

In der Debatte ist eine Verlängerung der 
Redezeit des einzelnen Abgeordneten durch 
den Präsidenten, wie sie bisher in der 
Geschäftsordnung (§39 Abs. 2) verankert war, 
nicht möglich. Der Präsident ist jedoch 
berechtigt, jeweils eine längere Redezeit für 
je ein Mitglied der Fraktionen zuzulassen, 
wenn Mitglieder der Bundesregierung, des 
Bundesrates oder ihre Beauftragten länger als 
30 Minuten sprechen. 

b) Große Aussprache mit zeitlicher Begrenzung 

Im Rahmen der auf die einzelnen Fraktionen 
entfallenden Redezeit haben diese die Mög- 
lichkeit, die ihnen zustehende Redezeit auf 
ihre Redner aufzuteilen. 

c) Aussprache mit Kurzbeiträgen 

In der Aussprache mit Kurzbeiträgen darf der 
einzelne Redner nicht länger als 10 Minuten 
sprechen. Eine zeitliche Begrenzung der 
Gesamtdauer der Aussprache ist möglich. 

d) Aussprache durch Abgabe von Erklärungen 

Die Aussprache wird auf die Abgabe von 
Erklärungen der Fraktionen begrenzt. Sie dür- 
fen hicht länger als 10 Minuten dauern. Im 
Rahmen der ersten Beratung und der Schluß- 
beratung dürfen die Erklärungen auch zu 
Protokoll gegeben werden. 

Der Geschäftsordnungsausschuß glaubte, dadurch 
eine flexiblere, dem jeweiligen Verhandlungsge- 
genstand angepaßte Lösung gefunden zu haben. 
Nicht zu Unrecht hat das Bundesverfassungsgericht 
in seiner Entscheidung über die Redezeit von 
Regierungsmitgliedern darauf hingewiesen, gerade 
bezüglich der Verteilung der Redezeiten müsse 
„eine gewisse Flexibilität" gefordert werden. Dabei 
müsse in Kauf genommen werden, daß sich die 
Regeln u. U. ungleichmäßig auswirkten. Eine unter 
allen Aspekten befriedigende Regelung werde sich 
nur in seltenen Fällen — und auch das meist nur 
um den Preis einer unangemessenen Komplizierung 
— finden lassen [BVerfGE Bd. 10, 4 (1920)]. 

Von diesen Feststellungen des Bundesverfassungs- 
gerichts hat sich auch der Ausschuß leiten lassen, 
indem er bei der Geschäftsordnungsregelung 
bezüglich der Rededauer lediglich vorschlägt vor- 
zuschreiben, daß die Gestaltung und Dauer der 


Aussprache über einen Verhandlungsgegenstand 
auf Vorschlag des Ältestenrates vom Bundestag 
festgelegt wird. Ohne kasuistische Fallregelung, 
die die Geschäftsordnung selber unnötig belasten 
müßte, kommt damit auf den Ältestenrat die Ver- 
pflichtung zu, aufgrund der erkennbaren Vorstel- 
lungen der Fraktionen bezüglich der Beratung 
eines Verhandlungsgegenstandes den entsprechen- 
den Aussprachetyp dem Bundestag vorzuschlagen. 
In der Tatsache, daß bei der Beratung des Ausspra- 
chetyps der Ältestenrat kein Beschlußorgan ist, 
somit also lediglich einvernehmliche Empfehlungen 
unterbreiten kann, sieht der Ausschuß auch inso- 
weit einen nicht unerheblichen Vorteil, als alle 
Fraktionen zu einem Interessenausgleich gezwun- 
gen sind. 

Nach Vorberatung des Präsidiums mit den Frak- 
tionsvorsitzenden hat der Bundestag auf Vorschlag 
des Ältestenrates folgende Regelung beschlossen, 
die bis zum Ende dieser Wahlperiode gilt: 

1. Regelaussprache: Der Ältestenrat kann ver- 
einbaren, daß eine Debatte als „Regelausspra- 
che" geführt wird. Der Ältestenrat legt die 
Dauer der Aussprache und die auf die einzel- 
nen Fraktionen entfallenden Redezeiten fest. 
Im Rahmen der auf sie entfallenden Redezei- 
ten verteilt jede Fraktion die Redezeiten auf 
ihre einzelnen Redner. Dabei soll die erste 
Rede in der Regel nicht mehr als 30 Minuten 
dauern; die übrigen Reden sollen nicht mehr 
als 15 Minuten dauern. 

Wenn in einer Aussprache ein Mitglied der 
Regierung das Wort nimmt, so steht der 
Oppositionsfraktion eine gleich lange Rede- 
zeit ohne Anrechnung auf die den Fraktionen 
zustehenden Redezeiten (Absatz 1) zu. Dies 
gilt ohne Rücksicht darauf, ob Mitglieder der 
Regierung einmal oder mehrmals, ob sie zu 
Beginn oder während der Debatte das Wort 
nehmen. 

2. Aussprache mit Kurzbeiträgen: Der Ältesten- 
rat kann vereinbaren, daß eine Debatte als 
„Aussprache mit Kurzbeiträgen" geführt wer- 
den soll. Der Ältestenrat legt die Gesamt- 
dauer der Aussprache fest. In der Aussprache 
darf der einzelne Redner nicht länger als zehn 
Minuten sprechen. Der Präsident darf die 
Redezeit nicht verlängern. 

Ziffer 1 Abs. 2 gilt auch für die Aussprache 
mit Kurzbeiträgen. 

3. Die von den Mitgliedern des Bundesrates 
gehaltenen Reden werden von dieser Rege- 
lung nicht betroffen. Für sie gilt die in § 33 
der Geschäftsordnung aufgestellte Regel, daß 
der Präsident bei der Festlegung der Reihen- 
folge der Redner auf Rede und Gegenrede 
Rücksicht nehmen soll. 

Da der Ältestenrat als einheitliches Lenkungsorgan 
bei der vom Ausschuß vorgeschlagenen Aufgabe 
nicht als Beschlußorgan tätig werden kann, kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß es nicht zur 
Einmütigkeit bezüglich eines Vorschlages über 
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Gestaltung und Dauer der Aussprache über einen 
Verhandlungsgegenstand kommt. Auch wenn der 
Geschäftsordnungsausschuß davon ausgeht, daß die 
Fälle, in denen der Ältestenrat nicht zu einem 
einmütigen Vorschlag kommen wird, höchst selten 
sein werden, hält er eine Regelung in der 
Geschäftsordnung für erforderlich, die in diesen 
Fällen bestimmt, wie lange der einzelne Redner 
bzw. ein Sprecher der Fraktion reden darf. 

Der Vorschlag des Geschäftsordnungsausschusses 
sieht vor, daß in diesen Fällen der einzelne Redner 
in der Aussprache nicht länger als 15 Minuten 
sprechen darf; jede Fraktion soll jedoch auf ihr 
Verlangen das Recht erhalten, einen Redner zu 
benennen, der 45 Minuten Redezeit in Anspruch 
nehmen darf. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hält es für ange- 
bracht, daß der Präsident diese Redezeit verlängern 
kann, wenn der Verhandlungsgegenstand oder der 
Verlauf der Aussprache dies nahelegt. Gedacht ist 
hier in erster Linie an den Fall, daß ein Redner aus 
dem redeprivilegierten Personenkreis (Artikel 43 
Abs. 2 GG) die Redezeit von ' 45 Minuten nicht 
unerheblich überschreitet. Aus der Kannvorschrift 
ergibt sich, daß dem Präsidenten insoweit ein 
Ermessensspielraum eingeräumt werden soll. Durch 
den nachfolgenden Satz soll der Präsident ver- 
pflichtet werden, die Redezeit jeweils zu verlän- 
gern, wenn dies von einer Fraktion verlangt wird, 
die nach einer Rede eines Mitglieds oder Beauf- 
tragten der Bundesregierung oder des Bundesrates 
von mehr als 20 Minuten eine abweichende Mei- 
nung vortragen lassen will. Durch das Wort „je- 
weils" soll verdeutlicht werden, daß zur Einräu- 
mung der Chancengleichheit bei Inanspruchnahme 
einer längeren Redezeit durch redeprivilegierte 
Personen (Artikel 43 Abs. 2 GG) ein Mitglied des 
Bundestages der Fraktion in gleicher Länge 
antworten kann, die eine abweichende Meinung 
vortragen will. Der Geschäftsordnungsausschuß 
vertritt die Auffassung, daß es dem Prinzip 
der Chancengleichheit entspricht, auch die Mitglie- 
der des Bundesrates in diese Regelung einzubezie- 
hen. 

Der Plural „die Redezeiten" muß gewählt werden, 
um zu verdeutlichen, daß der Präsident gehalten 
ist, zur Anpassung an den Ablauf der Aussprache 
ggf. die 15minütige Redezeit zu verlängern, wenn 
jemand aus dem redeprivilegierten Personenkreis 
länger als 20 Minuten, aber weniger als 45 Minu- 
ten spricht. 

Diese Regelung, die, wie bereits ausgeführt, nur 
dann zur Anwendung kommt, wenn im Ältestenrat 
keine Einmütigkeit über einen bestimmten Typ der 
Aussprache erzielt wird, entspricht im wesentli- 
chen der bisher geltenden Fassung der Geschäfts- 
ordnung. Zu dieser Fassung, die in der 5. Wahl- 
periode eingeführt wurde, hat der Geschäftsord- 
nungsausschuß in seiner Begründung u. a. ausge- 
führt: 

„die 15minütige Redezeit soll als Grundsatz die- 
nen, wobei der amtierende Präsident die Mög- 
lichkeit hat, auf Antrag des Redners die Redezeit 
zu verlängern." 


Der in der Praxis bedeutsamste Grund zur Verlän- 
gerung der Redezeit ergibt sich aus der Bedeutung 
des zur Beratung anstehenden Verhandlungsgegen- 
standes und des Verlaufs der Aussprache. Unter Ver- 
lauf der Aussprache versteht der Ausschuß insbeson- 
dere auch die Inanspruchnahme des in Artikel 43 
GG begründeten Rederechts der Mitglieder des 
Bundesrates und der Bundesregierung sowie deren 
Beauftragten, jederzeit das Wort ergreifen zu kön- 
nen. 

Der Ausschuß ging bei seinem Beschluß von der 
Erwartung aus, daß sowohl Bundesrat als auch 
Bundesregierung sich einer Beschränkung in bezug 
auf die Redezeit unterziehen, die der Absicht 
dieser Neuerung der Geschäftsordnung entgegen- 
kommt. 

In diesem Sinne gibt der Ausschuß dem Wunsch 
und der Erwartung Ausdruck, daß die die Ausspra- 
che einleitenden Ausführungen der Fraktionsspre- 
cher sich in den zeitlichen Grenzen halten, die der 
allgemeinen Tendenz des Ausschußantrags — der 
Verlebendigung und dem Dialogcharakter der 
Debatten — Rechnung tragen. 

Wenn der Geschäftsordnungsausschuß in etwa auf 
die geltende Regelung als Auffangregel für den Fall 
zurückgreift, daß es nicht zu einer Einigung über 
den Aussprachetyp kommt, so deshalb, weil sie die 
nunmehr vorgeschlagene Regelung als Erleichte- 
rung dafür ansieht, zu einer Einigung zu kommen, 
da sie keiner Seite Vorteile zu bringen in der 
Lage ist. 

Zu Absatz 2 

Der vorgeschlagene Absatz 2 entspricht dem frühe- 
ren Absatz 3 und legt in Form des indikativen 
Imperativs fest, daß der Präsident einem Mitglied 
des Bundestages das Wort zu entziehen hat, wenn 
es trotz einmaliger Mahnung über die festgesetzte 
Redezeit hinaus spricht. Gestrichen wurde der Satz 
„Ist einem Redner das Wort entzogen, so darf er es 
in derselben Aussprache zum selben Gegenstand 
nicht wieder erhalten." Der Ausschuß war zwar 
der Auffassung, daß die Einhaltung der kurzen 
Redezeiten nicht durch die Streichung dieses Sat- 
zes unterlaufen werden dürfe, er hielt jedoch die 
bisherige Regelung vor allem bei Aussprachen, die 
über mehrere Tage gehen, für zu hart. Er hielt für 
den hier zu regelnden Fall den Wortentzug für 
eine ausreichende Ordnungsmaßnahme. 

§ 36 — Sach- und Ordnungruf (§ 40) 

§37 — Wortentziehung (§ 41) 

§ 38 — Ausschluß von Mitgliedern des Bundestages 
(§ 42) 

§39 — Einspruch gegen den Ordnungsruf oder 
Ausschluß (§ 43) 

§ 40 — • Unterbrechung der Sitzung (§ 44) 

§ 41 — Weitere Ordnungsmaßnahmen (§ 45) 
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§42 — Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundes- 
regierung (§ 46) 

§ 43 — Recht auf jederzeitiges Gehör (§ 47) 

§ 44 — Wiedereröffnung der Aussprache (§ 48) 

§45 — Feststellung der Beschlußfähigkeit, Folgen 
der Beschlußunfähigkeit (§ 49) 

§ 46 — Fragestellung (§ 52) 

§47 — Teilung der Frage (§ 53) 

§ 48 — Abstimmungsregeln (§ 54) 

§49 ^-Wahlen mit verdeckten Stimmzetteln 
(§ 54 a) 

§ 50 — Verfahren bei der Auswahl des Sitzes einer 
Bundesbehörde (§ .55) 

§ 51 — Zählung der Stimmen (§ 56) 

§ 52 — Namentliche Abstimmung (§ 57) 

§ 53 — Unzulässigkeit der namentlichen Abstim- 
mung (§ 58) 

Diese Bestimmungen wurden lediglich redaktionell 
— größtenteils handelt es sich um Folgeänderun- 
gen — geändert bzw. unverändert übernommen. 

Der bisherige § 59 und ider § 54 Abs. 4 sollen nach 
den Vorstellungen des Ausschusses § 31 Abs. 1 
und 2 werden (s. hierzu Erläuterungen zu § 31). 


Abschnitt VII — Ausschüsse — 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat sich, wie 
bereits oben därgestellt, in vielen Einzelfällen mit 
der Interpretation von Bestimmungen der Geschäfts- 
ordnung befaßt bzw. versuchen müssen, aufge- 
kommene Streitfragen zu klären, ohne daß sie 
einen Bezug zu einer bestimmten Bestimmung der 
Geschäftsordnung hatten. Im wesentlichen ging es 
um Verfahrensfragen im Bereich der Ausschußar- 
beit. 

So wurden u. a. folgende Fragen an den Ausschuß 
herangetragen: 

— Kann eine Gesetzesvorlage während der Bera- 
tungen im Ausschuß zurückgenommen werden? 

— Kann ein Ausschuß überwiesene Vorlagen 
durch mehrfaches Absetzen von der Tagesord- 
nung auf Dauer der Beratung entziehen? 

— Dürfen mitberatende Ausschüsse öffentliche 
Anhörungen durchführen? 

— Wie weit muß die Stellungnahme der Minder- 
heit bei Vorlage eines Zwischenberichts 
(Enquetekommission) Berücksichtigung finden? 

— Wie weit bindet Anlage 1 a, wonach die Anhö- 
rung von Vertretern der Verbände nur stattfin- 
det, wenn sie sich in die beim Präsidenten des 
Bundestages geführte Liste haben eintragen las- 
sen, die Ausschüsse? 


— Unter welchen Voraussetzungen bzw. mit wel- 
chem Quorum kann ein Unterausschuß einge- 
setzt und wieder aufgelöst werden? 

— Muß der Haushaltsausschuß sich in seinem 
Bericht auch mit den Auswirkungen auf die 
öffentlichen Finanzen der Länder befassen? 

— Kann die Tagesordnung eines Ausschusses im 
Verlauf einer Sitzung durch Mehrheitsbeschluß 

v geändert werden? 

— Kann der Ausschußvorsitzende die Reihenfolge 
der Beratung nach seinem Ermessen festsetzen 
oder ist er gezwungen, die Tagesordnungs- 
punkte nach der Reihenfolge der Dringlichkeit 
zu ordnen? 

— Welche Reihenfolge der Beratung ist geschäfts- 
ordnungsmäßig üblich oder geboten? 

— Gibt es eine zeitliche Begrenzung von Aus- 
schußsitzungen? 

— Kann die Sitzung eines Ausschusses über die 
vereinbarte Dauer hinaus fortgesetzt werden? 

— Kann ein Ausschuß Vorlagen, die ihm weder 
federführend noch mitberatend überwiesen wur- 
den, zur gutachtlichen Beratung auf die Tages- 
ordnung setzen ohne vorher den federführenden 
Ausschuß zu verständigen, und ist die Aufset- 
zung auf die Tagesordnung eine ausreichende 
Unterrichtung des federführenden Ausschusses; 
kann ein Ausschuß, der so verfährt, erwarten, 
daß der federführende Ausschuß seine Beratung 
erst abschließt, wenn die Stellungnahme des 
sich gutachtlich äußern wollenden Ausschusses 
vorliegt? 

— Unter welchen Voraussetzüngen kann der Aus- 
schuß beschließen, seine Beratungen öffentlich 
durchzuführen? 

— Unter welchen Voraussetzungen kann der Bun- 
destag eine Vorlage aus dem Ausschuß zurück- 
holen? 

— - Schließlich eine große Anzahl von Einzelfragen 
betr. Verfahren von Untersuchungsausschüssen. 

Die Interpretationsbeschlüsse sind zur Vermeidung 

künftiger Auseinandersetzungen soweit wie mög- 
lich in die Vorschläge des Ausschusses übernom- 
men worden. 


§54 — Ständige Ausschüsse und Sonderausschüsse 

(§ 61 ) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 ist identisch mit dem bisherigen § 61. 

Zu Absatz 2 

Der Ausschuß schlägt einen neuen Absatz 2 vor, 
durch dessen Text die bisherigen §§ 63 bis 67 
entfallen können. Diese Bestimmungen enthielten 
für den Wahlprüfungsausschuß, Richterwahlaus- 
schuß, Wahlmännerausschuß und den Vermitt- 
lungsausschuß lediglich Hinweise auf die gesetzli- 
chen Grundlagen. Ihre Verankerung in der 
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Geschäftsordnung ist nach Auffassung des Aus- 
schusses deshalb überflüssig. 

§55 — Einsetzung von Unterausschüssen 

Die Bestimmung über die Einsetzung von Unteraus- 
schüssen ist vom Geschäftsordnungsausschuß neu 
aufgenommen worden. Mit dieser Bestimmung soll 
der nicht mehr überschaubaren Vielfalt von unter- 
ausschußähnlichen Einrichtungen im Bundestag — 
Kommissionen, Unterkommissionen, Arbeitsgrup- 
pen, Berichterstatter — begegnet werden. Es soll 
zwar weiterhin möglich bleiben, daß sich Mitglie- 
der des Bundestages unter Umständen mit Mitglie- 
dern oder Beauftragten des Bundesrates bzw. der 
Bundesregierung zur Besprechung bestimmter An- 
gelegenheiten treffen, nach altem parlamentari- 
schen Gewohnheitsrecht gehören solche Bespre- 
chungen jedoch nicht zu den Ausschußberatungen 
des Bundestages im Rechtssinne. Den Vereinbarun- 
gen dieser Gremien kommt deshalb rechtliche 
Bedeutung weder in bezug auf den Bundestag noch 
auf irgendeinem seiner Ausschüsse oder anderen 
geschäftsordnungsmäßig verankerte Gremien zu 
(vgl. Pereis, Das autonome Reichstagsrecht, 
s. 29 f.). Ebenso muß fraglich erscheinen, ob in 
diesen weder vom Grundgesetz noch von der 
Geschäftsordnung geregelten Gremien der Schutz 
des Artikels 46 Abs. 1 GG — Indemnität — gilt. 

Das Zutrittsrecht der Mitglieder der Bundesregie- 
rung und des Bundesrates (Artikel 43 Abs. 2 GG) 
darf jedoch, wenn die Ausschüsse als vorberei- 
tende Gremien tätig werden, nicht unterlaufen wer- 
den. Auch aus diesem Grunde hält der Geschäfts- 
ordnungsausschuß eine geschäftsordnungsmäßige 
Verankerung der Möglichkeit zur Einsetzung von 
Unterausschüssen für erforderlich. 

Zu Absatz 1 

Während der 6. Wahlperiode hatte sich der 
Geschäftsordhungsausschuß aufgrund einer Anfra- 
ge aus dem Rechtsausschuß mit der Zulässigkeit 
der Einsetzung von Unterausschüssen befassen 
müssen. Es war die Frage 'aufgetaucht, ob es für 
die Einsetzung eines Unterausschusses, die in der 
geltenden Geschäftsordnung nicht geregelt ist, 
eines Mehrheitsbeschlusses bedürfe oder ob eine 
qualifizierte Mehrheit des Ausschusses ausreiche. 
Wegen des Fehlens einer entsprechenden Regelung 
hat sich bei vielen Ausschüssen die Praxis heraus- 
gebildet, die für die Einsetzung eines Unteraus- 
schusses die Einmütigkeit im Ausschuß verlangt. 

Der Geschäftsordnungsausschuß schlägt vor, daß 
ein Unterausschuß nur gebildet werden darf, wenn 
nicht ein Viertel der Mitglieder des Ausschusses 
widerspricht. Der Ausschuß hatte zunächst erwo- 
gen, einen Mehrheitsbeschluß des Ausschusses für 
ausreichend zu halten. Dies hätte der Praxis des 
Deutschen Reichstags und vielen Geschäftsordnun- 
gen der Landtage entsprochen. Da die Einsetzung 
eines Unterausschusses jedoch nach Auffassung 
des Geschäftsordnungsausschusses weitgehend in 
die Beratungen eines Tagesordnungspunktes ein- 
greift, und um gleichzeitig zu verhindern, daß eine 


Unzahl von Unterausschüssen konstituiert wird, 
schlägt der Geschäftsordnungsausschuß im An- 
schluß an die Vorstellungen des Ausschusses der 
vorangegangenen Wahlperiode vor, einem Viertel 
der Mitglieder des Ausschusses ein Widerspruchs- 
recht gegen die Einsetzung eines Unterausschusses 
einzuräumen. 

Durch die Formulierung „aus seiner Mitte" sollen 
die stellvertretenden Mitglieder dieses Ausschusses 
von der Benennung als Mitglieder des Unteraus- 
schusses nicht ausgeschlossen werden. Da es Aus- 
nahmefälle geben kann, in denen Fraktionen den 
Wunsch haben, ein bestimmtes Mitglied des Bun- 
destages, das nicht ordentliches oder stellvertreten- 
des Mitglied des den Unterausschuß bildenden 
Ausschusses ist, als Mitglied in den Unterausschuß 
zu entsenden, soll Satz 2 den Fraktionen das Recht 
einräumen, von der dort aufgezeigten Möglichkeit 
Gebrauch zu machen. 

Aus der Formulierung „bestimmten Aufträgen" 
ergibt sich, daß das Generalthema bei der Einset- 
zung des Unterausschusses festgelegt werden muß. 

Zu Absatz 2 

Durch Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, daß § 12 
(Stärkeverhältnis der einzelnen Fraktionen) bei der 
Bestimmung des Vorsitzenden anzuwenden ist. Die 
Anwendbarkeit dieser Bestimmung gilt in diesem 
Falle nur für den jeweiligen Ausschuß; das heißt, 
es gibt keine Anrechnungspflicht bezüglich der 
Vorsitzenden von Unterausschüssen anderer Aus- 
schüsse. Durch die Soll-Vorschrift wird den Aus- 
schüssen gleichwohl ein größerer Handlungsspiel- 
raum eingeräumt. Durch Satz 2 wird klargestellt, 
daß der Ausschuß den Unterausschuß mit einfacher 
Mehrheit auflös en kann. Durch diese Bestimmung 
wird nicht, zuletzt die Abhängigkeit des Unteraus- 
schusses vom „Hauptausschuß" verdeutlicht. 

Der Ausschuß hält es in diesem Zusammenhang 
aber für erforderlich, darauf hinzuweisen, daß auch 
ohne ausdrückliche Festlegung ein Antrag auf 
Einsetzung eines Unterausschusses als gesonderter 
Tagesordnungpunkt auf die Tagesordnung des Aus- 
schusses gesetzt wird, um Zufallsmehrheiten zu 
verhindern. Dasselbe gilt selbstverständlich auch 
für die Auflösung des Unterausschusses. 

Durch Satz 3 wird verdeutlicht, daß der Unteraus- 
schuß nicht berechtigt ist, dem Plenum unmittelbar 
einen Bericht zu erstatten. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 werden die Minderheitenrechte festge- 
legt. Der Geschäftsordnungsausschuß geht davon 
aus, daß die Sitzungen der Unterausschüsse nicht 
zu einem Zeitpunkt einberufen werden, mit dem 
das Anwesenheitsrecht der Minderheit unterlaufen 
werden könnte. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 entspricht einem Bedürfnis der Praxis-, 
danach können mehrere Ausschüsse, denen ein 
Gegenstand zur Beratung überwiesen worden ist, 
einen gemeinsamen Unterausschuß bilden. Durch 
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Satz 2 soll in der Bezugnahme auf Absatz 1 und 
Absatz 2 Satz 2 klargestellt werden, daß auch bei 
der Beteiligung an einem Unterausschuß, der von 
mehreren Ausschüssen gemeinsam gebildet wird, 
das Widerspruchsrecht eines Viertels der Mitglie- 
der des Ausschusses, der sich beteiligen will, zur 
Anwendung kommt. Der beteiligte Ausschuß kann 
mit einfacher Mehrheit die Rückgängigmachung 
der Beteiligung am gemeinsamen Unterausschuß 
beschließen. Durch die Bezugnahme auf den gan- 
zen Absatz 1 wird verdeutlicht, daß die in Absatz 
1 Satz 2 vorgesehenen Ausnahmefälle auch für die 
mitbeteiligten Ausschüsse gelten. 

Die Vorstellungen des Geschäftsordnungsausschus- 
ses gehen im übrigen dahin, daß in Zukunft das 
Plenum nur wenige Ausschüsse durch Über- 
weisung ausdrücklich an der Beratung einer Vor- 
lage beteiligen wird, andererseits aber von der 
durch § 80 Abs. 1 Satz 2 vorgesehenen Möglichkeit 
größerer Gebrauch gemacht wird. Nach dieser 
Vorschrift sollen sich Ausschüsse im Benehmen 
mit dem federführenden Ausschuß an der Beratung 
einer bestimmten Frage einer Vorlage gutachtlich 
beteiligen können. Nach dieser vorgeschlagenen 
Regelung können sich auch ordentliche und stell- 
vertretende Mitglieder von Ausschüssen, die sich 
nur gutachtlich mit der Vorlage befassen wollen, 
an Unterausschüssen beteiligen. 

Durch Satz 3 wird festgelegt, daß insgesamt die 
Anzahl der von den beteiligten Ausschüssen zu 
benennenden Mitglieder die Anzahl der vom feder- 
führenden Ausschuß benannten Mitglieder nicht 
übersteigen darf. Dadurch soll eine Majorisierung 
der vom federführenden Ausschuß entsandten Mit- 
glieder ausgeschlossen werden. 

§ 56 — • Enquete-Kommission (§ 74 a) 

Die Bestimmung über Enquete-Kommissionen 
gehört nach Auffassung des Ausschusses systema- 
tisch hinter die Bestimmung über die Einsetzung 
von Unterausschüssen und wurde deshalb nach 
vorn gezogen. Der Ausschuß schlägt lediglich 
einen neuen Absatz 4 vor, wonach die Enquete- 
Kommissionen verpflichtet sind, ihren Bericht bis 
zum Ende der Wahlperiode vorzulegen; andernfalls 
ein Zwischenbericht erstattet werden muß, um dem 
Bundestag die Möglichkeit zu geben, darüber zu 
entscheiden, ob die Enquete-Kommission ihre 
Arbeit fortsetzen oder einstellen soll. 

§ 57 — • Mitgliederzahl der Ausschüsse (§ 68) 
ist unverändert übernommen worden. 

§ 58 — Bestimmung des Vorsitzenden und seines 
Stellvertreters (§ 69 Abs. 1) 

§58 entspricht dem bisherigen §69 Abs. 1 Satz 1. 
Die im bisherigen § 69 Abs. 1 enthaltene Bestim- 
mung, wonach dem Bundestag Kenntnis von der 
Bestimmung des Vorsitzenden und deren Stellver- 
treter zu geben ist, wurde gestrichen, weil sie nach 
Auffassung des Ausschusses überflüssig ist. 


§ 59 — Rechte und Pflichten des Vorsitzenden 
(§ 69 Abs. 2 und § 33 Abs. 4) 

Im bisherigen § 69 Abs. 2 war festgelegt, daß dem 
Vorsitzenden die Vorbereitung und Leitung der 
Ausschußsitzungen nach Maßgabe der in der 
Geschäftsordnung bestimmten Aufgaben der Aus- 
schüsse obliegt. Aufgrund der vom Geschäftsord- 
nungsausschuß gemachten Erfahrungen reicht diese 
pauschale Bestimmung nicht aus. Aus diesem 
Grunde wurden die Rechte und Pflichten des Vor- 
sitzenden in einer neuen Bestimmung zusammenge- 
faßt. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt lediglich fest, daß dem Vorsitzenden 
die Vorbereitung, Einberufung und Leitung der 
Sitzungen obliegt. Neu hinzugefügt wurde seine 
Verpflichtung zur Durchführung der Ausschuß- 
beschlüsse. Zur Aufnahme des letzten Halbsatzes 
sah sich der Ausschuß aufgrund eines konkreten 
Falles veranlaßt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält die im bisherigen § 33 Abs. 4 
enthaltene Bestimmung, wonach die Worterteilung 
in der Reihenfolge der Wortmeldungen erfolgt. Der 
Geschäftsordnungsausschuß hält es jedoch für 
erforderlich, darauf hinzuweisen, daß die Worter- 
teilung gleichwohl unter Berücksichtigung des in 
§ 28 Abs. 1 Satz 2 festgelegten Grundsatzes zu 
erfolgen habe. Damit soll sichergestellt werden, 
daß auch in den Ausschüssen auf die Rede die 
Gegenrede erfolgen soll. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Ordnungsgewalt des Vorsitzen- 
den, die selbstverständlich nicht weitergehen darf, 
als die Rechte des Präsidenten während der Plenar- 
sitzung. 

Zu Absatz 4 

In Abstz 4 wird festgelegt, daß der Vorsitzende bei 
Gefährdung des ordnungsgemäßen Ablaufs einer 
Sitzung die Sitzung unterbrechen oder im Einver- 
nehmen mit den Fraktionen die Ausschußsitzung 
beenden kann. 

Hier ist eine Differenzierung vorgenommen worden, 
und zwar zwischen Unterbrechung und Beendigung 
der Ausschußsitzung. Eine Unterbrechung soll der 
Vorsitzende allein vornehmen dürfen. Dies gilt vor 
allen Dingen für den Fall, daß er ein Einvernehmen 
mit den Fraktionen bezüglich der Beendigung der 
Sitzung nicht mehr herbeiführen kann. 

In dieser Bestimmung wird erstmals der Begriff 
,, Fraktion im Ausschuß" eingeführt. Der Ausschuß 
hat sich auf diesen Begriff geeinigt, weil die 
Verwendung der Funktionsbezeichnungen „Ob- 
mann bzw. Sprecher der Fraktion im Ausschuß" als 
Eingriff der Geschäftsordnung des Bundestages in 
die Satzungsautonomie der Fraktionen hätte gewer- 
tet werden können. Der Begriff „Fraktionen im 
Ausschuß" findet nur Verwendung, soweit Verfah- 
rensfragen geregelt werden sollen. Ausschließlich 
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für diesen Bereich werden damit alle Fraktionen 
unabhängig von ihrer Stärke gleichgestellt. Der 
Ausschuß hält diese Gleichstellung für berechtigt, 
wenn nicht sogar für geboten, weil ohne weitestge- 
hende Übereinstimmung in Verfahrensfragen eine 
faire politische Sachauseinandersetzung kaum mög- 
lich ist. 


§ 60 — Einberufung der Ausschußsitzungen 
Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 soll der Ausschußvorsitzende gene- 
rell berechtigt sein, im Rahmen der vom Ältesten- 
rat festgelegten Tagungsmöglichkeiten für Aus- 
schüsse (Zeitplan) Ausschußsitzungen selbständig 
einzuberufen. Diese Regelung entspricht auch der 
bisherigen Praxis. Für den Fall, daß der Ausschuß 
eine frühere oder spätere Einberufung beschließt, 
geht der Ausschußbeschluß selbstverständlich vor. 
Für die Tagesordnung gilt dasselbe (s. Erläuterung 
zu § 61). 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält die Verpflichtung des Ausschuß- 
vorsitzenden, die Einberufung des Ausschusses 
zum nächstmöglichen Termin vorzunehmen, wenn 
es eine Fraktion im Ausschuß oder mindestens ein 
Drittel der Mitglieder des Ausschusses unter 
Angabe der Tagesordnung verlangt. 

Mit dieser Regelung soll die bisher häufig auftau- 
chende Zweifelsfrage beseitigt werden, welche 
Minderheit im Ausschuß berechtigt ist, ein Einbe- 
rufungsverlangen vorzubringen. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird ausdrücklich festgestellt, daß es 
für Sitzungen außerhalb des Zeitplanes oder außer- 
halb des ständigen Sitzungsortes außer dem Vor- 
liegen eines entsprechenden Verlangens oder eines 
einstimmigen Beschlusses des Ausschusses einer 
Genehmigung des Präsidenten bedarf. Die Entschei- 
dungsfreiheit des Präsidenten ist jedoch einge- 
schränkt. Vor Erteilung oder Versagung der 
Genehmigung ist er gehalten, zu prüfen, ob über- 
wiegend Interessen anderer parlamentarischer 
Organe oder Gremien betroffen werden können. 
Wird eine Sitzung während des Plenums beantragt, 
wird, soweit möglich, der Ältestenrat vorher 
befragt werden. Dasselbe gilt für die Fraktionen, 
wenn während der Zeit, die für Fraktionssitzungen 
vorgesehen ist, getagt werden soll. 

Aus der Genehmigungsbedürftigkeit entsprechen- 
der Sitzungen folgt aber auch die Verpflichtung 
des Vorsitzenden, bei einem entsprechenden Ver- 
langen unverzüglich um Genehmigung zur Durch- 
führung der Sitzung beim Präsidenten nachzusu- 
chen. 


§ 61 — Tagesordnung der Ausschüsse 

Eine dem § 61 entsprechende Bestimmung befindet 
sich bisher nicht in der Geschäftsordnung. 


Die analoge Anwendung der Bestimmung über die 
Tagesordnung für das Plenum reicht nach Auffas- 
sung des Geschäftsordnungsausschusses aufgrund 
bisheriger Erfahrungen nicht aus. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 gilt der Vorsitzende als ermächtigt, 
die Tagesordnung festzusetzen. Davon bleibt 
selbstverständlich unberührt das Recht des Aus- 
schusses, jederzeit die Tagesordnung für die näch- 
ste Sitzung festzulegen. Macht er von dieser Mög- 
lichkeit Gebrauch, bleibt dem Vorsitzenden keine 
Möglichkeit zur Festsetzung der Tagesordnung. 

Zu Absatz 2 

Da streitig geworden ist, wann bzw. bis wann und 
mit welchen Mehrheiten die Tagesordnung für 
Ausschüsse geändert werden kann, hält der 
Geschäftsordnungsausschuß eine ausdrückliche Re- 
gelung dieser Frage in der Geschäftsordnung für 
erforderlich. Nach dieser Regelung soll der Aus- 
schuß mehrheitlich die Tagesordnung ändern kön- 
nen. Unter „ändern " fällt die Erweiterung der 
Tagesordnung, das Absetzen von Punkten von der 
Tagesordnung und die Änderung der Reihenfolge 
der Beratung. Durch den Nachsatz in Absatz 2 
wird jedoch festgelegt, daß eine Erweiterung der 
Tagesordnung nur zulässig ist, wenn nicht eine 
Fraktion im Ausschuß widerspricht. Hiermit soll 
dem für das parlamentarische Verfahren erforderli- 
chen Vertrauensschutz Rechnung getragen werden. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen dem bisheri- 
gen § 72. Ergänzt wurde lediglich die Bestimmung, 
daß auch die Dauer der Sitzung bekanntgegeben 
werden muß, soweit diese vorher vereinbart wur- 
de. 


§ 62 — Aufgaben der Ausschüsse (§ 60) 

Zu Absatz 1 

Im bisherigen § 60 war in Absatz 1 normiert: „Die 
Ausschüsse sind Organe des Bundestages“ und im 
Absatz 2 Satz 2 wurden die Ausschüsse als vorbe- 
reitende Beschlußorgane des Bundestages bezeich- 
net. 

Da dem bisherigen § 60 Abs. 1 Satz 2 eine fast 
inhaltsgleiche Bestimmung im bisherigen § 68 
Abs. 1 (jetzt § 57 Abs. 1) gegenübersteht, konnte 
hier auf eine Wiederholung des Inhalts verzichtet 
werden. Der Absatz 1 des § 62 enthält im wesentli- 
chen den Inhalt des bisherigen § 60 Abs. 2. Eine 
Klarstellung schlägt der Ausschuß in Satz 3 inso- 
weit vor, als das Wort „beraten“ durch das Wort 
„befassen“ ersetzt wird. In der 5. Wahlperiode (vgl. 
Drucksache V/4376 vom 12. Juni 1969) wurde den 
Ausschüssen durch die Fassung des § 60 Abs. 2 
Satz 3 das Recht eingeräumt, „sich auch mit nicht 
überwiesenen Fragen aus ihrem Geschäftsbereich 
zu befassen“ (s. S. 9 der Begründung in o. a. Druck- 
sache). Wenn in den Text der Geschäftsordnung 
selbst statt des Wortes „befassen“ das Wort „bera- 
ten“ aufgenommen wurde, so deshalb, weil bis zur 
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Änderung der Geschäftsordnung in der 6. Wahlpe- 
riode die Worte „Beratung" und „Aussprache" 
teilweise synonym verwendet wurden. 

Mit Drucksache VI/521 wurde durch das Ersetzen 
des Wortes „Beratung" durch das Wort „Ausspra- 
che" im bisherigen § 30 — und als Folgeänderung 
in einigen anderen Bestimmungen — verdeutlicht, 
„daß die Beratung aus mehreren Teilen bestehen 
kann, und zwar aus der Einbringung mit evtl. 
Begründung, der Aussprache und der Abstimmung, 
die die Beratung abschließt" (vgl. S. 3 der Begrün- 
dung in Drucksache VI/521). 

Bei dieser Änderung ist übersehen worden, daß das 
Verb „beraten" im bisherigen § 60 Abs. 2 Satz 3 
noch in der ursprünglichen Bedeutung des Substan- 
tivs „Beratung" verstanden werden könnte. 

Bei der Änderung in der 5. Wahlperiode hatte 
weder der Geschäftsordnungsausschuß noch der 
Bundestag die Absicht, an der Einordnung der 
Ausschüsse als „vorbereitende Beschlußorgane" 
bzw. „interne Hilfsorgane des Bundestages" etwas 
zu ändern. Wenn den Ausschüssen das Recht 
eingeräumt wurde, nicht überwiesene „andere" 
Fragen aus ihrem Geschäftsbereich zu „beraten", 
so sollte ihnen damit keinesfalls bezüglich dieser 
Fragen ein eigenständiges Initiativrecht noch das 
Recht eingeräumt werden, dem Bundestag bestimm- 
te Beschlüsse zu empfehlen. Bezieht sich das Recht 
zur Vorlage von Empfehlungen (Beschlüssen) aus- 
schließlich — von geregelten Ausnahmen abgese- 
hen — auf überwiesene Vorlagen und Anträge 
oder mit diesen in unmittelbarem Sachzusammen- 
hang stehende Fragen, so folgt damit, daß die 
Befassung mit einer nicht überwiesenen Frage 
nicht mit Sachbeschlüssen enden darf. 

Ist die Vorlage von Beschlußempfehlungen an den 
Bundestag ausschließlich den federführenden Aus- 
schüssen Vorbehalten, so bedeutet das, daß die 
nichtfederführenden Ausschüsse nicht das Recht 
haben, unter Umgehung des Bundestages Empfeh- 
lungen an Stellen außerhalb des Bundestages zu 
beschließen, d. h. sie dürfen keine Sachbeschlüsse 
mit Außenwirkungen fassen. Auf die Bezeichnung 
„Empfehlung, Entschließung, Beschluß" o. ä. kommt 
es dabei nicht an, ebensowenig darauf, ob dem 
Adressaten die Empfehlung o. ä. formlos oder in 
Form eines Briefes übermittelt wird. 

Um der mißverständlichen Interpretation des bisher 
in § 60 Abs. 2 Satz 3 enthaltenen Begriffes „bera- 
ten" 4 zu begegnen, hat der Geschäftsordnungsaus- 
schuß beschlossen, dieses Wort durch das Wort 
„befassen" zu ersetzen. Das Befassungsrecht der Aus- 
schüsse beinhaltet neben dem Recht zur Beschluß- 
fassung in Verfahrensfragen die Möglichkeit zur 
Meinungsbildung durch Aussprache und Informa- 
tion über nicht überwiesene Gegenstände aus dem 
Fachbereich sowie die laufende Kontrolle des kor- 
respondierenden Ressorts. Meinungsbildung und 
Kontrolle müssen dennoch nicht nur auf die Mit- 
glieder des Ausschusses beschränkt bleiben, denn 
trotz fehlenden Initiativrechts haben die Mitglieder 
der Ausschüsse die Möglichkeit, Anliegen an die 
Fraktion heranzutragen, damit diese auf Grund der 
geschäftsordnungsmäßigen Möglichkeiten initiativ 


werden können. Darüber hinaus haben die Mitglie- 
der des Ausschusses auf Grund des im Ausschuß 
gewonnenen Informationsstandes das Recht, allein 
oder zusammen mit der erforderlichen Zahl von 
Mitgliedern des Bundestages Fragen an die Bun- 
desregierung zu richten (Große, Kleine und Mündli- 
che Fragen) oder Vorlagen einzubringen. 

In diesem Sinne hat sich der Ausschuß für 
Geschäftsordnung gegenüber dem Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
geäußert. Auf Bitte des Geschäftsordnungsaus- 
schusses hat der Präsident mit Schreiben vom 
1. Dezember 1977 Kopie dieser vom Geschäftsord- 
nungsausschuß beschlossenen Interpretation allen 
Ausschußvorsitzenden zugeleitet. In seiner Sitzung 
vom 8. Dezember 1977 hat der Ältestenrat einmütig 
die Auffassung des Geschäftsordnungsausschusses 
bestätigt. 

Zu Absatz 2 

Während nach dem bisherigen § 60 Abs. 3 lediglich 
die Antragsteller aus der Mitte des Hauses das 
Recht hatten, einen Bericht über den Stand der 
Beratungen zu verlangen, empfiehlt der Geschäfts- 
ordnungsausschuß, es nicht mehr auf die Antrag- 
steller abzustellen, sondern dieses Recht jeder 
Fraktion oder fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages einzuräumen. Aufgrund der vorge- 
schlagenen Neuregelung besteht die Möglichkeit, 
daß auch ein Sachstandsbericht über Regierungs- 
vorlagen bzw. Vorlagen des Bundesrates verlangt 
werden kann. 

Da in vielen Fällen nach Auffassung des Geschäfts- 
ordnungsausschusses ein Bericht sechs Monate 
nach Überweisung u. U. wenig ergiebig oder gar 
unmöglich sein könnte, hält er es für angebracht 
vorzuschlagen, daß von dem Verlangen erst zehn 
Sitzungs wochen nach Überweisung der Vorlage 
Gebrauch gemacht werden kann. Eine Fraktion 
oder fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundes- 
tages können über die Berichterstattung hinaus 
verlangen, daß der Bericht auf die Tagesordnung 
des Bundestages gesetzt wird. Auch diese Berichte 
sind grundsätzlich schriftlich zu erstatten. Insoweit 
sind sie Vorlagen gemäß § 75 Abs. 1 Buchstabe 1. 


§63 — Federführender Ausschuß (§ 60 Abs. 4 und 5) 
Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt noch einmal ausdrücklich, daß 
die Berichterstattung an den Bundestag nur durch 
den federführenden Ausschuß erfolgen kann. Diese 
Bestimmung entspricht in etwa der bisherigen 
Regelung in § 60 Abs. 5. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 soll das Verhältnis zwischen dem feder- 
führenden Ausschuß und den beteiligten Ausschüs- 
sen regeln. Der Begriff „beteiligte Ausschüsse" 
wird an Stelle des Begriffes „mitberatende Aus- 
schüsse" verwandt, weil durch den neuen Begriff 
auch die Ausschüsse miterfaßt werden, die sich 
gutachtlich zu bestimmten Fragen der Vorlage 
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äußern wollen (s. §80 Abs. 1 Satz 2). Bezüglich der 
Berichterstattung s. Erläuterung zu § 66 Abs. 2. 

In der Vergangenheit war häufig zwischen dem 
federführenden Ausschuß und mitbeteiligten Aus- 
schüssen die Frage aufgeworfen worden, ob der 
federführende Ausschuß berechtigt sei, ohne Vor- 
liegen des Votums eines mitbeteiligten Ausschus- 
ses dem Plenum Bericht zu erstatten. 

Die vorgeschlagene redaktionelle Änderung soll 
hier Klarheit schaffen. 


§ 64 — Verhandlungsgegenstände 
Zu Absatz 1 

Mit der Bestimmung in Absatz 1 soll lediglich 
festgelegt werden, was Verhandlungsgegenstände 
im Ausschuß sind. 

Zu Absatz 2 

Aus § 46 kann bereits gefolgert werden, daß die 
Empfehlungen des Ausschusses an das Plenum nur 
so lauten dürfen, daß sie mit „Ja" oder „Nein" 
beantwortet werden können. Diese an sich in der 
Praxis ausreichende Regelung hat, wie bekannt, zu 
Schwierigkeiten geführt. Mit Absatz 2 soll deshalb 
eine Regelung getroffen werden, wie zu verfahren 
ist, wenn einem Ausschuß mehrere konkurrierende 
Vorlagen zum selben Gegenstand zur federführen- 
den Beratung überwiesen werden. 

Satz 1 enthält die Verpflichtung des federführenden 
Ausschusses, darüber zu beschließen, welche Vor- 
lage in derartigen Fällen als Verhandlungsgegen- 
stand für seine Beschlußempfehlung an den Bun- 
destag dienen soll. Diese Verpflichtung bedeutet 
nicht, daß der Ausschuß bereits zu Beginn seiner 
Beratung diese Entscheidung zu treffen hat. Sie 
kann vielmehr zu einem späteren Zeitpunkt der 
Beratung erfolgen oder im Verlauf der Beratung 
noch geändert werden. 

Durch Satz 2 wird geregelt, daß Vorlagen, die bei 
der Beratung nicht oder nur teilweise Berücksichti- 
gung gefunden haben, für erledigt erklärt werden 
können. Entsprechende Ausschußempfehlungen wa- 
ren bisher in der Praxis nicht einheitlich. Der 
Geschäftsordnungsausschuß hält diese Bestimmung, 
zusammen mit der Regelung in Satz 3, für erforder- 
lich, da es dem Wesen des Initiativrechts ent- 
spricht, daß über die Vorlage beraten und Beschluß 
gefaßt wird. Während der Geschäftsordnungsaus- 
schuß der vorangegangenen Wahlperiode das 
Widerspruchsrecht lediglich den Antragstellern 
zuerkennen wollte, schlägt der Geschäftsordnungs- 
ausschuß nunmehr vor, jeder Fraktion im Aus- 
schuß dieses Widerspruchsrecht einzuräumen, um 
damit auch die Möglichkeit zu eröffnen, daß bei 
Widerspruch z. B. gegen die Erledigterklärung von 
Vorlagen der Bundesregierung und des Bundesra- 
tes auch über diese gesondert abgestimmt wird. 

§ 65 — Berichterstatterbenennung (§ 70) 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat sich sowohl in 
der vorangegangenen wie in dieser Wahlperiode 


lange und eingehend mit der Frage der Zahl der 
Berichterstatter für eine Vorlage befaßt. Die 
umfangreichen Beratungen im Ausschuß waren 
geboten, weil die Zahl der Berichterstatter des 
Ausschusses sowohl die Rechte der Mitglieder des 
Ausschusses berühren kann, als auch Verfahrens- 
fragen des Plenums tangiert und nicht zuletzt für 
die Leitung durch den amtierenden Präsidenten 
von Bedeutung sein kann. 

Nachdem der Geschäftsordnungsausschuß sich 
zunächst dafür ausgesprochen hatte, für jeden Ver- 
handlungsgegenstand nur einen Berichterstatter zu 
benennen, mehrere Berichterstatter nur dann zuzu- 
lassen, wenn die Berichterstattung über umfangrei- 
che Vorlagen aufgeteilt werden könnte, sah er sich 
bei Schluß seiner Beratungen veranlaßt, neben der 
Übernahme der geltenden Fassung zwei weitere 
Möglichkeiten zur Regelung dieses Fragekomple- 
xes vorzulegen. Obwohl die Mehrzahl im bisheri- 
gen § 70 Abs, 2 nicht eindeutig ist, wurde aus der 
Mehrzahl sowohl bezüglich der Berichterstatter als 
auch der Beratungsgegenstände, jedenfalls bis zur 
4. Wahlperiode geschlossen, daß jeweils für einen 
Verhandlungsgegenstand nur ein Berichterstatter 
zu bestimmen sei. Seit der 5. Wahlperiode ist die 
Praxis jedoch in mehreren Ausschüssen zuneh- 
mend dahin gegangen, für jede Vorlage mehrere 
Berichterstatter zum selben Gegenstand auch bei 
nicht umfangreichen Vorlagen zu benennen. Das 
ging und geht sogar so weit, daß für eine Vorlage 
bis zu fünf und mehr Berichterstatter entsprechend 
dem Stärkeverhältnis der Fraktionen im Ausschuß 
benannt wurden und werden. 

Soweit im Ausschuß für die Beibehaltung der derzei- 
tigen Regelung und der sich daraus ergebenden Pra- 
xis plädiert wurde, wurde andererseits darauf hinge- 
wiesen, daß mindestens zwei Berichterstatter, und 
zwar aus Koalition und Opposition, besser gewähr- 
leisten könnten, daß der Bericht objektiv sei. 
Ferner würden mehrere Berichterstatter die Arbeit 
im Ausschuß erleichtern, da diese Berichterstatter 
dort quasi die Sprecher ihrer Fraktionen seien. 
Nicht zuletzt wurde geltend gemacht, daß bei der 
Benennung mehrerer Berichterstatter die Mehrar- 
beit der Berichterstatter besser nach außen 
dokumentiert werden könnte. Gleichzeitig würde 
es damit den Journalisten erleichtert, einen sach- 
kundigen Ansprechpartner der verschiedenen Frak- 
tionen zu finden. 

Gegen diese Argumentation wird geltend gemacht, 
es sei in einigen Ausschüssen zur Praxis gewor- 
den, daß mehrere Berichterstatter quasi als Unter- 
ausschuß tätig würden. Diese Praxis könnte dazu 
führen, das Mitwirkungsrecht des Bundesrates und 
der Bundesregierung zu verkürzen und unter 
Umständen auch das Mitwirkungsrecht der Mitglie- 
der des Ausschusses zu beeinträchtigen. Bei Fort- 
führung dieser Praxis könnte das zu einer Atomi- 
sierung des Parlaments führen. Ferner wird darauf 
hingewiesen, daß fast ausschließlich schriftliche 
Berichterstattung im Plenum erfolgt und lediglich 
eine mündliche Ergänzung des Schriftlichen 
Berichts vorgenommen werden soll. Da den Bericht- 
erstattern aber das jederzeitige Rederecht im Ple- 
num nicht genommen werden soll (vgl. § 28 Abs. 2), 
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wird auf die Gefahr hingewiesen, daß die Funktion 
des Berichterstatters entartet. Nicht zuletzt wird 
darauf verwiesen, daß nach der Form der Geschäfts- 
ordnung der 5. Wahlperiode zwischen Begründung 
und Aussprache deutlich unterschieden wird. Der 
amtierende Präsident muß nämlich die Möglichkeit 
haben, diese Trennung auch nach außen erkennbar 
zu machen. Wichtig ist diese Unterscheidung z. B. 
deshalb, weil Zwischenfragen an den Redner nur in 
der Aussprache über einen Verhandlungsgegen- 
stand zulässig sind (vgl. §27 Abs. 2). Daraus folgt, 
daß während der Begründung einer Vorlage oder 
während der Berichterstattung Zwischenfragen 
nicht zulässig sind. 

Die Alternative a) sieht deshalb vor, daß nur dann 
mehrere Berichterstatter benannt werden können, 
wenn umfangreiche Vorlagen hinsichtlich der 
Berichterstattung aufgeteilt werden. Gleichzeitig 
wird klargestellt, daß sich die mehreren Berichter- 
statter jeweils nur zum Gegenstand ihrer Berichter- 
stattung auf das jederzeitige Rederecht (§ 28 
Abs. 2) berufen können. 

Um mindestens einen Teil der Bedenken der Mit- 
glieder im Ausschuß auszuräumen, die sich für die 
Beibehaltung der derzeitigen Regelung ausgespro- 
chen haben, sieht die Alternative b) vor, daß die 
Ausschüsse beschließen können, auch die Bericht- 
erstatter der Fraktionen im Ausschuß unter dem 
Bericht des Ausschusses aufzuführen. 


§ 66 — Berichterstattung (§ 74) 

Zu Absatz 1 

§ 66 Abs. 1 entspricht der Regelung des bisherigen 
§74 Abs. 1. Während jedoch in der bisherigen 
Regelung die mündliche Berichterstattung gleich- 
rangig neben der schriftlichen Berichterstattung 
stand, und im wesentlichen auf den Umfang des 
Berichts abgestellt wurde, schlägt die Neufassung 
vor, daß grundsätzlich die Ausschußberichte 
schriftlich zu erstatten sind, die gemäß Satz 2 
mündlich ergänzt werden können. Die Neufassung 
entspricht im wesentlichen der derzeitigen Praxis. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 wurde nur redaktionell umgestaltet und 
im übrigen der vorgesehenen Neuregelung in § 80 
Abs. 1 angepaßt, wonach sich weitere Ausschüsse 
im Benehmen mit dem federführenden Ausschuß an 
den Beratungen bestimmter Fragen einer Vorlage 
gutachtlich beteiligen können. 

Da auch die Ausschüsse, die sich nur zu Teilen der 
Vorlage gutachtlich äußern, „beteiligte Ausschüs- 
se" sind, müssen ihre Stellungnahmen im Bericht 
wiedergegeben werden. 

Nach Auffassung des Geschäftsordnungsausschus- 
ses soll der jeweilige Ausschuß für den von ihm zu 
erstellenden Bericht ein Vorblatt fertigen. Wenn es 
auch zur Aufgabe des Ausschußsekretärs gehört, 
das Vorblatt zu erstellen, muß sein Inhalt die 
Zustimmung des Berichterstatters finden. Bei evtl. 
Unstimmigkeiten zwischen mehreren Berichterstat- 
tern soll zunächst der Ausschußvorsitzende einge- 


schaltet, notfalls im Ausschuß ein Konsens herbei- 
geführt werden. Zweck der Vorblätter ist es, in 
kurzer Form Kenntnis über Inhalt bzw. Zweck der 
Vorlage, mögliche Alternativen und evtl. Kosten 
zu geben. 

Die Absätze 3 und 4 des bisherigen § 74 können 
nach Auffassung des Geschäftsordnungsausschus- 
ses gestrichen werden, der Absatz 3 wegen der 
Neufassung der Bestimmung in § 63 Abs. 1 und der 
Absatz 4 wegen der Neufassung in § 66 Abs. 1. 


§ 67 — Beschlußfähigkeit im Ausschuß 

Da eine analoge Anwendung der Regeln über die 
Beschlußfähigkeit im Plenum im Ausschuß erhebli- 
che Schwierigkeiten bereitet, wenn nicht gar 
unmöglich ist, hält der Geschäftäordnungsausschuß 
eine entsprechende ausdrückliche Regelung für die 
Ausschüsse für erforderlich. Zwar wurde mit Satz 1 
die Regel für das Plenum übernommen, in Satz 2 
jedoch ausdrücklich die Fiktion der Beschlußfähig- 
keit festgelegt, die solange gelten soll, wie nicht 
von einem Mitglied vor einer Abstimmung ver- 
langt wird, die Beschlußfähigkeit durch Auszählen 
festzustellen. 

Um die Arbeit eines Ausschusses nicht unnötig zu 
erschweren, räiimt Satz 3 dem Vorsitzenden ver- 
schiedene Möglichkeiten ein. Zunächst kann er die 
Abstimmung, vor der die Feststellung der 
Beschlußfähigkeit verlangt wird, auf bestimmte 
Zeit verschieben. Von dieser Möglichkeit wird er 
dann Gebrauch machen, wenn die Beschlußunfähig- 
keit abzusehen ist. Es soll damit die Möglichkeit 
eröffnet werden, unter Verschiebung der Abstim- 
mung die Aussprache über denselben Beratungsge- 
genstand fortzusetzen oder einen anderen Tages- 
ordnungspunkt aufzurufen, wenn kein Widerspruch 
erfolgt. Diese Regelung entspricht der Feststellung 
in Satz 2, wonach grundsätzlich von der Beratungs- 
fähigkeit eines Ausschusses auszugehen ist. 

Um nach Feststellung der Beschlußunfähigkeit die' 
Arbeit des Ausschusses nicht völlig zu blockieren, 
soll der Vorsitzende nach den Vorstellungen des 
Geschäftsordnungsausschusses die Möglichkeit ha- 
ben, die Sitzung mit der Aussprache oder mit dem 
Aufruf eines anderen Tagesordnungspunktes fort- 
zusetzen, wobei beides nur erfolgen darf, wenn im 
Ausschuß kein Widerspruch erfolgt. 


§ 68 — Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundes- 
regierung zu den Ausschußsitzungen (§ 73 
Abs. 1) 

Die Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundesre- 
gierung zu den Ausschußsitzungen war bisher in 
§ 73 Abs. 1 — mit der Überschrift „Durchführung 
der Ausschußsitzungen" — geregelt. Der Geschäfts- 
ordnungsausschuß ist der Auffassung, daß für 
diese Möglichkeit ein besonderer Paragraph ange- 
bracht ist. 

Gemäß Artikel 43 Abs. 1 GG können der Bundestag 
und seine Ausschüsse die Anwesenheit jedes Mit- 
gliedes der Bundesregierung verlangen. Ohne daß 
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es bisher darüber zum Streit gekommen ist, wurde 
diese Bestimmung dahin gehend interpretiert, daß 
jeder Ausschuß jedes Mitglied der Bundesregie- 
rung jederzeit zu einer Ausschußsitzung zitieren 
könne; in der 5. Wahlperiode wurde lediglich 
noch ausdrücklich festgelegt, daß dies auch zum 
Zwecke seiner Anhörung in einer öffentlichen Sit- 
zung erfolgen könne. 

Diese Interpretation hat auch überwiegend Eingang 
in die Kommentierungen des Artikels 43 GG gefun- 
den. Dabei wurde nicht berücksichtigt, daß der 
frühere Reichsminister des Innern im Verfassungs- 
ausschuß die fast gleichlautende Bestimmung des 
Artikels 33 der Weimarer Reichsverfassung — „Der 
Reichstag und seine Ausschüsse können die Anwe- 
senheit des Reichskanzlers und jedes Reichsmini- 
sters verlangen" — dahin interpretiert hatte, daß 
die Anwesenheit nur desjenigen Ministers verlangt 
werden könne, dessen Verantwortlichkeit in 
Betracht komme. Entsprechend hatte auch Fritz 
Freiherr Marschall von Bieberstein das Zitierungs- 
recht dahin interpretiert, daß lediglich die Anwe- 
senheit des sachlich berührten Ministers verlangt 
werden könne [„Die Verantwortichkeit der 
Reichsminister" in Anschütz/Thoma Handbuch des 
deutschen Staatsrechts Bd. 1 S. 520 ff. (546)]. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hatte zunächst 
entsprechend dieser einschränkenden Interpretation 
empfehlen wollen, das Zitierungsrecht auf den 
zuständigen Bundesminister zu beschränken. Eine 
solche Beschränkung wäre nicht zuletzt im Hin- 
blick auf die im Gegensatz zur Weimarer Reichs- 
verfassung nicht mehr geltende Ministerverant- 
wortlichkeit zu begründen gewesen. Ferner hätte 
diese Auffassung eine Stütze in der Geschäftsord- 
nung der Bundesregierung gefunden, wonach ein 
Mitglied der Bundesregierung sich vor dem Aus- 
schuß nur zu Fragen äußern darf, die zu seinem 
Geschäftsbereich gehören oder jedenfalls seinen 
Geschäftsbereich mitbetreffen (vgl. § 9 GOBReg). 

Es wurde im Ausschuß jedoch darauf hingewiesen, 
daß das jederzeitige Zitierungsrecht und das jeder- 
zeitige Rederecht korrespondierende Rechte sind. 
Eine einschränkende Interpretation sei deshalb nur 
angebracht, wenn auch das jederzeitige Rederecht 
entsprechend restriktiv interpretiert würde. Da bis- 
her weder beim jederzeitigen Rederecht noch beim 
jederzeitigen Zitierungsrecht aller Bundesminister 
Streitfragen aufgetreten sind, hält der Geschäfts- 
ordnungsausschuß es für überflüssig, die restriktive 
Interpretation in die Geschäftsordnung aufzuneh- 
men, schlägt jedoch vor, statt „jedes Mitgliedes 
der Bundesregierung" zu formulieren „ eines ..." , 
was nicht heißen soll, daß u. U. nicht auch zwei 
Minister gleichzeitig zitiert werden können. 

Durchführung der Ausschußsitzungen: 

§ 69 — Nichtöffentliche Ausschußsitzungen 

§ 70 — öffentliche Anhörungssitzungen 

Die bisherige Bestimmung über die Durchführung 
der Ausschußsitzungen in § 73 regelte nicht nur die 
Durchführung nichtöffentlicher Sitzungen, sondern 


auch die der öffentlichen Informationssitzungen. 
Der Geschäftsordnungsausschuß ist der Auffassung, 
daß diese umfangreiche Bestimmung aufgeteilt 
werden sollte. Aus diesem Grunde regelt § 69 die 
Durchführung nichtöffentlicher Ausschußsitzungen, 
während in § 70 die Regeln für die Durchführung 
öffentlicher Anhörungssitzungen enthalten sind. 


§69 — Nichtöffentliche Ausschußsitzungen (§ 73 
Abs. 2, 7, 3 a, 10, 9 und § 97 Abs. 2) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 ist im wesentlichen unverändert unter 
Anpassung an die Grundsatzbeschlüsse dem bishe- 
rigen § 73 Abs. 2 entnommen. 

Zu Absatz 2 

Der Ausschuß hat beschlossen, den bisherigen 
Absatz 7 des § 73 als Absatz 2 zu übernehmen, des- 
sen Satz 2 folgenden Wortlaut hat: „Ausnahmen 
kann der Bundestag beschließen." 

Aus dem Zusammenhang mit Satz 1 ergibt sich, daß 
sich die Ausnahmen lediglich auf das Zutrittsrecht 
von Mitgliedern des Bundestages beziehen können. 
Aus diesem Grunde empfiehlt der Geschäftsord- 
nungsausschuß eine besondere Regelung bezüglich 
des Zutrittsrechts von Nichtmitgliedern des Bun- 
destages (s. Absatz 3). 

Von der Möglichkeit, wie sie bisher in § 73 Abs. 7 
Satz 2 verankert war, hat der Bundestag bisher 
lediglich in den ersten beiden Wahlperioden 
Gebrauch gemacht. So beschloß er in seiner 12. Sit- 
zung vom 20. Oktober 1949, daß die Teilnahme an 
den Sitzungen des Ausschusses für Besatzungssta- 
tut und Auswärtiges, des Ausschusses für gesamt- 
deutsche Fragen, des Ausschusses für ERP-Fragen 
und des Berlin-Ausschusses auf die stimmberech- 
tigten Mitglieder dieser Ausschüsse und ihre Stell- 
vertreter beschränkt und die Mitgliedschaft und 
Stellvertretung an die Person der benannten Mit- 
glieder gebunden sei. In der 2. Wahlperiode wurde 
dieser Beschluß ergänzt und zwar durch Beschluß 
des Bundestages vom 20. März 1953. Als soge- 
nannte geschlossene Ausschüsse gelten demnach 
der Auswärtige Ausschuß, der Innenausschuß — 
soweit er die Aufgaben des früheren Ausschusses 
für Verfassungsschutz übernommen hat — , der 
Verteidigungsausschuß und der Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen. 

In den folgenden Wahlperioden wurden entspre- 
chende Beschlüsse nicht wiederholt, die Vertrau- 
lichkeit der sogenannten geschlossenen Ausschüs- 
se jedoch als weitergeltend unterstellt. 

Der Geschäftsordnungsausschuß vertritt die Auf- 
fassung, daß derartige Einschränkungen des allge- 
meinen Zutrittsrechts von Mitgliedern des Bundes- 
tages zu allen Ausschußsitzungen als geltendes 
Gewohnheitsrecht kaum Bestand haben kann. 

Wegen der weitgehenden Bedeutung dieser Bestim- 
mung hat der Geschäftsordnungsauschuß zwei wei- 
tere Möglichkeiten zur Regelung dieses Fragen- 
komplexes in Erwägung gezogen. 
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Die Konkretisierung des Zutrittsrechts in der Alter- 
native a) hätte den Vorteil, daß zu Beginn der 
Wahlperiode oder bei später einzusetzenden Aus- 
schüssen mit der Einsetzung festgelegt werden 
müßte, ob das Zutrittsrecht beschränkt werden soll. 
Wenn das Plenum entsprechende Beschränkungen 
des Zutrittsrechts beschließt, würden dadurch ver- 
fassungsrechtliche Statusrechte der Mitglieder des 
Bundestages nicht betroffen. Das Parlament muß 
das Recht haben, seine innere Ordnung selbst zu 
regeln. Insoweit gilt dasselbe wie für die Beschrän- 
kung des Rederechts. 

Bei Annahme dieser Alternative müßte der vom 
Ausschuß vorgeschlagene Absatz 7 entfallen, wo- 
nach an Ausschußsitzungen, an denen die Teil- 
nahme auf die ordentlichen Mitglieder und deren 
namentlich benannte Stellvertreter beschränkt ist, 
einer der Antragsteller, wenn er nicht Mitglied des 
Ausschusses ist, ausschließlich zum Zwecke der 
Begründung der Vorlage teilnehmen kann. 

Der Nachteil dieser Regelung wäre, daß diese 
Ausschüsse quasi vertraulich beraten, ohne daß die 
Beratungen zwangsläufig der Geheimschutzordnung 
des Deutschen Bundestages unterliegen müßten. 
Aus diesem Grunde stellt der Geschäftsordnungs- 
ausschuß als zweite Möglichkeit vor, den Satz 
„Ausnahmen kann der Bundestag beschließen" zu 
streichen. 

Dafür könnte in der Geheimschutzordnung des 
Bundestages klargestellt werden, daß bei Beratung 
von Gegenständen, die der Geheimschutzordnung 
des Deutschen Bundestages unterliegen, das 
Zutrittsrecht durch Beschluß des Ausschusses 
beschränkt werden kann. 

Bisher ist in der Geheimschutzordnung (§ 7 Abs. 1) 
lediglich gesagt, daß der Vorsitzende vor Beginn 
der vertraulichen Beratungen festzustellen hat, daß 
sich keine unbefugte Person im Sitzungssaal auf- 
hält. Aus der Tatsache, daß an den Ausschußsit- 
zungen, an denen die Teilnahme auf die ordentli- 
chen Mitglieder und deren namentlich benannte 
Stellvertreter beschränkt ist, ein Antragsteller, der 
nicht Mitglied des Ausschusses ist, ausschließlich 
zum Zwecke der Begründung der Vorlage teilneh- 
men kann, ist geschlossen worden, daß er nach 
Begründung vom Vorsitzenden aufgefordert werden 
kann, den Sitzungsaal zu verlassen. Er wird somit 
quasi als „unbefugte Person" angesehen. Durch 
eine Änderung der Geheimschutzordnung könnte 
ohne Verletzung von Statusrechten eine Klarstel- 
lung des Zutrittsrechts von Mitgliedern des Bun- 
destages erfolgen. 

Zu Absatz 3 

Die in Absatz 3 vorgeschlagene Bestimmung ent- 
hält den Versuch einer Regelung des Zutrittsrechts 
zu Sitzungen der Ausschüsse für Nichtmitglieder 
des Bundestages. Da streitig geworden ist, wer 
neben den ordentlichen und stellvertretenden Mit- 
gliedern des Ausschusses, Vertretern bzw. Beauf- 
tragten der Bundesregierung und des Bundesrates 
und Angehörigen des Sekretariats des Ausschusses 
an den Sitzungen des Ausschusses teilnehmen darf, 


hält der Geschäftsordnungsausschuß eine Bestim- 
mung für erforderlich, die allgemein regelt, wem 
das Zutrittsrecht zu den Ausschutzsitzungen gestat- 
tet werden soll. 

Aufgrund dieser neuen Bestimmung könnte 
zunächst einmal den Mitgliedern des Presse- und 
Informationszentrums des Deutschen Bundestages 
eine Rechtsgrundlage für ihre Anwesenheit in den 
Ausschußsitzungen gegeben werden. Während sich 
für diesen Personenkreis eine generelle Regelung 
anbietet, gibt es Einzelfälle, die entsprechend ihrer 
Sonderlage einer gesonderten Behandlung bedür- 
fen. Damit aber nicht jeder Ausschuß für sich 
allein über das Zutrittsrecht von Nichtmitgliedern 
des Bundestages im Einzelfall entscheidet mit der 
sich daraus ergebenden Gefahr, daß sich innerhalb 
des Parlaments eine von Ausschuß zu Ausschuß 
abweichende Praxis entwickelt, schlägt der 
Geschäftsordnungsausschuß vor, in diesen Fällen 
den Geschäftsordnungsausschuß entscheiden zu 
lassen. Er soll endgültig entscheiden, es sei denn, 
daß auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder der 
Bundestag eine Entscheidung treffen soll. 

Zu Absatz 4 

Die Bestimmungen in Absatz 4 entsprechen im 
wesentlichen den Regelungen im bisherigen § 97 
Abs. 2 und im bisherigen § 73 Abs. 8. Geändert 
werden soll jedoch, daß nicht mehr den Erstunter- 
zeichnern die Tagesordnung zugeleitet werden soll, 
sondern lediglich dem Erstunterzeichner. Aus dem 
Plural war nicht ersichtlich, wie vielen Erstunter- 
zeichnern die Tagesordnung zu übermitteln war. 
Durch die Beschränkung der Zuleitung der Tages- 
ordnung auf den Erstunterzeichner können sich 
nach Auffassung des Geschäftsordnungsausschus- 
ses die Antragsteller schon von vornherein darüber 
einigen, wer von den Rechten aus der Geschäfts- 
ordnung als Antragsteller Gebrauch machen soll, 
denn nach dem Vorschlag des Geschäftsordnungs- 
ausschusses soll sich der Erstunterzeichner von 
einem anderen Antragsteller in der Wahrnehmung 
der beratenden Stimme vertreten lassen können. 
Der Satz, wonach in besonderen Fällen der Aus- 
schuß auch andere Mitglieder des Bundestages zu 
seinen Verhandlungen mit beratender Stimme hin- 
zuziehen oder zulassen kann, entspricht dem gel- 
tenden Recht. 

Zu Absatz 5 

Die Neuregelung in Absatz 5 bezüglich der Frak- 
tionsvorsitzenden ist dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 7. Dezember 1965 (Drucksache 
V/97) entnommen. Dabei wurde lediglich die Formu- 
lierung „Sie können sich durch einen Beauftragten 
vertreten lassen" anders gefaßt, um zu verdeutli- 
chen, daß Beauftragter nur ein Mitglied des Deut- 
schen Bundestages sein kann. 

Zu Absatz 6 

In Absatz 6 wurden lediglich redaktionelle Anpas- 
sungen des in der 5. Wahlperiode eingefügten 
Absatzes 3 a in § 73 vorgenommen. 
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Zu Absätzen 7 und 8 

Absatz 7 entspricht inhaltlich unverändert dem 
bisherigen § 73 Abs. 10. Bei Annahme der Alterna- 
tive a) zu Absatz 2 müßte er gestrichen werden. 
Absatz 8 entspricht unverändert dem bisherigen 
§ 73 Abs. 9. 

Zu Absatz 9 

Neu eingefügt werden soll nach Auffassung des 
Ausschusses eine Bestimmung darüber, daß in 
Fällen, in denen mehrere Ausschüsse in gemeinsa- 
mer Sitzung über denselben Verhandlungsgegen- 
stand beraten, die Abstimmung nach Ausschüssen 
getrennt zu erfolgen hat. Auch mit diesem Vor- 
schlag bringt der Geschäftsordnungsausschuß die 
Positivierung einer Klarstellung, die er in einer 
früheren Wahlperiode vorgenommen hat. 


§ 70 — öffentliche Anhörungssitzungen (§ 73 Abs. 3, 
4, 5 und 6) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält mit redaktionellen Änderungen 
die Bestimmungen des bisherigen § 73 Abs. 3. 

Zu Absatz 2 

Die in diesem Absatz verankerte Bestimmung ent- 
hält eine Regelung hinsichtlich der vom Ausschuß 
zu hörenden Auskunftspersonen, wenn die Durch- 
führung einer öffentlichen Anhörung von einer 
Minderheit der Mitglieder im Ausschuß verlangt 
wird. 

Obwohl zu erwarten ist, daß sich auch bei Infor- 
mationssitzungen auf Verlangen einer Minderheit 
eine Einigung über die anzuhörenden Auskunfts- 
personen im Ausschuß erzielen läßt, hat der 
Geschäftsordnungsausschuß es aufgrund einer an 
ihn gerichteten Anfrage für erforderlich gehalten, 
diese Frage in der Geschäftsordnung selbst zu 
regeln. 

Zu Absatz 3 

Auch die in Absatz 3 enthaltenen Regelungen sind 
neu und gehen auf eine Anfrage des Bundestags- 
präsidenten während der 7. Wahlperiode an den 
Geschäftsordnungsausschuß zurück. Gefragt war 
insbesondere nach der Berechtigung zur Durchfüh- 
rung von öffentlichen und nichtöffentlichen Anhö- 
rungen durch mitberatende Ausschüsse. 

Im Schreiben vom 13. März 1975 an den Bundestags- 
präsidenten wird mitgeteilt, der Geschäftsord- 
nungsausschuß habe § 73 Abs. 3 einmütig in folgen- 
dem Sinne interpretiert: 

„Zur Information über einen Gegenstand seiner 
Beratung kann der federführende Ausschuß 
öffentliche Anhörungen von Sachverständigen, 
Interessenvertretern und anderen Auskunftsper- 
sonen vornehmen. Bei überwiesenen Vorlagen 
oder Anträgen ist er auf Verlangen eines Vier- 
tels seiner Mitglieder dazu verpflichtet. Macht er 


von der Möglichkeit nach Satz 1 keinen 
Gebrauch oder beschränkt er seine Anhörung 
auf Teilfragen seines Geschäftsbereichs, kann 
der mitberatende Ausschuß, soweit durch den 
Beratungsgegenstand sein Geschäftsbereich be- 
troffen ist, beschließen, im Benehmen mit dem 
federführenden Ausschuß eine Anhörung durch- 
zuführen. Bei nicht überwiesenen Gegenständen 
können die Ausschüsse im Rahmen des § 60 
Abs. 2 Satz 3 eine Anhörung beschließen. Die 
Beschlußfassung über die Durchführung einer 
Anhörung ist nur zulässig, wenn ein entspre- 
chender Antrag auf der Tagesordnung des Aus- 
schusses steht." 

Zur Erläuterung dieser Interpretation verwies der 
Geschäftsordnungsausschuß darauf, daß aus der 
allgemeinen Aufgabenstellung der Ausschüsse ent- 
nommen werden müsse, daß es vor der Durchfüh- 
rung einer öffentlichen Informationssitzung durch 
den mitberatenden Ausschuß einer Abstimmung 
mit dem federführenden Ausschuß bedürfe, der in 
etwa als Herr des Verfahrens angesehen werden 
könne. 

Aus diesem Grunde sei auch davon auszugehen, 
daß grundsätzlich dem federführenden Ausschuß 
der Vorrang bezüglich der Durchführung öffentli- 
cher Informationssitzungen einzuräumen sei. Dem- 
entsprechend dürfe der mitberatende Ausschuß erst 
dann eine Informationssitzung durchführen, wenn 
feststehe, daß seitens des federführenden Aus- 
schusses keine Anhörung durchgeführt werde oder 
die erforderliche Information für die Mitglieder des 
mitberatenden Ausschusses in der vom federfüh- 
renden Ausschuß durchgeführten Informationssit- 
zung nicht erbracht werde. Wenn sich von vorn- 
herein eine schwerpunktmäßige Aufteilung der 
Vorlage abzeichne, und der federführende Aus- 
schuß insoweit auf die Durchführung einer Infor- 
mationssitzung verzichte, könne der mitberatende 
Ausschuß beschließen, seinerseits eine Informa- 
tionssitzung durchzuführen. Damit sei auch klarge- 
stellt, daß der mitberatende Ausschuß nicht auf 
Verlangen einer Minderheit eine Informationssit- 
zung durchführen! müsse. 

Ferner wurde ausgeführt, wenn der mitberatende 
Ausschuß eine Informationssitzung beschließe, 
liege auch die Durchführung bei ihm. Er habe dann 
allerdings den federführenden Ausschuß von der 
Anberaumung dieser Informationssitzung in Kennt- 
nis zu setzen. Die Mitglieder des federführenden 
Ausschusses hätten während der Sitzung des mit- 
beratenden Ausschusses Fragerecht; dies könne im 
Einvernehmen mit dem federführenden Ausschuß 
auf einzelne Mitglieder des federführenden Aus- 
schusses beschränkt werden. Schließlich weist der 
Geschäftsordnungsausschuß darauf hin, daß er mit 
dem Präsidium der Meinung sei, diese Interpreta- 
tion gelte nicht nur für die Durchführung öffentli- 
cher Informationssitzungen, sondern müsse auch 
Geltung bei nichtöffentlichen Informationssitzun- 
gen haben (s. Absatz 7). 

Diese Interpretation gilt auch für die jetzt vom 
Ausschuß vorgeschlagene Fassung des Absatzes 3. 
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Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält unverändert den bisherigen § 73 
Abs. 4. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 enthält eine geänderte Fassung des bishe- 
rigen § 73 Abs. 5. Während nach der bisher gelten- 
den Fassung der Ausschuß zur Vorbereitung einer 
öffentlichen Anhörung den geladenen Auskunfts- 
personen die jeweilige Fragestellung übermitteln 
und sie zur Einreichung einer schriftlichen Stel- 
lungnahme auffordern mußte, schlägt der Geschäfts- 
ordnungsausschuß nunmehr vor, von der Muß- 
Bestimmung abzugehen und die Abgabe einer 
schriftlichen Stellungnahme in die Form einer Bitte 
zu fassen. Bei diesem Änderungsvorschlag berück- 
sichtigt der Geschäftsordnungsausschuß die in der 
Vergangenheit häufig aufgetretenen Schwierigkei- 
ten, den Auskunftspersonen rechtzeitig die jeweili- 
gen Fragestellungen zuzuleiten bzw. die Unmög- 
lichkeit für die Auskunftspersonen, rechtzeitig vor 
der Informationssitzung die schriftliche Stellung- 
nahme abzugeben. Obwohl nunmehr die Muß- 
durch eine Kann-Bestimmung ersetzt worden ist, 
hält es der Geschäftsordnungsausschuß weiterhin 
für sinnvoll, soweit wie möglich die Auskunftsper- 
sonen um die vorherige Abgabe einer schriftlichen 
Stellungnahme zu bitten. Er sieht in dieser schriftli- 
chen Vorabinformation die Möglichkeit, die Infor- 
mationssitzungen zu straffen und sie damit effekt- 
voller zu gestalten. Dabei könnte schließlich auch 
als wünschenswerter Nebeneffekt erreicht werden, 
daß die Protokolle über öffentliche Informationssit- 
zungen kürzer und den Beteiligten früher zugestellt 
werden könnten. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 enthält unverändert die Bestimmungen 
des bisherigen § 73 Abs. 6 und regelt den Ersatz 
von Auslagen an Sachverständige und Auskunfts- 
personen. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 enthält die neue Bestimmung, daß die 
Regelungen für Anhörungen in öffentlichen Sitzun- 
gen auch für Anhörungen in nichtöffentlichen Sit- 
zungen Geltung haben, wie dies in dem Schreiben 
des Geschäftsordnungsausschusses vom 13. März 
1975 an den Bundestagspräsidenten bereits zum 
Ausdruck gekommen ist. Zur Frage, was nichtöf- 
fentliche Informationssitzungen sind, hat der 
Geschäftsordnungsausschuß in dem genannten 
Schreiben darüber hinaus ausgeführt, er sei der 
Auffassung, daß darunter nicht solche Sitzungen 
der Ausschüsse fielen, in denen Einzelpersonen als 
Sachverständige gehört werden sollten und durch 
die Anhörung dem Bundestag keine Kosten 
erwüchsen. 

Das Interpretationsschreiben des Geschäftsord- 
nungsausschusses hat die damalige Bundestagsprä- 
sidentin mit Schreiben vom 22. April 1975 allen 
Vorsitzenden der Ausschüsse zugeleitet. Aufgrund 
dieser Tatsache wurde bei der Durchführung von 
öffentlichen und nichtöffentlichen Informationssit- 


zungen entsprechend der Interpretation des 
Geschäftsordnungsausschusses verfahren, weshalb 
man sagen kann, daß die vom Geschäftsordnungs- 
ausschuß jetzt vorgeschlagene neue Bestimmung 
eine Positivierung der geltenden Praxis ist. 

§71 — Antragstellung im Ausschuß, Schluß der 
Aussprache 

Zu Absatz 1 

Während für das Plenum die Formvoraussetzungen 
für die Antragstellung eindeutig geregelt sind, 
enthielt die bisherige Geschäftsordnung keine ent- 
sprechende Bestimmung für die Antragstellung im 
Ausschuß. Aus diesem Grunde schlägt der 
Geschäftsordnungsausschuß vor, eine Bestimmung 
aufzunehmen, die die Antragstellung im Ausschuß 
regelt. Danach sollen im Ausschuß nur noch anwe- 
sende stimmberechtigte Mitglieder antragsberech- 
tigt sein. Ein schriftlicher Antrag eines nicht anwe- 
senden stimmberechtigten Mitgliedes darf danach 
nur zur Abstimmung gestellt werden, wenn ein 
anwesendes stimmberechtigtes Mitglied ihn über- 
nimmt. 

Zu Absatz 2 

Die Behandlung eines Antrages auf Schluß der 
Aussprache ist für die Ausschüsse in der geltenden 
Geschäftsordnung nicht geregelt. Da eine analoge 
Anwendung der Bestimmungen für das Plenum zu 
Schwierigkeiten führen könnte, schlägt der Aus- 
schuß vor, daß ein Antrag auf Schluß der Ausspra- 
che vom Vorsitzenden erst zur Abstimmung 
gestellt werden darf, wenn jede Fraktion Gelegen- 
heit hatte, zur Sache zu sprechen und evtl, von der 
jeweiligen Fraktionsauffassung abweichende Mei- 
nungen vorgetragen werden konnten. 

Mit dieser Bestimmung soll nach dem Willen des 
Ausschusses eine mißbräuchliche Handhabung der 
Möglichkeit des Antrags auf Schluß der Debatte 
begegnet werden. Die Prüfung, ob die Vorausset- 
zungen für die Abstimmung über einen Antrag auf 
Schluß der Aussprache vorliegen, obliegt dem Vor- 
sitzenden und ergibt sich aus seiner Leitungsfunk- 
tion. 

§ 72 — Abstimmungen außerhalb einer Sitzung 

In einigen Ausschüssen wird teilweise eine Form 
der Abstimmung außerhalb einer Ausschußsitzung 
praktiziert, die keine Grundlage in der geltenden 
Geschäftsordnung hat. Da nicht ausgeschlossen 
werden kann, daß in bestimmt gelagerten Einzelfäl- 
len eine Beschlußfassung des Ausschusses in sit- 
zungsfreien Wochen herbeigeführt werden muß, 
schlägt der Geschäftsordnungsausschuß in § 72 
eine Regelung für Abstimmungen außerhalb einer 
Sitzung vor. Um eine mißbräuchliche Anwendung 
dieser Bestimmung auszuschließen, hat es der 
Geschäftsordnungsausschuß für erforderlich gehal- 
ten, die Möglichkeiten einer solchen Abstimmung 
an ganz bestimmte Voraussetzungen zu knüpfen. 
So muß der Ausschuß nach Satz 1 den Vorsitzen- 
den einstimmig ermächtigen, über bestimmte Fra- 
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gen in besonderen Eilfällen eine schriftliche 
Abstimmung durchführen zu lassen. Der Geschäfts- 
ordnungsausschuß geht bei dieser Regelung davon 
aus, daß als „besondere Eilfälle" im wesentlichen 
nur solche Fälle in Betracht kommen, die termin- 
bzw. fristgebunden entschieden werden müssen. 

Hat ein Ausschuß seinen Vorsitzenden ermächtigt 
und will dieser im Wege eines schriftlichen Ver- 
fahrens eine Entscheidung des Ausschusses herbei- 
führen, muß er den Entwurf einer Beschlußempfeh- 
lung an alle Mitglieder des Ausschusses schicken, 
zu der diese innerhalb einer bestimmten Frist 
gemäß § 46 ja oder nein sagen können. 

Satz 3 räumt die Möglichkeit ein, die schriftliche 
Abstimmung mit der Durchführung einer Sitzung 
bzw. Sondersitzung des Ausschusses zu unterlau- 
fen. Diese Möglichkeit muß trotz der strengen 
Voraussetzung — einstimmige Ermächtigung an 
den Vorsitzenden — eingeräumt werden, weil die 
Aussprache über einen Verhandlungsgegenstand 
(hier Beschlußempfehlung) im Einzelfall von erheb- 
licher politischer Bedeutung sein kann. 


§ 73 — Ausschußprotokolle (§ 73 a) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen der bisherigen 
Regelung im § 73 a Abs. 1. Angefügt ist in Satz 3 
die Bestimmung, wonach stenographische Aufnah- 
men von Ausschußsitzungen der Genehmigung des 
Präsidenten bedürfen. Durch die Genehmigungs- 
pflicht solcher Aufnahmen soll einer Ausuferung 
der Aufnahme durch Stenographen begegnet, ande- 
rerseits aber auch eine einheitliche Praxis inner- 
halb der Ausschüsse gesichert werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 wurde nur redaktionell geändert. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält unverändert den bisherigen § 73 a 
Abs. 3. 

§ 74 — Anwendbarkeit der Bestimmungen der Ge- 
schäftsordnung (§71) 

Im bisherigen §71 wurde unter der Überschrift 
„Beschlußfähigkeit und Geschäftsordnung" festge- 
legt, daß für die Beratung und Beschlußfassung in 
den Ausschüssen die Grundsätze dieser Geschäfts- 
ordnung Geltung haben sollten, soweit nichts 
anderes bestimmt werde. Gerade dieser generelle 
Hinweis auf die Anwendbarkeit der Grundsätze der 
Geschäftsordnung mit den sich daraus ergebenden 
Anwendungs- und Auslegungsschwierigkeiten war 
für den Geschäftsordnungausschuß Veranlassung, 
konkretere Bestimmungen für die Arbeit der Aus- 
schüsse in die Geschäftsordnung einzufügen. Diese 
Verfahrensregeln, die für die Ausschüsse und auch 
für die Enquete-Kommissionen gelten, haben inso- 
weit Vorrang vor den anderen Verfahrensregeln 
dieser Geschäftsordnung, während darüber hinaus 


die anderen Bestimmungen der Geschäftsordnung 
auf Ausschüsse und auf Enquete-Kommissionen mit 
Ausnahme des § 126 entsprechende Anwendung 
finden. Die Anwendbarkeit des § 126, wonach mit 
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder 
von den Bestimmungen der Geschäftsordnung 
abgewichen werden kann, soll nach Auffassung 
des Geschäftsordnungsausschusses nicht für die 
Ausschüsse gelten. Der Geschäftsordnungsaus- 
schuß hat sich nämlich bei der Einfügung neuer 
Verfahrensregeln für die Ausschüsse auf solche 
Bestimmungen beschränkt, die sich auf das Ver- 
hältnis der Ausschüsse zum Plenum oder unterein- 
ander beziehen bzw. über den internen Ausschuß- 
bereich hinausgehend Außenwirkungen zeitigen 
oder Rechte anderer berühren. Für diesen genann- 
ten Bereich hält der Geschäftsordnungsausschuß es 
für unabdingbar, daß die vom Bundestag für die 
Ausschüsse beschlossenen Verfahrensregeln ohne 
Abweichungen eingehalten werden, weil ansonsten 
die Gefahr bestünde, daß die Ausschüsse sich zu 
weitgehend verselbständigen und ihre Eigenschaft 
als vorbereitendes Beschluß- bzw. Hilfsorgan des 
Bundestages verlieren würden. 


Abschnitt VIII — Vorlagen und ihre Behandlung 
§ 75 — Vorlagen (§ 75) 

§ 75 bringt erstmals eine Bestimmung des Begriffs 
„Vorlagen", und zwar unterschieden nach selbstän- 
digen Vorlagen, die als Verhandlungsgegenstand 
auf die Tagesordnung des Bundestages gesetzt 
werden können (Absatz 1), unselbständigen Vorla- 
gen, die sich auf Verhandlungsgegenstände bezie- 
hen (Absatz 2) und sogenannten unechten Vorla- 
gen (Absatz 3), sie gelten lediglich als Vorlagen im 
Sinne des §76 Abs. 1, in dem das Unterschriftser- 
fordernis bei Vorlagen von Mitgliedern des Bun- 
destages geregelt wird. 

Zu Absatz t (Vorlagen) 

Absatz 1 bringt eine Aufzählung der selbständigen 
Vorlagen, ohne aber alle möglichen Tagesord- 
nungspunkte erfassen zu wollen, mit anderen Wor- 
ten, alle Vorlagen können Gegenstand der Beratun- 
gen im Plenum sein und deshalb als Punkt auf der 
Tagesordnung des Bundestages erscheinen, umge- 
kehrt muß aber nicht jeder Verhandlungsgegen- 
stand unbedingt eine Vorlage im Sinne des § 75 
Abs. 1 sein. 

Dies gilt z. B. für die Abgabe von Erklärungen 
seitens der Bundesregierung, soweit sie nicht unter 
Unterrichtungen (Absatz 1 Buchstabe e) fallen, 
ferner für Wahlen, die aufgrund von Wahlvor- 
schlägen durchgeführt werden, die nicht als Druck- 
sache verteilt werden. Daneben sind Verhandlungs- 
gegenstände denkbar, die beispielsweise aufgrund 
besonderer Ereignisse ad hoc auf die Tagesordnung 
gesetzt werden müssen, ohne daß es dazu einer 
entsprechenden Vorlage bedürfte. 
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Wenn der Geschäftsordnungsausschuß empfiehlt, 
in § 75 Abs. 1 eine Aufzählung der Vorlagen zu 
bringen, so nicht zuletzt deshalb, um allen Mitglie- 
dern des Bundestages darzulegen, mit welchen 
Vorlagen sie befaßt werden können. Darüber hin- 
aus ermöglicht die einheitliche Verwendung des 
Begriffes „Vorlagen" für die in Betracht kommen- 
den Verhandlungsgegenstände, die nur aufgrund 
bestimmter Voraussetzungen auf die Tagesordnung 
des Bundestages gesetzt werden können, eine nicht 
unerhebliche Vereinfachung der Verfahrensregeln 
für die Behandlung der verschiedenen Arten von 
Vorlagen. 

Nach den Vorstellungen des Geschäftsordnungs- 
ausschusses soll eine Unterscheidung zwischen 
Gesetzentwürfen und Anträgen, die einen Gesetz- 
entwurf enthalten, künftig entfallen. Die bisherige 
Unterscheidung geht darauf zurück, daß Gesetzent- 
würfe der Bundesregierung und des Bundesrates 
auch als solche bezeichnet wurden, während 
Gesetzentwürfe aus der Mitte des Hauses als 
„Anträge, die einen Gesetzentwurf enthalten", 
bezeichnet wurden. Diese Unterscheidung ist nach 
Auffassung des Geschäftsordnungsausschusses 
überflüssig und entspricht im übrigen nicht der 
Gleichrangigkeit aller drei Initiativberechtigten. In 
diesem Zusammenhang verweist der Geschäftsord- 
nungsausschuß darauf, daß auch seitens der Bun- 
desregierung Anträge eingebracht werden können. 
Nach Wegfall der bisherigen Unterscheidung wird 
nunmehr aus der Überschrift der jeweiligen Vor- 
lage sofort erkennbar, ob es sich um einen Gesetz- 
entwurf oder um einen Antrag handelt. 

Der Begriff „Beschlußempfehlung" geht auf Überle- 
gungen und Empfehlungen der Arbeitsgruppe PAR- 
LIS (Parlamentsinformationssystem) zurück, die als 
Leitlinie von der Konferenz der Landtagsdirektoren 
vom 16. Juni 1975 in Mainz beschlossen wurde. 
Nach dieser Leitlinie soll entsprechend der Syste- 
matik durch den Begriff „Beschlußempfehlung" 
zum Ausdruck gebracht werden, daß es sich grund- 
sätzlich lediglich um ein „akzessorisches Antrags- 
recht" der Ausschüsse handelt. Auf die Leitlinie 
geht auch der Vorschlag zurück, die Beschlußemp- 
fehlung vor den Bericht des Ausschusses zu zie- 
hen. Zur Begründung wird angeführt, daß die 
Beschlußempfehlung den wesentlichen Inhalt des 
Dokumentes darstelle und die verfahrensmäßige 
Grundlage für die Beschlußfassung durch das Ple- 
num bilde. Demgegenüber enthalte der Bericht z. B. 
— in Art einer Begründung — die wesentlichen 
Gesichtspunkte für den Beschluß des Ausschusses. 

Bei den Beratungen im Geschäftsordnungsausschuß 
konnte darauf hingewiesen werden, daß diese Ter- 
minologie bereits von den meisten Bundesländern 
übernommen wurde und auch bereits im Bundes- 
tag praktiziert wird (s. Beschluß des Geschäftsord- 
nungsausschusses vom 9. Februar 1977). 

Zu Buchstabe a 

Unter den Begriff „Gesetzentwürfe" fallen nunmehr 
die Initiativen aus der Mitte des Hauses und die 
Entwürfe der Bundesregierung und des Bundesra- 
tes. 


Zu Buchstabe b 

Hier handelt es sich um die Beschlußempfehlung 
des Vermittlungsausschusses. 

Zu Buchstabe c 

Gemäß Artikel 77 Abs. 3 GG kann der Bundesrat 
bei Gesetzen, die der Zustimmung des Bundesrates 
nicht bedürfen, Einspruch einlegen. Während in 
Artikel 77 Abs. 3 Satz 2 GG eine Einspruchsfrist 
festgelegt ist, enthält weder das Grundgesetz noch 
die Geschäftsordnung eine Bestimmung darüber, 
innerhalb welcher Frist ein Antrag auf Zurückwei- 
sung eines Einspruchs des Bundesrates beim Bun- 
destag eingegangen sein muß. Bisher gab es einen 
gewissen Automatismus, d. h. wurde vom Bundes- 
rat Einspruch gegen ein nicht zustimmungsbedürf- 
tiges Gesetz eingelegt, wurde der Einspruch als- 
bald auf die Tagesordnung des Bundestages 
gesetzt, ohne daß es dazu eines besonderen Antra- 
ges bedurft hätte. In der Praxis ist streitig gewor- 
den, wie die Bestimmung des geltenden § 92 Satz 2 
GO, der besagt, „Vor der Abstimmung können 
lediglich Erklärungen abgegeben werden", auszule- 
gen sei (8. WP 37. Sitzung vom 24. Juni 1977). Um 
den Streit während einer laufenden Sitzung auszu- 
räumen, eröffnete der Geschäftsordnungsausschuß, 
und zwar ausdrücklich ohne „Präjudiz" die Mög- 
lichkeit, daß vor der Abgabe der Erklärungen der 
Antrag auf Zurückweisung des Einspruchs begrün- 
det werden konnte, ebenso wurde die Darlegung 
der Gegenauffassung außerhalb der Erklärung als 
zulässig erachtet. Wenn der Geschäftsordnungsaus- 
schuß nunmehr unter Buchstabe c vorschlägt, auf 
die Tagesordnung den Antrag auf Zurückweisung 
von Einsprüchen des Bundesrates zu setzen, so soll 
damit zum Ausdruck gebracht werden, daß es sich 
bei dieser Beratung nicht um eine quasi „vierte 
Lesung" in dem Sinne handelt, daß das Gesetz 
noch geändert werden könnte. Zur Abstimmung 
steht lediglich der Einspruch des Bundesrates zu 
einem Gesetzestext, der im Wortlaut feststeht. 
Wird der Antrag auf die Tagesordnung des Bun- 
destages gesetzt, ist dieser nur noch dazu aufgeru- 
fen, sich darüber schlüssig zu werden, ob er trotz 
Einspruch des Bundesrates an seinem Gesetzes- 
beschluß festhält oder nicht. Dementsprechend 
kann die Fragestellung des Präsidenten zur 
Abstimmung nur lauten, ob der Bundestag den 
Einspruch zurückweisen will. Damit sind Anträge, 
den Einspruch zurückzuweisen oder nicht zurück- 
zuweisen, überflüssig, da die Fragestellung bereits 
feststeht. 

Aufgrund dieser genannten Vorstellungen des 
Geschäftsordnungsausschusses hat sich der Älte- 
stenrat in seiner 34. Sitzung am 8. Juni 1978 mit 
dieser Frage befaßt und beschlossen, bei Aufset- 
zung von Einsprüchen des Bundesrates wird der 
Tagesordnungspunkt wie folgt gefaßt: „Antrag auf 
Zurückweisung des Einspruchs des Bundesrates 
gegen das Gesetz ..." 

Des weiteren stellt der Ältestenrat fest: „Vor der 
Abstimmung über den Einspruch soll für jede 
Fraktion nur eine Erklärung abgegeben werden. 
Das Recht einzelner Abgeordneter oder von Grup- 
pen von Abgeordneten, ihr Abstimmungsverhalten 


102 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode Drucksache 8/3460 


in einer Erklärung darzulegen, bleibt unberührt." 
Der Geschäftsordnungsausschuß stimmt diesen 
Feststellungen zu. 

Zu Buchstabe d 

Aus der Einordnung der Anträge in § 75 (Vorlagen) 
ergibt sich, daß es sich hier nicht um Geschäfts- 
ordnungsanträge handeln kann, sondern um soge- 
nannte selbständige Anträge, wie sie im bisherigen 
§ 97 geregelt waren. 

Anträge der genannten Art kommen im wesentli- 
chen aus der Mitte des Hauses und beinhalten 
meistens ein Ersuchen an die Bundesregierung. 
Daneben gibt es aber auch Anträge, die eine 
Verpflichtung des Bundestages zum Gegenstand 
haben, z. B. der Antrag (nicht das Verlangen) auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses. 

Anträge können aber auch von der Bundesregie- 
rung, dem Bundeskanzler oder einzelnen Ressortmi- 
nistern gestellt werden, z. B. Antrag des Bundes- 
kanzlers, ihm das Vertrauen auszusprechen, s. 
Artikel 68 Abs. 1 Satz 1 GG; Antrag auf Einwilli- 
gung des Bundestages zur Veräußerung bundesei- 
gener Grundstücke, s. § 64 BHO. 

Zu Buchstabe e 

In diesen Bereich fallen im wesentlichen Berichte 
und Gutachten, andere von der Bundesregierung 
übersandte Unterrichtungen, die gesetzlich vorge- 
schrieben, vom Bundestag durch Plenarbeschluß 
erbeten oder von der Bundesregierung nach der 
Wahl des Bundeskanzlers in der Regierungserklä- 
rung angekündigt worden waren. In die Kategorie 
der Unterrichtungen auf gesetzlicher Grundlage 
gehören im wesentlichen auch die EG-Vorlagen (s. 
§93). 

Zu Buchstabe i 

Im Gegensatz zur Kleinen Anfrage (s. unten Absatz 
3) sind Große Anfragen echte Vorlagen; sie kön- 
nen auch ohne Beantwortung auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, wenn die Bundesregierung über- 
haupt oder für die nächsten drei Wochen die Be- 
antwortung ablehnt (s. § 102). 

Zu Buchstabe g 

Durch die Aufnahme der Wahlvorschläge, soweit 
sie als Drucksache verteilt werden, in die Aufzäh- 
lung der Vorlagen wird klargestellt, daß es sich 
auch bei den Wahlvorschlägen nicht um Geschäfts- 
ordnungsanträge handelt, sondern um Vorlagen, die 
von dem jeweils vorgeschriebenen Quorum unter- 
zeichnet werden müssen. In Betracht kommen nicht 
nur Wahlvorschläge, deren Quorum in der 
Geschäftsordnung festgelegt ist (s. §§ 4, 97 GO), 
sondern auch Wahlvorschläge zu vom Bundestag 
zu wählenden Gremien. 

Zu Buchstaben h bis k 

Bei den unter Buchstaben h bis k aufgeführten 
„Beschlußempfehlungen und Berichte" der genann- 
ten Ausschüsse handelt es sich um selbständige 
Vorlagen; sie werden im Plenum des Bundestages 


beraten, weil der Gegenstand der Beratung in den 
Ausschüssen erarbeitet wird, und zwar ohne Bezug- 
nahme auf eine Vorlage im Sinne des Absatzes 1, 
wenn auch der Anstoß zum Tätigwerden entweder 
vom Bundestag, vom Bundestagspräsidenten oder 
von außerhalb des Parlaments an die Ausschüsse 
herangetragen wird. 

Zu Buchstabe 1 

Gemäß § 62 Abs. 2 soll eine Fraktion oder fünf vom 
Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangen 
können, daß zehn Sitzungswochen nach Überwei- 
sung einer Vorlage dem Bundestag Bericht über 
den Stand der Beratungen erstattet wird und dieser 
auf die Tagesordnung gesetzt wird. 

Zu Buchstabe m 

In einigen Gesetzen wird die Ermächtigung an den 
Verordnungsgeber dahin gehend konkretisiert, daß 
die Rechtsverordnungen auch der Zustimmung des 
Bundestages bedürfen bzw. dem Bundestag das 
Recht eingeräumt wird, innerhalb einer bestimmten 
Frist zu verlangen, die Rechtsverordnungen aufzu- 
heben. Aufgrund dieser Vorlagepflicht sind die 
Rechtsverordnungen — gleichgültig ob als Entwurf 
oder ob als schwebend wirksame Verordnung — 
Vorlagen im Sinne des Absatzes 1. 

Zu Absatz 2 (Vorlagen zu Verhandlungsgegenstän- 
den) 

Absatz 2 regelt die sogenannten unselbständigen 
Vorlagen; sie werden so genannt, weil sie akzesso- 
rischen Charakters sind, d. h. sie sind abhängig 
von einer Vorlage gemäß Absatz 1. Darunter fallen 
gemäß Buchstabe a alle Beschlußempfehlungen und 
Berichte der Ausschüsse, soweit sie nicht unter 
Absatz 1 fallen, ferner alle Änderungsanträge 
(Buchstabe b) und schließlich gemäß Buchstabe c 
die Entschließungsanträge. 

Zu Absatz 3 (sogenannte unechte Vorlagen) 

Absatz 3 bringt eine Verdeutlichung, daß Kleine 
Anfragen zwar keine Vorlagen sind, aber als Vor- 
lagen gelten, woraus sich im Zusammenhang mit 
§§77 und 76 ergibt, welches Unterschriftsquorum 
erforderlich ist und wie sie behandelt werden. Da 
sie nur als Vorlagen gelten, können sie nicht als 
Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. 

§ 76 — Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages 
(§ 97) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Vorlagen aus der Mitte des 
Hauses. Aus dem Begriff „Vorlagen" ergibt sich 
nach Auffassung des Geschäftsordnungsausschus- 
ses, daß sie unterzeichnet werden müssen. Im 
Gegensatz dazu können Geschäftsordnungsanträge 
mündlich vorgetragen werden, wobei im Einzelfall 
festgelegt ist, ob das einzelne Mitglied des Bundes- 
tages antragsberechtigt ist oder ein größeres Quo- 
rum verlangt wird. In der geltenden Geschäftsord- 
nung war diese Differenzierung nicht konsequent 
durchgeführt. So wurde z. T. ohne ersichtlichen 
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Grund für Geschäftsordnungsanträge die Schrift- 
form verlangt, während bei Vorlagen von Unter- 
stützung gesprochen wurde. 

In Satz 1 wird festgelegt, daß Vorlagen von Mit- 
gliedern des Bundestages von einer Fraktion oder 
von fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundes- 
tages unterzeichnet sein müssen, es sei denn, daß 
die Geschäftsordnung etwas anderes vorschreibt 
oder zuläßt. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat auch eine 
andere Umschreibung dieses Quorums überlegt. 

Zunächst war daran gedacht, den Begriff „antrags- 
berechtigte Anzahl von Mitgliedern des Bundesta- 
ges" einzuführen und dann festzulegen, daß als 
antragsberechtigte Anzahl von Mitgliedern des 
Bundestages eine Fraktion oder soviel Mitglieder 
des Bundestages wie der Fraktionsmindesstärke 
(§ 10 Abs. 1) entspricht, gelten sollte, überlegt 
wurde ferner, ob man etwa ohne Bezug auf § 10 
das Quorum auf fünf vom Hundert bzw. V20 der 
Mitglieder des Bundestages oder auf eine absolute 
Zahl, etwa 25 oder 26, festlegen sollte. 

Nach längeren Diskussionen hat sich der Geschäfts- 
ordnungsausschuß dafür ausgesprochen, als Quo- 
rum eine Fraktion bzw. fünf vom Hundert der 
Mitglieder des Bundestages zu wählen. Damit 
sollte der möglicherweise ungewohnt klingende 
Begriff „antragsberechtigte Anzahl" überflüssig 
gemacht werden. Der Ausschuß war zwar auch der 
Meinung, daß eine absolute Zahl im Text der 
Geschäftsordnung die Bestimmung vielleicht leich- 
ter lesbar gemacht haben würde, er hielt dennoch 
den Bezug auf die Fraktionsmindeststärke für wün- 
schenswert. In diesem Zusammenhang wurde auf 
die Begründung verwiesen, die in der 5. Wahlpe- 
riode zur Einführung der 5-Prozent-Regelung 
geführt hatte. Im Schriftlichen Bericht des Geschäfts- 
ordnungsausschusses wurde auf Drucksache V/4008 
zu dieser Frage ausgeführt: 

„Ausgehend von der Berechnung, daß für den 
Eintritt einer Partei in den Bundestag eine 
bestimmte Stärke vorhanden sein muß, beschloß 
der Ausschuß, daß die Stärke auch für die 
Fraktionsbildung Geltung haben soll. Die Fixie- 
rung der Fraktionsstärke auf eine bestimmte 
Zahl, die in etwa fünf Prozent der gesetzlichen 
Mitgliederzahl des Bundestages ausmache, er- 
schien dem Ausschuß zu willkürlich und nicht 
angebracht, um etwaigen Unterstellungen vorzu- 
beugen, mit der Festlegung auf diese Zahl solle 
manipuliert werden." 

Durch die generelle Bestimmung in Absatz 1 wurde 
erstmals die Fraktion gleichrangig neben die sonst 
antragsberechtigten mindestens fünf vom Hundert 
der Mitglieder des Bundestages gestellt. Damit soll 
eine Anpassung an die bisherige Praxis erzielt 
werden, d. h. eine Unterschrift des Fraktionsvorsit- 
zenden bzw. eines von der Fraktion ermächtigten 
Mitgliedes dieser Fraktion auf einer Fraktionsvor- 
lage ersetzt das Erfordernis von 26 Einzelunter- 
schriften. Dies gilt natürlich nicht, wenn aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften Einzelunterschriften er- 
forderlich sind. 


Soweit bisher ein Geschäftsordnungsantrag der 
Unterstützung weiterer 25 Mitglieder des Bundesta- 
ges bedurfte, hält der Geschäftsordnungsausschuß 
es für erforderlich, daß bei einem Geschäftsord- 
nungsantrag, der nicht im Namen einer Fraktion 
gestellt wird, die Antragsteller im Plenarsaal 
anwesend sein müssen. 

Zu Absatz 2 

Der Absatz 2 entspricht der bisherigen Regelung in 
§ 97 Abs. 1 letzter Halbsatz. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hält es für erforder- 
lich, daß Antrag und Begründung erkennbar vonein- 
ander getrennt werden. Die Formulierung „Anträge 
können mit einer kurzen Begründung versehen wer- 
den" darf nicht dazu führen, daß zur Umgehung 
der vorgeschriebenen Kürze Teile der eigentlichen 
Begründung in den Antrag übernommen werden. 

§ 77 — Behandlung der Vorlagen (§ 76) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem bisheri- 
gen § 76 Abs. 1. Aufgrund der Aufzählung der 
Vorlagen in § 75 Abs. 1 konnte jedoch hier auf 
eine Aufzählung der zu druckenden und zu vertei- 
lenden Vorlagen verzichtet werden. 

Zu Absatz 2 

Mit der Bestimmung in Absatz 2 soll eine neue 
Regelung eingeführt werden, die versucht, für bis- 
her aufgetretene Streitfälle den Weg einer Lösung 
aufzuzeigen. Nach Satz 1 soll der Präsident im 
Benehmen mit dem Ältestenrat bei Vorlagen, die 
lediglich der Unterrichtung des Bundestages die- 
nen, ganz oder teilweise von der Drucklegung und 
Verteilung absehen können. Diese Bestimmung ist 
nach Auffassung des Geschäftsordnungsausschus- 
ses darüber hinaus auch notwendig, um in 
bestimmt gelagerten Fällen die Möglichkeit zu 
haben, von einer kostspieligen Drucklegung abse- 
hen zu können. Was unter Unterrichtungen zu 
verstehen ist, ist in der Klammer beispielhaft 
aufgeführt worden. In den Sätzen 2 und 3 dieses 
Absatzes wird festgelegt, wie bei Absehen von 
einer Drucklegung die Vorlage im Bundestag wei- 
ter zu behandeln ist. 


§ 78 — Beratungen {§ 77 und § 99) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem bisheri- 
gen § 77 Abs. 1. Da der Haushaltsplan gemäß Arti- 
kel 110 Abs. 2 GG durch das Haushaltsgesetz fest- 
gestellt wird, somit der Entwurf des Haushalts- 
plans als Gesetzentwurf eingebracht werden muß, 
konnte der Hinweis auf das Haushaltsgesetz und 
den Haushaltsplan entfallen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Behandlung von Anträgen und 
ersetzt die bisherige Regelung in § 99. Der geltende 
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§ 99 Abs. 1 hat folgenden Wortlaut: „Anträge, die 
keinen Gesetzentwurf enthalten, werden sofort 
beraten oder ohne Beratung an einen Ausschuß 
überwiesen.“ Aus dieser Bestimmung könnte ent- 
nommen werden, daß eine Ausschußüberweisung 
nach einer Beratung im Plenum ausgeschlossen 
sein sollte. Das kann aber nicht gewollt sein. Die 
vom Ausschuß vorgeschlagene Neufassung bringt 
hier eine Klarstellung. Satz 2 des Absatzes 2 ent- 
spricht dem bisherigen § 99 Abs. 2. Das Wider- 
spruchsrecht, das nach geltendem Recht fünf Mit- 
gliedern des Bundestages zusteht, soll hier an eine 
Fraktion oder fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages gebunden sein. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 77 Abs. 3 und 
behandelt den Fall, daß Vorlagen gemäß Absatz 1 
in nur zwei Beratungen behandelt werden. Die vom 
Ausschuß yorgeschlagene Fassung enthält lediglich 
redaktionelle Folgeänderungen. Durch die Verwei- 
sung auf die §§ 81, 82, 83 und 86 ist klargestellt, 
daß, wenn nur zwei Beratungen stattfinden, in 
zweiter Beratung das einzelne Mitglied des Bun- 
destages Änderungsanträge stellen kann (s. auch 
Erläuterungen zu Absatz 4). 

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 schlägt der Ausschuß eine neue 
Bestimmung vor, die regelt, daß in den Fällen, in 
denen Vorlagen nur in einer Beratung behandelt 
werden, Änderungsanträge von jedem einzelnen 
Mitglied des Bundestages gestellt werden können. 
Damit wird sichergestellt, daß bei Reduzierung der 
Zahl der Beratungen die Rechte des einzelnen 
Abgeordneten nicht beeinträchtigt werden. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 entspricht im wesentlichen dem bisheri- 
gen § 77 Abs. 2, der ausdrücklich festlegt, daß bei 
Einspruch gegen eine Verkürzung der Frist diese 
nur mit Zweidrittelmehrheit verkürzt werden kön- 
ne. Der Ausschuß schlägt in der Neufassung eine 
allgemeinere Regelung vor. Diese allgemeinere 
Fassung berücksichtigt, daß im Grundgesetz Fri- 
sten festgelegt sind, z. B. in Artikel 67 Abs. 2 und 
Artikel 68 Abs. 2 GG, von denen durch Geschäfts- 
ordnungsrecht nicht abgewichen werden kann. 
Die Formulierung „nichts anderes zuläßt“ bedeutet 
nichts anderes, als daß mit einer Zweidrittel- 
mehrheit gemäß § 126 die Frist verkürzt werden 
kann, es sei denn, daß eine Verkürzung der Frist 
ausdrücklich ausgeschlossen wäre. 


§ 79 — Erste Beratung von Gesetzentwürfen (§ 78) 

§ 79 entspricht im wesentlichen dem geltenden 
§ 78. Der letzte Satz „Änderungsanträge sind in der 
ersten Beratung unzulässig“ wurde vom Ausschuß 
umformuliert und soll nunmehr lauten: „Sachan- 
träge dürfen nicht gestellt werden“. Diese Ände- 
rung dient lediglich der Klarstellung. 


§ 80 — Überweisung an einen Ausschuß (§ 79) 

Zu Absatz 1 

Nach der bisherigen Regelung in § 79 konnte das 
Plenum eine Vorlage lediglich an einen Ausschuß 
zur Federführung und an weitere Ausschüsse zur 
Mitberatung überweisen. Aufgrund des Bestrebens, 
die Zahl der mitberatenden Ausschüsse möglichst 
gering zu halten, ergab sich auf der anderen Seite 
der Wunsch einiger Ausschüsse, wenigstens gut- 
achtlich zu einem Teil der Vorlage gehört zu 
werden. Gerade die Beschränkung auf bestimmte 
Fragen der Vorlage hat in der Praxis die gutachtli- 
che Beteiligung weiterer Ausschüsse als sinnvoll 
und notwendig erscheinen lassen. 

Da die gutachtliche Stellungnahme mangels positi- 
ver Regelung in der Geschäftsordnung vom feder- 
führenden Ausschuß bisher nicht zur Kenntnis 
genommen werden mußte, hielt der Geschäftsord- 
nungsausschuß eine ausdrückliche Regelung für 
angebracht. 

Um eine Ausuferung der Zahl der sich gutachtlich 
beteiligenden Ausschüsse, aber auch um eine Ver- 
zögerung der Beratung im federführenden Aus- 
schuß zu verhindern, hält es der Geschäftsord- 
nungsausschuß für erforderlich, daß zwischen dem 
federführenden Ausschuß und den sich gutachtlich 
äußern wollenden Ausschüssen ein Benehmen über 
die Mitbeteiligung erzielt wird. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hält es nicht für 
erforderlich, daß ein Einvernehmen zwischen den 
beteiligten Ausschüssen herbeigeführt wird. Er ist 
vielmehr der Auffassung, daß bei dem Erfordernis 
des Einvernehmens dem federführenden Ausschuß 
eine zu starke Stellung eingeräumt werden würde. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält den Vorschlag für eine neue 
Bestimmung. Diese soll zusammen mit den Neure- 
gelungen in § 81 Abs. 2 und § 84 Buchstabe b die 
nachfolgend aufgeführten, mindestens widersprüch- 
lich erscheinenden Bestimmungen der geltenden 
Geschäftsordnung ablösen: 

Im bisherigen § 79 Abs. 2 heißt es: „In der ersten Be- 
ratung findet keine andere Abstimmung (als die Ab- 
stimmung über die Ausschußüberweisung) statt." 
§ 80 Abs. 1 Satz 1 der geltenden Geschäftsordnung 
bestimmt: „Die zweite Beratung beginnt im allgemei- 
nen am zweiten Tage nach Schluß der ersten und, 
wenn Ausschußberatungen vorausgegangen sind, 
frühestens am zweiten Tage nach Verteilung des 
Ausschußberichts. “ 

Der bisherige § 93, der sich mit der Kürzung der 
Fristen befaßt, hat folgenden Wortlaut: 

,§93 

(1) Die Fristen zwischen der ersten und zwei- 
ten Beratung können bei Feststellung der Tages- 
ordnung^ verkürzt oder aufgehoben werden, 
andere Fristen nur, wenn nicht zehn anwesende 
Mitglieder des Bundestages widersprechen. 

(2) Drei Beratungen eines Gesetzentwurfs kön- 
nen nur dann am selben Tag auf die Tagesord- 
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nung gesetzt werden, wenn nicht fünf anwesende 
Mitglieder des Bundestages widersprechen." 

Mit der vorgeschlagenen Regelung in Absatz 2 soll 
nach Auffassung des Geschäftsordnungsausschusses 
die Ausnahmeregelung, d. h. das Absehen von einer 
Ausschußüberweisung an dieser Stelle, und zwar 
ausdrücklich erfolgen. Das Absehen von einer Aus- 
schußüberweisung ist nämlich die erste Vorausset- 
zung dafür, daß es wie bisher möglich sein muß, in 
besonders gelagerten Ausnahmefällen alle drei Be- 
ratungen eines Gesetzentwurfs an einem Tag durch- 
zuführen. 

Daß es sich dabei allerdings um eine Ausnahme 
handelt, verdeutlicht das Erfordernis einer Zwei- 
drittelmehrheit der anwesenden Mitglieder; um 
Uberraschungsantägen und damit u. U. Zufalls- 
mehrheiten vorzubeugen, muß nach dem Vorschlag 
des Ausschusses ein entsprechender Antrag bis 
spätestens 18 Uhr des Vortages, an dem der Gesetz- 
enwurf beraten werden soll, vorliegen. 

Da nicht auszuschließen ist, daß es sich bei der 
Vorlage auch um eine Finanzvorlage im Sinne des 
§ 96 handelt, soll Satz 3 die Rechte des Haushalts- 
ausschusses weitestgehend sichern. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 76 Abs. 2. 

§ 81 — Zweite Beratung von Gesetzentwürfen (§ 80 
und § 83) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bringt eine Änderung der bisherigen 
Regelung in §80 Abs. 1. Zunächst schlägt der 
Ausschuß in Satz 1 vor, daß eine allgemeine Aus- 
sprache dann stattfinden soll, wenn sie vom Älte- 
stenrat empfohlen oder von einer Fraktion oder von 
anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages verlangt wird. Bisher mußte eine allge- 
meine Aussprache nur auf Verlangen von minde- 
stens 26 Mitgliedern des Bundestages durchgeführt 
werden. Bei seinem Vorschlag geht der Geschäfts- 
ordnungsausschuß davon aus, daß das Votum des 
Ältestenrates, der ja aufgrund seiner Leitungsfunk- 
tion alle Plenarsitzungen des Bundestages vorberei- 
ten muß, das Vorbringen eines Verlangens auf 
Durchführung einer allgemeinen Aussprache wei- 
testgehend überflüssig machen wird. 

Satz 2 regelt den Beginn der zweiten Beratung im 
Plenum, wenn Ausschußberatungen vorausgegan- 
gen sind, d. h. wenn keine Beschlußfassung gemäß 
§ 80 Abs. 2 erfolgt ist. Wie nach der Regelung im 
bisherigen § 80 Abs. 1 Satz 1 soll grundsätzlich die 
Beratung am zweiten Tage nach Verteilung der 
Beschlußempfehlung und des Ausschußberichts 
erfolgen. Mit einer Zweidrittelmehrheit der anwe- 
senden Mitglieder soll aber die Möglichkeit beste- 
hen, diese Frist zu verkürzen; bei für dringlich 
erklärten Gesetzentwürfen der Bundesregierung 
soll für eine Änderung der Fristen die einfache 
Mehrheit ausreichen. 


Bezüglich der Antragstellung gilt wiederum, daß der 
Antrag gemäß §20 Abs. 2 Satz 3 bis 18 Uhr des 
Vortages beim Präsidenten gemeldet sein muß 
(s. Erläuterungen zu § 80 Abs. 2). 

Zu Absätzen 2 und 3 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen der Regelung im 
bisherigen §80 Abs. 2 und 3; lediglich das Wort 
„Beratung" mußte durch das Wort „Aussprache" 
ersetzt werden. 

Zu Absatz 4 

Rechtssystematisch wurde ein neuer Absatz 4 
angefügt, der inhaltlich mit dem bisherigen § 83 
identisch ist. 


§ 82 — Änderungsanträge und Zurückverweisung in 
zweiter Beratung (§ 81 und § 82) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält in etwa die bisherige Regelung 
des § 81 Abs. 1 und 2. In Satz 2 ist die bisherige 
Fomulierung „Änderungsanträge bedürfen keiner 
Unterstützung" durch eine klarstellende Regelung 
ersetzt worden, wonach Anträge von mindestens 
einem Mitglied des Bundestages zu unterzeichnen 
sind und mit einer kurzen Begründung versehen 
werden können. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht unverändert dem bisherigen 
§ 81 Abs. 3. 

Zu Absatz 3 

Die im bisherigen § 82 enthaltene Bestimmung 
wurde aus rechtssystematischen Gründen als 
Absatz 3 im § 82 angefügt. 


§ 83 — Zusammenstellung der Änderungen (§ 84) 

Zu Absätzen 1 bis 3 

§ 83 entspricht im wesentlichen unverändert dem 
bisherigen § 84. In Absatz 1 wurde lediglich die 
Verpflichtung zur synoptischen Darstellung der 
Änderungen gestrichen, weil diese in der Praxis 
teilweise nicht möglich oder überflüssig ist. 


§84 — Dritte Beratung von Gesetzentwürfen (§ 85) 

Nach Satz 1 Buchstabe a soll sich wie bisher die 
dritte Beratung unmittelbar an die zweite Beratung 
anschließen, wenn in zweiter Beratung keine Ände- 
rungen beschlossen wurden. Gemäß Buchstabe b ist, 
wenn Änderungen in zweiter Beratung beschlossen 
wurden, die Zwei-Tage-Frist nach Verteilung der 
Drucksachen mit den beschlossenen Änderungen 
einzuhalten (vgl. auch § 81 Abs. 1 Satz 2). Es soll 
jedoch wie in der vorgesehenen Neuregelung in 
§ 81 Abs. 1 Satz 2 die Möglichkeit bestehen, diese 
Frist zu verkürzen. Auch hier gilt, das ein entspre- 
chender Antrag bis 18 Uhr des Vortages beim 
Präsidenten angemeldet werden muß. 
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Neu ist in Satz 2 die Bestimmung bezüglich der 
Durchführung einer allgemeinen Aussprache. Wäh- 
rend nach bisher geltendem Recht die dritte Bera- 
tung mit einer allgemeinen Aussprache nur dann 
beginnen mußte, wenn diese von mindestens 
26 Mitgliedern des Bundestages verlangt wurde, 
soll nach den Vorstellungen des Geschäftsord- 
nungsausschusses eine allgemeine Aussprache in 
dritter Beratung nur noch dann stattfinden, wenn 
in zweiter Beratung keine allgemeine Aussprache 
durchgeführt wurde und die allgemeine Ausspra- 
che entweder vom Ältestenrat empfohlen oder von 
einer Fraktion oder anwesenden fünf vom Hundert 
der Mitglieder des Bundestages verlangt wird. Der 
Geschäftsordnungsausschuß geht bei diesem Vor- 
schlag davon aus, daß, wenn bereits in zweiter 
Beratung eine allgemeine Aussprache stattgefun- 
den hat, eine weitere allgemeine Aussprache im 
wesentlichen aus Wiederholungen bestehen müßte. 
Darüber hinaus erleichtert nach Auffassung des 
Gechäftsordnungsausschusses das klare „entweder 
in zweiter Beratung oder in dritter Beratung eine 
allgemeine Aussprache" dem Ältestenrat als Len- 
kungsorgan die Vorbereitung der Plenarsitzung. 
Ferner können sich die Fraktionen bzw. ihre Spre- 
cher besser auf die allgemeine Aussprache einrich- 
ten, wenn sie wissen, bei welcher Lesung die 
allgemeine Aussprache stattfindet. 

Der bisherige Satz 3, wonach eine Einzelberatung 
nur über diejenigen Bestimmungen stattfindet, zu 
denen in dritter Beratung Änderungsanträge 
gestellt werden, konnte hier gestrichen werden, da 
eine entsprechende Bestimmung in § 85 Abs. 1 ein- 
gefügt wurde. 

§ 85 — Änderungsanträge und Zurückverweisung in 
dritter Beratung (§ 86) 

Zu Absatz 1 

Satz 1 enthält die Regelung des Unterschriftserfor- 
dernisses für Änderungsanträge zu Gesetzentwür- 
fen. Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 86. Es wird jedoch verdeutlicht, 
daß Änderungsanträge unterzeichnet sein müssen, 
weshalb die Unterstützungsfrage im Plenum nicht 
gestellt werden kann. Außerdem wird festgelegt, 
daß auch die Änderungsanträge in dritter Beratung 
mit einer kurzen Begründung versehen werden kön- 
nen. 

Neu ist die Bestimmung in Satz 2, wonach sich die 
Änderungsanträge in dritter Beratung nur auf die- 
jenigen Bestimmungen beziehen dürfen, zu denen 
in zweiter Beratung Änderungen beschlossen wur- 
den. Diese Neuregelung soll u. a. verhindern, daß 
zur dritten Beratung Änderungsanträge gestellt 
werden könnten, auf deren Vorlage zur zweiten 
Beratung verzichtet wurde oder die in zweiter 
Beratung abgelehnt wurden, um nicht bestimmte 
Fristen einhalten zu müssen. 

Ein solches Verfahren stellt keine Verfassungsver- 
letzung dar, da eine Beratung der Gesetzentwürfe 
in drei Lesungen weder ausdrücklich durch das 
Grundgesetz vorgeschrieben noch als Verfassungs- 
gewohnheitsrecht anzusehen ist, noch zu den unab- 
dingbaren Grundsätzen der demokratischen rechts- 


staatlichen Ordnung gehört [vgl. BVerfGE Bd. 29, 
221 (234)]. In der angezogenen Entscheidung hat 
das Bundesverfassungsgericht erklärt: 

„Auch der weitere Vorwurf greift nicht durch, im 
Bundestag sei die Geschäftsordnung dadurch 
umgangen worden, daß die Koalitionsfraktionen in 
der zweiten Lesung bereits vorbereitete Ände- 
rungsanträge für die dritte Lesung zurückgestellt 
und gleichlautende Anträge der Opposition in der 
zweiten Lesung abgelehnt hätten, nur um die dritte 
Lesung der zweiten unmittelbar folgen lassen zu 
können. Es mag offenbleiben, ob dadurch die 
Geschäftsordnung verletzt worden ist." 

Selbst wenn das Bundesverfassungsgericht die 
Frage offenläßt, ob durch die Zurückstellung vor- 
bereiteter Änderungsanträge für die dritte Bera- 
tung die Geschäftsordnung verletzt wird, vertritt 
der Geschäftsordnungsausschuß die Auffassung, 
bei der Beratung von Gesetzentwürfen müsse auch 
nur der Anschein einer Verletzung des Geschäfts- 
ordnungsrechts vermieden werden, um das Anse- 
hen des Parlaments nicht zu gefährden. 

Der Geschäftsordnungsausschuß ist aber noch aus 
einem anderen, mindest gleichgewichtigen, Grund 
der Auffassung, daß die teilweise in der Vergan- 
genheit geübte Praxis durch eine ausdrückliche 
Bestimmung in der Geschäftsordnung untersagt 
werden sollte. Sicherlich ist es richtig, daß jede 
Regierung bzw. jede Mehrheit in einem Parlament 
unter bestimmten Voraussetzungen daran interes- 
siert sein kann oder sogar muß, bestimmte Gesetze 
innerhalb einer bestimmten Frist zu verabschieden. 
Der Geschäftsordnungsauschuß will durch seine 
Vorschläge zur Kürzung der Frist hier eine geord- 
nete Hilfe anbieten. Bleibt es aber bei der bisheri- 
gen Praxis, daß Änderungsanträge erst zur dritten 
Beratung eingebracht werden, um diese unmittel- 
bar an die zweite Lesung anschließen zu können, 
besteht die Gefahr, daß evtl, notwendige Folgeän- 
derungen übersehen werden und das Gesetz damit 
in einer Form beschlossen wird, die keinen Bestand 
haben kann. Nicht zuletzt aufgrund der zitierten 
Praxis hat sich in den letzten Jahren häufiger die 
Notwendigkeit ergeben, Gesetzesbeschlüsse des 
Bundestages zu korrigieren. Die Korrektur wurde 
teilweise trotz der geschäftsordnungsmäßigen Lega- 
lisierung der Korrektur von Druckfehlern und 
anderen offenbaren Unrichtigkeiten gemäß § 123 
Abs. 3 in einem Ausmaß vorgenommen, die verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken begegnen muß. Mit 
Recht hat das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Beschluß vom 15. Februar 1978 — 2 BvL 8/74 — dar- 
auf hingewiesen: „Eine Berichtigung fehlerhafter 
Gesetzesbeschlüsse außerhalb des Beschlußverfah- 
rens gemäß Artikel 76 ff. GG ist nur in engen 
Grenzen zulässig und darf jedenfalls nicht zu einer 
Änderung des materiellen Normgehalts führen." 
(NJW 1978 Heft 32 S. 1575), Gerade um ein geord- 
netes Beschlußverfahren sicherzustellen, durch das 
soweit wie möglich alle nachträglichen Korrektu- 
ren überflüssig gemacht werden sollen, hält es der 
Geschäftsordnungsausschuß deshalb für dringend 
geboten, festzulegen, daß sich Änderungsanträge 
zur dritten Beratung nur auf beschlossene Ände- 
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rungen in zweiter Beratung beziehen dürfen. Satz 3 
übernimmt die Bestimmung aus dem bisherigen 
§ 85, wonach die Einzelberatung auf die Bestim- 
mungen beschränkt ist, zu denen in dritter Bera- 
tung Änderungsanträge gestellt werden. 

Zu Absatz 2 

In § 82 Abs. 3 wird die Zurückverweisung einer 
Vorlage an einen Ausschuß in zweiter Beratung 
geregelt. Eine entsprechende Regelung war bisher 
in der Geschäftsordnung für die dritte Beratung 
nicht vorhanden. In der Praxis sind aber tatsäch- 
lich Zurückverweisungen in dritter Beratung 
erfolgt. Satz 1 schlägt deshalb vor, daß die Vorlage 
ganz oder teilweise vor der Schluß abstimmung an 
einen Ausschuß zurückverwiesen werden kann. 
Wie in zweiter Beratung soll die Zurückverwei- 
sung auch an einen anderen Ausschuß erfolgen 
können (Satz 2). Gerade wegen dieser Möglichkeit 
und dem Recht des federführenden Ausschusses, 
Änderungen gegenüber den Beschlüssen in zweiter 
Beratung vorzuschlagen, soll Satz 3 festlegen, daß 
in diesen Fällen die Beschlußempfehlung erneut in 
zweiter Beratung im Plenum zu behandeln ist. 

§ 86 — Schlußabstimmung (§ 87 und § 88) 

Im bisherigen §87 wurde festgelegt, daß eine 
Wiederholung der Abstimmung von soviel Mitglie- 
dern des Bundestages, wie der Fraktionsmindest- 
stärke entspricht, verlangt werden konnte, wenn in 
der abschließenden Beratung Änderungsanträge 
angenommen würden, ehe sie verteilt waren. Der 
Geschäftsordnungsausschuß hält eine derartige 
Regelung für nicht mehr vertretbar. Dies gilt nicht 
nur im Hinblick auf die vorgeschlagene Änderung 
bezüglich der Einschränkung der Zulässigkeit von 
Änderungsanträgen zur dritten Beratung und der in 
§ 86 geregelten Möglichkeit, die Aussetzung der 
Schlußabstimmung zu verlangen, sondern insbeson- 
dere im Hinblick darauf, daß jedes Mitglied des 
Bundestages sich genau darüber informieren kön- 
nen muß, worüber es abzustimmen hat. Da der 
Präsident die Fragen nur so stellen darf, daß sie 
mit „Ja ,J oder „Nein" beantwortet werden können 
(s. §46), muß jeder Abgeordnete bei Gesetzentwür- 
fen sich aufgrund der verteilten* Unterlagen dar- 
über informieren können, worauf sich die Frage- 
stellung bezieht. 

Schließlich soll durch den Wegfall der bisherigen 
Regelung in § 87 eine weitere Quelle für das 
Erfordernis der Korrektur von Gesetzesbeschlüssen 
beseitigt werden. Der vom Ausschuß vorgeschla- 
gene Text des § 86 regelt deshalb nur noch die 
bisher in § 88 behandelte Schlußabstimmung. 
Bezüglich des Textes wurden lediglich redaktio- 
nelle Änderungen vorgenommen. 

§87 — Verfahren zu Artikel 113 des Grundgesetzes 
(§ 88 a) 

Zu Absätzen 1 bis 3 

In dieser Bestimmung wurde lediglich in Absatz 3 
eine redaktionelle Anpassung vorgenommen. 


§ 88 — Behandlung von Entschließungsanträgen 
(§ 89) 

Aus § 75 Abs. 2 Buchstabe c ergibt sich, daß 
Entschließungsanträge Vorlagen zu Verhandlungs- 
gegenständen sind. Im bisherigen § 89 waren Ent- 
schließungsanträge nur in bezug auf Gesetzent- 
würfe geregelt. Nunmehr soll die Behandlung von 
Entschließungsanträgen ausschließlich in § 88 gere- 
gelt werden. 

Zu Absatz 1 

Satz 1 bestimmt, wann über Entschließungsanträge 
abgestimmt werden kann. Während im bisherigen 
§ 89 lediglich geregelt war, daß über den Ent- 
schließungsantrag nach der Schlußabstimmung 
über die Bezugsvorlage abgestimmt werden sollte, 
muß nach Auffassung des Geschäftsordnungsaus- 
schusses auch der Fall geregelt werden, daß ein 
Entschließungsantrag zu einer Vorlage eingebracht 
wird, über die eine Schlußabstimmung nicht mög- 
lich ist, z. B. bei Unterrichtungen, Regierungserklä- 
rungen und Großen Anfragen. 

Satz 2 regelt wie bisher, daß über Entschließungs- 
anträge zu Teilen des Haushaltsplanes während der 
dritten Beratung abgestimmt werden kann. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bringt eine Neuregelung. Aus der Natur 
des Entschließungsantrages ergibt sich, daß er 
nicht völlig losgelöst von der Vorlage, zu der er 
eingebracht worden ist, betrachtet werden kann. 
Der Geschäftsordnungsausschuß schlägt deshalb 
vor, daß Entschließungsanträge einem Ausschuß 
nur dann überwiesen werden können, wenn die 
Antragsteller nicht widersprechen. Bei diesem Vor- 
schlag war sich der Ausschuß darüber im klaren, 
daß die Interessenlage zwischen den Fraktionen 
des Hauses durchaus geteilt sein kann. Während 
bisher die Möglichkeit bestand, einen Entschlie- 
ßungsantrag mehrheitlich einem Ausschuß zu über- 
weisen, um ihn dann u. U. bei passender oder 
unpassender Gelegenheit aus dem Ausschuß wie- 
der herauszubringen, soll jetzt bei Widerspruch der 
Antragsteller gegen die Ausschußüberweisung nur 
noch die Möglichkeit bestehen, mehrheitlich zu 
beschließen, die Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag auf den nächsten Sitzungstag zu ver- 
schieben (Satz 2). Hierin erblickt der Geschäftsord- 
nungsausschuß einen Ausgleich für die möglicher- 
weise divergierenden Interessen. Will beispiels- 
weise die Mehrheit des Hauses einem Entschlie- 
ßungsantrag nicht sofort zustimmen, weil sie u. U. 
mit dem Inhalt nicht einverstanden ist oder nur 
zustimmen möchte, wenn kleinere Änderungen 
vorgenommen werden, soll die Möglichkeit beste- 
hen, die Abstimmung zu verschieben, aber nicht 
auf eine so lange Zeit, daß die Entschließung ihres 
akzessorischen Charakters beraubt wird und damit 
die Gefahr besteht, daß der Sachzusammenhang 
nicht mehr erkennbar ist. 

§ 89 — Einberufung des Vermittlungsausschusses 
(§ 9Ö) 
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§ 90 — Beratung von Beschlußempfehlungen des 
Vermittlungsausschusses (§ 91) 

Hier empfiehlt der Ausschuß lediglich redaktio- 
nelle Änderungen der bisherigen Regelungen. 

§ 91 — Einspruch des Bundesrates (§ 92) 

Entsprechend der vorgeschlagenen Änderung in 
§ 75 Abs. 1 Buchstabe c mußte die geltende Fassung 
des bisherigen § 92 ergänzt werden, da nicht über 
den Einspruch des Bundesrates, sondern über den 
Antrag auf Zurückweisung eines Einspruchs des 
Bundesrates abzustimmen ist (vgl. Erläuterungen 
zu § 75 Abs. 1 Buchstabe c). 

§ 92 — Rechtsverordnungen (§ 96 a, Anlage 7 GO) 

Diese vom Ausschuß vorgeschlagene Bestimmung 
ersetzt den bisherigen § 96 a und die bisherige 
Anlage 7 der Geschäftsordnung. In seinem 
Beschluß vom 23. Februar 1962 hatte der Deutsche 
Bundestag für die Behandlung von Rechtsverord- 
nungen u. a. beschlossen: 

„Bis zur Novellierung der Geschäftsordnung 
wird für die Behandlung von Rechtsverordnun- 
gen gemäß . . . folgendes Verfahren festgelegt". 

In Vollzug dieses Beschlusses schlägt der Aus- 
schuß vor, die bisher in der Anlage vorgenommene 
Regelung zur Behandlung von Rechtsverordnungen, 
die der Zustimmung des Bundestages bedürfen 
oder deren Aufhebung der Bundestag innerhalb 
einer bestimmten Frist verlangen kann, in der 
Geschäftsordnung selbst zu regeln. Die vom Aus- 
schuß vorgeschlagene Fassung des § 92 enthält 
keine materielle Änderung gegenüber der bisheri- 
gen Regelung. 

§ 93 — EG-Vorlagen (Anlage 6 GO) 

Die Behandlung von EG-Vorlagen war bisher in 
Anlage 6 der Geschäftsordnung geregelt. Da die 
dort vorgesehene Regelung nicht mehr den Bedürf- 
nissen der Praxis entsprach, wurde sie auf Vor- 
schlag des Geschäftsordnungsausschusses vom 
Bundestag in der 63. Sitzung vom 15. Dezember 
1977 — Drucksache 8/1265 (neu) — geändert. Der 
Geschäftsordnungsausschuß empfiehlt nunmehr die 
in der 63. Sitzung beschlossene Regelung in die 
Geschäftsordnung zu übernehmen, einmal um die 
Anzahl der Anlagen zur Geschäftsordnung zu redu- 
zieren, zum anderen insbesondere aber auch, um 
die Bedeutung der EG-Vorlagen hervorzuheben. 

§ 94 — Stabilitätsvorlagen 

Die bisherige Geschäftsordnung enthielt keine 
Bestimmung über die Behandlung von Stabilitäts- 
vorlagen im Bundestag. Der Ausschuß schlägt hier- 
mit ihre Einfügung in die Geschäftsordnung vor, 
wobei die geschäftsordnungsmäßige Behandlung 
den gesetzlichen Bestimmungen angepaßt ist. 


§ 95 — • Haushaltsvorlagen (§ 94) 

Zu Absatz 1 

Neu wird in Absatz 1 festgelegt, daß die Fachaus- 
schüsse bei Haushaltsvorlagen gutachtlich zu 
hören sind. Der Geschäftsordnungsausschuß hat 
mit der Formulierung des Satzes „Der Haushalts- 
ausschuß soll die Stellungnahmen der beteiligten 
Ausschüsse wiedergeben" die Bedenken und Vor- 
stellungen des Haushaltsausschusses berücksich- 
tigt. Er hat von einer Verpflichtung der Wieder- 
gabe der Stellungnahmen der beteiligten Aus- 
schüsse Abstand genommen, weil sie nicht in 
jedem Falle möglich ist, da für die Beschlüsse des 
Haushaltsausschusses zu den Einzelplänen nicht in 
jedem Fall eine schriftliche Begründung an das 
Plenum gegeben wird. Durch die jetzt vom Aus- 
schuß vorgeschlagene Soll-Bestimmung soll der 
Haushaltsausschuß jedoch verpflichtet werden, 
soweit wie möglich die Stellungnahme der betei- 
ligten Ausschüsse wiederzugeben. Dabei erkennt 
der Geschäftsordnungsausschuß an, es könnte über 
die genannten Fälle hinausgehende Gründe geben, 
die so gravierend sind, daß der Haushaltsausschuß 
sich als berechtigt ansehen kann, auf die Wieder- 
gabe der Stellungnahmen zu verzichten. 

Der Geschäftsordnungsausschuß glaubt mit diesem 
Kompromiß eine auch für den Haushaltsausschuß 
praktikable Lösung gefunden zu haben. Zunächst 
entwickelte Vorstellungen', wonach Haushalts Vorla- 
gen dem Haushaltsausschuß federführend und den 
Fachausschüssen zur Mitbeteiligung zu überweisen 
seien, wurden als zu weitgehend verworfen, da sie 
den Haushaltsausschuß wahrscheinlich zu sehr 
belastet hätten. In Absatz 1 wird schließlich eine 
divergierende Behandlung der Ergänzungs- und 
Nachtragshaushaltsvorlagen vorgenommen. Entspre- 
chend ihrem Charakter sollen Ergänzungsvorlagen 
grundsätzlich ohne erste Beratung durch den Präsi- 
denten dem Haushaltsausschuß überwiesen werden; 
sie werden dann im Plenum mit dem Entwurf des 
Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans behan- 
delt. Anders als Ergänzungsvorlagen, die lediglich 
eine Ergänzung des Entwurfs des Haushaltsgeset- 
zes und des Haushaltsplans zum Ziel haben, 
bezwecken Nachtragshaushaltsvorlagen eine Nor- 
mierung zusätzlicher Ausgaben in Form eines 
Haushaltsgesetzes neben dem bereits beschlossenen 
Haushaltsgesetz und Haushaltsplan (vgl. §§ 32 und 
33BHO). 

Im übrigen soll es bei der bisherigen Regelung 
bleiben, wonach Nachtragshaushalte wegen der 
grundsätzlichen Eilbedürftigkeit im Plenum nur in 
einer Beratung behandelt werden, um dadurch 
überplanmäßige Ausgaben der Regierung weitest- 
gehend überflüssig zu machen. Da eine zahlenmä- 
ßige Bestimmung der Beratung, in der abschließend 
über die Vorlage entschieden wird, nicht möglich 
ist, muß der Begriff „abschließende Beratung" ein- 
geführt werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen §94 Abs. 2; 
gestrichen werden mußten entsprechend der Ände- 
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rung in Absatz 1 die Worte „oder Ergänzungsvorla- 
gen“. 

Zu Absatz 3 

Da aufgrund der Möglichkeiten in § 95 Abs. 1 
Nachtragshaushaltsvorlagen nur in einer abschlie- 
ßenden Beratung behandelt werden, mußte klarge- 
stellt werden, daß durch die Anwendbarkeit der 
zitierten Bestimmungen die Rechte des einzelnen 
Abgeordneten bei diesem Verfahren nicht 
geschmälert werden. Zwar enthält § 78 in seinen 
Absätzen 3 und 4 bereits ähnliche Bestimmungen 
für den Fall, daß eine Vorlage nur in zwei bzw. nur 
in einer Beratung behandelt wird; den Begriff der 
abschließenden Beratung gibt es jedoch nur im 
Zusammenhang mit Nachtragshaushaltsvorlagen, 
weshalb an dieser Stelle eine klarstellende Rege- 
lung für erforderlich erachtet wurde. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält unverändert den bisherigen § 94 
Abs. 3. 

§ 96 — Finanzvorlagen (§ 96) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1, der eine Definition der Finanzvorlagen 
bringt, soll nach den Vorstellungen des Ausschus- 
ses bis auf redaktionelle Änderungen unverändert 
übernommen werden. 

Zu Absatz 2 

Im bisherigen § 96 Abs. 2 Satz 1 wurde zwischen 
Finanzvorlagen, die einen Gesetzentwurf enthalten, 
und sonstigen Finanzvorlagen unterschieden. Aus 
der Definition der Finanzvorlagen in Absatz 1 und 
aus dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Ver- 
waltung folgt, daß eine Differenzierung zwischen 
Finanzvorlagen als Gesetzentwurf und Finanzvorla- 
gen als Antrag nicht haltbar ist. Aus diesem 
Grunde mußte die bisherige Unterscheidung entfal- 
len. 

Zu Absätzen 3 bis 5 

Auf Grund der Definition der Finanzvorlagen in 
Absatz 1 und der Regelung der Prüfungspflicht des 
Haushaltsausschusses im bisherigen §96 Abs. 4: 
„Der Haushaltsausschuß prüft jede Finanz Vorlage 
auf ihre Vereinbarkeit mit dem laufenden Haushalt 
und künftigen Haushalten" ist streitig geworden, 
ob sich die Prüfungspflicht des Haushaltsausschus- 
ses nur auf die Vereinbarkeit mit dem laufenden 
Haushalt und den künftigen Haushalten des Bun- 
des bezog, oder ob sich diese Prüfungspflicht auch 
auf die Länderhaushalte erstrecken sollte. 

§ 96 ist im Jahre 1969 im Hinblik auf die Umgestal- 
tung des Artikels 109 GG neugefaßt worden. Dabei 
ist übersehen worden, daß auf Grund der Defini- 
tion der Finanzvorlagen (Absatz 1) und der Festle- 
gung der Prüfungspflicht des Haushaltsausschusses 
(Absatz 5) die Fassung des § 96 Abs. 5 dahin ge- 
hend interpretiert werden könnte, der Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages habe auch 
das Recht oder sogar die Pflicht, bei Einwirkungen 


der Finanzvorlage auf Haushalte der Länder sich 
mit Deckungsvorschlägen in den Länderhaushalten 
zu befassen. 

Als während der 7. Wahlperiode der Umfang der 
Prüfungs- und Berichtspflicht des Haushaltsaus- 
schusses aufgrund des § 96 Abs. 5 strittig geworden 
war, hat der Geschäftsordnungsausschuß sich mit 
diesem Fragenkomplex befaßt und u. a. darauf hin- 
gewiesen, daß aus Artikel 109 Abs. 2 GG: „Bund 
und Länder haben bei ihrer Haushaltswirtschaft 
den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen" nicht das 
Recht oder die Verpflichtung des Haushaltsaus- 
schusses hergeleitet werden könnte, einen Dek- 
kungsvorschlag bezüglich der Ausgaben der Län- 
der zu machen. 

Andererseits hält es der Geschäftsordnungsaus- 
schuß für wünschens- und begrüßenswert, wenn 
die Bundesregierung in ihrem Bericht an den Haus- 
haltsausschuß auch, auf die möglichen Auswirkun- 
gen auf die Länderhaushalte eingeht. Im bisherigen 
§ 96 Abs. 3 Satz 2 wird der Bundesregierung ledig- 
lich die Möglichkeit gegeben, generell zu den 
finanziellen Auswirkungen Stellung zu nehmen, 
ohne daß auf die Auswirkungen auf die Länder- 
haushalte Bezug genommen wird. Der Geschäfts- 
ordnungsausschuß hält mit dem Haushaltsaus- 
schuß die Verdeutlichung, daß auf die Auswirkun- 
gen auf die Länderfinanzen hingewiesen werden 
sollte, deshalb für angebracht, weil damit über den 
Bericht des Haushaltsausschusses dem Plenum 
auch mitgeteilt werden könnte, welche finanziellen 
Auswirkungen die Vorlage auf die Länderhaus- 
halte hat und damit auch auf die Bedeutung der 
Vorlage insgesamt aufmerksam gemacht we'rden 
könnte. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat im Zusammen- 
hang mit seinem Interpretationsbeschluß darauf 
hingewiesen, es sei nicht sinnvoll, § 96 alleine zu 
ändern, da weitere Änderungen der Geschäftsord- 
nung zu erwarten seien. Er hielt es jedoch für 
angebracht, bei der zu erwartenden Änderung der 
Geschäftsordnung Absatz 3 dahin gehend zu ändern, 
daß die Bundesregierung in ihrem Bericht auch 
Stellung zu den Auswirkungen auf die öffentlichen 
Finanzen des Bundes und der Länder nehmen solle. 
Dem Haushaltsausschuß sollte dann bezüglich der 
Auswirkungen einer Finanzvorlage auf die öffentli- 
chen Finanzen der Länder die Verpflichtung aufer- 
legt werden, in seinem Bericht an den Bundestag 
Art und Umfang dieser Auswirkungen mitzuteilen. 
Damit soll gleichzeitig zum Ausdruck gebracht 
werden, daß eine weitergehende Verpflichtung zur 
Prüfung bezüglich der Auswirkungen auf die Län- 
derfinanzen ausgeschlossen ist. 

Diese Verpflichtung des Haushaltsausschusses soll 
jetzt in Absatz 5 festgeschrieben werden, um auch 
damit herauszuheben, daß es sich um etwas ande- 
res handelt als um den Bericht, der sich mit den 
Auswirkungen auf die Finanzen des Bundes und 
ggf. einem Deckungsvorschlag befaßt. 

Der Geschäftsordnungsausschuß schlägt ferner vor, 
die im bisherigen Absatz 5 enthaltenen letzten zwei 
Sätze zu streichen. Aufgrund dieser Bestimmungen 
galt ein vom Bundestag beschlossener Deckungs- 
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Vorschlag, der aufgrund eines Antrages aus der 
Mitte des Hauses vom Plenum angenommen wor- 
den war, nachdem der Haushaltsausschuß zuvor 
die Deckung verneint hatte, als an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. Dieser mußte zu dem Dek- 
kungsvorschlag Stellung nehmen und die Finanz- 
vorlage dann erneut dem Bundestag zur abschlie- 
ßenden Beratung vorlegen. Erst wenn dann ein 
Deckungsvorschlag vom Bundestag nicht angenom- 
men werden sollte, sollte die Finanzvorlage als 
erledigt gelten. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hält diese erneute 
Befassung des Haushaltsausschusses nach Be- 
schlußfassung des Plenums über einen Deckungs- 
vorschlag für überflüssig. Dies gilt nicht nur des- 
halb, weil dem Deckungsvorschlag des Plenums 
eine gewisse Bindungswirkung zukommt, sondern 
auch, weil durch das überprüfungsrecht, das dem 
Haushaltsausschuß bisher eingeräumt wurde, die- 
sem eine Stellung gegenüber dem Plenum ein- 
räumt, die mit der Stellung eines Ausschusses 
nicht vereinbar erscheint. Schließlich sei noch 
darauf verwiesen, daß, selbst wenn der Deckungs- 
vorschlag im Plenum des Bundestages durch eine 
„Zufallsmehrheit“ zustande gekommen sein sollte, 
die Bundesregierung die Möglichkeiten des Arti- 
kels 113 GG hat. Nach Artikel 113 Abs. 1 GG kann 
die Bundesregierung bei Gesetzen, die die von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Ausgaben des 
Haushaltsplanes erhöhen oder neue Ausgaben in 
sich schließen oder für die Zukunft mit sich 
bringen, verlangen, daß der Bundestag die 
Beschlußfassung über solche Gesetze aussetzt. 
Gemäß Artikel 113 Abs. 2 GG kann die Bundesre- 
gierung, wenn ein solches Gesetz beschlossen wor- 
den ist, verlangen, daß der Bundestag erneut 
Beschluß faßt. Nach Artikel 113 Abs. 3 GG hat 
schließlich die Bundesregierung noch die. Möglich- 
keit, wenn ein solches Gesetz zustande gekommen 
ist, die Zustimmung zu diesem Gesetz zu verwei- 
gern. 

Der Geschäftsordnungsausschuß schlägt deshalb 
vor, die zwei genannten Sätze im bisherigen 
Absatz 5 durch folgenden Satz zu ersetzen: „Wird 
die Möglichkeit zur Deckung auch vom Bundestag 
verneint, gilt die Vorlage als erledigt“. 

Der bisherige Absatz 4, wonach Finanzvorlagen aus 
der Mitte des Hauses, die keinen Gesetzentwurf 
enthielten, neben einer Begründung eine schriftli- 
che Darlegung über die finanziellen Auswirkungen 
enthalten sollten, konnte gestrichen werden, da es 
sich bei Finanzvorlagen im Sinne der Definition 
des Absatzes 1 nur um Gesetzentwürfe handeln 
kann (s. oben Erläuterung zu Absatz 1). 

Zu Absätzen 6 und 7 

Die Absätze 6 und 7 sind unverändert die bisheri- 
gen Absätze 6 und 7 des § 96. 

Zu Absatz 8 

Neu eingefügt werden soll als Absatz 8 eine Rege- 
lung für die Fristen des Berichts des Haushaltsaus- 
schusses. Da bisher öfter streitig geworden ist, wie 


der Bericht des Haushaltsausschusses gemäß § 96 
hinsichtlich der Fristen zu behandeln ist, schlägt 
der Geschäftsordnungsausschuß vor, daß bei 
Berichten des Haushaltsausschusses, die einen 
Deckungsvorschlag enthalten, Fristen nicht einge- 
halten zu werden brauchen. Etwas anderes soll 
gelten, wenn der Haushaltsausschuß einen Bericht 
vorlegt, der keinen Deckungsvorschlag enthält. In 
diesem Fall soll die für die zweite Beratung vorge- 
schriebene Frist weder verkürzt noch aufgehoben 
werden können. Wegen der in § 80 Abs. 2 vorgese- 
henen Möglichkeit, mit Zweidrittelmehrheit der 
anwesenden Mitglieder des Bundestages zu 
beschließen, in die zweite Beratung ohne Aus- 
schußüberweisung einzutreten, mußte eine entspre- 
chende Ausnahmeregelung aufgenommen werden. 


§97 — Mißtrauensantrag gegen den Bundeskanzler 
(§ 98) 

§ 98 — Vertrauensantrag des Bundeskanzlers (§ 103) 


§99 — Dringliche Gesetzentwürfe der Bundesregie- 
rung nach Artikel 81 des Grundgesetzes 
(§ 102 ) 

Diese Paragraphen wurden lediglich redaktionell ge- 
ändert, d. h. die Bestimmungen wurden den Grund- 
satzbeschlüssen des Ausschusses angepaßt. 


§ 100 — Große Anfragen (§ 105) 

Satz 1 entspricht im wesentlichen der bisherigen 
Regelung in § 105. Der Ausschuß schlägt die Anfü- 
gung folgenden Satzes vor: „Wird in der Begrün- 
dung auf andere Materialien verwiesen, findet § 77 
Abs. 2 entsprechende Anwendung.“ 

In § 77 Abs. 2 soll nach den Vorstellungen des 
Ausschusses festgelegt werden, daß bei bestimmten 
Vorlagen, die der Unterrichtung des Bundestages 
dienen, wie Berichte, Denkschriften, Programme, 
Gutachten, Nachweisungen u. ä. auf die Druckle- 
gung ganz oder teilweise verzichtet werden kann. 
Da nicht ausgeschlossen werden kann, daß auch 
zur Begründung von Großen Anfragen bzw. zu 
deren Beantwortung auf entsprechende Materialien 
verwiesen wird, soll zur Vermeidung von Mißbräu- 
chen § 77 Abs. 2 Anwendung finden. 


§ 101 — Beantwortung und Beratung von Großen 
Anfragen (§ 106) 

§ 101 entspricht dem bisherigen § 106 und wurde 
lediglich redaktionell geändert. 

In § 107 geltender Fassung wurde die Behandlung von 
Entschließungen zu Großen Anfragen geregelt, ohne 
daß die Anträge ausdrücklich als Entschließungen 
bezeichnet wurden. Da die Entschließungen jetzt 
generell geregelt werden sollen (vgl. § 75 Abs. 2 
Buchstabe c und § 88 ), konnte die bisherige Rege- 
lung in § 107 gestrichen werden. 
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§ 102 — Ablehnung der Beantwortung der Großen 
Anfragen (§ 108) 

§ 102 entspricht dem bisherigen § 108 und wurde le- 
diglich redaktionell geändert. 

§ 103 — Beschränkung der Beratung über Große 
Anfragen (§ 109) 

Diese Bestimmung wurde unverändert übernommen. 

§ 104 — Kleine Anfragen (§ 110) 

Zu Absatz 1 

§ 104 entspricht im wesentlichen dem § 110 gelten- 
der Fassung. Wegen der generellen Regelung der 
Antragsberechtigung konnte die Vorschrift jedoch 
erheblich gekürzt werden. 

Da häufig streitig geworden ist, auf welche Berei- 
che sich die Kleinen Anfragen an die Bundesregie- 
rung beziehen dürfen, schlägt der Geschäftsord- 
nungsausschuß vor, diese Bereiche durch die Anfü- 
gung folgender Worte zu konkretisieren: „für die 
die Bundesregierung unmittelbar oder mittelbar die 
Verantwortung trägt." Ferner wird — ebenfalls 
aufgrund von Fragen, die an den Ausschuß heran- 
getragen wurden, — vorgeschlagen, ausdrücklich 
festzulegen, daß die Anfragen keine Wertungen 
enthalten dürfen. 

Zu Absatz 2 

Im bisherigen § 110 Abs. 2 war festgelegt, daß, 
wenn die Fragesteller mit der Beantwortung nicht 
zufrieden sind oder die Beantwortung nicht inner- 
halb von vierzehn Tagen erfolgt, die Fragesteller 
ihre Anfragen als Mündliche Fragen nach den 
Richtlinien für die Fragestunde oder als Große 
Anfragen an die Bundesregierung richten können. 
Der Ausschuß hielt einen entsprechenden Hinweis 
für überflüssig und schlägt vor, lediglich zu formu- 
lieren, daß der Präsident die Bundesregierung auf- 
fordert, die Fragen innerhalb von vierzehn Tagen 
schriftlich zu beantworten. Da nicht auszuschlie- 
ßen ist, daß die Bundesregierung aufgrund des 
Umfangs der anzustellenden Nachforschungen 
nicht in der Lage ist, die Anfragen zufriedenstel- 
lend zu beantworten, muß sie die Möglichkeit 
haben, über den Bundestagspräsidenten um Frist- 
verlängerung nachzusuchen. Der Ausschuß hat 
auch überlegt, ob ggf. eine Verlängerung der 
Beantwortungsfrist angebracht sei. Er kam jedoch 
einmütig zu dem Ergebnis, es bei der Frist, die 
bereits in § 7 der GGO II ihren Niederschlag gefun- 
den hat, zu belassen. Die Kürze dieser Frist sollte 
nach Meinung des Geschäftsordnungsausschusses 
im übrigen für die Fragesteller Veranlassung sein, 
ihre Frage so kurz zu fassen, daß sie in der Tat 
innerhalb dieser Frist beantwortet werden kann. 

§ 105 — Fragen einzelner Mitglieder des Bundesta- 
ges (§111) 

§ 105 enthält lediglich eine redaktionelle Klarstel- 
lung. Durch die Überschrift wird verdeutlicht, daß 
in dieser Bestimmung die Behandlung von Fragen 


einzelner Abgeordneter geregelt werden soll. Das 
Nähere wird in den Richtlinien (Anlage 4) bestimmt. 

Zu den bisherigen § 112 und § 113 

In den § 112 und § 113 wurde die Behandlung der 
Petitionen im Ausschuß und im Bundestag gere- 
gelt. Für ihre Behandlung ist nunmehr die Einfü- 
gung eines neuen Abschnittes vorgesehen (s. Ab- 
schnitt IX, § 108 bis § 112). 

§ 106 — Aktuelle Stunde 

Durch die Aufnahme des § 106 in die Geschäftsord- 
nung wird eine Rechtsgrundlage für die Richtlinien 
in Anlage 5 geschaffen. 

§107 — Immunitätsangelegenheiten (§ 114) 

Die vorgeschlagene Bestimmung entspricht — mit 
redaktionellen Anpassungen — dem bisherigen 
§114. 


Zum bisherigen Abschnitt X — Auskunft der Bundes- 
regierung über die Ausführung von Bundestagsbe- 
schlüssen (§ 115, § 116) 

Der Geschäftsordnungsausschuß schlägt die Strei- 
chung dieses Abschnittes mit den genannten Para- 
graphen vor, da diese Bestimmungen durch die Ein- 
fügung vieler Möglichkeiten, an die Bundesregie- 
rung Fragen zu richten, überflüssig geworden sind. 


Abschnitt IX — Behandlung von Petitionen 
Vorbemerkungen 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 152. Sitzung 
vom 27. Februar 1975 durch eine Änderung des 
Grundgesetzes den Petitionsausschuß in die Ver- 
fassung aufgenommen und in Artikel 45 c 
Abs. 2 GG bestimmt: „Befugnisse des Ausschusses 
zur Überprüfung von Beschwerden regelt ein Bun- 
desgesetz ". Das entsprechende Gesetz wurde als 
Gesetz über die Befugnisse des Petitionsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages in derselben Sit- 
zung vom Deutschen Bundestag beschlossen. 

§ 6 dieses Gesetzes hat folgenden Wortlaut: 

„§6 

Der Petitionsausschuß kann nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
die Ausübung seiner Befugnisse nach diesem 
Gesetz im Einzelfall auf eines oder mehrere 
seiner Mitglieder übertragen." 

Aufgrund dieser Bestimmung mußten in die Ge- 
schäftsordnung mehrere Bestimmungen über die Be- 
handlung von Petitionen aufgenommen werden. Aus 
diesem Grunde empfahl sich, die Behandlung von 
Petitionen in einem besonderen Abschnitt zu 
regeln, der die bisherigen § 112 und § 113 ersetzt 
und ergänzt. 
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§ 108 — Zuständigkeit des Petitionsausschusses 
Zu Absatz 1 

Absatz 1 verweist auf Artikel 45 c GG und wieder- 
holt zur Klarstellung, daß dem Petitionsausschuß 
die Behandlung der nach Artikel 17 GG an den 
Bundestag gerichteten Bitten und Beschwerden 
obliegt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt eine Verdeutlichung dar, daß die 
nachfolgenden Bestimmungen der Geschäftsord- 
nung über die Behandlung von Petitionen die 
Vorschriften des Gesetzes über die Befugnisse des 
Petitionsausschusses ergänzen. 


§ 109 — Überweisung der Petitionen 
Zu Absatz 1 

Nach geltendem Recht — §112 Abs. 1 Satz 2 — 
konnte der Präsident Petitionen auch direkt einem 
Fachausschuß überweisen. Jetzt hat der Petitions- 
ausschuß zu entscheiden, ob er eine Petition an 
einen Fachausschuß abzugeben hat, weil sie einen 
Gegenstand der laufenden Gesetzgebung betrifft. 

Der Begriff „laufende Gesetzgebung" ist nicht zu eng 
in dem Sinne auszulegen, daß der Gesetzentwurf 
bereits beim Bundestag vorgelegt sein muß. Es 
genügt vielmehr, wenn der Petitionsausschuß 
davon Kenntnis erlangt hat, daß der Gegenstand 
der Petition alsbald einer gesetzlichen Regelung 
zugeführt werden soll. Dies gilt z. B. in dem Falle, 
daß die Bundesregierung ihren Gesetzentwurf 
gemäß § 27 Abs. 2 GGO II den Geschäftsstellen der 
Fraktionen des Bundestages zugeleitet hat. Hat der 
Petitionsausschuß eine Petition zur laufenden 
Gesetzgebung an den zuständigen Fachausschuß 
abgegeben, gehört die weitere Behandlung in den 
Fachausschuß. Dieser erteilt dann auch den Endbe- 
scheid. 

Während bei der „laufenden Gesetzgebung" die 
Verpflichtung für den Petitionsausschuß festgelegt 
werden soll, die Petition an den Fachausschuß 
abzugeben, geht der Geschäftsordnungsausschuß 
davon aus, daß der Petitionsausschuß — ohne 
entsprechende ausdrückliche Regelung — dem 
Fachausschuß auch dann Petitionen überweist, 
wenn der Fachausschuß z. B. einen Antrag berät 
und die Petition sich auf den Gegenstand des 
Antrages bezieht. Entscheidend ist, daß dann aber 
über den Fachausschuß dem Plenum eine Beschluß- 
empfehlung über die Erledigung der Petition zuge- 
leitet wird. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat sich auch in 
diesem Zusammenhang mit der Frage befaßt, ob 
und ggf. wann der Petitionsausschuß eine öffentli- 
che Informationssitzung gemäß § 70 durchführen 
darf. Unter „öffentliche Informationssitzungen" fal- 
len nicht Anhörungen gemäß § 5 des Gesetzes nach 
Artikel 45 c GG. Nach Auffassung des Ausschusses 
handelt es sich bei diesen Anhörungen um den 
Versuch, die vom Petenten vorgetragenen Behaup- 
tungen einer Klärung zuzuführen. Daß der Peti- 


tionsausschuß im Einzelfall von der Möglichkeit 
Gebrauch machen kann, die Öffentlichkeit zu sei- 
nen Sitzungen zuzulassen (§ 69 Abs. 1), macht die 
entsprechende Sitzung nicht zu einer öffentlichen 
Informationssitzung im Sinne des § 70. 

Hält der Petitionsausschuß eine über den Einzelfall 
hinausgehende Klärung des Sachverhalts bzw. eine 
gesetzliche Regelung für geboten, soll er sich nach 
Auffassung des Geschäftsordnungsausschusses mit 
dem zuständigen Fachausschuß ins Benehmen set- 
zen. Dieser kann dann §uf Grund der umfassende- 
ren Sachkenntnis die Angelegenheit prüfen und 
u. U. aufgreifen, d. h. auch die Durchführung einer 
Informationssitzung beschließen, zu der dann der 
Petitionsausschuß bzw. einzelne Mitglieder geladen 
werden können. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 112 Abs. 2. Es 
wurden lediglich die Worte „zur Ausschuß Ver- 
handlung" durch „zu den Ausschuß Verhandlungen" 
ersetzt. 


§ 110 — Rechte des Petitionsausschusses 
Zu Absatz 1 

Gemäß Absatz 1 ist der Petitionsausschuß gehalten, 
Grundsätze über die Behandlungen von Bitten und 
Beschwerden aufzustellen, die er zum Ausgangs- 
punkt seiner Entscheidung im Einzelfall zu machen 
hat. Diese Bestimmung entspricht in etwa dem 
§ 107 Abs. 2, nach dem sich der Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Grundsätze über die Behandlung von Ersuchen auf 
Aufhebung der Immunität von Mitgliedern des Bun- 
destages zu geben hat. 

Die Aufstellung von Grundsätzen hat sich für 
beide Ausschüsse als notwendig erwiesen und 
bewährt. Sie sichern eine Gleichbehandlung der an 
den Bundestag herangetragenen Fälle, sowie eine 
Kontinuität der Beratung. 

Eine vollständige Aufnahme der vom Petitionsaus- 
schuß aufzustellenden Grundsätze in die Geschäfts- 
ordnung erübrigt sich nach Auffassung des 
Geschäftsordnungsausschusses. Im Gegensatz zu 
den vom Immunitätsausschuß aufzustellenden 
Grundsätzen, die nicht unerhebliche Auswirkungen 
zeitigen, haben die Grundsätze des Petitionsaus- 
schusses im wesentlichen lediglich Innenwirkung. 
Aus diesem Grunde sollten sie zwar nicht als 
Anlage zur Geschäftsordnung, jedoch als Drucksa- 
che allen Mitgliedern des Bundestages zugänglich 
gemacht werden. 

Zu Absätzen 2 und 3 

Durch die Absätze 2 und 3 wird der Petitionsaus- 
schuß verpflichtet, das jeweils zuständige Mitglied 
der Bundesregierung zu verständigen, soweit von 
den besonderen Rechten des Petitionsausschusses 
— Ersuchen um Aktenvorlage, Auskunft oder 
Zutritt zu Einrichtungen — Gebrauch gemacht 
wird. 
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§111 — Übertragung von Befugnissen auf einzelne 
Mitglieder des Petitionsausschusses 

Die vorgeschlagene Vorschrift wiederholt und kon- 
kretisiert § 6 des Gesetzes nach Artikel 45 c des 
Grundgesetzes, wonach der Petitionsausschuß 
„nach Maßgabe der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages" die Ausübung seiner Befug- 
nisse im Einzelfall auf eines oder mehrere seiner 
Mitglieder übertragen kann. 

Dabei geht der Geschäftsordnungsausschuß davon 
aus, daß zur Wahrung der Objektivität vor der 
Übertragung sichergestellt wird, daß Interessen- 
konflikte weitestgehend vermieden werden. 

§112 — Beschlußempfehlung und Bericht des Pe- 
titionsausschusses 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 sollen wie bisher die vom Petitions- 
ausschuß behandelten Petitionen in einer Sammel- 
übersicht monatlich dem Bundestag vorgelegt wer- 
den. Während nach dem bisherigen § 113 Satz 2 der 
Petitionsausschuß darüber hinaus dem Plenum vier- 
teljährlich einen Bericht über seine Tätigkeit erstat- 
ten konnte, wird nunmehr vorgeschlagen, diesen 
Bericht jährlich vorzulegen. 

Der Geschäftsordnungsausschuß will mit dieser Fas- 
sung dem Petitionsausschuß einen größeren Hand- 
lungsspielraum einräumen. Der Jahresbericht soll 
den Mitgliedern des Bundestages - — ähnlich dem 
Bericht des Wehrbeauftragten — eine umfassende 
Unterrichtung über die Arbeit des Petitionsaus- 
schusses und damit über Entwicklungen, Trends und 
Schwerpunkte des Verwaltungshandelns ermög- 
lichen, wodurch eventuelle Mängel im Verhältnis 
von Bürger zum Staat erkennbar werden (vgl. Zwi- 
schenbericht der Enquete-Kommission für Fragen 
der Verfassungsreform — Drucksache VI/3829 
S. 29 f. — ). 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird festgelegt, daß die Berichte ge- 
druckt und innerhalb von drei Sitzungswochen nach 
Verteilung auf die Tagesordnung gesetzt werden. 
Sie sollen vom Berichterstatter ergänzt werden kön- 
nen. Eine Aussprache soll aber nur dann stattfinden, 
wenn diese von einer Fraktion oder von anwesen- 
den fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundes- 
tages verlangt wird. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird festgelegt, daß dem Einsender 
die Art der Erledigung mitzuteilen ist und die Mit- 
teilung nach Möglichkeit mit Gründen versehen 
werden soll; denn nach einer Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts hat die angegangene 
Stelle jede Petition schriftlich zu beantworten. Diese 
Antwort darf sich nicht auf eine bloße Empfangs- 
bestätigung beschränken, vielmehr muß sie zumin- 
dest die Kenntnisnahme von dem Inhalt der Peti- 
tion und die Art ihrer Erledigung ergeben. Der auf 
eine unzulässige Petition ergehende Bescheid 
braucht jedoch keine besondere Begründung zu ent- 


halten, soweit nicht ein besonderes Gesetz eine Be- 
gründungspflicht vorschreibt ; es genügt im Rahmen 
des Artikels 17 GG ein sachlicher Bescheid, aus dem 
ersichtlich ist, wie die angegangene Stelle die 
Petition zu behandeln gedenkt [vgl. BVerfGE Bd. 2, 
225 (230) und Bd. 13, 54 (90)]. 


Abschnitt X — Der Wehrbeauftragte des Bundesta- 
ges 

§ 113 — Wahl des Wehrbeauftragten (116 a) 

Diese Bestimmung entspricht unverändert dem bis- 
herigen § 116 a. 


§ 114 — Berichte des Wehrbeauftragten (116 b) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 wurde gegenüber dem bisherigen § 116 b 
geändert. Während nach der alten Fassung der 
Präsident die Berichte des Wehrbeauftragten, ohne 
sie auf die Tagesordnung zu setzen, mit Zustim- 
mung des Bundestages dem Verteidigungsausschuß 
überweisen konnte, schlägt der Geschäftsordnungs- 
ausschuß jetzt vor, daß der Bericht des Wehrbeauf- 
tragten vom Präsidenten dem Verteidigungsaus- 
schuß überwiesen wird, es sei denn, daß* eine 
Fraktion oder fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages verlangt, daß er auf die Tagesordnung 
des Bundestages gesetzt wird. Nach Auffassung des 
Geschäftsordnungsausschusses wird zwar auch 
weiterhin davon auszugehen sein, daß der Präsi- 
dent grundsätzlich den Bericht des Wehrbeauftrag- 
ten unmittelbar dem Verteidigungsausschuß über- 
weist, andererseits soll nach Auffassung des Aus- 
schusses jedoch einer Minderheit das Recht einge- 
räumt werden zu verlangen, daß der Bericht vor 
Überweisung an den Verteidigungsausschuß im 
Plenum behandelt wird. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht unverändert dem bisherigen 
§ 116 b Abs. 2 

§115 — Beratung der Berichte des Wehrbeauftrag- 
ten (§ 116c) 

Zu Absatz 1 

Zum bisher geltenden §116c hat der Wehrbeauf- 
tragte vor dem Geschäftsordnungsausschuß ausge- 
führt, aus der bisherigen Regelung ergebe sich, daß 
eine Fraktion oder eine entsprechende Anzahl von 
Mitgliedern des Bundestages den Wehrbeauftrag- 
ten auffordern könne, bei der Beratung des von 
ihm vorgelegten Berichts das Wort zu ergreifen. 
Während der Aussprache sei es ihm aber dann 
verwehrt, erneut das Wort zu ergreifen; er müßte 
erst wieder dazu aufgefordert werden. Seines 
Erachtens reiche die bisherige Bestimmung nicht 
aus, den Interessen des Parlamentsbeauftragten 
angemessen Rechnung zu tragen. Sie mache es dem 
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Wehrbeauftragten unmöglich, dem Parlament 
ergänzend und ggf. präzisierend vorzutragen oder 
sich zu rechtfertigen. Nach seiner Meinung müsse 
der Wehrbeauftragte das Wort auch während der 
Aussprache erhalten, auch ohne daß eine entspre- 
chende Anzahl von Mitgliedern des Bundestages 
ihn erneut auffordere, das Wort zu ergreifen. 
Die vom Ausschuß vorgeschlagene Neufassung des 
Absatzes 1 soll verdeutlichen, daß, wenn einmal 
von einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom 
Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt 
worden ist, daß der Beauftragte das Wort zu den 
von ihm vorgelegten Berichten ergreift, er während 
der Aussprache auf sein Verlangen wiederum das 
Wort erhalten muß, um, wie vom Wehrbeauftrag- 
ten vorgetragen, seinen Bericht zu ergänzen, zu 
präzisieren oder sich ggf. zu rechtfertigen. 

Der Geschäftsordnungsausschuß geht davon aus, 
daß die vorgeschlagene Änderung keine Abwei- 
chung von der früher im Geschäftsordnungsaus- 
schuß vertretenen Auffassung darstellt, wonach 
dem Wehrbeauftragten ein originäres Rederecht 
nicht zukommt. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird das Zitierungsrecht des Wehrbe- 
auftragten geregelt. Durch den letzten Halbsatz 
wird klargestellt, daß auch in diesen Fällen dem 
Wehrbeauftragten das Recht zustehen soll, wieder- 
holt das Wort zu ergreifen, wenn ein entsprechen- 
des Verlangen einmal von einer Fraktion oder von 
anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages geltend gemacht worden ist. 


Abschnitt XI — Beurkundung und Vollzug der Be- 
schlüsse des Bundestages 

Die vom Ausschuß vorgeschlagenen Änderungen 
in den §§116 bis 119 gehen im wesentlichen auf 
Anregungen der Gruppe „Datenverarbeitung" und 
des Stenographischen Dienstes des Deutschen Bun- 
destages zurück. 

§116 — Plenarprotokolle {§.117) 

Zu Absätzen 1 und 2 

Hier wird vorgeschlagen, das Wort „Stenographi- 
scher" vor Bericht groß zu schreiben und in 
Klammern den Begriff „Plenarprotokoll" einzufüh- 
ren, der schon in vielen Geschäftsordnungen der 
Landtage Eingang gefunden hat. Diese Bezeichnung 
findet sich als Folgeänderung auch in anderen 
Bestimmungen. 

Zu Absatz 3 

Hier schlägt der Geschäftsordnungsausschuß vor, 
die Worte „nach Weisung des Präsidiums" zu 
streichen. Diese Worte können entfallen, da inzwi- 
schen eine Archivordnung vom Bundestagspräsi- 
denten genehmigt wurde, die eine entsprechende 
Regelung enthält. 


§117 — Prüfung der Niederschrift durch den Red- 
ner (§118) 

Während nach der geltenden Fassung die Rück- 
gabe der Niederschrift der Rede innerhalb der 
„festgesetzten Frist" erforderlich ist, folgt hier der 
Geschäftsordnungsausschuß dem Vorschlag des 
Stenographischen Dienstes, die festgesetzte Frist 
auch in die Geschäftsordnung zu übernehmen und 
vorzuschreiben, daß die Niederschrift innerhalb 
von zwei Stunden an den Stenographischen Dienst 
zurückzugeben ist. Die Zwei-Stunden-Frist geht auf 
eine Vereinbarung im Ältestenrat aus dem Jahre 
1958 zurück. 

§ 118 — Berichtigung der Niederschrift (§ 119) 

Zu Absatz 1 

Der Geschäftsordnungsausschuß übernimmt auch 
hier den Vorschlag des Stenographischen Dienstes 
unter Hinweis darauf, daß die vorgeschlagene 
Änderung klarer zum Ausdruck bringt, was 
gewollt ist. Der Ausdruck „Berichtigung" setzt 
nämlich logisch zu berichtigende Fehler voraus. 
Gemeint sind dagegen in erster Linie sprachlich- 
stilistische Änderungen, die eher mit dem neutrale- 
ren und gebräuchlicheren Begriff „Korrekturen" 
erfaßt werden. Die Neufassung des Satzes % stellt 
klar, wer die Verständigung herbeizuführen hat. 

Zu Absatz 2 

Der Absatz 2 ist unverändert aus dem bisherigen 
§ 119 übernommen worden. 

§ 119 — Niederschrift von Zwischenrufen (§ 120) 

Zu Absatz 1 

Während im bisherigen § 120 auf einen Zwischen- 
ruf abgestellt wird, der im Stenographischen 
Bericht festgestellt wurde, soll in der vorgeschla- 
genen Fassung auf den Zwischenruf abgestellt 
werden, der in die Niederschrift aufgenommen 
worden ist. Der Geschäftsordnungsausschuß sieht 
in der vorgeschlagenen Neufassung eine sprach- 
lich-logisch klarere Fassung. Aus dem Plenarproto- 
koll — also dem ausgedruckten Bericht — kann 
ein Zwischenruf nicht mehr gestrichen werden, 
sondern nur in der „Niederschrift", also der 
maschinenschriftlichen Übertragung der stenogra- 
phischen Aufnahme. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 schlägt der Ausschuß vor, die Worte 
„erwähnen und gegebenenfalls" zu streichen. 
Durch diese Streichung wird klar, daß der Präsi- 
dent auf den Zwischenruf nur noch zurückkommen, 
d. h. ihn nur erwähnen darf, um ihn zu rügen. s 

§ 120 — Beurkundung der Beschlüsse (§ 121) 

§ 121 — Einspruch gegen das Protokoll (§ 122) 
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§122 — Übersendung beschlossener Gesetze (§ 123) 

Diese Bestimmungen entsprechen unverändert den 
bisherigen Bestimmungen in den § 121, § 122 und 
§ 123. 

§ 123 — Fristenberechnung (§ 124 und § 20 Abs. 2) 
Zu Absatz 1 

Der erste Halbsatz „Bei Fristen wird der Tag der 
Verteilung der Drucksache nicht eingerechnet" 
entspricht dem bisherigen § 124 Abs. 1. Der ange- 
fügte Halbsatz „sie gelten als Verteilt, wenn sie 
den Mitgliedern des Bundestages in ihre Fächer 
gelegt worden sind" wurde dem bisherigen § 20 
Abs. 2 entnommen. Der Ausschuß ist der Auffas- 
sung, daß diese beiden Bestimmungen logisch 
zusammen gehören. 

Zu Absatz 2 

Der Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 124 
Abs. 2. 

§124 — Wahrung der Frist (§ 125) 

In Satz 2 ist vor das Wort „Sonntag" das Wort 
„Sonnabend" in Anpassung an § 193 BGB eingefügt 
worden. 

§125 — Unerledigte Gegenstände (§ 126) 

Im geltenden Text konnten die Worte „oder im 
Falle der Auflösung" gestrichen werden, da durch 
die Neufassung des Artikel 39 Abs. 1 GG im Falle 
der Auflösung des Bundestages die Wahlperiode 
nicht unmittelbar danach endet. 


Abschnitt XII — Abweichungen und Auslegung die- 
ser Geschäftsordnung 

§126 — Abweichungen von dieser Geschäftsord- 
nung (§ 127) 

§ 126 entspricht unverändert dem bisherigen § 127. 

§127 — Auslegung dieser Geschäftsordnung (§ 128) 
Zu Absätzen 1 und 2 

In der bisher geltenden Geschäftsordnung wurde in 
den § 128 und § 129 zwischen der Auslegung im 
Einzelfall und der grundsätzlichen Auslegung der 
Geschäftsordnung unterschieden, über während 
einer Sitzung auftauchende Zweifel sollte der Prä- 
sident unmittelbar entscheiden, während eine 
grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende 
Auslegung der Geschäftsordnung durch den Bun- 
destag nach Prüfung durch den Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
erfolgen sollte. Der Ausschuß schlägt in § 127 eine 
Zusammenfassung dieser Bestimmungen vor. Da- 
nach soll es zunächst dabei bleiben, daß während 


einer Sitzung des Bundestages auftretende Zweifels- 
fragen über die Auslegung der Geschäftsordnung 
vom Präsidenten im Einzelfall zu entscheiden sind. 
Mit der Formulierung „für den Einzelfall" wird klar- 
gestellt, daß die Entscheidung des Präsidenten kei- 
ne präjudizierende Wirkung haben kann. 

Da der Geschäftsordnungsausschuß der Auffassung 
ist, die Einzelfallauslegung müsse nicht unbedingt 
der grundsätzlichen und über den Einzelfall hinaus- 
gehenden Interpretation gegenüberstehen, er auf- 
grund der vielen, an ihn herangetragenen Interpre- 
tationswünsche vielmehr weiß, daß es daneben 
noch eine ganze Reihe von anderen Fällen gibt, 
schlägt er vor, dem Einzelfall während der Sitzung 
alle übrigen Fälle entgegenzustellen. Aufgrund die- 
ser der Praxis entsprechenden Gegenüberstellung 
ergibt sich zwangsläufig auch für den Ausschuß, 
daß nicht mehr der Bundestag in jedem Fall, der 
kein Einzelfall ist, über die Auslegung der 
Geschäftsordnung entscheiden soll. Nach den Vor- 
stellungen des Geschäftsordnungsausschusses soll 
er zunächst alleine berufen sein, über die Ausle- 
gung der Geschäftsordnung zu befinden. Die bishe- 
rige Erfahrung hat gezeigt, daß die Auslegung 
durch den Bundestag lediglich eine Bestätigung der 
Interpretation des Geschäftsordnungsausschusses 
war, d. h. auch in den wenigen Fällen, in denen der 
Geschäftsordnungsausschuß nicht zu einer einmüti- 
gen Interpretation kam, entsprachen die Mehrheits- 
verhältnisse im Ausschuß denen bei der Entschei- 
dung im Plenum. 

In den zurückliegenden Wahlperioden, aber auch 
bereits in dieser Wahlperiode, wurde der Geschäfts- 
ordnungsausschuß in vielen Fällen um eine Ausle- 
gung der Geschäftsordnung gebeten, die teilweise 
nicht geeignet waren, Grundlage für eine generelle 
Regelung zu werden. In diesen Fällen hat sich der 
Geschäftsordnungsausschuß damit begnügt, gegen- 
über dem Fragesteller seine Auffassung mitzutei- 
len. In Fällen von erheblicherer Bedeutung hat der 
Geschäftsordnungsausschuß seine Interpretation 
dem Bundestagspräsidenten mit der Bitte zugelei- 
tet, diese einem weiteren Kreis von möglichen 
„Interessenten" bzw. „Betroffenen" zuzuleiten. 
Sicher handelte es sich in diesen Fällen weitestge- 
hend um Fragen aus dem Bereich der Ausschußar- 
beit; nach der geltenden Geschäftsordnung wäre 
der Geschäftsordnungsausschuß jedoch gehalten 
gewesen, seine Interpretation dem Bundestag zur 
Bestätigung vorzulegen. Der Geschäftsordnungs- 
ausschuß mußte jedoch in den meisten Fällen von 
einer Bestätigung durch das Plenum absehen, weil 
es sich um Eilfälle handelte, die einer unverzügli- 
chen Klärung bedurften. Dabei konnte er sich bei 
großzügiger Auslegung allerdings auf § 130 der 
geltenden Geschäftsordnung berufen, wonach der 
Geschäftsordnungsausschuß Fragen, die sich auf 
die Geschäftsordnung des Bundestages und der 
Ausschüsse sowie auf die Würde des Hauses 
beziehen, erörtern und dem Präsidenten darüber 
Vorschläge unterbreiten kann. 

Da es jedoch Fragen gibt, die einmal den Bundes- 
tag in seiner Gesamtheit betreffen, zum anderen 
Fragen, die über den Einzelfall hinausgehende 
Bedeutung haben oder erlangen können, hält es der 
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Geschäftsordnungsausschuß für angebracht, daß 
der Bundestagspräsident, ein Viertel der Mitglie- 
der des Geschäftsordnungsausschusses, ein Aus- 
schuß oder eine Fraktion oder fünf vom Hundert 
der Mitglieder des Bundestages verlangen können, 
daß die Interpretation des Geschäftsordnungsaus- 
schusses dem Bundestag zur Bestätigung vorgelegt 
wird. 

Der Geschäftsordnungsausschuß glaubt, mit dieser 
vorgeschlagenen Bestimmung eine flexible Rege- 
lung gefunden zu haben, die allen Interessen 
soweit wie möglich gerecht wird. 

§128 — Rechte des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung (§ 130) 

Diese Bestimmung entspricht der bisherigen Rege- 
lung in § 130. Sie befaßt sich mit dem Initiativrecht 
des Ausschusses. Die Bestimmung konnte wegen 
der Neufassung des § 127 kürzer gefaßt und redak- 
tionell angepaßt werden. 


Der bisherige Abschnitt XIII — Bundestagsvertre- 
tung zwischen 
zwei Wahlperio- 
den 

Der einzige Paragraph in diesem Abschnitt (§ 131) 
soll nach dem Vorschlag des Geschäftsordnungs- 
ausschusses ganz gestrichen werden, da es auf- 
grund der Neufassung des Artikels 39 Abs. 1 GG 
keine „parlamentslose Zeit" mehr gibt. 

Anlagen zur Geschäftsordnung 

Die Anlagen sind zum Teil materiell und redaktio- 
nell überarbeitet bzw. in einzelne Paragraphen der 
Geschäftsordnung übernommen worden. Dadurch 
wurde auch eine neue Durchnumerierung der 
Anlagen notwendig. 

Anlage 1 — Verhaltensregeln für Mitglieder des 
Deutschen Bundestages wird unver- 
ändert übernommen. 

Anlage 1 a — Registrierung von Verbänden und 
deren Vertreter wird als Anlage 2 
unverändert übernommen. 

Anlage 2 — Geheimschutzordnung des Deutschen 
Bundestages wird mit redaktionellen 
Folgeänderungen als Anlage 3 über- 
nommen. 

Anlage 3 — Richtlinien für die Fragestunde wird 

Anlage 4 und erhält eine Neufassung. 

Anlage 4 — Vorläufige Bestimmungen über Aus- 

sprachen zu Fragen von allgemeinem 
aktuellen Interesse wird in geänder- 
ter Fassung Anlage 5. 

Anlage 5 — Handhabung der Zwischenfragen in 

den Plenarsitzungen entfällt, jetzt 
geregelt in § 27 Abs. 2 Geschäftsord- 
nung. 


Anlage 6 — Behandlung von Vorlagen gemäß 

Artikel 2 und 3 des Gesetzes zu den 
Verträgen zur Gründung der EWG 
und EURATOM entfällt, jetzt geregelt 
in § 93 Geschäftsordnung. 

Anlage 7 — Behandlung von Rechtsverordnungen 

gemäß § 21 Abs. 6 und § 77 Abs. 5 des 
Zollgesetzes, sowie gemäß § 27 
Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
entfällt, jetzt geregelt in § 92 
Geschäftsordnung. 

Anlage 8 — Grundsätze in Immunitätsangelegen- 

heiten und in Fällen der Genehmi- 
gung gemäß § 50 Abs. 3 StPO und 
§ 382 Abs. 3 ZPO sowie bei Ermächti- 
gungen gemäß § 90 b Abs: 2, § 194 
Abs. 4 StGB wird unverändert An- 
lage 6. 


Anlage 4 — Richtlinien für die Fragestunde und 

für die schriftlichen Einzelfragen 

(Anlage 3) 

Die Änderung der Überschrift bringt eine Anpas- 
sung an die Neufassung des § 105 der Geschäfts- 
ordnung. 

Die Reihenfolge der einzelnen Regelungen wurde 
geändert bzw. zusammengehörige zusammengefaßt. 

I. Fragerecht 

Nummer 1 

Zu Absatz 1 (Nummer 11) 

Absatz 1 ist neu gefaßt worden, um eine flexible 
Aufteilung der Gesamtdauer der Fragestunden auf 
die einzelnen Tage der Sitzungswoche zu ermögli- 
chen. Festgelegt werden soll nur noch der zeitliche 
Rahmen, in dem Fragestunden in einer Sitzungswo- 
che durchgeführt werden. Der Grundsatz der ein- 
stündigen bzw. eineinhalbstündigen Fragestunde 
soll zwar erhalten bleiben, andererseits jedoch 
auch die Möglichkeit eröffnet werden, ggf. an 
einem Tage eine Fragestunde von einer Dauer von 
180 Minuten durchzuführen. 

Zu Absatz 2 (Nummer 1 Abs. 1) 

Absatz 2 wurde in Anpassung an die Praxis geän- 
dert. Lediglich in der 1. Wahlperiode und noch bis 
Mitte der 2. Wahlperiode wurden die schriftlich 
eingebrachten Fragen zusätzlich im Plenum verle- 
sen. Wie bisher soll jedes Mitglied des Bundesta- 
ges nur bis zu zwei Fragen zur mündlichen Beant- 
wortung an die Bundesregierung richten können. 

Zu Absatz 3 (Nummer 1 Abs. 2) 

Absatz 3 legt die Voraussetzungen für die Zuläs- 
sigkeit der Fragen fest. Über die Zulässigkeitsvor- 
aussetzungen wurden im Ausschuß lange Diskus- 
sionen geführt. Es bestand Einmütigkeit darüber, daß 
das Fragerecht des einzelnen Abgeordneten nicht un- 
nötig eingeschränkt werden dürfe, auf der anderen 
Seite sollten aber nicht durch Wegfall von Zulas- 
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sungsvoraussetzungen Fragen zur Beantwortung an 
die Bundesregierung gerichtet werden dürfen, die 
geeignet sein könnten, das Ansehen und die 
Würde des Parlaments zu beeinträchtigen. 

Im Ausschuß wurde die Auffassung vertreten, die 
bisherige Praxis habe sich aufgrund der geltenden 
Richtlinien bewährt und sollte unverändert über- 
nommen werden. Dagegen wurde geltend gemacht, 
daß es z. B. nicht angehe, einem Mitglied des 
Bundestages zu verbieten, in seiner Frage Feststel- 
lungen zu treffen. Entscheidend wurde darauf ab- 
gestellt, daß die Frage nicht nur kurz, sondern 
auch sachlich gefaßt sein müsse. Dabei wur- 
de der Begriff „sachlich" dahin gehend interpre- 
tiert, daß die Frage keine Polemik enthalten dürfe. 
Hingewiesen wurde auf die Definition in „Meyers 
Lexikon", das das Wort Polemik wie folgt erläu- ' 
tert: 

„1. scharfe, oft bis zur persönlichen Anfeindung 
und mit nicht sachbezogenen Argumenten 
geführte Auseinandersetzung in der Literatur, 
Kunst, Ethik, Religion, Philosophie, Politik 
usw. (auch Streitgedicht, Dichterfehde, Paro- 
die, Satire); 

2. unsachlicher Angriff, scharfe Kritik." 

Der Begriff polemisch wird als „streitbar; scharf 
und unsachlich (von kritischen Äußerungen)" defi- 
niert. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene Alternative a) 
würde die angeführte Definition berücksichtigen. 
Bringt die Alternative a) eine positive Abgrenzung 
der Zulässigkeitsvoraüssetzungen, so bringt die 
Alternative b) eine negative Abgrenzung. Es sollen 
keine Fragen zulässig sein, die unsachliche Unter- 
stellungen und Wertungen enthalten. Durch das 
Wort „und" soll klargestellt werden, daß sich das 
Attribut „unsachlich" auch auf Wertungen bezieht. 
Festgehalten wird in allen drei Vorschlägen, daß 
jede Frage in zwei Unterfragen unterteilt werden 
darf. 

Zu Absätzen 4 und 5 (Nummer 12) 

Die Absätze 4 und 5 entsprechen der bisherigen 
Nummer 12 der Richtlinien. 

Nummer 2 

Zu Absatz 1 (Nummer 2 Abs. 1) 

Absatz 1 wurde unverändert übernommen. 

Zu Absatz 2 (Nummer 2 Abs. 2) 

In der bisherigen Nummer 2 Abs. 2 Satz 1 war festge- 
legt, daß Fragen, die einen Tagesordnungspunkt 
der laufenden Sitzungswoche betreffen, in dieser 
Woche unzulässig seien. Ausgenommen waren 
Tagesordnungspunkte, bei denen auf Begründung 
und Aussprache verzichtet wurde'. Diese Regelung 
hat mehrfach zu Auslegungsschwierigkeiten und 
Streitfragen geführt. Der Geschäftsordnungsaus- 
schuß schlägt, nachdem er mehrfach mit diesem 
Problem befaßt worden war, vor, daß Fragen, die 
einen Tagesordnungspunkt der laufenden Sitzungs- 
woche betreffen, schriftlich beantwortet werden 


sollen. Er hat auch überlegt, ob eine entsprechende 
Regelung ganz entfallen könnte, um es der Regie- 
rung zu überlassen, entsprechende Fragen mit dem 
Hinweis nicht zu beantworten, die Frage sei bereits 
in der Regierungserklärung beantwortet oder sie 
werde noch durch die ausstehende Regierungser- 
klärung beantwortet werden. Der Ausschuß kam 
jedoch zu dem Ergebnis, daß dadurch die Entschei- 
dung über die Zulässigkeit entsprechender Fragen 
der Bundesregierung übertragen würde. Da dies 
nicht wünschenswert sei, hält der Ausschuß es für 
sinnvoller, vorzuschreiben, in diesen Fällen die 
Fragen schriftlich beantworten zu lassen. Zusätz- 
lich wird darauf hingewiesen, daß außerdem der 
Fragesteller die Möglichkeit hat, seine Frage 
zurückzuziehen, um sie zur nächsten Fragestunde 
erneut einzubringen. Macht der Fragesteller von 
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch, liegt die Ent- 
scheidungsbefugnis, welche Fragen schriftlich 
beantwortet werden sollen, beim Präsidenten. 

Bereits in der vorigen Wahlperiode hat der 
Geschäftsordnungsausschuß als einen Sonderfall 
die Sitzungswochen angesehen, in denen der Haus- 
halt beraten wird. Für diesen Fragenkomplex hält 
er eine Sonderregelung für nicht angebracht, emp- 
fiehlt jedoch dem Ältestenrat, in Sitzungswochen 
mit Haushaltsberatungen grundsätzlich keine Fra- 
gestunden durchzuführen, es sei denn, daß dringli- 
che Fragen gestellt worden sind. 

Zu Absatz 3 (Nummer 15) 

Absatz 3 entspricht der bisherigen Nummer 15 und 
wurde lediglich redaktionell geändert. Werden Fra- 
gen schriftlich beantwortet, weil sie einen Tages- 
ordnungspunkt der laufenden Sitzungswoche be- 
treffen oder weil sie nur von lokaler Bedeutung 
sind, werden sie auf die Anzahl der zulässigen 
mündlichen Fragen dieser Sitzungswoche ange- 
rechnet. 

Nummer 3 (Nummer 3) 

Nummer 3 wurde redaktionell geändert. Eine Wie- 
derholung der Zulässigkeitsvoraussetzungen konn- 
te durch einen Verweis auf Nummer 1 Abs. 3 
überflüssig gemacht werden. 

Nummer 4 (Nummer 4) 

Nummer 4 wurde unverändert übernommen. 

Nummer 5 (Nummer 5) 

In Nummer 5 sind die Worte „sind unzulässig" 
durch die Worte „weist der Präsident zurück" 
ersetzt worden. Mit dieser Änderung soll klarge- 
stellt werden, daß auch unzulässige Zusatzfragen 
Bestandteil des Plenarprotokolls bleiben müssen, 
und zwar im Hinblick auf Artikel 42 Abs. 3 GG, 
wonach wahrheitsgetreue Berichte über die öffent- 
lichen Sitzungen des Bundestages und seiner Aus- 
schüsse von jeder Verantwortlichkeit frei bleiben. 

Eine weitergehende Änderung dieser Richtlinien 
hält der Ausschuß nicht für erforderlich. Er ist 
jedoch der Meinung, daß die Mitglieder der Bun- 
desregierung bzw. die Parlamentarischen Staatsse- 
kretäre bei der Beantwortung der Fragen auf län- 
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gere Einleitungen verzichten sollten, um nicht 
durch diese Ausführungen zusätzliche Fragen gera- 
dezu zu provozieren, die u. U. dann wegen des 
nicht mehr vorhandenen Zusammenhanges als 
unzulässig zurückgewiesen werden müßten. Ferner 
weist der Ausschuß darauf hin, daß Zusatzfragen 
nicht unterteilt werden dürfen, um das Fragerecht 
anderer Fragesteller nicht zu beeinträchtigen. 

II. Die Einreichung der Fragen 

Nummern 6 bis 8 (Nummern 6 bis 8) 

Die Nummern 6 bis 8 wurden unverändert über- 
nommen bzw. redaktionell angepaßt. 

Nummer 9 (Nummer 9) 

Nach der bisher geltenden Regelung müssen Fra- 
gen spätestens bis Freitag, 11.00 Uhr, vor der 
Sitzungswoche, in der sie beantwortet werden sol- 
len, eingereicht werden. Der Geschäftsordnungs- 
ausschuß hat sich eingehend mit der Frage befaßt, 
ob diese Frist nicht vorverlegt werden müßte, um 
der Bundesregierung genügend Zeit einzuräumen, 
die gestellten Fragen ausreichend zu beantworten. 

Diese Bemühungen wurden auch von Mitgliedern des 
Präsidiums und vom Parlamentssekretariat unter- 
stützt. Das Parlamentssekretariat argumentierte da- 
mit, eventuell unzulässige Fragen könnten bei dieser 
Frist nicht mehr mit dem Fragesteller rechtzeitig 
abgeklärt werden. Der Geschäftsordnungsausschuß 
sieht zwar gewisse Schwierigkeiten, insbesondere 
hinsichtlich der Arbeitsüberlastung sowohl in den 
Ressorts als auch im Parlamentssekretariat, hält sie 
jedoch für nicht so gravierend, daß von der bisher 
geltenden Regelung abgewichen werden müßte. 
Eine Vorverlegung der Frist würde insbesondere 
auch die Aktualität der Fragen beeinträchtigen und 
u. U. dazu führen, daß manche Frage als Dringlich- 
keitsfrage eingebracht würde, wodurch ggf. das 
bisherige System des Fragerechts in seiner Syste- 
matik gefährdet würde. 

Nummer 10 (Nummer 10) 

Nummer 10 entspricht im wesentlichen der bisheri- 
gen Nr. 10. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 mußte der letzte Halbsatz gestrichen 
werden, weil der Vorrang der dringlichen Fragen 
nicht in Frage gestellt werden sollte. 

III. Durchführung der Fragestunde 

Nummer 11 

Zu Absatz 1 (Nummer 13 Abs. 1) 

Absatz 1 wurde nur redaktionell geändert. 

Zu Absatz 2 (Nummer 13 Abs. 2) 

Nach der geltenden Regelung werden, wenn der 
Fragesteller nicht anwesend ist, seine Fragen 
schriftlich beantwortet. Der Geschäftsordnungsaus- 
schuß geht davon aus, daß es für die Fragesteller, 
wenn bie Beantwortung ihrer Frage ansteht, mehr 


als ein nobile officium ist, im Plenum anwesend zu 
sein. 

Da in der Praxis jedoch häufig die Abwesenheit 
der Fragesteller seitens des amtierenden Präsiden- 
ten festgestellt werden mußte, hat der Ausschuß 
Alternativen überlegt, die unter a) und b) wieder- 
gegeben sind. 

Nach der Alternative a) soll bei Abwesenheit des 
Fragestellers seine Frage nur dann schriftlich 
beantwortet werden, wenn er bis zum Beginn der 
Fragestunde beim Parlamentssekretariat um schrift- 
liche Beantwortung gebeten hat. In diesem Falle 
brauchte der Präsident dann nicht mehr ausdrück- 
lich die Abwesenheit des Fragestellers öffentlich 
bekanntzugeben. 

Nach der Alternative b) soll auch bei Abwesenheit 
des Fragestellers seine Frage beantwortet werden; 
Zusatzfragen sollen jedoch nicht zugelassen wer- 
den. Für diese Alternative kann geltend gemacht 
werden, daß auch andere Mitglieder des Bundesta- 
ges — und ggf. auch die Öffentlichkeit — erwarten, 
daß die durch eine Drucksache veröffentlichte Frage 
in der Fragestunde beantwortet wird. 

Zunächst wurde auch im Ausschuß erörtert, ob 
Ordnungsmaßnahmen eingeführt werden sollten für 
den Fall, daß der Fragesteller bei Aufruf seiner 
Frage im Plenum nicht anwesend ist. Gedacht war 
an eine ähnliche Regelung wie die bei der Nichtteil- 
nahme an einer namentlichen Abstimmung. Der 
Ausschuß hat diesen Gedanken jedoch nicht weiter 
verfolgt. 

Nummer 12 (Nummer 14) 

Die Nummer 12 wurde lediglich redaktionell 
geändert. 

IV. Schriftliche Fragen 

Für den Bereich der schriftlichen Fragen schlägt 
der Geschäftsordnungsausschuß eine durchgrei- 
fende Änderung vor: 

Nach der Regelung in der bisherigen Nummer 16 
der Richtlinien für die Fragestunde sind auch 
Fragen, die zur schriftlichen Beantwortung durch 
die Bundesregierung eingereicht werden, nur für 
Sitzungswochen zulässig. Diese Regelung schließt 
ohne zwingenden Grund aus, daß einzelne Mitglie- 
der des Hauses aktuelle und andere Themen in 
sitzungsfreien Zeiten mittels Fragen zur schriftli- 
chen Beantwortung aufgreifen und beantwortet 
erhalten. In Verbindung mit der bisherigen Num- 
mer 18 führt sie überdies dazu, daß auch Fragen 
zur schriftlichen Beantwortung überwiegend erst 
am Freitag vormittag vor einer Sitzungswoche 
beim Parlamentssekretariat eigereicht werden. Bei 
der großen Anzahl der Fragen, die erst freitags 
eingehen, und daher sehr spät an das Bundeskanz- 
leramt weitergeleitet werden können, erweist es 
sich jedoch in einer zunehmenden Anzahl von 
Fällen für das Bundeskanzleramt als unmöglich, die 
Fragen freitags noch dem zuständigen Ressort zu 
übermitteln. Unter diesen Umständen ist es für die 
Bundesregierung zunehmend schwieriger gewor- 
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den, die erforderlichen Ermittlungen für die Beant- 
wortung rechtzeitig abzuschließen. Dies gilt insbe- 
sondere dann, wenn Ermittlungen im nachgeordne- 
ten Bereich erforderlich sind. 

Um mehr Zeit für die Behandlung der zur mündli- 
chen Beantwortung bis Freitag einzureichenden 
Fragen zu gewinnen, empfiehlt es sich, diesen Tag 
künftig nicht mehr als Frist für die Einreichung 
von Fragen zur schriftlichen Beantwortung vorzu- 
sehen. 

Nummer 13 (Nummern 16 und 17) 

Die mit Absatz 1 vorgeschlagene Regelung eröffnet 
die Möglichkeit, auch unabhängig von Sitzungswo- 
chen kontinuierlich Fragen an die Bundesregierung 
zu richten und Antworten zu erhalten. 

Die Regelung knüpft an die Sonderregelungen an, 
die der Bundestag regelmäßig für Fragen während 
der Sommerpause beschlossen hat. Sie macht diese 
Sonderregelungen überflüssig. 

Die Formulierung „in jedem Monat" in Satz 1 der 
vorgesehenen Regelung bedeutet in der Praxis, daß 
derjenige, der sein Fragerecht für einen bestimm- 
ten Monat in Anspruch nehmen will, die Fragen 
spätestens am letzten Werktag — innerhalb der 
Dienststunden — dieses Monats beim Parlaments- 
sekretariat eingereicht haben muß. 

Nummer 14 

Zu Absatz 1 (Nummer 19) 

Die Regelung in der bisherigen Nummer 19 geht 
davon aus, daß die schriftliche Antwort der Bun- 
desregierung bis spätestens Donnerstag der Sit- 
zungswoche, 15.00 Uhr, beim Präsidenten (Parla- 
mentssekretariat) eingeht. Entsprechend wird auch 
in der Praxis in den Fällen verfahren, in denen die 
Frage der Bundesregierung erst am Freitag vor der 
Sitzungswoche übermittelt werden konnte. Wenn 
nunmehr ausnahmslos eine volle Woche für die 
Beantwortung der eingegangenen Fragen zur Ver- 
fügung stehen soll, kann erwartet werden, daß die 
Bundesregierung innerhalb dieser Frist antwortet. 

Eine Verpflichtung der Bundesregierung, Fragen 
binnen einer Woche nach Eingang beim Bundes- 
kanzleramt zu beantworten, kann selbstverständ- 
lich durch die Regelung in Absatz 1 nicht begrün- 
det werden. Die Geschäftsordnung eines Verfas- 
sungsorgans kann einem anderen Verfassungsor- 
gan keine Pflichten auferlegen. 

Zu Absatz 2 (Nummer 20) 

Während die Antworten der Bundesregierung zu 
den zur mündlichen Beantwortung eingereichten 
Fragen auch dann in das Plenarprotokoll aufge- 
nommen werden, wenn schriftlich beantwortet wird, 
(siehe Nummer 12), sollen die schriftlichen Antwor- 
ten auf Fragen zur schriftlichen Beantwortung zu- 
sammen mit diesen Fragen nunmehr in besonderen 
Drucksachen veröffentlicht werden. Die vorgege- 
bene Neuregelung bringt den Vorteil, daß Fragen 
und Antworten zusammen, und zwar alsbald, veröf- 
fentlicht werden. 


Nummer 15 
Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 des Vorschlages übernimmt den 
Grundgedanken der bisherigen Regelung in Num- 
mer 19, der die Bundesregierung zu einer fristge- 
rechten Beantwortung der eingereichten Fragen 
veranlassen soll. Das Verfahren wird jedoch mit 
Rücksicht auf die Schwierigkeiten, die sich bei der 
Anwendung der bisherigen Regelung ergeben 
haben, eingehender geregelt. Probleme ergaben 
sich insbesondere deshalb, weil für die Geltendma- 
chung eines Verlangens nach Nummer 19 keine 
Frist vorgesehen war. Die Neuregelung sieht dage- 
gen vor, daß eine Frage erst in der Sitzungswoche 
aufgerufen wird, die auf den Fristablauf folgt. 

Sie berücksichtigt insbesondere, daß dem Fragestel- 
ler für die Geltendmachung eines Verlangens eine 
überlegungsfrist eingeräumt werden muß. 

Zu Absatz 2 

Trotz der vorgesehenen Einschränkung erscheint es 
sinnvoll, dem Fragesteller die Möglichkeit einzu- 
räumen, eine mündliche Beantwortung einer Fra- 
ge zu verlangen, auf die inzwischen eine schriftliche, 
aber nicht fristgerechte Antwort erteilt wurde. Er 
soll allerdings nur fragen dürfen, warum die Ant- 
wort nicht innerhalb der Frist gegeben wurde. 

Nummer 16 
Zu Absatz 1 

Durch Satz 1 wird klargestellt, daß Fragen, die 
durch nicht fristgerechte Beantwortung in der Fra- 
gestunde zur mündlichen Beantwortung aufgerufen 
werden können, nicht auf die Anzahl der Fragen 
zur mündlichen Beantwortung angerechnet werden 
dürfen (Nummer 1 Abs. 2). 

Satz 3 sieht vor, daß Fragen aufgrund der Num- 
mer 15 nach den dringlichen Fragen und den zum 
Fragenkreis der dringlichen Fragen vorliegenden 
anderen Fragen aufgerufen werden. 

Zu Absatz 2 

Diese Regelung berücksichtigt, daß durch den ver- 
späteten Eingang der Antwort nur Belange des 
Fragestellers berührt werden. 


Anlage 5 — Bestimmungen über Aussprachen zu 
Themen von allgemeinem aktuellen 
Interesse 

Der Geschäftsordnungsausschuß schlägt vor, in der 
Überschrift das Wort „vorläufige" zu streichen, um 
damit darauf hinzuweisen, daß sich die Aktuelle 
Stunde insgesamt gesehen, bewährt hat. Der 
Geschäftsordnungsausschuß schlägt jedoch, abge- 
sehen von der Änderung der Reihenfolge der 
Einzelregelungen, einige wesentliche Änderungen 
vor, die die Erfahrungen der letzten Zeit berück- 
sichtigen. 

I. Voraussetzungen der Aktuellen Stunde 
Nummer 1 

Während nach der bisher geltenden Regelung zwi- 
schen einer Aktuellen Stunde auf Antrag und einer 
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Aktuellen Stunde auf Verlangen unterschieden 
wurde, wird in der Neuregelung vorgeschlagen, 
zwischen drei verschiedenen Voraussetzungen zu 
unterscheiden: 

a) Eine Aktuelle Stunde soll stattfinden, wenn eine 
entsprechende Vereinbarung im Ältestenrat 
erzielt wurde? 

b) eine Aktuelle Stunde muß dann stattfinden, 
wenn sie von einer Fraktion oder von anwesen- 
den fünf vom Hundert der Mitglieder des Bun- 
destages verlangt wird, und zwar auf Grund der 
von der Bundesregierung auf eine mündliche 
Anfrage gegebenen Antwort; 

c) unabhängig von einer für die Fragestunde ein- 
gereichten Frage muß eine Aktuelle Stunde 
durchgeführt werden, wenn sie von einer Frak- 
tion oder von fünf vom Hundert der Mitglieder 
des Bundestages verlangt wird. 

Dieser Vorschlag berücksichtigt, daß es durch- 
aus möglich sein kann, auf Grund eines beson- 
deren aktuellen Anlasses eine Aktuelle Stunde 
durchzuführen. 

Nummer 2 

Die Regelung unter Buchstabe a entspricht der 
bisherigen Nummer 2 und legt fest, daß eine Aktu- 
elle Stunde, die auf Grund einer von der Bundesre- 
gierung gegebenen Antwort verlangt wird, unmit- 
telbar nach Schluß der Fragestunde verlangt und 
durchgeführt werden muß. 

Unter Buchstabe b wird festgelegt, bis wann bei 
einem Verlangen auf Durchführung einer Aktuel- 
len Stunde gemäß Nummer 1 Buchstabe c das Ver- 
langen dem Präsidenten unter Angabe des Themas 
vorzulegen ist. Satz 2 stellt sicher, daß in den 
Fällen, in denen die Tagesordnung bereits verteilt 
ist, alle Mitgliedv^r des E undestages unverzüglich 
von diesem Verlangen in Kenntnis gesetzt werden. 


II. Rangfolge der Aussprache 
Nummer 1 

Nummer 1 entspricht der bisherigen Regelung in 
Nummer 4 Abs. 1 . 

Nummern 2 und 3 

Da der Geschäftsordnungsausschuß vorschlägt, 
mehrere Voraussetzungen für die Durchführung 
einer Aktuellen Stunde zu schaffen, mußte eine 
Rangfolge der Aussprache zu Themen von allge- 
meinem Aktuellen Interesse festgelegt werden. 

In Nummer 2 wird deshalb geregelt, daß eine 
weitere Aussprache für einen Sitzungstag nicht 
verlangt werden kann, wenn bereits eine Ausspra- 
che im Ältestenrat vereinbart wurde. 

Nummer 3 regelt den Fall, daß ein Verlangen auf 
Durchführung einer Aktuellen Stunde unabhängig 
von einer für die Fragestunde eingereichten Frage 
mit einem Verlangen auf eine Aussprache zu der 
Antwort der Bundesregierung auf eine mündliche 
Anfrage kollidiert. In diesem Fall soll das Verlan- 


gen vorgehen, das Bezug auf die Antwort der 
Bundesregierung in der mündlichen Fragestunde 
hat. Die andere Aussprache wird auf den nachfol- 
genden Sitzungstag vertagt und hat den Vorrang 
vor allen anderen Möglichkeiten zur Aussprache. 


III. Dauer und Redeordnung der Aussprache 
Nummer 1 

Absatz 1 wurde unverändert übernommen (bisher 
Nummer 3 Abs. 1). In Absatz 2 schlägt der Aus- 
schuß eine Bestimmung vor, die den Fall regelt, 
daß ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundes- 
rates oder einer ihrer Beauftragten nach Ablauf der 
vorgeschriebenen Dauer der Aussprache oder so 
spät in der Aussprache das Wort ergreift, daß eine 
Erwiderung von fünf Minuten nicht mehr möglich 
ist. Für diesen Fall soll auf Verlangen einer Frak- 
tion oder von anwesenden fünf vom Hundert der 
Mitglieder des Bundestages erneut je ein Sprecher 
der Fraktion das Wort erhalten. Diese Regelung 
geht davon aus, daß sich auch die Redeprivilegier- 
ten an die Fünf-Minuten-Redezeit halten. Wenn 
einer der Redeprivilegierten länger spricht, bringt 
Nummer 2 eine Sonderregelung. 

Nummer 2 

Satz 1 entspricht der Regelung in der bisherigen 
Nummer 3 Abs. 2 und enthält den Grundsatz, daß 
der einzelne Redner nicht länger als fünf Minuten 
sprechen darf. Bei Einführung der Aktuellen 
Stunde hat der damalige Bundeskanzler Ludwig 
Erhard gegenüber dem Bundestagspräsidenten mit 
Schreiben von 29. Dezember 1964 die Einführung 
von kurzen ad hoc-Aussprachen begrüßt und dann 
ausgeführt: 

„Dabei bin ich mir bewußt, daß das Ziel einer 
kurzen Aussprache sich nur erreichen läßt, 
wenn sich auch die Bundesregierung grund- 
sätzlich, unbeschadet ihrer Rechte aus Artikel 43 
Abs. 2 des Grundgesetzes, in die geplante Redeord- 
nung einfügt. 

Ich bin deswegen damit einverstanden, daß die 
Mitglieder der Bundesregierung sich an die für die 
Mitglieder des Bundestages vorgesehene Redezeit 
halten und grundsätzlich nicht länger als jeweils 
fünf Minuten sprechen. Aus Ihrem Hinweis auf 
Artikel 43 Abs. 2 des Grundgesetzes entnehme ich, 
daß auch nach Ihrer Auffassung die Mitglieder der 
Bundesregierung während dieser aktuellen Aus- 
sprache die Möglichkeit haben, jederzeit das Wort 
zu ergreifen." 

Die nachfolgenden Bundesregierungen haben sich 
dieser Entscheidung angeschlossen. 

Mit Schreiben vom 11. Januar 1965 hat der Präsi- 
dent des Bundesrates, Georg August Zinn, dem 
Bundestagspräsidenten u. a. mitgeteilt: 

„Falls die Geschäftsordnung des Deutschen Bun- 
destages entsprechend dem mir übermittelten Ent- 
wurf geändert werden sollte, werden sich auch die 
Mitglieder des Bundesrates grundsätzlich in die 
geplante Redeordnung einfügen. Sie haben jedoch 
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sicher Verständnis dafür, daß dem Bundesrat für 
besonders gelagerte Fälle Vorbehalten bleiben muß, 
von seinen Rechten aus Artikel 43 Abs. 2 des 
Grundgesetzes voll Gebrauch zu machen." 

Es ist nicht auszuschließen, daß ein Mitglied aus 
dem sogenannten redeprivilegierten Personenkreis 
von dem Recht aus Artikel 43 Abs. 2 GG Gebrauch 
macht und länger als zehn Minuten spricht. In 
einem solchen Fall kann die Fraktion, die eine 
abweichende Meinung vortragen will, für einen 
ihrer Redner das Wort zu einer Erwiderung von 
gleicher Dauer verlangen. 


Durch den letzten Satz in Nummer 2 wird festge- 
legt, daß diese Redezeiten unbeschadet der Regeln 
in Ziffer III Nr. 1 Abs. 1 Satz 3 nicht auf die Dauer 
der Aussprache angerechnet wird. Die Dauer der 
Aussprache muß bei Inanspruchnahme der Rechte 
aus Ziffer III Nr. 2 Satz 2 entsprechend verlängert 
werden, 

Nummern 3 und 4 

Die Nummern 3 und 4 entsprechen mit den 
erforderlichen redaktionellen Anpassungen den 
Regelungen in der bisherigen Nummer 3 Abs. 3 und 4. 



